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Vorwort

 

Liebe Leserinnen und Leser,

im Jahr 1999 starteten Bund, Länder und Kommunen das Programm Soziale Stadt. 
Ziel des Programms ist es, die Situation in städtebaulich, wirtschaftlich und sozial 
benachteiligten Stadt- und Ortsteilen zu verbessern, lebendige Nachbarschaften zu 
fördern und den sozialen Zusammenhalt zu stärken. Gleichzeitig soll es einer Pola-
risierung in den Städten entgegenwirken.

Bislang förderte das Programm 780 Maßnahmen in 440 Städte und Gemeinden. Die 
nun vorliegende zweite Zwischenevaluierung zeigt, dass das Programm die Ziele 
einer sozialen Stadtteilentwicklung sehr erfolgreich umsetzt. 

Darüber hinaus ergeben sich aus der Evaluierung einige Hinweise, wie sich das Städ-
tebauförderprogramm weiterentwickeln lässt. So wird etwa angeregt, die ressort-
übergreifende Zusammenarbeit auf allen Ebenen zu stärken und die ursprüngliche 
Idee einer Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt über dieses Programm hinaus wei-
ter zu verfolgen. Auf diese Weise können benachteiligte Quartiere stabilisiert wer-
den und ihre Bewohnerinnen sowie Bewohner neue Chancen erhalten.

Ich wünsche Ihnen eine erkenntnisreiche Lektüre.

Dr. Robert Kaltenbrunner 
Stellvertretender Leiter des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung
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Kurzfassung

Anlass, Ziel und Methodik der 
Zwischenevaluierung

Zehn Jahre nach der ersten Zwischenevaluierung 
wurde die vorliegende Evaluation zum Bund-Län-
der-Programm Soziale Stadt mit dem Ziel beauf-
tragt, aktuelle Einschätzungen zur Programmum-
setzung sowie deren Ergebnissen und Wirkungen 
vorzunehmen. Der Bearbeitungszeitraum fiel zeit-
lich mit einem neuerlichen Bedeutungszuwachs 
des Programms und mit neuen Anstößen zur Wei-
terentwicklung ressortübergreifender Zusammen-
arbeit auf Bundesebene zusammen. Die Zwischen-
evaluierung basiert auf dem von Bund, Ländern und 
kommunalen Spitzenverbänden gemeinsam entwi-
ckelten „Programmübergreifenden Evaluierungs-
konzept für die Städtebauförderung von Bund und 
Ländern“. Es handelt sich demzufolge weitgehend 
um Sekundäranalysen von vorhandenen Quellen 
und Materialien (Programmdokumente und -in-
formationen von Bund und Ländern, um Auswer-
tungen der Daten der elektronischen Begleitinfor-
mationen und des elektronischen Monitorings so-
wie weitere quantitative Auswertungen, Fallstu-
dien, Praxisbeispiele, Statusberichte, Ergebnisse 
der Transferwerkstätten). 

Darüber hinaus wurden die Ergebnisse einer Son-
derauswertung des Sozio-ökonomischen Panels 
(SOEP) seitens des BBSR für die Studie zur Ver-
fügung gestellt. Ergänzend wurden anhand von 
Leitfragen zahlreiche Experteninterviews mit 
Vertretern von Bund, Ländern und kommunalen 
Spitzenverbänden durchgeführt. Im Sinne der dis-
kursiven Ausrichtung des Evaluierungsprozesses 
fanden drei Gesprächsrunden mit dreißig Exper-
tinnen und Experten aus allen Programmebenen 
sowie von Verbänden und aus der Wissenschaft 
statt. Die Ergebnisse dieser Diskussionen sind in 
den Endbericht eingeflossen.

Grundlagen und Steuerung auf Bundes- und 
Länderebene

Mit dem Städtebauförderungsprogramm Sozia-
le Stadt unterstützen Bund und Länder seit 1999 
die Stabilisierung und Aufwertung städtebaulich, 
wirtschaftlich und sozial benachteiligter sowie 
strukturschwacher Stadt- und Ortsteile. Überge-
ordnete Zielstellung ist es, die Lebenssituation in 
benachteiligten Wohnquartieren mit einem integ-
rierten Ansatz zu verbessern. Für die Soziale Stadt 
gibt es bis heute keine festgelegte Programm-
strategie. Jedoch ist das Städtebauförderungs-
programm in die Gemeinschaftsinitiative Soziale 

Stadt eingebettet, die im Jahr 1996 startete. Der 
entsprechende Leitfaden der ARGEBAU umfasst 
einen programm- und ressortübergreifenden An-
satz, der einen Bündelungsanspruch gegenüber 
anderen Fachpolitiken für die Programmkulisse 
der Sozialen Stadt hat. Aus dem breiten Hand-
lungsansatz der angestrebten Gemeinschaftsini-
tiative ergibt sich eine Vielfalt von Handlungsfel-
dern, die durch das städtebauliche Programm al-
lein nicht bearbeitet werden können. Für die Zwi-
schenevaluierung wurden zum einen strategisch-
instrumentelle und zum anderen inhaltlich-thema-
tische Handlungsfelder aus dem ARGEBAU Leit-
faden und den Verwaltungsvereinbarungen von 
Bund und Ländern abgeleitet.

Zu den strategisch-instrumentellen Handlungsfel-
dern des Programms Soziale Stadt zählen der Ge-
bietsbezug, die Ressourcenbündelung, die Integ-
rierten Entwicklungskonzepte, das Quartiersma-
nagement, die Aktivierung und Beteiligung (inklu-
sive Verfügungsfonds), Evaluierung und Monitoring 
sowie die Verstetigung der Gesamtmaßnahme auf 
lokaler und kommunaler Ebene.

Zu den inhaltlich-thematischen Handlungsfel-
dern in den Programmgebieten der Sozialen 
Stadt gehören Wohnen und Wohnumfeld/öffent-
licher Raum, Umwelt und Verkehr, soziale Integ-
ration, Schule und Bildung, Stadtteilkultur, Sport 
und Freizeit, Gesundheitsförderung, lokale Öko-
nomie, Sicherheit sowie Imageverbesserung und 
Öffentlichkeitsarbeit.

Der Ansatz der Sozialen Stadt besteht darin, Maß-
nahmen und Projekte orientiert an den Gegeben-
heiten vor Ort in allen inhaltlich relevanten Hand-
lungsfeldern zu entwickeln. Die Instrumente, die 
das Programm hierfür zur Verfügung stellt, bilden 
die Voraussetzung für eine erfolgreiche Umsetzung.

Die Anzahl der Programmgebiete ist seit dem Pro-
grammstart 1999 mit 160 Gesamtmaßnahmen auf 
659 Fördergebiete in 390 Kommunen aller 16 Bun-
desländer im Jahr 2014 gestiegen. Ein Schwerpunkt 
bei der Gebietsauswahl liegt in Groß- und Mittel-
städten. Diese Städte sind vergleichsweise höher 
mit Arbeitslosigkeit und Haushaltsproblemen be-
lastet. Im Hinblick auf die städtebaulichen Merk-
male der Fördergebiete lässt sich festhalten, dass 
diese überwiegend durch eine Wohnnutzung ge-
kennzeichnet sind, wobei in den altindustriell ge-
prägten Bundesländern Nordrhein-Westfalen und 
Saarland überdurchschnittlich häufig auch Misch-
nutzungen anzutreffen sind. Hinsichtlich der sozio-
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demographischen Merkmale lässt sich ein über-
proportionaler Anteil von migrantischen Bevölke-
rungsgruppen sowie von Einwohnern mit geringe-
rem Einkommen und niedrigerem Bildungsniveau 
feststellen. Insgesamt weisen die vorhandenen 
Datengrundlagen auf hohe Anteile von Menschen 
in prekären Lebenslagen hin, die in Soziale-Stadt-
Gebieten leben. Insofern umfasst die Förderkulis-
se grundsätzlich die Gebiete, für die es ins Leben 
gerufen worden ist. 

Einsatz der Instrumente

Das Städtebauförderungsprogramm Soziale Stadt 
war in der Startphase im Jahr 1999 experimentell 
orientiert und als „lernendes Programm“ ausge-
legt. Dem ist die Soziale Stadt gerecht geworden, 
und es konnten einige Verfahrensinnovationen ent-
wickelt werden, die mittlerweile in modifizierter 
Form Eingang in andere Stadtbauförderungspro-
gramme gefunden haben. Hierzu zählen die Inte-
grierten Entwicklungskonzepte, das Quartiersma-
nagement und der Verfügungsfonds. Weitere pro-
grammprägende Instrumente, wie die Ressourcen-
bündelung sowie die Aktivierung und Beteiligung, 
ergeben sich aus den besonderen Ansprüchen an 
die Soziale Stadt.

Der Gebietsbezug stellt den Markenkern der 
Städtebauförderprogramme dar, die immer auf 
ein räumlich abgegrenztes, von der Kommune 
festgelegtes Gebiet fokussiert. Teilweise bezieht 
sich das Programm Soziale Stadt in ressortüber-
greifenden Konzepten auf einen weiter gefassten 
Sozialraum, um die Lebensverhältnisse der Quar-
tiersbewohner nachhaltig verbessern zu können. 
Eine Schwierigkeit in der Programmumsetzung 
liegt darin, dass ein Denken in Sozialräumen nach 
wie vor nicht bei allen Fachbehörden gleicherma-
ßen verankert ist.

Die Ressourcenbündelung als charakteristisches 
Instrument des Programms Soziale Stadt ergibt 
sich aus dem Leitfaden der ARGEBAU zur Ge-
meinschaftsinitiative und aus der Verwaltungs-
vereinbarung. Auf Bundesebene wurde dem An-
spruch der Ressourcenbündelung unter anderem 
in Form von Modellvorhaben oder ESF-kofinanzier-
ten Partnerprogrammen zur Sozialen Stadt (aktuell 
BIWAQ und JUSTIQ) entsprochen. Auf Ebene der 
einzelnen Bundesländer haben insbesondere Ber-
lin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen und 
Nordrhein-Westfalen die größten Fortschritte bei 
der Mittelbündelung erzielt. Der Großteil der Bün-
delungsaufgaben ist weiterhin auf der kommuna-
len Ebene zu erbringen, obgleich es insbesondere 
in finanzschwachen Kommunen aufgrund fehlen-
der Personalressourcen schwierig ist, weitere Mit-
tel zu akquirieren und zu bündeln.

Das Integrierte Entwicklungskonzept (IEK) ist das 
zentrale strategische Instrument für die Umset-
zung der Gesamtmaßnahmen vor Ort. Bund und 
Länder binden daher die Förderfähigkeit der Sozia-
le-Stadt-Gebiete bereits seit der Programmeinfüh-
rung an ein solches Konzept. Demzufolge kann die 
Soziale Stadt als Vorreiter beim Thema IEK für an-
dere Städtebauförderungsprogramme (z. B. Stadt-
umbau) gelten. Seit Programmbeginn hat die Qua-
lität der IEK deutlich zugenommen. Sie sind als wir-
kungsvolles Instrument aufgrund des umfassen-
den Beteiligungsangebots von allen Gebietsakteu-
ren anerkannt. 

Zur Wiederherstellung eines aktiven Stadtteille-
bens, zur Organisation der Bewohnerbeteiligung 
und zur Koordination der Vor-Ort-Aktivitäten und 
der Akteure aus Verwaltung, Politik und Zivilge-
sellschaft wurde bereits bei der Konzeptionierung 
der Gemeinschaftsinitiative vorgesehen, Quartiers-
managements/Stadtteilbüros in den Fördergebie-
ten einzurichten. Dies ist ein Kernbestandteil des 
Programms, der auch über die schwierigen Zeiten 
der Mittelkürzung hinweg aufrechterhalten wurde.

Die Umsetzungspraxis auf lokaler Ebene unter-
scheidet sich vielfältig aufgrund der Gegebenhei-
ten vor Ort (z. B. wegen des Rollen- und Aufgaben-
verständnisses, der personellen Expertise, Zustän-
digkeit, Trägerschaft etc.). Trotz aller Unterschiede 
in den lokalen Ansätzen können folgende Faktoren 
ausgemacht werden, die wesentlich für eine er-
folgreiche Umsetzung sind: eine zentrale, gute er-
reichbare Lage des Vor-Ort-Büros, die Qualifikatio-
nen/Fähigkeiten der Quartiersmanager sowie de-
ren Entscheidungsbefugnisse und die Unterstüt-
zung durch Verwaltung und Politik. 

Die Ansprüche an Aktivierung und Beteiligung rei-
chen in der Sozialen Stadt weit über die üblichen 
Standards anderer Städtebauförderungsprogram-
me hinaus. Zwei Gründe sind hierfür maßgeblich: 
Auf der einen Seite verfügen die Bewohnergrup-
pen in Soziale-Stadt-Gebieten aufgrund ihrer so-
zioökonomischen Lage selten über die notwendi-
gen Ressourcen für ehrenamtliches Engagement. 
Auf der anderen Seite sollen gerade diese Perso-
nengruppen im Sinne einer Empowerment-Stra-
tegie befähigt werden, ihren Stadtteil aktiv mitzu-
gestalten. Dies zeigt sich auch bei der Aufstellung 
der IEK, bei der die Einbeziehung schwer erreich-
barer Bewohnergruppen ein erklärtes Ziel ist. An-
gesichts des sehr hohen Anspruchs an die Teil-
habe sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen 
besteht im Programm Soziale Stadt weiterer Inno-
vationsbedarf zur Entwicklung niedrigschwellige 
Beteiligungsformate, und zwar nicht nur für Mig-
ranten, sondern auch für marginalisierte deutsche 
Bewohnergruppen.
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Das Instrument des Verfügungsfonds stellt eine 
weitere Neuerung des Programms Soziale Stadt 
dar, die damit erstmals im Jahr 1999 in der Städ-
tebauförderung eingeführt wurde. Auf Grund der 
positiven Erfahrungen ist das Instrument spä-
ter auf alle anderen Städtebauförderprogramme 
übertragen worden. Mit der Einrichtung der Ver-
fügungsfonds wurde auf Ebene der Soziale-Stadt-
Gebiete für Bewohner, Initiativen und Einrichtun-
gen die Möglichkeit geschaffen, schnell und unbü-
rokratisch kleinteilige Verbesserungen im Stadt-
teil umzusetzen. Bewährt hat sich, dass die Ver-
fügungsfonds vollständig aus Mitteln der Städte-
bauförderung bezuschusst werden können. Die 
Ziele und Erwartungen an die Entscheidungsgre-
mien und Geschäftsstellen der Verfügungsfonds 
sind anspruchsvoll, haben sich aber durch die Viel-
zahl kleinteiliger Aktivitäten zur Stärkung von Mit-
wirkung und Selbstverantwortung der Bewohner-
schaft und lokaler Gruppen weitgehend erfüllt. 

Zur Unterstützung von Lernprozessen in den Stadt-
teilen wurde von Anbeginn des Programms Sozia-
le Stadt der Aufbau einer Evaluierung mit folgen-
den vier Bausteinen empfohlen: Zielentwicklung 
und Beobachtung der Zielerreichung, Sozialraum-
Monitoring, Analyse qualitativer Prozesse sowie 
Fallstudien. Auf Bundesebene werden einige Bau-
steine durch die Begleitinformationen, das elektro-
nische Monitoring und die Begleitforschung um-
gesetzt. In den Bundesländern gab es in der ers-
ten Phase des Programms bis 2005 ambitionierte 
Monitoring- und Evaluierungsansätze, die in die-
ser Intensität in den Folgejahren nicht weiterver-
folgt wurden. Auf Ebene der Kommunen steht die 
Methode der Selbstevaluierung zur Verbesserung 
der Programm- und Projekterfolgs im Vordergrund. 
Die bisher gemachten Erfahrungen deuten darauf 
hin, dass Monitoring- und Evaluationsansätze ins-
besondere dann von den Akteuren vor Ort unter-
stützt werden, wenn neben der Mehrarbeit auch 
ein Mehrwert erkennbar ist.

Programmumsetzung der inhaltlichen 
Handlungsfelder 

Zur Grundphilosophie des Programms Soziale Stadt 
zählt das Ineinandergreifen von baulich-investiven 
sowie sozial-integrativen Maßnahmen. Während 
der baulich-investive Teil aus dem Städtebauför-
derungsprogramm förderfähig ist, setzt die Umset-
zung der sozial-integrativen Maßnahmen die Finan-
zierung aus den Budgets anderer Ressorts voraus. 
Es gelingt nach wie vor in unterschiedlichem aber 
oft nicht ausreichendem Maße, diese Herausfor-
derung zu meistern. 

Dem Handlungsfeld „Wohnen und Wohnumfeld, öf-
fentlicher Raum“ kommt aufgrund des hohen Anteils 

baulich-investiver Maßnahmen bei der Programm-
umsetzung eine herausgehobene Rolle zu. Zusam-
men mit den investiven Maßnahmen im öffentlichen 
Raum (Straßen, Wege, Plätze) bildet die Sanierung 
der vernachlässigten Bausubstanz und die Besei-
tigung funktionaler und gestalterischer Mängel in 
den Soziale-Stadt-Gebieten den zentralen Bestand-
teil des Städtebauförderungsprogramms. Die mate-
riellen Ergebnisse des Programms Soziale Stadt ha-
ben nach überwiegender Einschätzung der Länder 
bei ausreichender Laufzeit zu beachtlichen Verbes-
serungen in den Quartieren geführt. Handlungsbe-
darfe werden insbesondere bei der Einbeziehung 
privater Eigentümer gesehen, deren unzureichende 
Mitwirkungsbereitschaft häufig als Hindernis ein-
gestuft wird. Durchweg positiv wird die gestiege-
ne Mitwirkungsbereitschaft von kommunalen Woh-
nungsunternehmen und Genossenschaften einge-
schätzt, die sich verstärkt auch in die strategische 
Planung der IEK einbringen. 

Dem Handlungsfeld „Umwelt und Verkehr“ kommt 
eine vergleichsweise untergeordnete Rolle in der 
Programmumsetzung zu. Gleichwohl wurden gute 
Ergebnisse bei der baulichen Infrastruktur (Grün-
anlagen, Parks, Verbesserung der Verkehrsinfra-
struktur, energetische Sanierung) erzielt. Darüber 
hinausgehende Maßnahmen zur ökologischen Er-
neuerung oder Umweltbildung spielten bisher nur 
vereinzelt eine Rolle.

Das Handlungsfeld „Zusammenleben und Soziale 
Integration“ beinhaltet eines der zentralen Anlie-
gen des Programms Soziale Stadt. Im Vergleich zur 
ersten Zwischenevaluierung kam ihm in den ver-
gangenen zehn Jahren eine erhöhte Aufmerksam-
keit zu. Neben den baulichen Maßnahmen für die 
Verbesserung der sozialen Infrastruktur und den 
Aktivitäten der Quartiersmanagements ist das Pro-
gramm in diesem Handlungsfeld in hohem Maße 
von Komplementär- und Partnerprogrammen ab-
hängig, um sozial-integrative Maßnahmen in aus-
reichendem Umfang umsetzen zu können. 

Das Handlungsfeld „Schule und Bildung“ hat 
gegenüber der ersten Zwischenevaluierung einen 
deutlichen Bedeutungszuwachs im Rahmen des 
Programms erfahren. Bildungseinrichtungen sind 
in Soziale-Stadt-Gebieten häufig überlastet und 
weisen Instandhaltungsrückstände sowie Anzei-
chen von Vernachlässigung und Vandalismus auf. 
Im Hinblick auf die baulich-investive Aufwertung 
der Bildungsinfrastruktur konnten im Handlungs-
feld „Schule und Bildung“ signifikante Verbesse-
rungen erzielt werden. Allerdings konnten bislang 
innovative und ganzheitliche Bildungskonzepte in 
den Soziale-Stadt-Gebieten aufgrund der Komple-
xität der Zuständigkeiten und Schwierigkeiten der 
Finanzierung nur in Einzelfällen realisiert werden. 
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Das Handlungsfeld „Stadtteilkultur und Sport“ ist 
nicht als eigenständiger Ziel- und Maßnahmenbe-
reich im Leitfaden der ARGEBAU und den Verwal-
tungsvorschriften ausgewiesen. Gleichwohl wur-
de dem Handlungsfeld „Stadtteilkultur“ in der Be-
gleitforschung und den Statusberichten zum Pro-
gramm Soziale Stadt eine hohe Bedeutung zuge-
messen. Das Handlungsfeld „Sport“ ist trotz des 
hohen Engagementpotenzials von Sportvereinen 
und den zahlreichen Schnittmengen zu anderen 
Handlungsfeldern im Programm Soziale Stadt bis-
her wenig vertreten und verdient zukünftig eine 
systematische Konzeptentwicklung. 

Das Handlungsfeld „Gesundheitsförderung“ ist 
trotz häufig erhöhter Gesundheitsbelastungen 
in den Soziale-Stadt-Gebieten bisher in der Pro-
grammumsetzung unterrepräsentiert. Das Poten-
zial der Krankenkassen für die integrierte Stadt-
teilentwicklung wird im Rahmen des Städtebauför-
derungsprogramms Soziale Stadt erst ansatzwei-
se genutzt, so dass auch in diesen Bereich erhöh-
ter Handlungsbedarf zu erkennen ist.

Dem Handlungsfeld „Lokale Ökonomie“ wird auf-
grund der hohen Arbeitslosigkeit und den weg-
brechenden Nahversorgungsstrukturen in den 
Soziale-Stadt-Gebieten eine hohe Bedeutung 
zugemessen. Die Umsetzungspraxis der Städte-
bauförderung hält diesem Erwartungsdruck nicht 
stand, denn grundsätzlich liegen die Stellschrau-
ben für wirtschaftliche Entwicklungen außerhalb 
der Reichweite lokaler Akteure. Punktuell wer-
den Maßnahmen im Rahmen der Förderprogram-
me gemeinsam mit anderen Fachressorts erfolg-
reich umgesetzt.

Das Handlungsfeld „Sicherheit“ weist große 
Schnittmengen zum Handlungsfeld „öffentlicher 
Raum“ auf, wenn in den Soziale-Stadt-Gebieten 
Fragen städtebaulicher Kriminalitätsprävention 
durch städtebauliche Maßnahmen im Mittelpunkt 
stehen. Ansätze der Gewaltprävention sind da-
gegen im Rahmen des Städtebauförderungspro-
gramms Soziale Stadt kaum förderfähig und wer-
den eher durch die Netzwerkarbeit der Quartiers-
managements, Ordnungsämter und Polizei oder 
entsprechende Förderprogramme der zuständi-
gen Fachressorts abgedeckt.

Das Handlungsfeld „Image und Öffentlichkeits-
arbeit“ wird im Rahmen der Sozialen Stadt als 
Querschnittsaufgabe verstanden. Die Öffentlich-
keitsarbeit dient der Transparenz und der Informa-
tion von Stadtteilakteuren vor Ort. Sie bildet so-
mit die Grundlage für weitergehende Handlungs-
ansätze der Aktivierung und Beteiligung. Die Fall-
studien und Aussagen der Ländervertreter zeigen, 
dass sich das oftmals negative Image der Gebie-

te infolge von Aktivitäten, die durch das Programm 
gefördert werden, verbessert.

Gesamtbewertung

Bei der Gesamtbewertung ist das übergeordne-
te Ziel der Stabilisierung und Aufwertung der För-
dergebiete zentral. Dabei ist jedoch zu beachten, 
dass das Programm Soziale Stadt sich von anderen 
Städtebauförderungsprogrammen insofern unter-
scheidet, dass es als Teil einer ressortübergreifen-
den Gemeinschaftsinitiative konzipiert wurde und 
nie den Anspruch hatte, allen Herausforderungen 
in den Quartieren allein begegnen zu können. Viel-
mehr stellt es mit den Integrierten Konzepten und 
dem Quartiersmanagement einen Rahmen zur Ver-
fügung, innerhalb dessen verschiedene Akteure 
und Kräfte bei der Bewältigung der Aufgaben zu-
sammenwirken können. 

Innerhalb der Städtebauförderung stehen fünf Di-
mensionen im Mittelpunkt: die Verbesserung von 
Lebensbedingungen durch die Aufwertung des 
baulich-räumlichen Umfelds, die Verbesserung 
der Lebensbedingungen durch eine bessere so-
ziale Infrastruktur, die Verbesserung der Soziali-
sationsbedingungen durch positive Rollenbilder 
und Möglichkeiten positiven sozialen Lernens, 
die Aufwertung des Quartiersimages zur Vermei-
dung von Stigmatisierung und Diskriminierung so-
wie die Stärkung des Quartiers im lokalen poli-
tisch-administrativen System durch leistungsfähi-
gere Governance-Strukturen.

In allen genannten Dimensionen lassen sich im 
Rahmen der Zwischenevaluierung positive Bei-
träge des Städtebauförderungsprogramms Sozia-
le Stadt feststellen. Das Programm leistet mit den 
baulichen Maßnahmen und seinen flankierenden 
Instrumenten (Integrierte Entwicklungskonzepte, 
Quartiersmanagement, Verfügungsfonds) einen 
sehr wichtigen Beitrag, in sozialstrukturell benach-
teiligten Quartieren die baulichen Voraussetzungen 
für soziale und nachbarschaftliche Aktivitäten zu 
schaffen, die Bewohner zu aktivieren und alle Ak-
teure im Stadtteil zusammenzubringen. 

Empfehlungen

In vielen Programmgebieten konnten noch nicht 
alle Aufgabenstellungen in einem befriedigenden 
Umfang bewältigt werden, zumal einige strukturell 
benachteiligte Stadtteile erneut erhebliche Integ-
rationsleistungen erbringen müssen. Hinzu kom-
men auch neue Anforderungen an die soziale Inf-
rastruktur, an das Wohnen und das Wohnumfeld. 
All dies spricht vor dem Hintergrund der festge-
stellten Passfähigkeit des Programms sowie der 
bisher erzielten Ergebnisse und Wirkungen für die 
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Fortführung des Programms Soziale Stadt mit dem 
bisherigen Mitteleinsatz. 

Um die im Vergleich zu anderen Städtebauförde-
rungsprogrammen erhöhten Ansprüche an die 
Mitwirkung und Unterstützung anderer Fachres-
sorts einzulösen, sollten die Bemühungen um eine 
ressortübergreifende Zusammenarbeit und Res-
sourcenbündelung auf Bundes- und Länderebe-
ne konsequent fortgesetzt werden. Nach mehr als 
zwanzig Jahren könnte ein solcher Impuls auch 
von einem neuen nationalen Aktionsprogramm 
ausgehen, wodurch die ursprüngliche Idee der 
Gemeinschaftsinitiative aufgegriffen und voll-
endet würde.

Angesichts der seit 1999 hinzugekommenen Städ-
tebauförderungsprogramme sollte sich das Pro-
gramm Soziale Stadt weiterhin konsequent als Leit-
programm der sozialen Integration auf die Gebiete 
mit besonderen Integrationsherausforderungen fo-
kussieren. Welche das sind, muss auf der regiona-
len oder Landesebene aufgrund der erkennbaren 
Defizite und Potenziale gemeinsam in einem trans-
parenten Verfahren festgelegt werden. Als Kern-
kompetenzen des Programms haben sich die bau-
lich-investiven Maßnahmen zur Verbesserung des 
Wohnumfelds und der sozialen Infrastruktur sowie 

die vielfältigen Aktivitäten des Quartiersmanage-
ments zur Aktivierung, Beteiligung und Vernetzung 
in den Gebieten erwiesen. Flankiert wird dies von 
Impulsen für soziale Maßnahmen, beispielsweise 
über den Verfügungsfonds.

Der Verfügungsfonds bildet eine gute Grundlage, 
die Mitfinanzierung zivilgesellschaftlicher Akteure 
zu generieren. Hier besteht noch Potenzial.

Die Evaluierung hat gezeigt, dass in vielen be-
nachteiligten Quartieren eine Lösung der Proble-
me nicht innerhalb eines vergleichsweise kurzen 
Förderzeitraumes zu erreichen ist. Um die Nachhal-
tigkeit der Investitionen zu sichern, ist eine zeitlich 
hinreichend bemessene Phase der Nachsorge in-
nerhalb der Laufzeit des Programms vorzusehen.

Um den Wissenstransfer und die Begleitforschung 
zu beleben, sollte eine ressortübergreifende, pro-
grammbegleitende Expertengruppe auf Bundes-
ebene eingerichtet werden. Die Bundestransfer-
stelle sollte stärker in die Koordinierung und Unter-
stützung ressortübergreifender Aktivitäten einbe-
zogen werden. Um den Gedanken des lernenden 
Programms wieder zu beleben, sollten Qualifizie-
rung und Erfahrungsaustausch der beteiligten Ak-
teure auf Landesebene organisiert werden.

Summary

Background and objective of the evaluation

This second interim evaluation of the urban devel-
opment grants program “Social City” was com-
missioned in order to produce up to date infor-
mation about its implementation, outcomes and 
impact. This happened in a time of renewed sig-
nificance and attempts to deepen inter-ministe-
rial cooperation at the federal level. The evalu-
ation is mainly based on secondary analyses of 
existing sources and program documents, comple-
mented by monitoring results and additional quan-
titative data, case studies, good practice exam-
ples, results of program-related workshops, and 
expert interviews.

Under the umbrella of the program “Social City”, 
the national and state governments have jointly 
supported the stabilization and upgrading of neigh-
borhoods affected by multiple types of deprivation. 
Its overall objective is to use an integrated area-
based regeneration approach to improve the living 
conditions in disadvantaged neighborhoods. The 

program is embedded in the so-called “Joint initia-
tive Social City“ launched by the Conference of the 
Ministers of Construction (ARGEBAU) aiming at a 
cooperative strategy transcending policy-making 
in the field of construction and pooling other avail-
able public funds in the designated areas.

The program relies on a number of instruments 
and tools such as the area-based approach, the 
bundling of resources, integrated development 
concepts, neighborhood management, empower-
ment, participation, neighborhood funds, evalua-
tion and monitoring, and the stabilization of regen-
eration strategies beyond the period of develop-
ment grants being awarded. Its action fields and 
strategies comprise housing, upgrading of the res-
idential environment and public spaces, ecology, 
transportation, social integration, education, cul-
ture, sports and leisure, public health, local econ-
omy, public safety, image and public relations. 
The program aims at developing measures and 
projects that consider local needs in all relevant 
action fields.
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Since the program was launched in 1999, the 
number of funding areas has risen from 160 to 659 
in 2014, covering 390 municipalities in all 16 federal 
states. The funding areas concentrate on large and 
medium-sized cities. They face comparably more 
unemployment and budgetary problems. While 
many of the funding areas are characterized by 
residential uses, mixed-use areas can be found in 
old industrialised regions. The number of migrants, 
a low-income population and a low educational 
level hint at the precarious circumstances in which 
many people in the funding areas live. In so far the 
funding area principally covers those regions for 
which the program had been initiated.

The application of tools and instruments

At first, “Social City” was designed as an experi-
mental and “learning program”. Its procedural 
innovations have been mainstreamed in the 
German system of urban regeneration over time. 
This concerns in particular integrated development 
concepts, neighborhood management and neigh-
borhood funds, while the other instruments reflect 
the special challenges of the program.

Urban development grants are always awarded for 
area-based regeneration strategies by municipal-
ities. However, the “Social City” relates to larger 
social environments when incorporating other 
resources in its strategies, and those social envi-
ronments are not always part of the rationalities 
under which public authorities operate. 

Nevertheless, the systematic pooling of resources 
for which the program stands can be derived from 
the ARGEBAU guidelines on the community initiative 
and the administrative agreement between the Fed-
eral Government and the federal state governments. 
At the federal level, funds are pooled by especially 
making use of model projects and ESF-cofinanced 
partner programs (currently BIWAQ and JUSTIQ) 
of the Social City program. At the state level, espe-
cially Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, 
Hessen and North Rhine-Westphalia have made 
the greatest progress in this respect. Despite the 
lack of human resources in poorer towns and cities 
in this context, pooling funds remains a major task 
at the municipal level.

Integrated development concepts are the cen-
tral strategic instrument in locally implement-
ing the program. Therefore, those concepts have 
always been a prerequisite to receive funding. In 
this respect, the program can be seen as a pioneer 
in the field of urban regeneration. Since 1999, the 
quality of the integrated concepts has improved 
significantly. All stakeholders respect them for their 
comprehensive participatory philosophy.

It was the joint initiative that already conceptu-
alized neighborhood management offices to sup-
port community building, to organize participa-
tion and to coordinate local activities by govern-
ment and civil society. This core element of the pro-
gram survived even in periods of sharply reduced 
budgets. Its local implementation varies accord-
ing to self-conception, expertise, duties and opera-
tional mode. Despite all existing variety, the follow- 
ing key factors can be identified for success: a cen-
tral and easily accessible location of the neighbor-
hood management office, skills and tasks of the 
neighborhood managers and support provided by 
the local government.

Empowerment and participation have a much 
higher status than in other grant programs since, 
due to their socio-economic status, residents in 
areas funded by the Social City often do not dis-
pose of the resources that are required for civic 
engagement and since it is exactly these groups 
that are addressed by empowerment strategies. 
By formulating integrated development concepts, 
participatory strategies aim at involving hard-to-
reach residents. However, there is still a need for 
innovation in low-threshold participation formats 
that are able to reach migrants and marginalized 
German residents.

Neighborhood funds were first introduced into urban 
regeneration in 1999 with the help of the “Social 
City”. They have offered a quick and unbureaucratic 
way for residents, initiatives and organizations to 
achieve smaller improvements in their neighbor-
hood. Their full financial support by the system of 
urban development grants has proven successful. 
Neighborhood funds are confronted with high ambi-
tions and expectations, but those were mostly ful-
filled as a consequence of numerous small-scale 
activities to strengthen participation and self-
responsibility of residents and local groups.

Right from the beginning, experts recommended an 
evaluation system comprising conceptual modules 
such as the development of objectives and moni-
toring their implementation, socio-spatial monitor-
ing, analysis of qualitative changes and case stud-
ies. At the federal level, some of those conceptual 
modules were established with the help of three 
tools: accompanying information, electronic moni-
toring and accompanying research. In the federal 
states, the first phase of program implementation 
until 2005 saw ambitious monitoring and evaluation 
efforts without follow-up of the same intensity. At the 
local level, self-evaluation tools can contribute to 
improve program implementation. One unresolved 
issue of the evaluation system is to increase the will-
ingness of the local governments to participate with 
the help of appropriate incentives.
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Action fields and their implementation

The basic philosophy of the program is a successful 
interaction of investments into construction mea- 
sures on the one hand and socially integrative 
measures on the other. While the former can be 
funded by the program, the latter requires addi-
tional funding from other sources. However, they 
sometimes still suffer from insufficient mobilization.

The action field of housing, upgrading of the resi-
dential environment and public spaces is of utmost 
importance as a substantial part of the funds is 
spent here. Refurbishing and modernizing dilap-
idated buildings, alleviating deficits and invest-
ments into upgrading public spaces constitute the 
core of the program. According to most of the fed-
eral states, the program was remarkably success-
ful in this respect locally when the program had 
enough time to make an impact. However, there 
is still a need of engaging private owners whose 
unwillingness to participate is often considered a 
major impediment. On the other hand, municipal 
housing companies and cooperatives have made 
an ever more substantial contribution even in the 
formulation of urban development concepts.

The action field of ecology and transportation only 
plays a minor role in the program. Nevertheless, 
good results were achieved in connection with the 
constructional infrastructure (green areas, parks, 
improved transport infrastructure, energetic refur-
bishment). Further measures of ecological renewal 
or environmental education have so far been of 
minor importance. The action field social integra-
tion stands for one of the central concerns of the 
program. According to the first interim evaluation, 
it has attracted increased attention over the last 
ten years. To be able to implement an adequate 
amount of socially integrative measures, the pro-
gram within this action field mainly relies on activ-
ities of the neighborhood managements and build-
ing measures to improve the social infrastructure, 
but it also depends to a high degree on comple-
mentary and partner programs.

The importance of the action field of education 
has significantly increased in the last few years. 
In the program areas, educational facilities are 
often overburdened, lack adequate maintenance 
and show signs of neglect and vandalism. The pro-
gram was able to achieve significant improvements 
in this respect. However, innovative and integrative 
educational management concepts at the neigh-
borhood level could hardly be established so far 
due to the complex distribution of responsibilities 
and funding issues. In the ARGEBAU guideline, 
local culture, sports and leisure is not mentioned 
as distinct action field. Nevertheless, culture has 

been ascribed a particular importance both in the 
accompanying research and the status reports on 
program implementation. Despite the high poten-
tial engagement of sports clubs and the numerous 
overlaps with other action fields, the field of sports 
has hardly gained significance in the program so 
far and deserves systematic development in the 
time to come.

The action field of health promotion has so far been 
underrepresented in the implementation of the pro-
gram despite often increased health risks of the 
residents in the program areas. Health insurance 
companies have only rudimentarily been involved 
in integrated neighborhood development, and there 
is an increased need for action in this field. 

The action field of local economy has a certain rel-
evance for the program areas, as those are char-
acterized by high unemployment rates and a grad-
ual erosion of local supply structures. The system of 
urban development grants cannot adequately fulfill 
those expectations because the opportunities for 
action in the field of economic development are 
beyond reach for local stakeholders. Some mea-
sures have been successfully implemented in col-
laboration with other authorities nevertheless.

The action field of public safety significantly over-
laps with the action field of public space, when mat-
ters of crime prevention are addressed by urban 
development measures in program areas. Preven-
tive action to avoid violence can hardly be funded 
in the program, though. They are rather covered by 
the neighborhood managements and their network-
ing activities, by regulatory agencies, the police, or 
funding programs of other relevant authorities. The 
action field of image and public relations is a cross 
cutting issue of the program. Public relations activ-
ities contribute to transparency and better infor-
mation and therefore constitute a foundation for 
participation and empowerment. Both case stud-
ies and expert interviews show that the prevail-
ing negative image of the program areas could be 
improved with the help of activities funded in the 
framework of the program.

Overall assessment

There is an overriding goal of stabilizing and 
upgrading the program areas before which the suc-
cess of the program has to be assessed. However, 
one has to bear in mind that the program differs 
from other urban development grants programs 
in that it forms part of a joint initiative by several 
ministries and in so far it never wanted to respond 
alone to all the challenges deprived neighborhoods 
are facing. With the integrated concepts and the 
neighborhood managements, it rather provides a 

16 Zwischenevaluierung des Städtebauförderungsprogramms Soziale Stadt



framework for collaborative action in mastering the 
relevant tasks.

In this context, five dimensions are crucial: improv-
ing living conditions by upgrading the built environ-
ment, improving the living conditions by better facil-
ities of social infrastructure, improving the condi-
tions for individual socialization with the help of 
positive role models and social learning, improving 
the image of a neighborhood to avoid stigmatiza-
tion and discrimination, and strengthening the role 
of a neighborhood by improving local governance 
structures. The interim evaluation has identified 
positive results in all five dimensions. With the help 
of building measures, integrated concepts, neigh-
borhood managements and neighborhood funds, 
the program makes an important contribution in 
disadvantaged neighborhoods when it comes to 
creating the prerequisites for community building 
and to stimulate actors.

Recommendations

Some of the challenges could not be fully mastered 
in a satisfactory manner in many program areas 
yet. Some of the disadvantaged neighborhoods 
have been exposed to significant integration chal-
lenges again recently, including new challenges 
for the social infrastructure, housing and resi- 
dential environment. As the program is designed 
to tackle those challenges and since the achieved 
results and impact are promising, a continuation 
of the program at the current level of funding can 
be recommended. There should be renewed and 
intensified efforts to continue and even improve 
the inter-ministerial collaboration and the pooling 
of resources at the national and state level so as 

to help address the high aspirations in this respect 
compared to other urban development grants pro-
grams. After more than 20 years, a renewed national 
program of action could create the momentum for 
accomplishing the initial idea of the joint initiative.

As the number of urban development grants pro-
grams has increased since 1999, the program 
“Social City” should consequently focus upon the 
challenges of social integration in areas with spe-
cial integration challenges. Their scope and dimen-
sion has to be jointly defined at the regional or state 
levels taking the relevant deficits and potentials into 
account in a transparent procedure. The invest-
ment-oriented constructional measures aiming to 
improve the residential environment and the social 
infrastructure and the various neighborhood man-
agement activities to promote empowerment, par-
ticipation and networking in neighborhoods have 
proved to be core competencies of the program. 
They are accompanied by stimuli for social mea-
sures, e.g. by neighborhood funds.

The evaluation has shown that the problems cannot 
be solved within a relative short funding period. 
Program measures have to be followed up by suf-
ficient phases of aftercare within the framework of 
the program. In order to stimulate knowledge trans-
fer and monitoring research, an inter-ministerial 
expert group should be established at the national 
level. The existing federal transfer agency, respon-
sible for knowledge transfer, should be involved 
more intensively into the coordination and support 
of inter-ministerial activities. To revive the idea of 
a learning program, qualification measures and 
knowledge transfer should be organized also at 
the state level.
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1 Einführung

1.1 Anlass, Ziel und Methodik der 
Zwischenevaluierung

Die zweite Zwischenevaluierung des Städtebau-
förderprogramms Soziale Stadt wurde Ende 2014 
von BMUB und BBSR beauftragt. Sie verfolgt das 
Ziel, zehn Jahre nach der ersten Zwischenevalu-
ierung eine aktuelle Einschätzung zur Programm-
umsetzung sowie den Ergebnissen und Wirkungen 
vorzunehmen. Das rechtliche Erfordernis einer sol-
chen Programmevaluierung leitet sich insbesonde-
re aus dem seit dem 1. September 2006 ergänzten 
Art. 104b Abs. 2 Satz 2 GG ab. Demnach sind die Fi-
nanzhilfen des Bundes für besonders bedeutsame 
Investitionen der Länder und der Gemeinden in re-
gelmäßigen Zeitabständen zu überprüfen. Vor die-
sem Hintergrund wurde in den Jahren 2009 bis 2011 
ein programm- und länderübergreifendes Evaluie-
rungskonzept erarbeitet, welches bei der Evaluie-
rung zum Tragen kam (vgl. BMVBS 2012e).

Die zweite Zwischenevaluierung fiel zeitlich mit 
einem neuerlichen Bedeutungszuwachs des Pro-
gramms und mit neuen Anstößen zu seiner Wei-
terentwicklung zusammen. So wurden im Bundes-
haushalt 2014 erstmals die Bundesfinanzhilfen für 
das Programm von zuletzt 40 Mio. in 2012 und 2013 
auf 150 Mio. Euro aufgestockt. Im Koalitionsvertrag 
von 2013 (S. 82) wurde vereinbart, das Programm 
„im Rahmen der Städtebauförderung als Leitpro-
gramm der sozialen Integration“ weiterzuführen. 
Es solle „die Grundlage für eine ressortübergrei-
fende Strategie Soziale Stadt“ bilden, mit der „ad-
ditiv Fördermittel aus Programmen anderer Res-
sorts in Gebieten mit erhöhten Integrationsanfor-
derungen“ gebündelt werden sollen.

Eckpunkte des programmübergreifenden 
Evaluierungskonzeptes

2010 haben sich Bund, Länder und kommunale Spit-
zenverbände auf ein gemeinsames „Programm-
übergreifendes Evaluierungskonzept für die Städ-
tebauförderung von Bund und Ländern“ verstän-
digt (vgl. Universität Kassel et al. 2010), welches 
in zwei Publikationen des Bundes (BMVBS 2011; 
BMVBS 2012e) einer breiteren (Fach-)Öffentlich-
keit bekannt gemacht wurde. Mit dem Evaluie-
rungskonzept soll eine programm- wie auch län-
derübergreifende Systematisierung und Strukturie-
rung aller Programmevaluierungen „insbesondere 
hinsichtlich der Methoden, Rhythmen und Verant-
wortlichkeiten“ (Universität Kassel et al. 2010: 3) 
erreicht werden. Diesem Ziel dienen zum einen 
grundsätzliche Evaluierungsfragen und Evaluie-
rungsstandards, zum anderen fünf Evaluierungs-
module (vgl. ebd.: 4):

Im Rahmen des „Grundlagenmoduls“ soll schon 
bei der Programmplanung die zukünftige Evalu-
ierung in den Blick genommen werden. Dazu sol-
len u. a. möglichst präzise Programmziele formu-
liert, diese den zentralen städtebaulich relevan-
ten Zieldimensionen in der Verwaltungsverein-
barung bzw. der Programmstrategie zugeordnet 
und vermutete Wirkungsketten offengelegt wer-
den. Ebenso soll durch ein indikatorenbasiertes 
Programm- und Kontextmonitoring die Datenbasis 
für Evaluierungen systematisch verbessert wer-
den, indem jährlich programmbegleitende Input-, 
Output- und Kontext-Daten aller Fördergebiete er-
hoben werden. 

Das zweite Modul des Evaluierungskonzeptes – 
das Modul „Selbstevaluierung auf Gesamtmaßnah-
menebene“ – ist als Empfehlung an die Kommunen 
zu verstehen, in regelmäßigen Abständen systema-
tisch die eigene Herangehensweise im Rahmen der 
Programmumsetzung zu reflektieren.

Das dritte Modul „Begleitforschung“ richtet sich 
an die Bundestransferstellen sowie andere Ak-
teure der Begleitforschung und umfasst im We-
sentlichen deren Aufgaben bei der Erarbeitung 
von ergänzenden Informationen für die Durch-
führung, Beobachtung, Begleitung sowie Evaluie-
rung des Programms in Form von Transferveran-
staltungen, Statusberichten und Fallstudien. Ins-
besondere zu den Fallstudien enthält der „Leitfa-
den für Programmverantwortliche“ Hinweise für 
eine systematische und repräsentative Auswahl 
der Fallstudiengebiete wie auch zu einer struktu-Foto: Wolf-

Dächer und Wandbild Berlin-Neukölln

Christian Strauss
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rierten Durchführung und Dokumentation der Fall-
studien, um die Vergleichbarkeit und Verwertbar-
keit im Rahmen von Evaluierungen sicherzustellen 
(vgl. BMVBS 2012e: 30f und 53). 

Das vierte Modul „Zwischenevaluierungen“ be-
schreibt das Vorgehen für die vorliegende Evalu-
ierung: Auf der Basis der in den drei ersten Mo-
dulen gesammelten Informationen – ggf. ergänzt 
durch weitere Materialien – werden vom Bund ex-
terne Evaluierungen beauftragt, so dass Anpas-
sungen des laufenden Programmes vorgenommen 
werden können. 

Das abschließende fünfte Modul „Programmüber-
greifende Querschnittsevaluierungen“ ermöglicht 
handlungsfeld- oder instrumentenbezogene Eva-
luierungen über Programmgrenzen hinweg, z. B. zu 
Fragen der Anstoß- und Bündelungswirkungen, der 
Nachhaltigkeit/Verstetigung oder der Geschlech-
ter- und Generationengerechtigkeit.

Themenfelder und forschungsleitende 
Fragestellungen

Kern der Zwischenevaluierung ist die Analyse der 
Programmumsetzung auf den unterschiedlichen 
Ebenen der Städtebauförderung (Bund, Länder, 
Kommunen, Fördergebiete). Dabei sollen sowohl 
inhaltlich-thematische wie auch instrumentell-
strategische Handlungsfelder untersucht werden. 

Für das Programm Soziale Stadt kann – abwei-
chend vom programmübergreifenden Evaluie-
rungskonzept – bislang noch keine abgestimm-
te Programmstrategie als Grundlage für die Eva-
luierung genutzt werden. Daher ist eine Bewer-
tung der bisherigen Praxis darauf verwiesen, 
den Entstehungszusammenhang des Programms 
zu reflektieren und die Ziele, Handlungsfelder 
und Instrumente aus diesem Kontext heraus zu 
rekonstruieren.

Anhand der identifizierten zentralen Handlungs-
felder und Elemente sowie ihrer Implementierung 
werden in einem weiteren Schritt die Ergebnisse 
und Wirkungen analysiert, wobei ein besonderer 
Schwerpunkt auf das Programmziel „Stabilisierung 
benachteiligter Quartiere“ gelegt wird. Abschlie-
ßend werden daraus Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen abgeleitet.

Folgende übergeordneten Fragestellungen sind für 
die Zwischenevaluierung forschungsleitend:
• Wie ist der Stand der Programmumsetzung in 

den einzelnen Fördergebieten, in den Ländern 
und in der Gesamtschau einzuschätzen? Welche 
Veränderungen haben sich im Zeitverlauf erge-
ben? Welche Optimierungspotenziale gibt es?

• In welchem Ausmaß sind die Förderansätze ge-
eignet, die gemeinsam von Bund und Ländern 
formulierten und in den Ländern spezifizierten 
Programmziele zu erreichen? Sind Förderbedin-
gungen und Förderlaufzeiten zielgerichtet und 
ausreichend flexibel ausgestaltet?

• Wie groß ist die Relevanz des Programms So-
ziale Stadt in Bezug auf die lokalen, gesamt-
städtischen, länderspezifischen und nationalen 
Bedürfnisse? Welchen wesentlichen Heraus-
forderungen begegnen die Städte und Gemein-
den mit der Teilnahme an diesem Programm? 
Welchen Beitrag leistet die Entwicklung der För-
dergebiete zur Stadtentwicklung insgesamt?

• Wie wirksam ist die Soziale Stadt im Zusammen-
spiel mit weiteren Programmen und Projekten 
anderer Partner bei der Bewältigung der ge-
samtgesellschaftlichen Aufgabe, den sozialen 
Zusammenhalt zu festigen?

• Inwieweit können die Ergebnisse und Wirkun-
gen des Programms vor Ort aufrechterhalten 
werden? Welche Ansätze, Instrumente, Metho-
den oder Konzepte wurden von den Ländern und 
deren Städten und Gemeinden entwickelt, die 
zur Verstetigung der Maßnahmen, Ergebnisse 
und Wirkungen beitragen?

Materialien und Grundlagen

Die Zwischenevaluierung orientiert sich an den 
Vereinbarungen mit dem Auftraggeber im Rah-
men des programmübergreifenden Evaluierungs-
konzeptes. Sie baut ganz überwiegend auf folgen-
den Daten, Informationen und Studien auf:

Programmdokumente und Programminformatio-
nen von Bund und Ländern: Dazu zählen neben den 
jährlichen Verwaltungsvereinbarungen zur Städ-
tebauförderung aus den Jahren 1999 bis 2015 so-

Wohnumfeldgestaltung Rostock-Groß Klein
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wie den Bundesprogrammen der Jahre 1999 bis 
2014 insbesondere die Richtlinien, Verordnungen 
und Erlasse der Länder, die den Rahmen für die 
Umsetzung auf Länderebene setzen. Ferner wer-
den Leitfäden, Broschüren, Zusammenfassungen 
von länderbezogenen Aktivitäten (z. B. thematische 
Arbeitshilfen, Veranstaltungsdokumentationen) so-
wie die Internetangebote des Bundes und der Län-
der ausgewertet. Als wichtige Grundlage dienen 
die Leitfäden der ARGEBAU1 zur Ausgestaltung der 
Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt, insbeson-
dere hinsichtlich der darin formulierten Ziele und 
Handlungsfelder des Programms.

Statistische Datengrundlagen, die beim Bundesin-
stitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
geführt werden: Hierunter fallen die Grundinfor-
mationen zu den Fördergebieten aus der Städte-
bauförderungsdatenbank (Programmjahre 2003-
2014), die Daten aus den elektronischen Beglei-

tinformationen (Programmjahre 2010-2014)2 und 
aus dem elektronischen Monitoring (Berichtsjahr 
2013)3. Weiterhin können sozioökonomische Rah-
mendaten sowie raumtypologische Einordnungen 
für alle deutschen Kommunen (Stand 2014) heran-
gezogen werden. Zudem steht eine Sonderauswer-
tung des Sozio-ökonomischen-Panels (SOEP) für 
Programmgebiete der Sozialen Stadt in Großstäd-
ten zur Verfügung. 

Ergebnisse der Programmbegleitung und der Bun-
destransferstelle Soziale Stadt: Das Programm So-
ziale Stadt wird auf Bundesebene seit seiner Ein-
führung im Jahr 1999 wissenschaftlich begleitet. 
Die erste Phase der Begleitforschung (durchge-
führt vom Deutschen Institut für Urbanistik (DIfU)) 
lief bis 2003 und mündete u. a. in einer ersten Zwi-
schenbilanz beim Kongress „Die Soziale Stadt – Zu-
sammenhalt, Sicherheit, Zukunft“, in dem Begleit-
buch „Die Soziale Stadt – eine erste Bilanz“ so-
wie in der ersten Zwischenevaluierung, durchge-
führt im Jahr 2004 vom IfS. Bis 20144 hat die Bun-
destransferstelle eine Fülle von Informationen und 
Materialien erstellt, von denen hier nur die wich-
tigsten genannt werden können: 2008 und 2014 sind 
zwei Statusberichte zum Stand der Programmum-
setzung erschienen, daneben wurden mehrere 
Sammlungen von guten Beispielen aus der Pra-
xis publiziert, zahlreiche Fachveranstaltungen (u. a. 
fachpolitische Dialoge, Regionalkonferenzen, Bun-
deskongresse, Transferwerkstätten) dokumentiert 
und mehrere thematische Expertisen angefertigt.

Wichtige Grundlage für die laufende Zwischen-
evaluierung sind auch die Inhalte des Internet-
portals www.staedtebaufoerderung.info, das 
seit 2012 auch den bisherigen Internetauftritt 
www.sozialestadt.de umfasst. Unter anderem sind 
dort über 140 Einzelprojekte, Gesamtmaßnahmen 
bzw. Modellvorhaben der Sozialen Stadt nach Bun-
desländern dargestellt.5 

1 Arbeitsgemeinschaft der für Städtebau, Bau- und Wohnungswesen zuständigen Minister und Senatoren der 16 
Länder der Bundesrepublik Deutschland, vgl. www.is-argebau.de, zuletzt aufgerufen am 16.10.2015.

2 Zu den aktuell in den eBI erfassten Merkmalen siehe online unter www.staedtebaufoerderung.info/StBauF/
SharedDocs/Publikationen/StBauF/Formular_BI.pdf?__blob=publicationFile&v=5, zuletzt aufgerufen am 
16.10.2015. Dazu ist jedoch anzumerken, dass sich die mit eBI erfassten Merkmale in den vergangenen Jahren 
mehrmals geändert haben, so dass eine vergleichende Auswertung nur eingeschränkt möglich ist.

3 Das elektronische Monitoring zur Städtebauförderung (eMo) wurde im Jahr 2014 nach einer intensiven Testphase 
flächendeckend eingeführt. Es liefert eine bundesweite Datenbasis darüber, wofür die Mittel der Städtebauför-
derung (Inputdaten) eingesetzt werden und wie sich ausgewählte Merkmale der Fördergebiete entwickeln (Kon-
textdaten). Für die vorliegende Zwischenevaluierung liegen die im Jahr 2014 erstmals erfassten Monitoring-Daten 
für das Berichtsjahr 2013 vor. Der Datensatz umfasst Angaben für 337 Fördergebiete des Programmjahrs 2013, 
das entspricht einer „Stichprobe“ von ca. 55 %. Zu den im Rahmen des eMo erfassten Merkmalen siehe online 
unter www.staedtebaufoerderung.info/StBauF/SharedDocs/Publikationen/StBauF/Formular_eMonitoring.pdf?__
blob=publicationFile&v=3, zuletzt aufgerufen am 16.10.2015. 

4 Seit 2003 wurde die Programmbegleitung vom DIfU als Bundestransferstelle Soziale Stadt weitergeführt. Anfang 
2015 wurde die empirica AG (Berlin/Bonn) mit der Wahrnehmung als Bundestransferstelle Soziale Stadt beauftragt.

5 Die Darstellungen umfassen jeweils eine kurze Projektbeschreibung, Informationen zu Projektträgern und Betei-
ligten, Finanzierung und Laufzeit, Ansprechpartnerinnen und -partnern sowie Veröffentlichungshinweise.

Wohnumfeld Velten-Süd
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Fallstudien und Kommunalbefragungen: Für die 
Zwischenevaluierung lagen insgesamt 21 Fallstu-
dien vor (vgl. Abbildung 1).6
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Quelle: Eigene Darstellung. Geometrische Grundlage: BKG, Gemeinden, 31.12.2013.

Als weitere Evaluierungsgrundlage wurde vom 
„Grundlagenprojekt“ eine Online-Befragung von 
kommunalen Koordinatoren vor allem zu integ-
rierten Entwicklungskonzepten und zum Quar-
tiersmanagement für die Programmgebiete der 
Sozialen Stadt durchgeführt. Aus dieser Befra-
gung liegen Informationen zu 235 Programmge-
bieten aus 226 Städten und Gemeinden vor. Als 
Referenzrahmen für die zurückliegende Pro-
grammlaufzeit kann zudem auf Ergebnisse frü-
herer Kommunalbefragungen zurückgegriffen 
werden, die 2002 und 2005/2006 vom DIfU durch-
geführt wurden.

Weitere Dokumente und Informationen: Hierzu 
zählen zahlreiche Gutachten zu programmrele-
vanten Themen (bspw. aus ExWoSt-Forschungs-
feldern, Gutachten und Forschungsberichte, Stu-
dien der Ressortforschung des Bundes etc.) so-
wie Gutachten und Materialien Dritter (z. B. Posi-
tionspapiere bundesweit tätiger Verbände und In-
stitutionen, Fachveröffentlichungen). Wichtige In-
formationsgrundlagen stellen auch bereits durch-
geführte Zwischenevaluierungen auf Länderebene 
dar.7 Von der Begleitforschung wurde im Novem-
ber 2015 eine Querauswertung von zehn kommuna-
len Selbstevaluationen vorgenommen.8 Auch flos-
sen Zwischenergebnisse aus der Studie zur „Vor-
bereitung einer ressortübergreifenden Strategie 
Soziale Stadt“9 in die Evaluierung ein.

Experteninterviews: Ergänzend wurden in 2015 Ge-
spräche mit Vertreterinnen und Vertretern der zu-
ständigen Landesministerien (in einzelnen Län-
dern auch weiterer an der Programmumsetzung 
beteiligter Institutionen) geführt. Ergänzend wur-
den Gespräche mit dem BMUB und dem DIfU als 
ehemalige Bundestransferstelle Soziale Stadt so-
wie mit ausgewählten Experten geführt. Dazu ge-

hörten u. a. auch Gespräche mit den kommunalen 
Spitzenverbänden sowie mit empirica als Verfas-
ser des Gutachtens zur ressortübergreifenden Zu-
sammenarbeit und als aktuell beauftragte Bundes-
transferstelle für das Programm.

6 17 Fallstudien wurden im Rahmen des Forschungsprojekts „Grundlagen zur Evaluierung des Städtebauförde-
rungsprogramms ‚Soziale Stadt – Investitionen im Quartier‘“ im Zeitraum zwischen Ende 2013 und April 2015 
durch ein externes Auftragnehmerteam (StadtRaumKonzept GmbH/Bergische Universität Wuppertal/ILS Institut 
für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH) erstellt. Für diese 17 Fallstudien lag auch eine Querauswer-
tung des Auftragnehmerteams vor. Weiterhin lagen aus dem „Grundlagenprojekt“ zwei Zwischenberichte vor, die 
Aussagen zum Vorgehen bei der Auswahl und Durchführung der Fallstudien enthalten. Vier weitere Fallstudien 
wurden zwischen Ende 2013 und Anfang 2015 durch die Bundestransferstelle Soziale Stadt (DIfU) erstellt.

7 Für einen Überblick über durchgeführte Evaluierungen der Länder vgl. online unter www.staedtebaufoerderung.
info/StBauF/DE/Programm/SozialeStadt/Literatur/Evaluationsberichte/evaluationsberichte_inhalt.html?nn=768204
#doc766168bodyText2, zuletzt aufgerufen am 16.10.2015.

8 Die Bezeichnung „Selbstevaluation“ trifft allerdings nur bedingt für die Autorenschaft zu. Nur in einem Fall lag sie 
tatsächlich bei der Kommune.

9 Zum Konzept dieses Forschungsprojekts vgl. online unter www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/FP/Weitere/
StrategieSozialeStadt/01_Start.html, zuletzt aufgerufen am 16.10.2015. An drei Fachgesprächen, die im Kontext 
der Erstellung dieser Studie vom BMUB bzw. BBSR (Auftraggeber) sowie der empirica AG (Auftragnehmer) im 
Juni und Juli 2015 durchgeführt wurden, hat das Evaluierungsteam teilgenommen. 

Abbildung 1: Übersicht der 21 vorliegenden Fallstudien
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Der Evaluierungsprozess ist diskursiv angelegt. In 
Absprache mit dem Auftraggeber wurde eine „Ex-
pertenrunde“ mit ca. dreißig externen Expertinnen 
und Experten einberufen, die prozessbegleitend zu 
drei Terminen eingeladen wurde. Zu dieser Grup-
pe gehörten die für die Programmumsetzung zu-
ständigen Vertreterinnen und Vertreter der jewei-
ligen Länderministerien, eine Auswahl von kom-
munalen Vertreterinnen und Vertretern sowie der 
kommunalen Spitzenverbände und weiterer Fach-
verbände, Expertinnen und Experten aus der Wis-
senschaft sowie Vertreterinnen und Vertreter des 
Auftraggebers, der Bundestransferstelle Soziale 
Stadt und des Evaluierungsteams. 

1.2 Zielerreichung und Wirkungs- 
zusammenhänge in der Programm- 
architektur der Sozialen Stadt

Analog zu den wirkungsorientierten Evaluationsan-
sätzen der in der Sozialwissenschaft üblichen Lo-
gik-Modelle unterscheidet die Zwischenevaluie-
rung verschiedene Wirkungsebenen – von direk-
ten und indirekten Ergebnissen bis hin zu mittelba-
ren und langfristigen Wirkungen. 

In der – bezogen auf die Handlungsfelder – mehrdi-
mensionalen und – bezüglich des kooperativen Fö-
deralismus – vielschichtigen Programmarchitektur 
der Sozialen Stadt werden Ergebnisse und Wirkun-
gen von vielen weiteren Faktoren beeinflusst (sog. 
Quartiers- oder Kontexteffekte). Um trotz dieser 
Komplexität zu praxis- und politikrelevanten Aus-
sagen zu kommen, differenziert die Zwischeneva-
luierung zwischen unterschiedlichen Wirkungsdi-
mensionen und bezieht sich dabei auf das zentra-
le Programmziel der Stabilisierung benachteiligter 
Quartiere (vgl. Kapitel 5).

Um Aussagen über Wirkungszusammenhänge zu 
treffen, wird ein rekonstruierendes Verfahren an-
gewendet, das sich an die programmtheoriebasier-
te Cluster-Evaluation anlehnt (vgl. Haubrich 2009). 
Dieses Verfahren nutzt Beschreibungen der Pro-
grammumsetzung und die dort impliziten Annah-
men über die gewünschten Veränderungen in den 
Fördergebieten. Diese Veränderungen, bspw. be-
schrieben in den Fallstudien, sind auf Interventio-
nen zurückzuführen, welche möglicherweise durch 
die Soziale Stadt induziert sind (Programmtheorie). 
Auf diese Weise kann auch die Angemessenheit 
der (rekonstruierten) Programmziele eingeschätzt 
werden. Dies ist für eine realistische Bewertung 
der Zielerreichung notwendig.

Eine wesentliche Grundlage hierfür sind die Fallstu-
dien, welche auf vergleichbare Aussagen zu Wir-
kungen in den zentralen Handlungsfeldern analy-
siert wurden. Im Vergleich der Fallstudien wurden 
„fachliche Strategien“ (Haubrich 2009: 90) heraus-
gearbeitet und typisiert, die quartierübergreifend 
auf ähnliche Weise umgesetzt werden. Referenz-
rahmen für diese Vorgehensweise sind die inst-
rumentell-strategischen Elemente/Handlungsfel-
der (vgl. Kapitel 3) sowie inhaltlich-thematischen 
Handlungsfelder (vgl. dazu Kapitel 4).

Auch in der Expertenrunde bestand ein breiter 
Konsens, dass streng kausale und detaillierte Wir-
kungsketten mit der vorliegenden Datengrundla-
ge allenfalls exemplarisch erfasst werden können 
(z. B. über die Fallstudien) und daher für die Zwi-
schenevaluierung ein kommunikatives Verfahren 
zur Identifikation guter und bewährter Prinzipien 
in der Steuerung und Umsetzung befürwortet wird.

Programmgebiet Trier-Ehrang
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2 Grundlagen und Steuerung auf Bundes- und 
Landesebene

Mit dem Städtebauförderungsprogramm Soziale 
Stadt unterstützen Bund und Länder seit 1999 die 
Stabilisierung und Aufwertung städtebaulich, wirt-
schaftlich und sozial benachteiligter sowie struk-
turschwacher Stadt- und Ortsteile. Übergeordnete 
Zielstellung des Programms ist es, „die Lebenssitu-
ation in benachteiligten Wohnquartieren mit einem 
integrierten Ansatz zu verbessern und hier die vie-
lerorts beobachtete ‚Abwärtsspirale‘ einer sozia-
len, wirtschaftlichen, städtebaulichen, infrastruktu-
rellen und umweltbezogenen Negativentwicklung 
zu durchbrechen. Damit verbunden sind innova-
tive Formen eines vernetzungs- und sozialraum-
orientierten Managements, eine intensive Aktivie-
rung und Beteiligung lokaler Akteure – allen voran 
der jeweiligen Quartiersbevölkerung – sowie die 
Bündelung unterschiedlicher Finanzierungsmög-
lichkeiten für die notwendigen Maßnahmen und 
Projekte“ (Statusbericht 2014: 5).

Unabhängig von dieser übergreifenden Zielorientie-
rung, die seit Programmbeginn bis heute ihre Gültig-
keit behalten hat, ist es ein Charakteristikum der So-
zialen Stadt, dass die konkreten Programmziele über 
die bisherige Laufzeit von 16 Jahren hinweg einer 
gewissen Dynamik unterworfen waren. Dasselbe 
gilt entsprechend für die Handlungsfelder. Gründe 
dafür sind einerseits der von Beginn an postulierte 
Experimentalcharakter des Programms (vgl. IfS 2004: 
26; Statusbericht 2008: 7), der nicht zuletzt mit seiner 
Entstehungsgeschichte verbunden ist. Andererseits 
reagiert der offene Programmansatz auf die vielfäl-
tigen und sich verändernden Problemlagen vor Ort. 

Eine explizite Programmstrategie für die Sozia-
le Stadt existiert bislang noch nicht. Aus diesem 
Grund ist eine Bewertung der bisherigen Praxis bei 
der Frage nach Anlass und Ziel darauf verwiesen, 
den Entstehungszusammenhang des Programms 
zu untersuchen und die ursprünglichen Ziele, 
Handlungsfelder und Instrumente aus diesem Kon-
text heraus zu rekonstruieren. Wesentliche Grund-
lage für eine solche Rekonstruktion stellen die AR-
GEBAU-Leitfäden und die Verwaltungsvereinba-
rungen zur Städtebauförderung einschließlich der 
Wechselbeziehungen untereinander dar.

2.1 Genese und Rahmenbedingungen 
des Programms

Die bundesrechtliche Grundlage für alle Program-
me der Städtebauförderung ergibt sich aus Art. 
104b des Grundgesetzes. Demnach kann der Bund 

den Ländern Finanzhilfen für bedeutsame Investi-
tionen zur Abwehr einer Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts, zum Ausgleich unter-
schiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet 
oder zur Förderung des wirtschaftlichen Wachs-
tums gewähren. Die Mittelvergabe ist zu befris-
ten, hinsichtlich ihrer Verwendung in regelmäßi-
gen Zeitabständen zu überprüfen und degressiv zu 
gestalten. Fördergegenstände und Verfahren wer-
den durch das BauGB und die Verwaltungsverein-
barungen geregelt, die jährlich zwischen Bund und 
Ländern abgestimmt werden.

2.1.1 Die Gemeinschaftsinitiative Soziale 
Stadt

Das Programm Soziale Stadt geht auf eine Initia-
tive der Bauminister der Länder zurück. Es unter-
scheidet sich von den anderen Städtebauförder-
programmen dadurch, dass es sich zunächst als 
Teil eines „nationalen Aktionsprogramms“ (Mi-
nisterkonferenz der ARGEBAU in Potsdam 1996) 
verstand. Dieses sollte ins Leben gerufen wer-
den, „um der drohenden sozialen Polarisierung 
in den Städten Einhalt zu gebieten“. Im Jahr 2005 
wiederholte man die Forderung nach einer „zwi-
schen Bund und Ländern abgestimmten Strategie 
gegen die soziale Polarisierung in den Städten“ 
(ARGEBAU 2005). Sie hatte zuvor auch Eingang 
in § 171e BauGB gefunden. Dort wird auf einen 
„besonderen Entwicklungsbedarf“ von Gebieten 
abgestellt, „in denen es einer aufeinander abge-
stimmten Bündelung von investiven und sonstigen 
Maßnahmen bedarf“.

Die folgende Formulierung im Leitfaden der ARGE-
BAU 2005 nimmt auf das BauGB Bezug: „Die Pro-
blembewältigung der ‚Sozialen Stadt‘ erfordert 
eine integrierende Zusammenführung von Aufga-
ben und Förderprogrammen für investive und nicht-
investive Maßnahmen. Deshalb sollen vorrangig 
die bestehenden Programme der beteiligten Fach-
ressorts bzw. Ämter zur Finanzierung herangezo-
gen werden. Der im Gesetz formulierte Ansatz stellt 
die Bündelung der für die Stadtteilentwicklung re-
levanten Finanzen und Maßnahmen (Städtebau- 
und Wohnraumförderung, Wohnungswesen, Bil-
dung und Soziales, Familien- und Jugendhilfe, Ar-
beits- und Ausbildungsförderung, Sicherheit, Frau-
en, Wirtschaft, Verkehr, Umwelt, Gesundheit Stadt-
teilkultur, Freizeit) als vordringliche Aufgabe auf der 
Ebene des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
deutlich heraus.“
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Es wird ein doppelter Bündelungsauftrag formu-
liert: Für die Kommunen besteht er in der Nutzung 
der bestehenden Programme auf Quartiersebene, 
und für die Landes- und Bundesressorts ist es ein 
Appell zur Schaffung geeigneter Rahmenbedingun-
gen für gezielte Aktivitäten in den betroffenen Ge-
bieten. Adressaten sind der ARGEBAU zufolge auf 
Länderebene alle Ressorts und auf Bundesebene 
die „Bundesministerien des Innern, für Wirtschaft 
und Arbeit, für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, für Bildung und Forschung sowie für Gesund-
heit und Soziales“.

Zu den Zielen der Gemeinschaftsinitiative Soziale 
Stadt führt die ARGEBAU 2005 aus: „Die angestreb-
ten Quartiersentwicklungsprozesse zielen auf: 
• die Verbesserung der Lebensbedingungen in 

den Quartieren,
• die Schaffung stabiler Sozialstrukturen und
• die Verbesserung der Lebenschancen für die 

Bewohnerinnen und Bewohner.“

Mit der Verbesserung der Lebenschancen, die erst 
2005 in den Zielekanon aufgenommen wurde, ist ein 
Ziel genannt, das eindeutig den Horizont städtebau-
licher Maßnahmen der Sozialen Stadt nach § 171e 
BauGB überschreitet. Das unterstreicht den Cha-
rakter der Gemeinschaftsinitiative als keine rein 
städtebauliche, sondern zugleich sozialpolitische 
Aufgabe, was wiederum zwingend den ressor-
tübergreifenden Ansatz der Gemeinschaftsinitia-
tive nach sich zieht. 

Daneben finden sich im Leitfaden der ARGEBAU 
auch Hinweise, wie im Unterschied zur Gemein-
schaftsinitiative die Rolle des städtebaulichen Pro-
gramms gesehen wird: „Die Soziale Stadt versteht 
sich als eigenständiges Investitions- und Leitpro-
gramm für Stadtteile mit besonderem Entwicklungs-
bedarf. Diese Investitionen übernehmen dabei eine 
Leitfunktion für die städtebauliche Gesamtmaßnah-
me. Dabei ist der Einsatz der Mittel der Städtebau-
förderung mit anderen Mitteln stadtentwicklungs-
politisch relevanter Politikfelder zu einem integra-
tiven Ansatz zu verknüpfen. Um dieses Ziel zu er-
reichen, sind staatliche Finanzhilfen wie kommuna-
le Mittel ressort-/ämterübergreifend in ihrem Ein-
satz aufeinander abzustimmen. Mittel Dritter (z. B. 
Wohnungsunternehmen, Mittel der europäischen 
Strukturfonds, Arbeitsförderprogramme) sind in die 
Projektfinanzierung einzubinden.“ 

Also wird auch bei der gesonderten Beschreibung 
des Städtebauförderprogramms stets auf die inte-
grierte Gesamtmaßnahme verwiesen. Man ist sich 
bewusst, dass diese auch nicht-investive Bestand-
teile umfasst und sieht auch hier Möglichkeiten 
für das Städtebauförderprogramm: „Ziel des um-
fassenden Förderungsansatzes ist es, investive 

und nicht-investive Maßnahmen mit dem Schwer-
punkt der städtebaulichen Erneuerung zu integrie-
ren. Wie im Grundprogramm der Städtebauförde-
rung sind auch nicht-investive Aufwendungen för-
derungsfähig, die Voraussetzung für die Vorberei-
tung und Durchführung der städtebaulichen Ge-
samtmaßnahmen sind. Direkt dem Programm zu-
geordnete Mittel sind daher auch erforderlich, um 
die Vorbereitung (integriertes Handlungskonzept), 
die Projektsteuerung und die Evaluierung sicher-
zustellen“ (ARGEBAU 2005: 19).

Neben den baulich-investiven sind auch die vor-
bereitenden (z. B. integriertes Konzept), steuern-
den (Quartiersmanagement) und auswertenden 
(Evaluation) Maßnahmen förderfähig. Zusätzlich 
werden zudem u. a. explizit „bewohnergetragene 
Projekte“, „Sozialplanung (Fürsorge, Betreuung, 
Gemeinwesenarbeit, Umzugsmanagement“ und 
Bewohnerbeteiligung aufgeführt, was den Bogen 
weiter spannt (vgl. ebd.). Spätestens hier wird die 
Grenzziehung zwischen städtebaulichen Maßnah-
men und Maßnahmen anderer Aufgabenbereiche 
unscharf. 

Da sich die Soziale Stadt als Teil einer ressortüber-
greifenden Gemeinschaftsinitiative versteht, wur-
de die breite Palette entwicklungsrelevanter Hand-
lungsfelder in die Verwaltungsvereinbarungen auf-
genommen. Bis 2008 wuchs die Zahl der in der VV 
aufgeführten Handlungsfelder kontinuierlich an. 
Neben der Verbesserung der Wohnverhältnisse 
und des Wohnumfelds umfassten sie Maßnah-
men zur Stärkung von Wirtschaft und Beschäfti-
gung (2010 und 2011 als Strukturen zur Stärkung lo-
kaler Ökonomie bezeichnet), zur Verbesserung der 
sozialen Infrastruktur (2009 weiter aufgefächert) 
sowie Maßnahmen in den Handlungsfeldern Si-
cherheit, Umwelt, Verkehr, Stadtteilkultur und Frei-
zeit. Seit 2005 wird das Thema der Integration von 
Migrantinnen und Migranten genannt. Bis 2011 war 
die Verbesserung des Angebots an bedarfsgerech-
ten Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten im Maß-
nahmenkatalog enthalten. Allerdings werden diese 
nicht explizit als förderfähig, sondern nur im Kon-
text der für die Gebiete zu entwickelnden ganzheit-
lichen Entwicklungsstrategie beschrieben.

Im Ergebnis bleibt ein Interpretationsspielraum, 
was mit dem Programm selbst gefördert werden 
soll. Aus dem breiten Handlungsansatz der ange-
strebten Gemeinschaftsinitiative ergibt sich die 
Vielfalt der Handlungsfelder, deren Bearbeitung 
jedoch durch das städtebauliche Programm al-
lein nicht intendiert war. Dass die nicht-investiven 
Maßnahmen dennoch in stets neuer Form in der VV 
aufgeführt waren, sorgte in den Kommunen einer-
seits für sehr hohe Ansprüche an das Programm, 
andererseits immer wieder für Irritationen und Ent-
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täuschung, weil die ursprüngliche Idee des natio-
nalen Aktionsprogramms als ressortübergreifende 
Gemeinschaftsinitiative allen Appellen zum Trotz 
nicht zustande kam. Von 2012 bis 2014 wurden alle 
Maßnahmen unter der gemeinsamen Überschrift 
„Investitionen in städtebauliche Maßnahmen“ sub-
sumiert, was die Grenze des Förderfähigen enger 
zu ziehen schien. 

2.1.2 Entwicklung des Programms seit 1999

Vor dem Hintergrund der Initiative der ARGEBAU 
haben Bund und Länder das Programm Soziale 
Stadt erstmalig im Jahr 1999 in die Verwaltungs-
vereinbarung zur Städtebauförderung aufgenom-
men. Die Aktivitäten der ARGEBAU zur Vorberei-
tung eines bundesweiten Programms „Stadtteile 
mit besonderem Entwicklungsbedarf – die Sozia-
le Stadt“ reagierten auf Impulse aus unterschied-
lichen Richtungen: 

Grundelemente der Philosophie des Bund-Län-
der-Programms Soziale Stadt finden sich in ver-
schiedenen Ansätzen auf europäischer Ebene, 
bspw. in den Gemeinschaftsinitiativen URBAN. 
Auch weitere europäische Staaten (z. B. Belgien, 
Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Niederlan-
de, Schweden) verfügten damals bereits über quar-
tiersbezogene Entwicklungsstrategien oder entwi-
ckelten sie parallel zur deutschen Initiative.10

In Deutschland waren seit Mitte der 1990er Jah-
re entsprechende Vorhaben in mehreren Län-
dern gestartet worden. So hatten bereits Nord-
rhein-Westfalen, Bremen, Hamburg, Hessen und 
Berlin vergleichbare Landesprogramme aufge-
legt, oder sie waren in Vorbereitung. Parallel 
dazu bündelte die Wohnungswirtschaft zuneh-
mende Klagen über Verwahrlosungstendenzen 
in sozial benachteiligten Quartieren unter dem 
Schlagwort der „überforderten Nachbarschaf-
ten“ (GdW 1998)11. Alarmierende Situationsbe-
schreibungen über Vandalismus, Konflikte, z. B. 
mit jugendlichen Aussiedlern, zunehmende Ar-
beitslosigkeit in Großsiedlungen und anderen 
städtischen Teilräumen waren der Hintergrund. 
Diese mündeten in der Forderung, „Abwärtsspi-
ralen“ oder den „Fahrstuhleffekt“ in abgehängten 
Quartieren (vgl. z. B. Häußermann/Siebel 2001: 61) 
zu stoppen und eine Weitergabe reduzierter Le-
benschancen von Eltern an ihre Kinder zu vermei-

den. Auch in der Kinder- und Jugendarbeit wurde 
zunehmend über Sozialraumorientierung und Prä-
vention nachgedacht und im Konzept der Bürger-
kommune mehr Bürgerbeteiligung gefordert (vgl. 
Krummacher et al. 2003). 

Die ARGEBAU hatte schon 1995 eine „Vernetzung 
von Rechts- und Förderinstrumentarien zugunsten 
problematischer Stadtteile“ gefordert. Ende 1996 
wurde daher von den Bauministern der Länder die 
Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt ins Leben ge-
rufen (vgl. Statusbericht 2014: 9). Danach mach-
te sich die ARGEBAU bis 1998 daran, Prozesse in 
Gang zu setzen, „welche die sozialen Problemge-
biete zu selbstständig lebensfähigen Stadtteilen 
mit positiver Zukunftsperspektive“ machen sollten. 
Bund und Länder müssten die Förderung „auf vie-
len Gebieten wirksam verstärken, um schnell die 
angestrebte Trendwende“ herbeizuführen (ARGE-
BAU 1998: 4). Der Städtebauförderung wurde eine 
„Klammerfunktion“ zugesprochen. Ferner wurde 
betont, sie sei „als Leitprogramm für die Gesamtko-
ordination hervorragend gerüstet“ (ebd.: 11). Unter 
anderem wurde im Leitfaden der ARGEBAU von 
1998 ein Verfügungsfonds für die lokalen Quartiers-
manager angeregt, „der anteilig von den Fachres-
sorts gespeist wird. Die einzelnen Ressorts sollten 
hierzu einen festzulegenden untergeordneten Pro-
zentsatz der ihnen zur Verfügung stehenden För-
dermittel bereitstellen“ (ebd.: 17).

10 Belgien/Politique des Grandes Villes seit 1999; Dänemark/Kvarterloft von 1997-2007; Frankreich/Politique de la Vil-
le seit 1981 in unterschiedlichen Fassungen; Großbritannien/New Deal for Communities 1998-2009; Niederlande/
Grote Steden Beleid seit 1995; Schweden/Storstadspolitiken ab 1999. Eine Übersicht europäischer Programme 
der integrierten Quartiersentwicklung geben auch Franke et al. (2007).

11 Diese Debatte wurde u. a. auch aus Erfahrungen im Rahmen des damaligen Städtebauförderprogramms „Weiter-
entwicklung großer Neubaugebiete in den neuen Ländern“ gespeist, vgl. dazu BMVBW (1999: 106ff).

Wohnumfeld Halle-Silberhöhe

Foto: Wolf-Christian Strauss
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Zunächst wollten die Initiatoren die städtebauliche 
Entwicklungsförderung für benachteiligte Stadt-
quartiere durch einen integrierten Ansatz mit Mo-
dellvorhaben experimentell erproben. Die ARGE-
BAU beauftragte das Deutsche Institut für Urba-
nistik (DIfU) mit der Vorbereitung der Auswahl von 
Modellvorhaben. Dieser Prozess wurde dann im 
Jahr 1999 nach dem Regierungswechsel abgekürzt 
und das neue Programm ohne die Testphase auf-
gelegt (vgl. DIfU 1999). 

In der ersten Verwaltungsvereinbarung mit Aussa-
gen zur Sozialen Stadt heißt es: Mit dem Programm 
Soziale Stadt „wird die Städtebauförderung als In-
vestitions- und Leitprogramm [...] mit anderen stadt-
entwicklungspolitisch relevanten Politikfeldern zu 
einem neuen integrativen Ansatz verknüpft“ (VV 
Städtebauförderung 1999). „Ziel eines Programms 
[...] ist es, investive und nicht-investive Maßnahmen 
mit dem Schwerpunkt der städtebaulichen Erneue-
rung ‚aus einer Hand‘ zu kombinieren und zu integ-
rieren“ (ebd.). Es war hier also intendiert, aus einer 
Hand zu bündeln und zu steuern, nicht jedoch aus 
einer Hand zu finanzieren. Mit der steuernden Hand 
ist die Städtebauförderung bezeichnet.

Aus den Leitfäden der ARGEBAU (2000: 298)12 lässt 
sich gut nachvollziehen, um welche Gebiete es 
gehen sollte: Es handele sich um „meist hochver-
dichtete, einwohnerstarke Stadtteile, [...] in denen 
sich private Investoren seit langem nicht mehr en-

gagieren“ (ARGEBAU 1998: 2) und für die „insge-
samt fehlende Zukunftsperspektiven“ festzustellen 
sind. Außerdem werden „verwahrloste Siedlungen 
am Stadtrand“ mit „austauschbarer, erlebnisarmer 
Wohnsituation“ (ARGEBAU 2005: 3) und von Beginn 
an segregierter Einwohnerschaft (West) oder dro-
hender Segregation (Ost) adressiert.

Ein wichtiger Durchbruch war im Jahr 2004, als mit 
dem Europarechtsanpassungsgesetz der § 171e 
ins BauGB eingefügt und damit die Programm-
ziele der Sozialen Stadt rechtlich verankert wur-
den (vgl. unten). Es sind damit nicht mehr aus-
schließlich städtebauliche Missstände, die eine 
Förderung durch Bund und Länder legitimieren, 
sondern ausdrücklich auch soziale Missstände. 
Außerdem muss ein besonderer Entwicklungsbe-
darf vorliegen. Dieser wird vor allem dann ange-
nommen, wenn es sich um ein innerstädtisches, in-
nenstadtnahes oder verdichtetes Gebiet handelt, in 
dem es der Bündelung investiver und nicht-inves-
tiver Maßnahmen bedarf. Damit fand der Bünde-
lungsgedanke Eingang in das Gesetz.

Das Programm startete 1999 mit 162 Gesamtmaß-
nahmen. Ihre Zahl hatte sich bereits bis zum Jahr 
2003 mehr als verdoppelt. 

Im Jahr 2006 wurde ein ganz neuer Impuls für die 
Umsetzung einer ressortübergreifenden, quar-
tiersbezogenen Intervention durch das Angebot 
eröffnet, indem ergänzend zur Regelförderung 
Fördermittel ganz oder teilweise für die Durch-
führung von Modellvorhaben abgerufen werden 
konnten. Hintergrund war die Erfahrung, dass die 
„fachübergreifende Zusammenarbeit auf kommu-
naler wie auch auf Landes- und Bundesebene noch 
nicht in allen erforderlichen Politikfeldern erreicht“ 
werden konnte (BMVBS/BBSR 2009a: 5). So wur-
den ergänzend zur Regelförderung zwischen 2006 
und 2010 bundesweit 781 Modellvorhaben durch-
geführt (vgl. dazu auch Kapitel 3.2). Dazu wurden 
die Bundesfinanzhilfen in diesem Zeitraum aufge-
stockt (vgl. Abbildung 2). 
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Die Modellvorhaben sollten dem Spracherwerb, 
der Verbesserung von Schul- und Bildungsab-
schlüssen, der Betreuung von Jugendlichen in 
der Freizeit sowie der lokalen Ökonomie zugu-
tekommen. Sie verfolgten das Ziel, das Enga-
gement und die Zusammenarbeit lokaler Akteu-
re und Partner sowie von Quartiersbewohnern 
bei Maßnahmen für Bildung, Beschäftigung, In-
tegration und Gesundheit im Sinne des integrier-
ten Entwicklungsansatzes zu stärken. Außerdem 

 

 
Abbildung 2: Anzahl der Fördergebiete im Programm Soziale Stadt 
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12 Der erste Leitfaden von 1998 (ARGEBAU 1998) wurde im Jahr 2000 leicht modifiziert (ARGEBAU 2000). Im Jahr 
2005 wurde eine überarbeitete Fassung verabschiedet (ARGEBAU 2005). 



sollten sie andere Ressorts ermutigen, sich so-
zialräumlich in den Fördergebieten zu engagie-
ren. Im Mittelpunkt sollten neue Ansätze stehen, 
bei denen tragfähige Partnerschaften mit Institu-
tionen und Akteuren gebildet werden, die weite-
re Mittel oder personelle Ressourcen einbringen. 
Hierdurch sollten die fachübergreifende Koope-
ration und die Bündelung unterschiedlicher Fi-
nanzierungsmöglichkeiten gestärkt werden. Die 
Auswahl der Modellvorhaben und die Vergabe 
der Fördermittel lagen im Verantwortungsbereich 
der Länder. In der Regel sollten Wettbewerbsver-
fahren ausgelobt werden. Nach Aussage des DIfU 
wurden in den ersten zwei Jahren vor allem Pro-
jekte gefördert, die eine verbesserte Integration 
von Migranten zum Ziel hatten. Insgesamt zeige 
die Zwischenbilanz, dass die Ziele in vielen Pro-
jekten erreicht, die Resonanz groß gewesen sei 
(vgl. BMVBS/BBSR 2009a).13

Allerdings zeigt ein Vergleich der bereitgestell-
ten und der bewilligten Bundesfinanzhilfen (Abbil-
dung 3), dass in zunehmendem Umfang Mittel für 
Maßnahmen im Regelverfahren bewilligt wurden, 
die für die Modellvorhaben bereitgestellt wurden. 

Die Gründe hierfür sind nicht mehr vollständig zu 
rekonstruieren. Nach Aussagen von Ländervertre-
tern kann dies mit fehlenden kommunalen Mitteln 
für eine Kofinanzierung und mit einem zurückhal-
tenden Mitteleinsatz für nicht-investive Maßnah-
men zusammen hängen. Teilweise hätten sich auch 
Projekte nicht wie geplant umsetzen lassen. Es wird 
auch berichtet, dass zu wenige qualifizierte Anträ-
ge gestellt worden seien. Beides kann ein Indiz da-
für sein, dass einige Stadtplanungsämter zu wenig 
Unterstützung von anderen Ressorts erhalten ha-
ben und mit der anspruchsvollen Aufgabe überfor-
dert waren. Eine Evaluierung dieser Erfahrungen 
wäre zweifellos sehr erhellend gewesen, waren die 
Modellvorhaben doch eine einzigartige Erprobung 
der Grundphilosophie des Programms. 

Mit den Verwaltungsvereinbarungen der Jahre 
1999 bis 2014 stellte der Bund den Ländern Bun-
desfinanzhilfen in Höhe von rund 1,243 Mrd. Euro 
für die Soziale Stadt (inkl. Modellvorhaben) be-
reit. Der Anteil der Modellvorhaben an den Bun-
desfinanzhilfen belief sich dabei auf rund 167,4 
Mio. Euro (ca. 13,5 %). Die für den gleichen Zeit-
raum gemäß Bundesprogramm tatsächlich bewil-

Abbildung 3: Bereitgestellte und bewilligte Bundesfinanzhilfen für die Soziale Stadt inkl. Modellvorhaben
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nanzhilfen) und der jährlichen Bundesprogramme (bewilligte Bundesfinanzhilfen), auf volle Mio. Euro gerundet. Die Unterschiede zwi-
schen „bereitgestellten“ (in den VV „vereinbarten“ Verfügungsrahmen) und „bewilligten“ (gemäß der jeweiligen Bundesprogram-
me „vorgesehenen“ Verfügungsrahmen) Fördermitteln ergeben sich entweder durch Umschichtungen* innerhalb verschiedener Pro-
gramme der Städtebauförderung oder generell geringerer Mittelplanungen einzelner Länder in dem jeweiligen Programm.

* Grundsätzlich sind in Ausnahmefällen gemäß der jeweiligen VV Städtebauförderung mit Zustimmung des Bundes bis zum jewei-
ligen Jahresende (also z. B. bei der VV Städtebauförderung 2014 bis Ende 2014) Umschichtungen zwischen den einzelnen Program-
men durch die Länder zulässig. Seit 2004 wird diese erforderliche Bundeszustimmung pauschal bis zu einem bestimmten Prozentsatz 
der Finanzmittel je Programm und Land schon mit der VV erteilt (VV 2004: 5 %, VV 2005 und 2006: 10 %, VV 2007 bis 2009: 14 %, seit 2010: 
20 %). Für die Programmjahre 2011, 2012 und 2013 galt ein „Umschichtungsverbot“ zu Gunsten der Sozialen Stadt.

13 Die Veröffentlichung stellt ausgewählte Beispiele vor. Eine systematische Auswertung der Erfahrungen ist nicht 
erfolgt. Es konnte im Rahmen der Evaluierung auch keine andere Quelle identifiziert werden, die eine Auswertung 
der Modellvorhaben enthält.



ligten bzw. von den Ländern in Anspruch genom-
menen Bundesfinanzhilfen beliefen sich auf rund 
1,176 Mrd. Euro. Berücksichtigt man auch die 
Landesmittel und den kommunalen Eigenanteil, 
so ergibt sich ein Gesamtförderbetrag von rund 
3,53 Mrd. Euro. 

In den westlichen Bundesländern machten die Fi-
nanzmittel der Sozialen Stadt durchschnittlich rund 
36 % aller Finanzhilfen des Bundes für die Städ-
tebauförderung aus, in den östlichen waren es 
nur rund 6 % (vgl. Abbildung 4, vgl. dazu auch IfS 
2004: 29).14 Dies verdeutlicht, dass innerhalb des 
Kanons der Städtebauförderung die Soziale Stadt 
in den alten Bundesländern eine deutlich promi-
nentere Position hat als in den neuen Ländern, wo 
diese dem Programm Stadtumbau Ost zufällt.

Im Zuge der Haushaltskonsolidierung für das Jahr 
2011 wurde vom Deutschen Bundestag nicht nur 
die Sonderförderung der Modellvorhaben komplett 
gestrichen, sondern vor allem die Mittel für die So-
ziale Stadt um fast drei Viertel gekürzt. Als Grund 
dafür wurde im politischen Raum auch genannt, 
dass die Bundesfinanzhilfen für die Modellvorha-

ben über die Jahre hinweg nicht vollständig abge-
rufen worden bzw. für andere Programmbestand-
teile „umgeschichtet“ worden seien.15

Durch die massiven Kürzungen, die in der bundes-
weiten Fachöffentlichkeit große Proteste auslös-
te16, fiel der Anteil der bereitgestellten Bundesfi-
nanzhilfen für die Soziale Stadt an dem Gesamtbe-
trag der Städtebauförderung durch den Bund auf 
einen historischen Tiefstand von 6,3 % (vgl. Abbil-
dung 4). Ergänzend wurde in den VV Städtebauför-
derung von 2011 bis 2013 bestimmt, dass Umschich-
tungen zugunsten der Sozialen Stadt nicht mehr 
möglich waren. Umschichtungen zu Lasten der So-
zialen Stadt waren jedoch weiterhin zulässig und 
wurden in der Folge nach Aussage der Programm-
verantwortlichen in den Ländern von fünf Ländern 
umgesetzt (Bayern, Rheinland-Pfalz, Sachsen-An-
halt, Sachsen, Thüringen). 

In den meisten Ländern wurde die Mittelkürzung 
als einschneidend und negativ empfunden. In Re-
aktion hierauf wurden unterschiedliche Strategien 
entwickelt. So wurde – erfolglos – für einen vorzei-
tigen Abschluss der Maßnahmen geworben (Nie-
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14 Dies ist Ergebnis des problemorientierten Verteilungsschlüssels für das Programm Soziale Stadt in den Verwal-
tungsvereinbarungen, der vom Verteilungsschlüssel für andere Programme der Städtebauförderung abweicht.

15 So beispielsweise Norbert Barthle in der Debatte zum Thema auf der 29. Sitzung des Bundestages im März 2010.

16 Im Januar 2011 wurde z. B. auf Initiative des AWO Bundesverbandes, des Deutschen Städtetags, des GdW (Bun-
desverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen), der Schader-Stiftung, des vhw (Bundesverband 
für Wohnen und Stadtentwicklung) und des Deutschen Mieterbundes ein „Bündnis für eine Soziale Stadt“ ge-
gründet. An dem Bündnis beteiligten sich über 350 Institutionen und Einzelpersonen (vgl. Schader-Stiftung o.  J.). 
Auch auf Länderebene wurden entsprechende Initiativen gegründet, bspw. in Hessen und in Berlin.

Abbildung 4: Anteil der Bundesfinanzhilfen für die Soziale Stadt (einschließlich Modellvorhaben) an allen 
Bundesfinanzhilfen für die Städtebauförderung 
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dersachsen), eine „Überwinterung“ mit starken 
Einsparungen bei den einzelnen Programmkom-
munen organisiert (Brandenburg, Schleswig-Hol-
stein), eine Laufzeitverlängerung ermöglicht (Hes-
sen), eine Konzentration auf wenige Investitio-
nen, den Verfügungsfonds und das Quartiersma-
nagement durchgesetzt (Rheinland-Pfalz, Meck-
lenburg-Vorpommern, Thüringen), die Kürzung 
durch EU-Strukturfonds- oder Landesmittel auf-
gefangen (Berlin, Baden-Württemberg, Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen) 
oder eine Förderung von Maßnahmen durch ande-
re Programme vorgenommen (Bayern, Hamburg). 

In diesen Zeitraum fällt auch die temporäre Umbe-
nennung des Programms in „Soziale Stadt – Inves-
titionen im Quartier“. Sie sollte den baulich-investi-
ven Charakter des Programms als Bestandteil der 
Städtebauförderung betonen. Zugleich wurde ein 
Vorrang für Fördermaßnahmen gefordert, die „für 
weitere ergänzende Maßnahmen Kooperationen 
mit Dritten vereinbaren“ (VV Städtebauförderung 
2012). Von wenigen Ländern wird der Einsatz von 
Mitteln Dritter inzwischen als positives Auswahl-
kriterium gewertet, Fördervoraussetzung ist er aber 
in keinem Land. 

Nach der politisch bedingten „Durststrecke“ von 
2011 bis 2013 steht nach dem Regierungswech-
sel seit 2014 ein jährlicher Bundesanteil von 150 
Mio. Euro für die Soziale Stadt zur Verfügung. Dies 
ist die umfangreichste Finanzausstattung seit 
Programmbeginn.

2.1.3 Besonderheiten der 
Programmumsetzung in den Ländern

Insgesamt folgt das Programm der bewährten 
Architektur der Städtebauförderung. Innerhalb 
einer räumlich eindeutig abgegrenzten Gebietsku-
lisse sind Gesamtmaßnahmen förderfähig, die eine 
bestimmte Zahl von Einzelvorhaben enthalten. Als 
generelle Finanzierungsregel gilt dabei: Von Sei-
ten des Bundes werden ein Drittel, von Ländern 
und Kommunen die verbleibenden zwei Drittel der 
Finanzmittel bereitgestellt.17 Auf Basis eines inte-
grierten Entwicklungskonzepts können die Förder-
gebiete entweder förmlich als Sanierungsgebiet 
festgelegt oder durch Beschluss der Gemeinde ab-
gegrenzt werden. 

Die Kompetenz für die Programmumsetzung liegt 
bei den Ländern, die eigene Förderrichtlinien er-
lassen. Dabei orientieren sich die Steuerung und 

Umsetzung der Sozialen Stadt an den Verfahrens-
weisen in den zuständigen Verwaltungen. Die Ver-
antwortlichen ressortieren in Ministerien mit un-
terschiedlichem fachlichem Zuschnitt. Teilweise 
haben sie dort eine regional abgegrenzte Zustän-
digkeit, teilweise eine für bestimmte Programme. 
Unterstützt werden die Ministerien in den meis-
ten Ländern durch nachgeordnete Bewilligungs-
stellen in Regierungsbezirken, Landesbanken oder 
Landesämtern. In Ausnahmefällen ist auch das Mi-
nisterium selbst Bewilligungsbehörde. Unabhän-
gig von dieser Struktur werden in intensiven Be-
ratungsgesprächen und teilweise mit einem län-
geren Vorlauf die Anträge qualifiziert. Im Vorfeld 
werden sie auf die Gremienunterstützung und die 
kommunale Kofinanzierungsfähigkeit geprüft. In 
einigen Ländern gehört zu dieser Prüfung auch 
eine Bereisung der Fördergebiete durch die Ver-
treter der Fachressorts. Teilweise sind die Kom-
munen aufgefordert, auf jährliche Programmauf-
rufe hin Förderkonzepte einzureichen. In der Re-
gel erfolgt die Auswahl kriterienbasiert unter Be-
rücksichtigung städtebaulicher, sozialer, regiona-
ler und konzeptioneller Gesichtspunkte. So wer-
den in sieben Ländern (Berlin, Brandenburg, Bre-
men, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nord-
rhein-Westfalen, Schleswig-Holstein) sozioökono-
mische Indikatoren (z. B. Arbeitslosigkeit, Trans-
ferbezug, Wahlbeteiligung, Migrantenanteil, Fluk-
tuation) bei der Auswahl als zentrale Kriterien 
herangezogen. 

Mit Ausnahme weniger Unterbrechungen oder Ein-
schränkungen haben die Länder das Programm seit 
1999 durchgehend kofinanziert. Die Länder können 
zusätzlich zu den Bundes- und Landesfinanzhilfen 
die Maßnahmen mit weiteren Landesmitteln för-
dern. Die Finanzhilfen der Soziale Stadt können von 
den Ländern auch als nationale Kofinanzierung für 
EU-Förderprogramme (EFRE, ESF) verwendet wer-
den. Dadurch kann sich die Förderung einer städ-
tebauliche Gesamtmaßnahme der Sozialen Stadt 
aus Städtebaufördermitteln (Bundesfinanzhilfen, 
Landesmitteln und kommunalen Mitteln) und EU-
Mitteln zusammensetzen. In diesem Fall sind neben 
den Förderbestimmungen des Bundes und der Län-
der auch die Europäischen Strukturfondsverord-
nungen und die Ziele des jeweiligen operationel-
len Programms des Landes zu beachten (siehe dazu 
ausführlich das Kapitel 3.2).

Eigene Landesprogramme zur Sozialen Stadt, 
die bereits vor dem Start des Bund-Länder-Pro-
gramms aufgelegt worden waren, gab es in den 
ersten Jahren der Sozialen Stadt (Hamburg, Nord-
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17 Eine Ausnahme bilden die Länder Bayern und Baden-Württemberg: Dort beträgt der von Bund und Ländern be-
reitgestellte Anteil 60 %, der kommunale Eigenanteil liegt bei 40 %.



rhein-Westfalen), sie sind aber inzwischen alle 
beendet. In Bremen wurde 1999 bereits kurz vor 
Auflage der Sozialen Stadt das kommunale Pro-
gramm „Wohnen in Nachbarschaften“ (WiN) ge-
startet, das in den ersten Jahren Mittel aus sechs 
Ressorts „vor der Klammer“ bündelte.18 Inzwi-
schen werden sie zwar im Haushalt der Bauver-
waltung geführt, gelten aber immer noch als „ge-
meinsamer Topf“. Durch die räumliche Überlage-
rung von Soziale-Stadt-Gebieten mit der Gebiets-
kulisse des WiN-Programms war es stets möglich, 
neben investiven auch nicht-investive Maßnahmen 
zu fördern. 

Hamburg verfolgt mit dem Rahmenprogramm Inte-
grierte Stadtentwicklung (RISE) seit 2011 eine ei-
genständige, quartiersbezogene Förderstrategie. 
Sie basiert im Wesentlichen auf den Bund-Län-
der-Programmen der Städtebauförderung und wird 
vom Landesförderprogramm Integrierte Stadtteil-
entwicklung flankiert, aus dem auch nicht-inves-
tive Maßnahmen gefördert werden können. Auch 
in Berlin wurde mit dem Konzept „Aktionsräume 
plus“ ein inhaltliches Zusammenwirken mehrerer 
Ressorts erreicht, das auch eine zusätzliche Finan-
zierung umfasst.

Der Interventionsansatz der Sozialen Stadt um-
fasst die klassischen städtebaulichen Aufgaben, 
die Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Be-
dingungen im Quartier und die Verbesserung der 
Lebenschancen. Dieser hat die Verantwortlichen 
auch auf der Länderebene von Anbeginn vor die 
schwierige Aufgabe gestellt, Finanzierungsquel-
len für die nicht-investiven Maßnahmen zu finden. 
Hier setzt der Bündelungsauftrag des Programms 
an, dem seitens der Länder auf unterschiedliche 
Weise entsprochen wurde (vgl. Kapitel 3.2). 

In Hinblick auf die Förderung nicht-investiver Maß-
nahmen sind die Handlungsspielräume in den Län-
dern unterschiedlich groß. In einigen Ländern, die 
Mittel aus der Städtebauförderung mit Struktur-
fondsmitteln bündeln, besteht die Möglichkeit, 
nicht-investive Maßnahmen über Partnerprogram-
me abzurechnen. In jenen Ländern, die eigene För-
derprogramme bereitstellen, können entsprechen-
de Maßnahmen daraus finanziert werden, falls de-
ren Förderung in den Soziale-Stadt-Gebieten mög-

lich ist. In allen anderen Fällen ist die Förderung 
von nicht-investiven Maßnahmen eine Frage des 
Ermessens, wo die Grenzen von Maßnahmen zu 
ziehen sind, die die städtebaulich förderfähige Ge-
samtmaßnahme vorbereiten oder begleiten. Die-
se Spielräume wurden von Anfang an durch die 
Verantwortlichen in den Ländern unterschiedlich 
interpretiert und veränderten sich im Verlauf der 
Programmumsetzung.

Größere Spielräume bestanden anfangs bei-
spielsweise in Nordrhein-Westfalen, geringe da-
gegen in Baden-Württemberg, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Thüringen. Dabei wa-
ren die Handlungsspielräume weniger durch die 
Förderpraxis des Bundes eingeschränkt. Stärker 
fürchteten die Verantwortlichen in den Ländern, 
dass die Rechnungshöfe ihre Förderpraxis rügen 
könnten. Die Förderung nicht-investiver Maßnah-
men aus der Städtebauförderung wurde mehr-
mals kritisiert (etwa in Niedersachsen, Rhein-
land-Pfalz, Thüringen). Dies hat gezeigt, dass 
diese Befürchtung berechtigt war. In der Folge 
kam es zu Klärungen und Anpassungen bei den 
Förderbedingungen.

Mittlerweile ist ein recht einheitlicher Stand er-
reicht, wie die zentralen Instrumente des Pro-
gramms zu implementieren sind. So werden in al-
len Ländern integrierte Handlungs- bzw. Entwick-
lungskonzepte als Schlüssel zur Programmdurch-
führung gesehen (vgl. Kapitel 3.3). Allerdings gibt 
es in den Ländern stärkere Unterschiede bei Richt-
linien und Arbeitshilfen, was in der Regel die Grö-
ße des Landes und die Bedeutung widerspiegelt, 
die dem Programm zugeschrieben wird. Umfang-
reiche Arbeitshilfen und Qualitätsanforderungen 
gibt es beispielsweise in Bayern, Hessen, Ham-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-West-
falen und Thüringen. 

Noch deutlicher ist das Bekenntnis der Länder 
zum Instrument des Quartiersmanagements (vgl. 
Kapitel 3.4). Inzwischen sehen es alle Länder19 als 
einen wesentlichen Kern des Programms an, der 
auch in den Jahren der Mittelkürzung aufrecht-
erhalten wurde. In manchen Ländern wird darü-
ber hinaus nach Möglichkeiten gesucht, das Quar-
tiersmanagement zur Verstetigung von Maßnah-
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18 „Vor der Klammer“ bedeutet, dass die Mittel zu Beginn des Programms zu Lasten der Einzeletats generiert wur-
den, aber nicht aus den Haushalten der Ressorts bereitgestellt werden (vgl. IfS 2010b). 

19 In Baden-Württemberg wurde eine Finanzierung im Rahmen der Städtebauförderung erst seit 2015 ermöglicht. Die 
bisher auf kommunaler Ebene etablierten Quartiersmanagement-Strukturen wurden dort entweder mit eigenem Per-
sonal untersetzt oder eine externe Beauftragung erfolgte zu 100 % mit kommunalen Mitteln – es sei denn, der schon 
immer förderfähige (Sanierungs-)Träger oder (Sanierungs-)Beauftragte verantwortet auch das Quartiersmanage-
ment/Stadtteilbüro. Baden-Württemberg hatte also auf der einen Seite – wie die anderen Länder auch – von Pro-
grammbeginn an die Kommunen aufgefordert, ein Quartiersmanagement einzurichten (vgl. DIfU 2003a: 172), auf der 
anderen Seite aber die Förderfähigkeit im Rahmen der Städtebauförderung bisher ausgeschlossen.



men weiter zu unterstützen (etwa in Bayern, Hes-
sen, Sachsen-Anhalt). 

Die Idee der Verfügungsfonds hat – teils unter an-
derem Namen – in den meisten Ländern Verbrei-
tung gefunden, auch in Ländern, in denen das Pro-
gramm keine so prägnante Rolle spielt. In diesen 
Ländern werden die Verfügungsfonds allerdings 
wenig nachgefragt. Hingegen werden sie insbe-
sondere in den Fördergebieten jener Länder einge-
richtet, die auch aktiv für dieses Instrument wer-
ben (vgl. Kapitel 3.6).

Zusammenfassend kann man Berlin, Bremen, 
Hamburg, Hessen und Nordrhein-Westfalen als 
eine Gruppe fassen, die sich traditionell und auch 
noch aktuell am stärksten um die Umsetzung ei-
nes integrierten Quartiersansatzes bemüht. Hin-
zu kommen Bayern, Rheinland-Pfalz und Schles-
wig-Holstein, die vor allem dem Quartiersmanage-
ment eine zentrale Rolle beimessen und die es 
auch von Anfang an konsequent gefördert ha-
ben. Die neuen Länder setzen die Soziale Stadt 
im Wesentlichen ergänzend zum Stadtumbau Ost 
ein, wobei Brandenburg und Mecklenburg-Vor-
pommern sich um eine eigene Profilierung des 
Programms bemühen. Wie stark der Bewegungs-
spielraum der Sozialen Stadt von den politischen 
Rahmenbedingungen abhängt, lässt sich aktuell 
in Baden-Württemberg und Niedersachsen be-
obachten: Dort werden nach Jahren einer auffäl-
ligen Zurückhaltung gegenüber dem Programm 
nunmehr mit dem Rückenwind der veränderten 
politischen Mehrheiten neue Wege der Umset-
zung eingeschlagen.

Weil das Programm mit einem akzentuierten Bün-
delungsanspruch auftritt, wurde in den vergange-
nen 16 Jahren des Öfteren der Begriff des „Leit-
programms“ postuliert (zuletzt als „Leitprogramm 
der sozialen Integration“, vgl. die Ausführungen in 
Kapitel 1). Bei der Befragung der Programmver-
antwortlichen auf Länderebene hat sich heraus-
gestellt, dass ihm aktuell nur in wenigen Ländern 
(Berlin, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Saarland, 
eingeschränkt in Bayern, seit 2014 zusätzlich in Nie-
dersachsen) eine wie auch immer definierte Leit-
funktion zugemessen wird. 

2.1.4 Umsetzung von Modellvorhaben in 
den Ländern

Zwischen 2006 und 2010 wurden insgesamt 781 Mo-
dellvorhaben in 333 Gebieten gefördert. Inhaltliche 
Schwerpunkte der Modellvorhaben waren einer 
Abfrage der Bundestransferstelle von 2012 zufol-
ge Kreativangebote für Bewohner, Kinder und Ju-
gendliche oder Migranten (81), berufliche Qualifi-

zierung/Arbeitsmarktintegration (66), lokale Ökono-
mie (61), Bewohnertreff/Begegnungsstätten (56), 
Elternberatung/Familienunterstützung (56) und er-
gänzende Bildungsangebote für Kinder und Ju-
gendliche (50). 

Die Anzahl der geförderten Modellvorhaben va-
riiert sehr stark zwischen den einzelnen Bundes-
ländern. Aus der Übersicht in Tabelle 1 wird deut-
lich, dass insbesondere Baden-Württemberg (155), 
Nordrhein-Westfalen (139), Bayern (81) und Berlin 
(80) diese Möglichkeit nutzen. Hingegen war das 
Saarland das einzige Land, in dem es keine Mo-
dellvorhaben gab. Insbesondere Baden-Württem-
berg sticht hier hervor, da dort die Soziale Stadt ei-
nen sehr stark baulich-investiven Charakter hat.

Im Grundsatz wurden die Modellvorhaben in den 
meisten Ländern positiv aufgenommen, wenn-
gleich ihre Abwicklung vereinzelt als aufwen-
dig angesehen wird. Sie konnten insbesondere 
zur Erprobung von experimentellen Projekten ge-
nutzt werden (vgl. etwa die HEGISS-Innovationen 
in Hessen oder die Erprobung des ansonsten da-
mals nicht förderfähigen Quartiersmanagements 
in Baden-Württemberg). Zu deren Auswahl wur-
den häufig wettbewerbsähnliche Verfahren einge-
setzt. Genauere Angaben können aufgrund fehlen-
der Dokumentation oder Evaluation der Modellvor-
haben nicht gemacht werden.

Tabelle 1: Modellvorhaben in den Ländern

Bundesland Anzahl der ge-
förderten Mo-
dellvorhaben*

Anzahl der Ge-
samtmaßnahmen 
(davon mit Modell-
vorhaben)

Anteil der Gesamtmaß-
nahmen mit Modellvor-
haben an allen Gesamt- 
maßnahmen

Baden-Württemberg 155 87 (45) 52 %

Bayern 81 107 (51) 48 %

Berlin 80 41 (38) 93 %

Brandenburg 39 25 (15) 60 %

Bremen 17 14 (10) 71 %

Hamburg 13 18 (10) 56 %

Hessen 84 51 (31) 61 %

Mecklenburg-Vorpommern 17 13 (10) 77 %

Niedersachsen 19 45 (12) 27 %

Nordrhein-Westfalen 139 104 (57) 55 %

Rheinland-Pfalz 31 46 (18) 39 %

Saarland 0 15 (0) 0 %

Sachsen 51 26 (14) 54 %

Sachsen-Anhalt 8 23 (3) 13 %

Schleswig-Holstein 38 22 (11) 50 %

Thüringen 9 22 (8) 36 %

Gesamt 781 659 (333) 51 %

Quelle: DIfU 2012; Städtebauförderdatenbank des BBSR 2014

* Die Anzahl der geförderten Modellvorhaben basiert auf den Quellen DIfU 2012 und Städtebauförderda-
tenbank BBSR 2014. 
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2.2 Ziele und Handlungsfelder des 
Programms

Die Ziele und Handlungsfelder der Sozialen Stadt 
ergeben sich einerseits aus den verschiedenen 
Fassungen der ARGEBAU-Leitfäden. Hier muss je-
doch beachtet werden, dass diese Leitfäden im-
mer für die Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt 
formuliert wurden – mithin also nicht nur für das 
Städtebauförderprogramm selbst, sondern auch 
für flankierende Programme und Maßnahmen an-
derer Steuerungsebenen und Ressorts.

Andererseits lassen sich die Ziele und Handlungs-
felder aus den Bestimmungen des besonderen 
Städtebaurechts (hier insbesondere § 171e BauGB) 
sowie aus den Verwaltungsvereinbarungen ablei-
ten. Auch diverse programmbegleitende Doku-
mente (Berichte der Programmbegleitung, Status-
berichte der Bundestransferstelle etc.) enthalten 
handlungsleitende Aussagen zu den Zielen, Hand-
lungsfeldern und Maßnahmengruppen.

In den Verwaltungsvereinbarungen wurden die 
Ziele über die Jahre hinweg häufig neu formuliert 
und ergänzt, so dass sie im Folgenden nur zusam-
mengefasst dargestellt werden: Bis 2002 nahm die 
Präambel zur VV auf den ARGEBAU-Leitfaden aus-
drücklich Bezug. Seit 2003 wird das Ziel formu-
liert, „dass die Mittel der Städtebauförderung ih-
ren Beitrag zu Wachstum und damit Beschäftigung 
leisten“ müssten, hierzu seien sie auf „städtische 
und ländliche Räume mit erhöhten strukturellen 
Schwierigkeiten zu konzentrieren“. Ab 2004 ka-
men die Verwirklichung der Geschlechtergerech-
tigkeit hinzu, ab 2007 Klimaschutz und Barrierefrei-
heit bei Wohnumfeldmaßnahmen sowie die Aus-

stattung mit Gemeinbedarfseinrichtungen, die „der 
Gesundheit, Bildung und Integration dienen“20. Seit 
2009 wird die Städtebauförderung „im Sinne eines 
Leitprogramms“ als „ein zentrales Instrument der 
nachhaltigen Stadtentwicklung“ gesehen.

In den Ausführungen zur Sozialen Stadt wurde in 
den VV bis 2008 eine wachsende Zahl von Hand-
lungsfeldern genannt. Seit 2012 werden alle Maß-
nahmen unter vier Obergruppen aufgeführt: Für die 
städtebaulich-investiven Maßnahmen in den Be-
reichen Wohnen, Wohnumfeld, öffentlicher Raum 
und sozialer Infrastruktur wird dabei ein Wirkungs-
verhältnis mit städtebaulicher Aufwertung, der Er-
höhung von Wohn- und Lebensqualität, Bildungs-
chancen und Wirtschaftskraft, der Verbesserung 
von Sicherheit und Umweltfreundlichkeit sowie 
dem Zugewinn an Nutzungsvielfalt und Zusam-
menhalt beschrieben. 

In den Verwaltungsvereinbarungen wird auch auf 
das besondere Städtebaurecht (§ 171e BauGB) Be-
zug genommen, wonach Maßnahmen der Sozialen 
Stadt „zur Stabilisierung und Aufwertung“ von Ge-
bieten dienen sollen, die durch „soziale Missstän-
de“ benachteiligt sind und für die ein „besonderer 
Entwicklungsbedarf“ festgestellt wird.

Soziale Missstände beziehen sich dabei auf die 
„Zusammensetzung und wirtschaftliche [...] Situa-
tion“ der Gebietsbevölkerung, also auf Schwierig-
keiten im Bereich des nachbarschaftlichen Zusam-
menlebens sowie auf sozioökonomische Probleme. 
Besonderer Entwicklungsbedarf ist unter anderem 
durch die Notwendigkeit „einer aufeinander ab-
gestimmten Bündelung von investiven und sonsti-
gen Maßnahmen“ in innerstädtischen, innenstadt-
nahen oder verdichteten Wohn- und gemischt ge-
nutzten Gebieten gekennzeichnet. 

Aus diesen Zielorientierungen ergeben sich meh-
rere Handlungsfelder, die diese Zwischenevaluie-
rung als Referenzrahmen für die Programmumset-
zung heranzieht (vgl. Tabelle 2).21 Dabei handelt es 
sich einerseits um inhaltlich-thematische Hand-
lungsfelder, andererseits um instrumentell-strate-
gische Elemente. Der Ansatz der Sozialen Stadt 
besteht darin, Maßnahmen und Projekte bedarfs-
gerecht – also orientiert an den Gegebenheiten 
vor Ort – in allen relevanten Handlungsfeldern zu 
entwickeln. Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Umsetzung ist die Nutzung der Instrumente, die 
das Programm hierfür zur Verfügung stellt.

Tabelle 2: Inhaltlich-thematische und strategisch-instrumentelle Handlungsfelder/
Elemente 

Inhaltlich-thematische Handlungsfelder Instrumentell-strategische Handlungsfelder/
Elemente

• Wohnen und Wohnumfeld/öffentlicher Raum • Gebietsbezug (räumliche Festlegung und sozi-
• Umwelt und Verkehr alräumliche Orientierung)

• Soziale Integration
• Schule und Bildung
• Stadtteilkultur, Sport und Freizeit
• Gesundheitsförderung
• Lokale Ökonomie
• Sicherheit
• Imageverbesserung und Öffentlichkeitsarbeit

• Ressourcenbündelung und ressortübergrei-
fende Kooperation

• Integrierte Entwicklungs- und 
Handlungskonzepte

• Quartiersmanagement
• Aktivierung und Beteiligung (einschließlich 

Verfügungsfonds)
• Evaluierung und Monitoring
• Verstetigung

Quelle: Eigene Darstellung.
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20 Vgl. VV Städtebauförderung 2007.

21 Mit der hier gewählten Reihenfolge der Nennung unterschiedlicher Handlungsfelder ist keine Prioritätensetzung 
verbunden. In unterschiedlichen Quellen werden einzelne Handlungsfelder teilweise auch anders bezeichnet 
oder es wird von „Handlungsbereichen“ gesprochen (vgl. bspw. Statusbericht 2014: 13ff., Verwaltungsvereinba-
rungen zur Städtebauförderung). 



2.3 Charakteristika der Programm- 
kommunen und Fördergebiete 

Bis einschließlich Programmjahr 2014 erhielten ins-
gesamt 659 Fördergebiete in 390 Städten und Ge-
meinden aller 16 Bundesländer eine Förderung aus 
dem Programm Soziale Stadt (vgl. Abbildung 5). 

276 Kommunen sind mit je einem Fördergebiet ver-
treten, 68 Kommunen haben zwei Fördergebiete, 
und in 22 Kommunen gibt es jeweils drei Förder-
gebiete. Zehn größere Städte sind mit jeweils vier 
Fördergebieten im Programm vertreten. In insge-
samt 16 Großstädten gibt es mehr als vier Förder-
gebiete, besonders viele in Berlin (41 Fördergebie-
te), Hamburg (18) und Bremen (12).

Seit Beginn des Programms sind jedes Jahr bun-
desweit neue Maßnahmen aufgenommen worden. 
Ihre Zahl stieg von 160 im Jahr 1999 auf 659 im Jahr 
2014. Dabei war die Anzahl der neuen Maßnahmen 
nach Ländern und Jahren sehr unterschiedlich. So 
ist z. B. die Zahl der Fördergebiete in Bremen, im 
Saarland und in Mecklenburg-Vorpommern ent-
weder stabil geblieben oder nur wenig gewach-
sen. Eine Erklärung für diese Stabilität liegt nach 
Auskunft der jeweiligen Länderministerien darin, 
dass diese Länder bereits in einem frühen Stadi-
um alle relevanten Quartiere in das Programm auf-
genommen hatten. 

Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg und 
Bayern weisen die größte Anzahl von Förderge-
bieten auf und haben einen kontinuierlichen Zu-
wachs im Zeitverlauf erlebt. In den Jahren 2011 bis 
2013 ist allerdings eine Stagnation zu verzeichnen, 
was wohl mit der Kürzung der Bundesfinanzhilfen 
im Jahr 2011 zusammenhängt.

Auch 2013 werden die meisten Fördergebiete (ins-
gesamt ca. 71 %) ausschließlich aus der Sozialen 
Stadt gefördert und erhalten keine Finanzhilfen aus 
anderen Programmen der Städtebauförderung.22

Dabei besteht allerdings zwischen den west- und 
ostdeutschen Fördergebieten ein fundamentaler 
Unterschied: Während in den westdeutschen För-
dergebieten meist kein weiteres Städtebauförder-
programm zum Einsatz kommt, ist in den ostdeut-
schen Gebieten (und auch in Berlin, dort überwie-
gend im Ostteil der Stadt) der Einsatz von Mitteln 
aus mehreren Programmen eher die Regel (nur 
Sachsen schließt dies seit 2012 aus). Besonders 
häufig gibt es in diesen Ländern Überlagerungen 
mit Fördergebieten der Programme Stadtumbau 

Ost und – bis zu dessen Einstellung – Städtebau-
liche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen. 
In etwa 8 % der Fälle kommen sogar mehr als zwei 
Städtebauförderprogramme parallel zum Einsatz. 

Die Unterschiede, die zwischen den Ländern im 
Zusammenwirken der Sozialen Stadt und anderen 
Programmen der Städtebauförderung bestehen, 
sind zum Teil Resultat unterschiedlicher strategi-
scher Festlegungen und unterschiedlicher Vorge-
hensweisen bei der Gebietsauswahl.

In vielen Ländern ist die Soziale Stadt explizit auf 
Gebiete ausgerichtet, die nicht zugleich aus ande-
ren Programmen der Städtebauförderung unter-
stützt werden (dies gilt für die meisten westdeut-
schen Flächenländer). Einige Länder (z. B. Berlin, 
Hamburg und die ostdeutschen Flächenländer) set-
zen hingegen bei der Auswahl der Gebiete bewusst 
auf eine Bündelung innerhalb der Städtebauförde-
rung (vgl. Kapitel 3.2). 
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22 Datenquelle: Elektronisches Monitoring 2014 (Berichtsjahr 2013), Frage A-3, N= 335 (dies sind die zum Zeitpunkt 
der Evaluierung aktuellsten vorliegenden Daten).



Bei den bis zum Jahr 2014 geförderten 659 Förder-
maßnahmen handelt es sich meistens um Maß-
nahmen in der Umsetzungsphase. Insgesamt 
613 Maßnahmen sind noch nicht endgültig ab-
geschlossen, lediglich 46 Fördergebiete weisen 
den Status „ausfinanziert“ oder „abgerechnet“ 
auf. 23 Die Letztgenannten liegen überwiegend in 
Bayern und Baden-Württemberg. Nach Aussage 
einiger Ländervertreter liegt die Anzahl der aus 
ihrer Sicht abgeschlossenen Maßnahmen jedoch 
deutlich höher als oben genannt – die betreffen-
den Fördergebiete wurden lediglich noch nicht 
abschließend abgerechnet.

Die vorgesehene Laufzeit der Maßnahmen liegt im 
Durchschnitt bei knapp elf Jahren. In acht Ländern 
liegt sie mindestens ein Jahr höher, nämlich in Bran-
denburg, Bayern, Berlin, Bremen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen.

Dem stehen fünf Länder mit einer eher kurzen 
geplanten Förderdauer gegenüber, nämlich Ba-
den-Württemberg, Hamburg, Nordrhein-Westfa-
len, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein. Für 
die Interpretation ergeben sich allerdings Unsi-
cherheiten aufgrund der verschiedenen Antei-
le laufender, ruhender, ausfinanzierter und abge-
rechneter Maßnahmen.

Merkmale der Städte mit Programmgebieten

In den folgenden Absätzen werden die Städte mit 
und ohne Fördergebiete der Sozialen Stadt ver-
glichen: Betrachtet man die Verteilung der Pro-
grammkommunen auf unterschiedliche Gemein-
degrößenklassen, so wird ein Schwerpunkt im Be-
reich der Groß- und Mittelstädte deutlich (vgl. Ta-
belle 3).

Nahezu alle deutschen Großstädte sind im Pro-
gramm Soziale Stadt vertreten. 73 Großstädte mit 
insgesamt 270 Fördergebieten bilden einen deut-
lichen Schwerpunkt bei der Förderkulisse. Von 
den 772 Mittelstädten in Deutschland sind 195 
(entspricht 25,2 %) mit 260 Fördergebieten im Pro-
gramm vertreten. Damit liegen über 80 % der För-
dergebiete des Programms in Groß- und Mittel-
städten, also handelt es sich bei der Sozialen Stadt 
nicht um ein reines Großstadtprogramm (so auch 
IfS 2004: 31; Löhr 2002: 16). 

Das wird auch daran deutlich, dass gut die Hälf-
te der Programmstädte kreisangehörig ist. Wenn 
dort die Verantwortung für relevante Ressorts (z. B. 
Jugendhilfe, Schulentwicklungsplanung etc.) beim 
Landkreis liegt, müssen die Kreisbehörden bei der 
Umsetzung des Programms stärker einbezogen 
werden. Allerdings betrifft dies nicht alle kreisan-
gehörigen Städte, denn vielfach (v. a. in Nordrhein-
Westfalen) verwalten diese die für das Programm 
relevanten Ressorts selbst. 

Interessant sind Indikatoren, die Aussagen über 
Räume mit erhöhten strukturellen Schwierigkei-
ten treffen. So verläuft die Einwohnerentwick-
lung in Städten, die über die Soziale Stadt geför-
dert werden, durchschnittlich negativer, und der 
Abstand zu den Städten ohne Soziale-Stadt-Ge-
biete hat sich bis zum Jahr 2010 kontinuierlich 
vergrößert.

Auch die unterschiedliche Betroffenheit von 
Arbeitslosigkeit weist auf einen strukturellen 
Unterschied zwischen Gemeinden mit oder ohne 
Gebiete der Sozialen Stadt hin: Zwar ist der Ver-
lauf der Arbeitslosigkeit in beiden Städtegruppen 
grundsätzlich ähnlich, aber die Rate liegt in den 
Soziale-Stadt-Kommunen durchschnittlich 1,3 Pro-

Tabelle 3: Vergleich der Programmkommunen in der Sozialen Stadt mit Nicht-
Programmkommunen nach Gemeindegrößenklassen (2014)

Stadt- und 
Gemeindetyp*

Anzahl So-
ziale-Stadt-
Kommunen

Anzahl 
Förder-
gebiete 

Anzahl 
Nicht-So-
ziale-Stadt-
Kommune

Gesamt-
zahl Kom-
munen

Anteil Sozia-
le-Stadt-Kom-
munen/Gesamt-
zahl Kommunen 
(in %)

Großstadt 73 270 3 76 96,1 %

Mittelstadt 195 260 577 772 25,2 %

Größere Kleinstadt 83 90 1.099 1.182 7,0 %

Kleine Kleinstadt 30 30 3.268 3.298 0,9 %

Landgemeinde 9 9 5.898 5.907 0,2 %

390 659 10.845 11.235

Quelle: Städtebauförderdatenbank des BBSR (Programmjahr 2014); Gemeindestatistik des BBSR (2013)

* Die Definition der Stadt- und Gemeindetypen richtet sich vorrangig nach der Einwohnerzahl, darü-
ber hinaus aber auch nach der zentralörtlichen Funktion der jeweiligen Stadt oder Gemeinde (vgl. die 
Raumabgrenzungen der Laufenden Stadtbeobachtung des BBSR unter www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/
Raumbeobachtung/Raumabgrenzungen/StadtGemeindetyp/StadtGemeindetyp_node.html). Danach ha-
ben Großstädte mindestens 100.000 Einwohner, Mittelstädte 20.000 bis unter 100.000 Einwohner, Größere 
Kleinstädte 10.000 bis unter 20.000 Einwohner und mindestens grundzentrale Funktion sowie Kleine Klein-
städte 5.000 bis unter 10.000 Einwohner und mindestens grundzentrale Funktion.

34 Zwischenevaluierung des Städtebauförderungsprogramms Soziale Stadt

23 Zwischen den 393 laufenden und den 220 ruhenden Maßnahmen wird an dieser Stelle bewusst nicht weiter 
unterschieden, da es sich hierbei lediglich um eine formale Kategorie handelt, die für das Bewilligungs- und Ab-
rechnungsverfahren von Bedeutung ist, jedoch nicht für die inhaltliche Umsetzung der Fördermaßnahme. Auch in 
ruhenden Fördergebieten werden i. d. R. weiter Gelder aus dem Bund-Länder-Programm Soziale Stadt für die Pro-
grammumsetzung verausgabt. Auch der Status „ausfinanziert“ bedeutet nicht zwingend, dass eine Fördermaß-
nahme abschließend beendet ist. Auch ausfinanzierte Maßnahmen können reaktiviert werden (und sind dann 
wieder laufend), indem ihnen in einem nachfolgenden Programmjahr erneut Finanzhilfen neu zugewiesen wer-
den. So wurden beispielsweise zehn Fördermaßnahmen, die noch im Programmjahr 2013 als ausfinanziert galten, 
im Programmjahr 2014 wieder zu laufenden Maßnahmen.



zentpunkte höher. Ferner ist im Zeitverlauf auch 
eine Vergrößerung des Abstandes von 1,0 auf 1,5 
Prozentpunkte eingetreten. 

Betrachtet man schließlich die Kommunen mit Fi-
nanzschwäche in der Sozialen-Stadt-Kulisse, so 
wird trotz einer uneinheitlichen Datengrundlage 
deutlich, dass der Anteil der Programmgemein-
den mit finanziellen Problemen mehr als doppelt 
so hoch liegt wie im nationalen Durchschnitt. Der 
Anteil der Gebiete, die in solchen finanzschwachen 
Städten liegen, ist sogar noch höher. 

Merkmale der Fördergebiete 

Um die Fördergebiete im Programm Soziale Stadt 
zu charakterisieren, lassen sich verschiedene 
Merkmale heranziehen: Bezüglich des Baual-
ters stellt sich ein sehr heterogenes Gesamtbild 
dar. Es handelt sich in ca. einem Drittel der Fäl-
le24 um Quartiere mit einer Mischung von Gebäu-
den unterschiedlicher Baualtersklassen. Dem-
gegenüber ist etwa ein Viertel der Fördergebiete 
durch eine Nachkriegsbebauung (Baualter 1949 
bis 1969) gekennzeichnet (besonders ausgeprägt 
in Bremen, Bayern, Niedersachsen und Hamburg), 
während etwa ein Fünftel aus der Entstehungszeit 
ab 1970 (überwiegend Großsiedlungen) stammt 
(besonders ausgeprägt in den ostdeutschen Län-
dern sowie in Niedersachsen).

Im Vergleich dazu sind Fördergebiete mit einer 
überwiegend historischen Bausubstanz eher 
unterrepräsentiert: In etwa 13 % der Gebiete 
überwiegt eine Bebauung bis 1918 (meist in Ber-
lin, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-An-
halt), und lediglich etwa 6 % der Fördergebiete sind 
durch eine Bebauung aus der Zeit zwischen 1919 
und 1948 charakterisiert.

Bei der überwiegenden Nutzung im Gebiet25 zeigt 
sich ein homogeneres Bild: Über 80 % der Förder-
gebiete des Programms sind durch eine überwie-
gende Wohnnutzung gekennzeichnet (in Branden-
burg und Mecklenburg-Vorpommern sogar jeweils 
alle Fördergebiete). Eine überwiegende Mischnut-
zung ist nur für ca. 18 % der Fördergebiete cha-
rakteristisch (überdurchschnittlich häufig im Saar-
land und in Nordrhein-Westfalen). Eine überwie-
gend gewerbliche Nutzung sowie eine Charakte-
risierung als überwiegend städtebauliche Brache 

kommen in den Fördergebieten des Programms So-
ziale Stadt nicht vor. 

Der überwiegende Teil der Fördergebiete befindet 
sich in zentralen Lagen der Städte und Gemeinden. 
Etwa ein Fünftel der Fördergebiete liegt im inner-
städtischen Bereich. Es handelt sich dabei meist um 
altbaugeprägte oder gemischt bebaute Quartiere. 
Ein doppelt so großer Anteil wird als innenstadtnah 
bezeichnet. Hier überwiegt gemischte neben Nach-
kriegsbebauung. In den Siedlungen am Stadtrand 
wurden die Bestände häufiger nach 1970 gebaut.

Bezüglich der Bevölkerungszahl in den Förderge-
bieten ergibt ein sehr heterogenes Bild. In den För-
dergebieten der Sozialen Stadt leben im Durch-
schnitt knapp 8.000 Personen (ohne Berücksich-
tigung von Extremwerten).26 Die Bandbreite reicht 
von 172 Einwohnern (Fördergebiet Altort Binsfeld, 
Bayern) bis zu über 50.000 Einwohnern in zwei För-
dergebieten (Köln-Mühlheim und Hamburg-Ent-
wicklungsraum Billstedt/Horn). Hinsichtlich der 
altersstrukturellen Verteilung in den Fördergebie-
ten überwiegt ein heterogenes Bild, das keine ver-
allgemeinerbare Rückschlüsse auf die Programm-
umsetzung zulässt. 

Der Anteil der ausländischen Bevölkerung bzw. 
mit Migrationshintergrund liegt nach Einschätzung 
der kommunalen Programmverantwortlichen in der 
überwiegenden Mehrzahl der Fördergebiete deut-
lich höher als im gesamtstädtischen Vergleich. Nur 
in ca. 14 % der Fördergebiete wird eingeschätzt, 
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24 Datenquelle: Elektronische Begleitinformationen – Querauswertung der Datensätze unterschiedlicher Programm-
jahre (Stand: Programmjahr 2014), Frage 4.3 (N= 509, davon N= 5 ohne Angaben).

25 Datenquelle: Elektronische Begleitinformationen – Querauswertung der Datensätze unterschiedlicher Programm-
jahre (Stand: Programmjahr 2014), Frage 4.4 (N= 509, davon N= 5 ohne Angaben).

26 Datenquelle: Elektronisches Monitoring 2014 (Berichtsjahr 2013), Frage C-1.1a, N= 251, davon N= 4 wegen extre-
mer Abweichungen nicht berücksichtigt.



dass der Bevölkerungsanteil mit Migrationshinter-
grund gesamtstädtisch niedriger oder gleich hoch 
ist wie im Fördergebiet. Bezüglich des Anteils der 
ausländischen Bevölkerung ist dies in ca. 17 % der 
Fördergebiete der Fall.27 

Zu den sozialstrukturellen Merkmalen der Förder-
gebiete zählt auch, dass sie im gesamtstädtischen 
Vergleich eine überdurchschnittlich hohe Fluktua-

tionsquote aufweisen. Für knapp zwei Drittel der 
Fördergebiete wird angegeben, dass die Fluktu-
ation höher ist als in anderen Gebieten der jewei-
ligen Stadt. Nur in ca. 14 % der Fördergebiete ist 
die Fluktuation niedriger als in der Gesamtstadt.28 

Beim Wohnungsleerstand in den Fördergebieten ist 
die Aussage nicht ganz eindeutig: In ca. 44 % der 
Gebiete wird der Wohnungsleerstand höher ein-
geschätzt als im gesamtstädtischen Durchschnitt. 
In ca. 37 % entspricht die Leerstandsquote in etwa 
dem gesamtstädtischen Wert und in ca. 19 % der 
Fördergebiete gibt es sogar weniger Wohnungs-
leerstand als in der Gesamtstadt.29

Ein Vergleich von Angaben aus dem Sozioökono-
mischen Panel zwischen Bewohnern in Soziale-
Stadt-Gebieten und den übrigen Befragten (vgl. 
DIW 2015) lässt den Schluss zu, dass die Bewoh-
ner der Fördergebiete ein geringeres Einkommen 
und niedrigeres Bildungsniveau haben. Der Anteil 
der Einkommen aus Transferleistungen ist dem-
nach dort doppelt so hoch wie außerhalb. Pha-
sen der Arbeitslosigkeit sind länger, und die Men-
schen haben mehr Sorgen in Bezug auf die eige-
ne wirtschaftliche Lage.

Ferner leben auffällig mehr Alleinerziehende in den 
Gebieten. All dies weist auf prekäre soziale Ver-
hältnisse hin. Insofern umfasst die Förderkulisse 
des Programms grundsätzlich die Gebiete, für die 
es ins Leben gerufen worden ist.
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27 Datenquelle: Elektronisches Monitoring 2014 (Berichtsjahr 2013), Frage C-1.1b, N= 310 und Frage C-1.1d, N= 313.

28 Datenquelle: Elektronisches Monitoring 2014 (Berichtsjahr 2013), Frage C-1.2, N= 309.

29 Datenquelle: Elektronisches Monitoring 2014 (Berichtsjahr 2013), Frage C-3.2, N= 300.



3 Instrumentell-strategische Elemente / 
Handlungsfelder

3.1 Gebietsbezug

Für alle Programme der Städtebauförderung gilt der 
in Art. 1 Abs. 1 der VV definierte Grundsatz des Ge-
biets- und Gesamtmaßnahmenbezugs. „Die Bun-
desmittel sind für Fördergebiete bestimmt, die durch 
Beschluss der Gemeinde räumlich abzugrenzen 
sind“30. Dies kann durch Beschluss der Gemeinde 
gemäß § 171e Abs. 3 BauGB oder als Sanierungsge-
biet gemäß § 142 BauGB erfolgen. Für die Gemein-
schaftsinitiative Soziale Stadt kann sich hieraus ent-
weder ein Spannungsfeld zwischen diesem städte-
baulich begründeten Gebietsbezug (unter Berück-
sichtigung sozialen Missstände gem. § 171e BauGB) 
und einem Sozialraumbezug ergeben, der von wei-
teren Fachressorts teilweise anders definiert wird. 
Oder in anderen Ressorts wird ganz auf derartige 
räumliche Festlegungen verzichtet.

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Der Gebietsbezug wird in seinen räumlichen Gren-
zen aus der Identifizierung von Problemen und 
Potenzialen einzelner Stadtteile oder Wohnquar-
tiere abgeleitet. Er bildet die Basis für die Kom-
munikation und Kooperation zwischen allen be-
teiligten Akteuren. Das Fördergebiet ist damit zu-
gleich Fokus und Ausgangsbasis eines integrier-
ten Ansatzes zur Stadtteilentwicklung31. Auf die-
se Weise soll das Subsidiaritätsprinzip der Städte-
bauförderung abgesichert werden; Einzelprojekte 
oder Projekte außerhalb eines festgelegten För-
dergebietes, wie z. B. die barrierefreie Umgestal-
tung öffentlicher Flächen, werden nicht gefördert.

Die besondere Flexibilität des Förderprogramms 
Soziale Stadt macht es in begründeten Einzelfällen 
dennoch möglich, einzelne Projekte, wie bspw. die 
Sanierung von Gemeinbedarfseinrichtungen, auch 
außerhalb der Förderkulissen zu fördern.

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren 

Gemäß § 171e BauGB ist das Fördergebiet in sei-
nem räumlichen Umfang so festzulegen, dass sich 
die Maßnahmen zweckmäßig durchführen lassen. 

Dabei muss sich der besondere Entwicklungsbe-
darf aus dem gesamtstädtischen Vergleich erge-
ben. Im Ergebnis werden die Gebietsabgrenzun-
gen auf der kommunalen Ebene sachgerecht auf 
Basis der Konzepte vorgenommen und im Bedarfs-
fall auch weiterentwickelt.32 Dies zeigen auch die 
Fallstudien.

Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Der Fokus auf einen abgegrenzten Raum hat sich 
bewährt, denn er erzeugt ein Bekenntnis zum 
Quartier und ermöglicht die Beschleunigung von 
Entwicklungen vor Ort durch die Konzentration 
öffentlicher Investitionen. Hierdurch wird bei al-
len Beteiligten Vertrauen und Planungssicherheit 
auch für private Investitionen geschaffen. So fol-
gerichtig sich der Gebietsbezug für die Städte-
bauförderung darstellt, so schwierig ist die räum-
liche Komponente im Sinne der Gemeinschaftsin-
itiative zu verorten.

Nur bei wenigen Fachbehörden ist ein Denken 
in Sozialräumen bisher verankert. Lediglich die 
Verwaltungsbereiche Stadtentwicklung/Stadtpla-
nung, Kinder- und Jugendhilfe sowie Soziales ha-
ben gebietsbezogene Ansätze entwickelt33. Aller-
dings liegt hier teilweise ein anderes Verständ-
nis von Sozialraum vor, somit unterscheiden sich 
die Abgrenzungen auch teilweise voneinander 
(z. B. Schuleinzugsbereich).
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Im Ergebnis hat sich gezeigt, dass der Gebietsbe-
zug der Städtebauförderung für die Zielerreichung 
positiv ist, da durch die Konzentration der einge-
setzten Ressourcen auf einen definierten Raum 
(Quartier) eine sichtbare Anstoßwirkung und eine 
Fokussierung der Anstrengungen erzielt wird. Ein-
geschränkt wird diese positive Wirkung allerdings 
im Bereich sozialer Aufgaben durch die zeitliche 
Befristung der Förderung und das Ausscheiden 
von Quartieren aus der Gebietskulisse der Sozia-
len Stadt. Wenn sich flankierende Förderungen 
nämlich auf diese beziehen, fallen sie nach Aus-
scheiden des Gebietes aus der Förderkulisse weg, 
was eine Verstetigung von Maßnahmen erschwert.

30 VV Städtebauförderung 2015 S. 4.

31 Vgl. Statusbericht 2008, S. 25.

32 In begründeten Einzelfällen werden auch Einzelmaßnahmen gefördert, die außerhalb eines Fördergebiets liegen, 
aber zu diesem einen funktionalen Bezug nachweisen.

33 Vgl. Statusbericht 2008, S. 81.



3.2 Ressourcenbündelung

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Im ARGEBAU-Leitfaden zur Ausgestaltung der Ge-
meinschaftsinitiative Soziale Stadt wird die „Bün-
delung aller verfügbaren Programme und Res-
sourcen [als] Erfolgsvoraussetzung für die zielge-
richtete Stadtentwicklung“ bezeichnet (ARGEBAU 
1998: 11; ARGEBAU 2005: 13). Die Bündelung sei ins-
besondere in den Bereichen „Soziales, Beschäfti-
gung, Wirtschaft, Verkehr, Bildung und Gesundheit 
sowie bauliche und städtebauliche Erneuerung“ 
erforderlich (ARGEBAU 2005: 12) Hierfür seien in 
den Städten, Gemeinden, Ländern und auf Bun-
desebene optimale Organisationsformen zu ent-
wickeln. Eine besondere Bedeutung kommt dabei 
den integrierten Handlungskonzepten zu, die Kos-
ten- und Finanzierungsübersichten zum gebündel-
ten Mitteleinsatz aus unterschiedlichen privaten 
und öffentlichen Haushalten enthalten sollen. „Die 
Konzepte bilden die Basis für den Mittel- und Per-
sonaleinsatz aller betroffenen Fachressorts/Ämter. 
Sie müssen daher sorgfältig zwischen diesen ab-
gestimmt werden“ (ARGEBAU 2005: 14). 

In den Verwaltungsvereinbarungen spiegeln sich 
bei der Ressourcenbündelung die verschiedenen 
Phasen der Programmumsetzung wider. In den ers-
ten Jahren der Programmumsetzung (1999-2002) 
wurde in der Präambel der Verwaltungsvereinba-
rungen auf den Leitfaden der Bauministerkonfe-
renz zur Ausgestaltung der Gemeinschaftsinitiati-
ve Soziale Stadt verwiesen. Demnach sollten Bund 
und Länder alle ihre Mittel und Maßnahmen für 
die Entwicklung der Stadtteile mit besonderem Ent-
wicklungsbedarf koordinieren, um Synergieeffekte 
zu erzielen und so der sozialen Polarisierung ent-
gegenzuwirken. Die VV fordert von den Kommu-
nen ein gebietsbezogenes, integriertes, stadtent-
wicklungspolitisches Handlungskonzept, das „alle 
Maßnahmen zur Erreichung der Ziele – auch die 
anderer Bau- und Finanzierungsträger – erfassen 

sowie die geschätzten Ausgaben und deren Finan-
zierung darstellen“ soll. 

Ähnliche Formulierungen finden sich auch in den 
VV 2003-2011. Neu ist ab 2003 allerdings, dass sich 
die in der Präambel geforderte Ressourcenbünde-
lung nicht mehr nur auf das Programm Soziale Stadt 
bezieht. Stattdessen wird generell auf die Verpflich-
tung von Bund und Ländern hingewiesen, „Finanzie-
rungsmittel für Aufgaben, deren Ursachen nicht aus 
unmittelbarem Bezug zu städtebaulichen Missstän-
den herrühren, zuerst auch in anderen Programmen 
mit Investitionshilfen zu suchen und durch die Koor-
dinierung und Bündelung aller für die Entwicklung 
der Städte und Gemeinden notwendigen Finanzie-
rungsmittel größtmögliche Synergien zu erreichen“ 
(VV Städtebauförderung 2003: 4).

In den Jahren 2006 bis 2010 wurde der städtebau-
lich-investive Charakter der Sozialen Stadt erwei-
tert, indem den Ländern die Möglichkeit eingeräumt 
wurde, weitere Bundesmittel für nicht-investive Mo-
dellvorhaben in Gebieten der Sozialen Stadt einzu-
setzen (vgl. Kapitel 2.1.4). Dabei sollten vorrangig 
Vorhaben berücksichtigt werden, „bei denen tragfä-
hige Partnerschaften mit Institutionen und Akteuren 
gebildet werden, die weitere Mittel oder Arbeitskraft 
einbringen“ (VV Städtebauförderung 2010: 12). Somit 
sollte mit diesem Förderansatz eine Bündelung mit 
anderen Ressourcen ausgebaut werden.

Noch einmal gestärkt wurde das Bekenntnis zur 
ressortübergreifenden Zusammenarbeit und zur 
Bündelung in der Leipzig-Charta zur nachhaltigen 
europäischen Stadt von 2007. In benachteiligten 
Stadtquartieren sollten neben städtebaulichen Auf-
wertungsstrategien insbesondere Maßnahmen zur 
Stärkung der lokalen Wirtschaft und Arbeitsmarkt-
politik sowie Maßnahmen zur Verbesserung der lo-
kalen Bildungs- und Ausbildungssituation in Ver-
bindung mit einer aktivierenden Kinder- und Ju-
gendpolitik zum Einsatz kommen (BBSR 2010: 318).

Nach der Beendigung der Modellvorhaben und 
parallel zur erheblichen Kürzung der Bundesmittel 
im Jahr 2011 erfuhr das Thema Ressourcenbünde-
lung insofern einen Bedeutungszuwachs, als nun-
mehr „vorrangig Gesamtmaßnahmen [förderfähig 
waren], die im Fördergebiet für weitere ergänzen-
de Maßnahmen Kooperationen mit Dritten verein-
baren“ (VV Städtebauförderung 2012: 9; 2015: 8).

Der Bündelungscharakter des Programms wird 
auch im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD für die aktuelle Legislaturperiode der Bundes-
regierung betont: „Das Programm ‚Soziale Stadt‘ 
werden wir im Rahmen der Städtebauförderung als 
Leitprogramm der sozialen Integration weiterfüh-
ren. Es bildet die Grundlage für eine ressortüber-

Schild des Quartiersbüros Berlin-Marzahn

Foto: Wolf-Christian Strauss
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greifende Strategie ‚Soziale Stadt‘, mit der wir ad-
ditiv Fördermittel aus Programmen anderer Res-
sorts in Gebieten mit erhöhten Integrationsanforde-
rungen bündeln“ (Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD für die 18. Legislaturperiode). Nach 
einer deutlichen Aufstockung der Bundesfinanzhil-
fen auf 150 Mio. im Jahr 2014 soll das Städtebauför-
derungsprogramm verstärkte Anreize zur finanziel-
len Beteiligung anderer Fachressorts bieten.

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Zur ressortübergreifenden Zusammenarbeit auf 
Bundesebene lässt sich nach über 15 Jahren Pro-
grammumsetzung sagen, dass es lediglich zwi-
schen dem Bundesbauministerium und dem Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) gelungen ist, eine dauerhafte 
ressortübergreifende Zusammenarbeit und Ab-
stimmung auf Bundesebene bei der Sozialen Stadt 
herzustellen. Diesbezüglich hat sich im Vergleich 
zur ersten Phase der Programmumsetzung nur we-
nig verändert (vgl. IfS 2004: 47). Die ressortübergrei-
fende Abstimmung der beiden Ministerien führte 
zur Auflage verschiedener Initiativen des BMFSFJ, 
die sich auf das Programm Soziale Stadt beziehen 
und ergänzend in den Fördergebieten zum Einsatz 
gekommen sind.

Zu nennen sind hier die Programmplattform „Ent-
wicklung und Chancen junger Menschen in so-
zialen Brennpunkten“ (E&C) sowie die ESF-Teil-
programme „Lokales Kapital für Soziale Zwecke“ 
(LOS) (2003-2008), teilweise auch „STÄRKEN vor 
Ort“ (2009-2011) und „JUGEND STÄRKEN: Aktiv in 
der Region“ (2010-2013). Im Zuge der EU-Struktur-
fondsperiode 2014-2020 erreichte die ressortüber-
greifende Zusammenarbeit der beiden Ministerien 
eine neue Qualität, indem gemeinsam vom BMFSFJ 
und BMUB das ESF-Modellprogramm „JUGEND 
STÄRKEN im Quartier“ (JUSTiQ) aufgelegt wurde. 
Es hat zum Ziel, die Angebote für junge Menschen 
zu verbessern, die durch Regelangebote der allge-
meinen und beruflichen Bildung und Arbeitsförde-
rung nicht mehr erreicht werden. Das Programm 
ist sozialräumlich angelegt und richtet sich insbe-
sondere an Fördergebiete der Sozialen Stadt und 
vergleichbare Stadtteile.34 

Besonders hervorgehoben werden kann auf Bun-
desebene weiterhin die Bündelung von Städte-
bauförderungsmitteln mit dem ESF-Teilprogramm 
„Beschäftigung, Bildung und Teilhabe vor Ort“ 
(2006-2008) und den Nachfolgeprogrammen „Bil-
dung, Wirtschaft und Arbeit im Quartier“ (BI-
WAQ I bis III). Diese sehen in den Programmge-
bieten der Sozialen Stadt eine ergänzende Förde-
rung arbeitsmarktbezogener Maßnahmen vor und 
sind somit direkt an die Soziale Stadt und ihre Ge-
bietskulisse gekoppelt.35 Im Unterschied zu den 
anderen ESF-Teilprogrammen werden sie nicht 
vom Fachministerium (BMAS) umgesetzt, das für 
die Beschäftigungsförderung zuständig ist, son-
dern auf Bundesebene vom Stadtentwicklungs-
ressort betreut. 

In der Förderperiode 2014-2020 wird zudem vom 
BMAS und BMFSFJ erstmals der „Europäische 
Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten 
Personen in Deutschland“ (EHAP) umgesetzt. Das 
europäische Sonderprogramm zielt auf die sozia-
le Eingliederung von armutsgefährdeten und von 
sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen ab. Es 
richtet sich in Deutschland insbesondere an neu-
zugewanderte Unionsbürgerinnen und -bürger, de-
ren Kinder sowie wohnungslose Menschen. Ge-
fördert werden Kooperationsverbünde, die nied-
rigschwellige und aufsuchende (Beratungs-)An-
gebote schaffen und mit bestehenden Einrich-
tungen und Stadtteilprojekten zusammen arbei-
ten. In der Förderrichtlinie wird diesbezüglich auf 
das Programm Soziale Stadt verwiesen (BMAS/
BMFSFJ 2015). 

Darüber hinaus gab oder gibt es weitere Bundes-
programme, insbesondere des BMFSFJ und des 
BMAS, die in den Fördergebieten mit den Maß-
nahmen der Sozialen Stadt gebündelt werden kön-
nen. Sie sind aber nicht explizit auf die Förderku-
lisse der Sozialen Stadt oder benachteiligte Ge-
biete ausgerichtet.36 Beispiele sind das ESF Bun-
desprogramm „XENOS – Integration und Vielfalt“ 
(2007-2013), „Integration durch Qualifizierung – IQ“ 
(2011-2014), das „Aktionsprogramm Mehrgenera-
tionenhäuser“ (2006-2014) oder die „Offensive Frü-
he Chancen: Schwerpunkt-Kitas Sprache & Integ-
ration“ (2011-2014).37
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34 Vgl. www.jugend-staerken.de/unsere-programme/jugend-staerken-im-quartier.html

35 Vgl. www.biwaq.de

36 Vgl. hierzu die Ergebnisse des BMAS-Forschungsprojekts „Möglichkeiten der verbesserten sozialen Inklusion 
in der Wohnumgebung“, in dem u. a. eine Analyse von sogenannten „Schnittstellenprogrammen“ vorgenommen 
wurde. Dabei wurde zwischen zwei Programmtypen unterschieden: 1) Förderprogramme einzelner Fachressorts, 
die zwar sozialräumlich ausgerichtet sind, sich aber nicht ausschließlich an benachteiligte Zielgruppen/Quartiere 
richten; 2) Förderprogramme einzelner Fachressorts, die zwar nicht explizit sozialräumlich ausgerichtet sind, die 
aber auf eine Verbesserung der sozialen Inklusion von benachteiligten Zielgruppen abzielen (IfS 2010a).

37 Vgl. www.staedtebaufoerderung.info



Weitere Ansätze zur ressortübergreifenden Zu-
sammenarbeit auf Bundesebene sind im Gesund-
heitsbereich zu finden. In der Begründung des 
Präventionsgesetzes aus dem Jahr 2015 wird auf 
die Kommune bzw. den Stadtteil als Lebenswelt 
Bezug genommen, in der die Gesundheitsförde-
rung in der Familie auch durch Präventionsmaß-
nahmen in der Schule und durch die enge Zusam-
menarbeit verschiedener Disziplinen und Sekto-
ren unterstützt werden soll. In einer Anmerkung 
der Bundesregierung zum Gesetzesentwurf wird 
darauf verwiesen, dass insbesondere das Pro-
gramm Soziale Stadt Anknüpfungspunkte für eine 
soziallagenbezogene Gesundheitsförderung und 
Prävention bietet. Das Präventionsgesetz soll die 
Gesundheitsförderung direkt im Lebensumfeld in 
Kitas, Schulen, am Arbeitsplatz und im Pflegeheim 
stärken.38 

Bisher nicht gelungen ist dagegen die ressortüber-
greifende Zusammenarbeit auf Bundesebene im 
Bildungsbereich – wohl nicht zuletzt auch wegen 
der grundsätzlichen Länderzuständigkeit für Bil-
dungsfragen, die den Beitrag des Bundes in die-
sem Politikfeld begrenzt. So wurden weder das In-
vestitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreu-
ung“ des BMBF aus dem Jahr 2003 zur Unterstüt-
zung von Ganztagsschulen noch das Bildungs- und 
Teilhabepaket zur Unterstützung von bedürftigen 
Kindern und Jugendlichen des BMAS dazu genutzt, 
um es mit der Sozialen Stadt zu verknüpfen oder die 
Förderung gezielt in sozial benachteiligte Stadttei-
le zu lenken.

Nach Auskunft des BMUB sei im BMAS aber nach 
einer längeren Anlaufphase des Bildungs- und Teil-
habepakets die Idee aufgekommen, die Instrumen-
te der Sozialen Stadt zu nutzen, um Informationen 
zum Programm und zur Antragstellung zu verbrei-
ten. Über das BMUB wurden dann noch nachträg-
lich die Quartiersmanagements über das Bildungs-
paket informiert, um Zielgruppen im Quartier bes-
ser zu erreichen.39

Die vom BMUB vorbereitete Ressortübergreifen-
de Strategie Soziale Stadt soll künftig als Basis für 
die Zusammenarbeit mit weiteren Bundesressorts 
dienen.40 Darüber hinaus soll sie auch eine Grund-
lage für die Zusammenarbeit mit Akteuren z. B. aus 
der Wirtschaft, Verbänden, Stiftungen, Zivilgesell-
schaft und Kirchen schaffen. 

Die Länder erprobten bei der Ressourcenbünde-
lung recht unterschiedliche Aktivitäten. Insbeson-
dere zu Beginn der Programmumsetzung gab es 
viele ressortübergreifende Steuerungsrunden, die 
nach Auskunft der befragten Ländervertreter aber 
ohne größere Bündelungseffekte blieben und mit 
der Zeit an Bedeutung verloren.41 Folgende Grün-
de wurden dabei genannt:
1. Fragen der Programmkoordination und -bünde-

lung sollten nicht auf einer abstrakt theoreti-
schen Ebene diskutiert, sondern projektbezo-
gen geklärt werden,

2. die Wahrnehmung habe bestanden, dass auf 
Staatssekretärsebene immer weniger abge-
stimmt werden konnte und das Interesse in die-
ser Runde nicht mehr da gewesen sei,

3. es war zunehmend schwieriger, Themen für den 
Informationsaustausch zu finden, oder

4. die drastische Mittelkürzung auf Bundesebe-
ne habe zu einem Bedeutungsverlust geführt.

Im Ergebnis dieser Steuerungsrunden wurde in 
erster Linie ein Informationsaustausch erreicht. 
Dieser mündete in einigen Fällen in der Erstellung 
von Übersichten oder Arbeitshilfen zu integrierba-
ren Förderprogrammen, die den Städten und Ge-
meinden zur Verfügung gestellt wurden. 

In einigen Ländern (insbesondere den Stadtstaaten 
sowie Nordrhein-Westfalen und teilweise Bran-
denburg und Hessen) haben sich jedoch auch 
Strukturen der ressortübergreifenden Zusammen-
arbeit herausgebildet, die nach wie vor bestehen 
und für die Steuerung des Programms von Bedeu-
tung sind (siehe Tabelle 4 und 5).
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38 Auf Grundlage des Präventionsgesetzes wird eine nationale Präventionsstrategie entwickelt, die u. a. nationale 
Rahmenempfehlungen und Landesrahmenvereinbarungen beinhaltet. Inwiefern der Soziale-Stadt-Bezug in diese 
Eingang findet, wird sich erst noch zeigen.

39 Gespräch mit dem BMUB.

40 Ebd.

41 Zu nennen sind insbesondere die INTERMAG in Bayern (trifft sich nicht mehr regelmäßig), die Staatssekretärs-
runde in Berlin (bis 2006/2007), die ressortübergreifende Arbeitsgruppe in Brandenburg (bis ca. 2006/2007), An-
sätze zur ressortübergreifenden Zusammenarbeit in Hessen (wurde auf die Fachebene verlagert), die IMAG in 
Mecklenburg-Vorpommern (bis 2007), die IMAG in Niedersachsen (bis 2007/2008), die Lenkungsgruppe Sozia-
le Stadt in Rheinland-Pfalz (tagt einmal im Jahr zu vorhabenbezogenen Fragen), die ressortübergreifende Steue-
rungsgruppe in Sachsen (stellte nach kurzer Zeit ihre Tätigkeit ein), die Thüringer Arbeitsgemeinschaft Soziale 
Stadt (2000 bis 2003) oder die IMAG in Schleswig-Holstein (bestand nur in der Anfangszeit). Lediglich die Länder 
Baden-Württemberg und Sachsen-Anhalt verankerten zu keinem Zeitpunkt formelle Strukturen zur ressortüber-
greifenden Zusammenarbeit im Zuge der Umsetzung des Programms Soziale Stadt (Quelle: Interviews mit den zu-
ständigen Fachreferaten auf Länderebene).



In Bezug auf die Mittelbündelung können auf Län-
derebene insbesondere folgende Ansätze unter-
schieden werden:
• Es ist nur in wenigen Fällen gelungen, dass 

von anderen Fachressorts Programme aufge-
legt wurden, die sich unmittelbar auf Sozia-
le-Stadt-Gebiete oder sozial benachteiligte 
Quartiere beziehen und als Partnerprogramme 
bezeichnet werden können. Zu nennen sind 
hier insbesondere das kommunale Handlungs-
programm „Wohnen in Nachbarschaften“ des 
Senators für Umwelt, Bau und Verkehr sowie 
der Senatorin für Soziales in Bremen und das 
hessische Förderprogramm zur Unterstützung 
der Gemeinwesenarbeit in Stadtteilen mit be-
sonderen sozialen und integrationspolitischen 
Herausforderungen.

• Ein anderer Ansatz besteht darin, dass eine 
Bündelung von Soziale-Stadt-Mitteln mit EFRE- 
oder ESF-Mitteln vorgenommen wird, um den 
Förderumfang und das Förderspektrum bei der 
sozialen Stadtentwicklung zu erweitern. Bei-
spiele hierzu finden sich insbesondere in Berlin, 

Nordrhein-Westfalen und Brandenburg (siehe 
Tabelle 4 und 5). Hierdurch können in den För-
dergebieten der Sozialen Stadt auch nicht-in-
vestive Maßnahmen in den Bereichen Bildung, 
Integration, Soziales und Arbeit umgesetzt wer-
den. Die Umsetzung und Steuerung erfolgt in 
den meisten Fällen in Abstimmung mit den zu-
ständigen Fachressorts durch die für die Städ-
tebauförderung zuständigen Referate. Es gibt 
aber auch einzelne Ansätze, in denen die Ein-
bindung anderer Fachressorts in die Umsetzung 
gelang, wie etwa bei der EFRE-Förderung zur lo-
kalen Ökonomie.

• In anderen Ländern findet oder fand eine Bün-
delung von Städtebauförderungsmitteln mit EU-
Mitteln statt. Diese konzentrierte sich aber in 
der Regel nicht auf Soziale-Stadt-Gebiete, son-
dern schloss auch Gebiete anderer Städtebau-
förderungsprogramme oder Landesprogramme 
sowie teilweise ganz andere Räume ein. Zu-
dem war mit der Bündelung nicht immer eine 
Ausweitung des Förderspektrums verbunden. 
Zu nennen sind hier insbesondere die EFRE- 

Tabelle 4: Ansätze zur Mittelbündelung und ressortübergreifenden Zusammenarbeit auf Länderebene

Berlin In Berlin findet seit 2000 eine Bündelung mit EFRE-Mitteln statt, die seit 2007 auch für sozio-in-
tegrative Maßnahmen genutzt werden. Zudem wurden auf Grundlage des „Monitorings Sozia-
le Stadtentwicklung“ 2008 und 2009 fünf größere zusammenhängende Aktionsräume festgelegt, 
in denen sich viele soziale Probleme konzentrieren. Mit Hilfe der Initiative „Aktionsräume plus“ 
wurde angestrebt, dort die Aktivitäten der Städtebauförderung besser zu bündeln und die res-
sortübergreifende Vernetzung, Kommunikation und Koordination auf Ebene der Senats- und Be-
zirksverwaltungen sowie mit weiteren Vertretern zu verbessern.

Hierzu wurden vier Facharbeitsgruppen zu den Handlungsfeldern „Bildung, Jugend und Ausbil-
dung“, „Arbeit und Wirtschaft“, „Kultur, Gemeinwesen und Integration“ sowie „Quartiere und 
öffentlicher Raum“ gegründet. Aufgrund von begrenzten Ressourcen bestehen nach Auslaufen 
der Initiative nur noch zwei Facharbeitsgruppen zu „Bildung“ und „Nachbarschaft“. In diesen 
Bereichen konnten erste Erfolge im Rahmen der ressortübergreifenden Zusammenarbeit erzielt 
werden. So hat die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen im Jahr 2014 ein eigen-
ständiges Landesprogramm „Integrationslotsen“ aufgelegt, das an den Erfahrungen des im Pro-
gramm Soziale Stadt erprobten Projektansatzes „Stadtteilmütter“ anknüpft.

Die ressortübergreifende Abstimmung mit der Bildungsverwaltung hat dazu geführt, dass durch 
das Bonusschulprogramm seit 2014 Schulen in den Aktionsräumen zusätzliche Mittel bekom-
men. Zudem stellen die Aktionsräume in der Förderperiode 2014-2020 die Gebietskulisse für das 
Förderprogramm „Zukunftsinitiative Stadtteil“ dar, in dem Städtebauförderungsmittel mit Mitteln 
aus EFRE und den Ressorts Soziales und Kultur gebündelt werden.

Brandenburg In Brandenburg fand insbesondere in der Förderperiode 2000 bis 2006 eine Bündelung mit EF-
RE-Mitteln für Programmgebiete der Sozialen Stadt und weitere benachteiligte Gebiete statt. 
Das Landesprogramm „Zukunft im Stadtteil“ (ZiS) förderte ausgewählte Stadtteile mit beson-
derem Entwicklungsbedarf in insgesamt 16 Städten. Zwischen 2007 und 2013 wurde die EF-
RE-Förderung des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung (MIL) zur kleinräumigen 
nachhaltigen Stadtentwicklung stärker auf Gebiete mit Entwicklungspotenzialen (Regionale 
Wachstumskerne und Stadtumbau-Städte) ausgerichtet.

Eine Verknüpfung mit Soziale-Stadt-Maßnahmen blieb für die Städte und Gemeinden aber wei-
terhin möglich. Ergänzend hierzu wurde mit ESF-Mitteln ein Ideenwettbewerb „Vielfalt und so-
zialer Zusammenhalt in Brandenburgs Städten – Lebensräume gemeinsam gestalten“ ins Leben 
gerufen. Er richtete sich an die gleichen Fördergebiete und wollte insbesondere die Ausgren-
zung von (langzeit-)arbeitslosen Personen verhindern.

Im Jahr 2009 startete das Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz u. a. mit 
dem MIL, Krankenkassen und der Landesarbeitsgemeinschaft Brandenburg Gemeinwesenarbeit 
und Quartiersmanagement die Initiative „Gemeinschaftsinitiative für eine soziale und gesunde 
Stadt“. Dabei liegt der Schwerpunkt auf sozial benachteiligten Stadtteilen. 

Quelle: Interviews mit den Städtebauförderungsreferaten der Länder
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Tabelle 5: Ansätze zur Mittelbündelung und ressortübergreifenden Zusammenarbeit auf Länderebene

Bremen In Bremen wurde kurz vor Auflage der Sozialen Stadt ein kommunales Programm „Wohnen in 
Nachbarschaften“ (WiN) ins Leben gerufen, das sowohl investive als auch konsumtive Maßnah-
men in Gebieten mit besonderen Entwicklungsbedarfen fördert und in Bremen komplementär zur 
Sozialen Stadt zum Einsatz kommt. Anfangs wurden die beiden Programme über eine interminis-
terielle Arbeitsgruppe gesteuert.

Aufgrund veränderter Schwerpunktsetzungen im Bauressort kam es zu einer deutlicheren 
Trennung der beiden Programme. Die Abstimmungen sind in Bremen leichter als in einem Flä-
chenland. Allerdings hat Bremen als Haushaltsnotlageland keinen großen Handlungsspiel-
raum.

Hamburg In Hamburg gibt es einen Leitungsausschuss für die Programmsteuerung, in dem die Ressorts 
Stadtentwicklung und Wohnen, Umwelt und Energie, Schule und Berufsbildung, Soziales, Fami-
lie und Integration, Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Kultur, Gleichstellung und Inneres und 
Sport sowie die für die Umsetzung der Integrierten Stadtteilentwicklung verantwortlichen Be-
zirksämter vertreten sind. Dieser trifft sich quartalsweise. Im Vordergrund stehen gebietsbezo-
gene Entscheidungen über das Integrierte Entwicklungskonzept, die Abschlussbilanzierung, das 
Nachsorge- und Verstetigungskonzept, die Verlängerung von Fördergebietslaufzeiten und pro-
grammstrategische Themen. 

Mit dem Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung (RISE) verfolgt Hamburg das Ziel, 
durch eine verbindliche ressortübergreifende Kooperation neben den Mitteln der Integrierten 
Stadtteilentwicklung verstärkt auch die Mittel anderer Fachressorts, der Bezirksämter, öffentli-
cher Unternehmen und privater Akteure problembezogen einzusetzen. Die Frage der Mittelbün-
delung ist dabei weniger auf andere Landesprogramme ausgerichtet als vielmehr eine projekt-
bezogene Finanzierungsfrage.

Die aktuellen Förderrichtlinien von 2013 sehen vor, dass mit dem Rahmenprogramm Integrierte 
Stadtentwicklung (RISE), in welches das Programm Soziale Stadt eingebettet ist, in der Regel bis 
zu 50 % der förderfähigen Gesamtkosten eines Projekts finanziert werden, so dass regelhaft eine 
anteilige Kofinanzierung aus Landesmitteln anderer Ressorts bereitgestellt wird. Die Mittelbün-
delung ist damit eine explizite Zielsetzung der Integrierten Stadtteilentwicklung und handlungs-
leitend für andere Fachressorts.

Flankierend können für den Gebietsentwicklungsprozess anteilig Finanzierungen von nicht-in-
vestiven Maßnahmen mit Mitteln der Integrierten Stadtteilentwicklung gefördert werden. (Lan-
desmittel, die nicht im Rahmen der Städtebauförderung abgerechnet werden). Darüber hinaus 
werden in den Fördergebieten insbesondere auch Projekte durch EU Mittel (Landes- und Bun-
des-ESF oder -EFRE) kofinanziert. 

Hessen In Hessen setzt das Ministerium für Soziales und Integration seit 2015 ein Förderprogramm zur 
Unterstützung der Gemeinwesenarbeit in Stadtteilen mit besonderen sozialen und integrations-
politischen Herausforderungen um. Ziel der Förderung ist es, Kommunen bei der Entwicklung ih-
rer Quartiere mit vielen sozialen Problemen durch passgenaue, innovative und sozial-integrative 
Maßnahmen zu unterstützen.

Hierzu werden der Auf- und Ausbau einer Unterstützungs- und Koordinationsstelle im Quartier 
sowie Projekte gefördert. Zudem wurden in Hessen die Modellvorhaben von einer interministe-
riellen Jury ausgewählt, in der die Ressorts Soziales, Inneres, Schule und Integration vertreten 
waren. 

Nordrhein- In Nordrhein-Westfalen besteht eine interministerielle Arbeitsgruppe (IMAG), die über integrier-
Westfalen te Handlungskonzepte berät, Empfehlungen für die Aufnahme von Gesamtmaßnahmen in das 

Programm ausspricht und über die Auswahl von EFRE-Vorhaben zur nachhaltigen Stadtentwick-
lung entscheidet.

Nach Auskunft des zuständigen Fachreferats haben die beteiligten Ressorts insbesondere in der 
Anfangszeit, ausgehend von der Beratung in der IMAG geprüft, ob sie aus eigenen Mitteln Tei-
le der Förderung übernehmen können. Teilweise hat sich hieraus ein konzeptionelles Mainstre-
aming ergeben. So stellt das Schulministerium inzwischen systematisch mehr Mittel für Kitas in 
Soziale-Stadt-Gebieten bereit.

Aufgrund von Haushaltskürzungen war die Beteiligung anderer Ressorts mit der Zeit schwie-
riger geworden. Eine Neubelebung der IMAG fand mit dem Regierungswechsel 2010 und dem 
neuen Leitthema der Prävention sowie dem Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen“ statt. 
Das Programm Soziale Stadt wird dabei als Nukleus verstanden, um andere Ressorts „mitzuneh-
men“. Darüber hinaus sollen die Operationellen Programme zu den Strukturfonds (EFRE und ESF) 
einen Beitrag zur Prävention leisten.

Dieser Ansatz findet sich auch in der Förderperiode 2014-2020 wieder, wodurch eine Bünde-
lung von Städtebauförderungs- und EU-Mitteln ermöglicht wird. Zudem werden seit 2007 mit 
EFRE-Mitteln Vorhaben zur lokalen Ökonomie in Soziale-Stadt-Gebieten unterstützt, die sich 
auf die Integrierten Handlungskonzepte beziehen und inhaltlich vom Wirtschaftsministerium 
des Landes begleitet werden. Die Entscheidung über die Auswahl der Fördermaßnahmen fällt 
die IMAG. 

Quelle: Interviews mit den Städtebauförderungsreferaten der Länder
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Förderung zur nachhaltigen Stadtentwicklung 
in der Förderperiode 2007 bis 2013 (in Baden-
Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein, Thüringen), die EFRE-Förderung des 
Landes Hessen zur Unterstützung von Vorhaben 
zur lokalen Ökonomie in ausgewählten Stadt-
erneuerungsgebieten und die EFRE-Förderung 
des Landes Niedersachsen zur Unterstützung 
von städtischen Krisengebieten in der Förder-
periode 2000 bis 2006.

• Darüber hinaus gibt es auf Länderebene weite-
re Förderprogramme anderer Ministerien, die 
zwar nicht explizit auf Soziale-Stadt-Gebiete 
ausgerichtet sind, in den Fördergebieten aber 
mit Maßnahmen der Sozialen Stadt gebündelt 
werden können, wie z. B. ESF-Programme der 
Länder zur Integration von Langzeitarbeitslo-
sen (vgl. IfS 2010a).

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

Auf kommunaler Ebene ist die ressortübergreifen-
de Zusammenarbeit zur Umsetzung der Sozialen 
Stadt den Ergebnissen bisheriger Untersuchungen 
zufolge sehr viel stärker ausgeprägt als auf Länder- 
oder Bundesebene. Dabei handelt es sich oftmals 
um operativ ausgerichtete Koordinierungsgremien 
(vgl. u. a. Statusbericht 2014: 25; Bundestransfer-
stelle 2013: 10ff.; IfS/IfP 2008: 12ff). Dies spiegelt 
sich auch in den Ergebnissen der Kommunalbefra-
gung 2015 wider: In den meisten Fällen sind meh-
rere Ressorts an der Erarbeitung und Aufstellung 
des IEK beteiligt (vgl. Kapitel 3.3). 

Die Fallstudien bestätigen, dass sich in den meis-
ten Programmkommunen bei der Umsetzung des 
Programms Soziale Stadt ressortübergreifende 
Steuerungs- oder Arbeitsgruppen gebildet haben. 
Während bei einigen Arbeitsgruppen die Entschei-
dung über Projektbewilligungen im Vordergrund 
steht (wie z. B. die Lenkungsgruppe in Bad Kreuz-
nach, die über die Vergabe der Mittel aus dem Ver-
fügungsfonds entscheidet), diskutieren andere Ar-
beitsgruppen eher programmübergreifend gebiets-
bezogene Steuerungs- und Bündelungsfragen (wie 
z. B. der Arbeitskreis Südstadt in Neuruppin). In den 
Fallstudien Darmstadt, Emden und Nürnberg wird 
berichtet, dass der Aufbau eines Arbeitskreises die 
zuvor wenig ausgeprägte abteilungs- bzw. ämte-
rübergreifende Zusammenarbeit stark befördert 
habe oder deutliche Impulse für ein integriertes 
Arbeiten setzen konnte.

In einigen Fällen wurde an bereits bestehenden 
Strukturen zur Zusammenarbeit angeknüpft. Ein 
Beispiel ist der ressortübergreifende Arbeitskreis 
in Neuruppin Südstadt, der bereits 1994 für das 
Städtebauförderprogramm zur Erneuerung von 

Großwohnsiedlungen eingerichtet wurde. Seit 
1999 werden in diesem Gremium auch die Sozi-
ale Stadt sowie die Bündelung mit weiteren Pro-
grammen diskutiert. Der Arbeitskreis hat beratende 
Funktion für die Stadtverwaltung und tagt halbjähr-
lich. Neben verschiedenen Ämtern der Stadtver-
waltung (u. a. Stadtentwicklung, Planung, Bildung, 
Soziales, Sport) sind in dem Arbeitskreis der Land-
kreis Ostprignitz-Ruppin, Träger von Einrichtungen 
im Stadtteil sowie die Wohnungswirtschaft vertre-
ten. Der Fallstudienanalyse zufolge hat sich der Ar-
beitskreis aufgrund der langjährigen Zusammenar-
beit „als effektives Steuerungsinstrument etabliert, 
welches die zentralen Akteure an einen Tisch bringt 
und wesentliche Fragen der Programmumsetzung 
erörtert“ (Fallstudie Neuruppin: 136).

Hinsichtlich der Berücksichtigung weiterer För-
derprogramme kommt Programmen von Bund und 
Ländern, die mit Hilfe von ESF- oder EFRE-Mit-
teln umgesetzt werden und sich direkt auf Sozi-
ale-Stadt-Gebiete beziehen (BIWAQ und LOS), 
eine besondere Bedeutung zu. Hier machen sich 
die Bündelungsaktivitäten auf Bundes- und Län-
derebene positiv bemerkbar. Programme aus an-
deren Ressorts, die sich nicht direkt auf Förderge-
biete der Sozialen Stadt beziehen, von diesen aber 
auch in Anspruch genommen werden können (wie 
z. B. „Offensive Frühe Chancen“, das Bildungs- und 
Teilhabepaket oder „Integration durch Qualifizie-
rung“), spielten dagegen eine vergleichsweise ge-
ringe Rolle (siehe Abbildung 8). 

Erste übergreifende Aussagen zu den tatsächlich 
erfolgten Bündelungsaktivitäten lassen sich den 
Daten des Elektronischen Monitorings (eMo) zum 
Berichtsjahr 2013 entnehmen. Den eMo-Angaben 

Spielhaus Bremen-Lüssum
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zufolge fand im Jahr 2013 in fast 80 % der Förderge-
biete eine Bündelung mit weiteren Finanzierungs-
quellen statt. Am häufigsten wurden private Mittel 
genannt (52 %), gefolgt von zusätzlichen kommuna-
len Mitteln (44 %) und solchen aus EU-Programmen 
(37 %). Zum Umfang der zusätzlichen Mittel in Re-
lation zur Gesamtmaßnahme liegen jedoch keine 
Angaben vor, was die Bewertung der Relevanz der 
einzelnen Finanzierungsquellen erschwert. Weite-
re Förderprogramme des Bundes und der Länder, 
KfW-Programme und die Gemeinschaftsaufgaben 
spielten nur eine geringe Rolle. Die Bedeutung der 
Mittelbündelung für die Durchführung der Gesamt-
maßnahme wird in knapp der Hälfte der Fälle als 
hoch oder sehr hoch eingeschätzt.42 
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Nach Auswertung der Finanzierungsquellen, die 
zusätzlich zum Einsatz kamen, fiel die Mittelbünde-
lung auf Ebene der Gesamtmaßnahme in den ein-
zelnen Ländern sehr unterschiedlich aus:
• Auffällig hohe Anteile von Gebieten mit Mittel-

bündelung weisen die drei Stadtstaaten sowie 

Brandenburg, Schleswig-Holstein, Bayern, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen und Sach-
sen auf. 

• Zusätzliche kommunale Mittel kamen insbeson-
dere in den Fördergebieten in den Stadtstaa-
ten sowie in Bayern und Sachsen zum Einsatz. 

• Die Bündelung mit EU-Mitteln fällt in jenen Län-
dern überdurchschnittlich hoch aus, in denen 
auf Länderebene eine besondere Ausrichtung 
der EU-Strukturfondsförderung zur nachhalti-
gen Stadtentwicklung auf Gebiete der Sozialen 
Stadt vorgenommen wird.

Aus den Fallstudien geht hervor, dass in fast allen 
Gebieten die Mittel der Sozialen Stadt mit zusätzli-
chen öffentlichen oder privaten Mitteln gebündelt 
werden. Zusätzlich zur Städtebauförderung wur-
den insbesondere BIWAQ oder andere auf die So-
ziale Stadt bezogene (ESF- und EFRE-)Programme 
von Bund und Ländern umgesetzt. Teilweise kom-
men auch weitere kommunale Finanzquellen zum 
Einsatz (Bremen, Emden, Kiel, Nürnberg, Offen-
burg, Stendal). Dabei zeigt sich, dass die Bünde-
lung mit zusätzlichen kommunalen Mitteln stark von 
der Haushaltslage in den Städten und Gemeinden 
abhängt. Einige finanzschwache Kommunen ha-
ben bereits Probleme, den Eigenanteil aufzubrin-
gen (Bad Kreuznach, Sömmerda). 

Hinsichtlich der Bündelung mit privaten Mitteln stel-
len die Wohnungsunternehmen oder -genossen-
schaften wichtige Partner in der Programmumset-
zung dar. Sie beteiligen sich in mehreren Gebieten 
an der Umsetzung und teilweise auch Finanzierung 
von Projekten (Berlin-Heerstraße Nord, Dortmund, 
Dresden, Hamburg). Zu einer Einbeziehung von wei-
teren Akteuren, z. B. Unternehmen oder Stiftungen, 
kommt es nur sehr vereinzelt. So wurden in Nürn-
berg verschiedene Ansätze zur Beteiligung von 
Unternehmen und Krankenkassen an Maßnahmen 
der integrierten Stadtentwicklung in benachteilig-
ten Stadtteilen entwickelt, wie z. B. das Konzept der 
Stadtteilpatenschaft oder ein Verfügungsfonds für 
Mikroprojekte zur Gesundheitsförderung. In einzel-
nen Fallstudien wird darauf verwiesen, dass in den 
Fördergebieten auch Möglichkeiten von Stiftungen 
zum Einsatz kommen, wie z. B. das Programm „Auf-
schwung für frühe Chancen“ der Deutschen Kin-
der- und Jugendstiftung (Berlin-Heerstraße Nord), 
eine zusätzliche Förderung im Rahmen des ExWoSt-
Forschungsfeldes „Unternehmen und Stiftungen für 
die soziale Quartiersentwicklung“ (Kiel) oder Inklu-
sionsprojekte der Stiftung Finneck (Sömmerda).

Die bisher eher marginale Beteiligung von Unter-
nehmen und Stiftungen an Maßnahmen der sozia-

Abbildung 8: Im IEK genannte Förderprogramme und deren tatsächlicher Einsatz (Anzahl 
der Nennungen)
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len Stadtentwicklung spiegelt sich auch in den Er-
gebnissen der ExWoSt-Untersuchung „Unterneh-
men und Stiftungen für die soziale Quartiersent-
wicklung“ wider, die neben der Begleitung von 
acht Modellvorhaben auch zwei Onlinebefragun-
gen von rund 2.600 Stiftungen und 970 Unternehmen 
beinhaltete (BBSR 2015b). Demnach findet das En-
gagement von Unternehmen und Stiftungen bisher 
kaum gezielt in sozial benachteiligten Stadtteilen 
statt (15 % der befragten Stiftungen, 16 % der be-
fragten Unternehmen). Allerdings führt die thema-
tische Auswahl von Projekten (z. B. im Bildungsbe-
reich) oftmals dazu, dass Unternehmen und Stiftun-
gen auch in benachteiligten Stadtteilen aktiv sind. 
In der Summe gaben 58 % der Stiftungen und 54 % 
der Unternehmen an, dass sie (auch) in benachtei-
ligten Stadtteilen tätig werden, wobei der räumli-
che Kontext dabei oftmals eine untergeordnete Rol-
le spielt (ebd.: 20f). 

Ergebnisse und Wirkungen

Die vorliegenden Fallstudienuntersuchungen er-
möglichen erste Aussagen bezüglich der erzielten 
Ergebnisse und Wirkungen vor Ort. In mehreren 
Fallstudienberichten wird darauf verwiesen, dass 
die Bündelung mit anderen Programmen eine inte-
grierte Umsetzung von investiven und nicht-investi-
ven Maßnahmen ermöglicht habe (Bergheim, Ber-
lin, Darmstadt, Langquaid, Sulzbach).

Anderen Fallstudien zufolge hat eine fehlende Bün-
delung mit nicht-investiven Programmen dazu ge-
führt, dass mit dem Programm Soziale Stadt die 
verschärften sozialen Probleme (insbesondere in 
den Bereichen Bildung und Arbeit) nicht angegan-
gen werden konnten (Bad Kreuznach, Dresden). 
Ebenso wurde die Soziale Stadt aufgrund fehlen-
der Mittel für nicht-investive Maßnahmen in ers-
ter Linie als ein bauliches Programm gesehen (Em-
den, Nürnberg, Stendal). In anderen Programm-
kommunen wird bei der Förderung nicht-investi-
ver Maßnahmen vor allem auf die Phase der Mo-
dellvorhaben verwiesen (Dresden, Kiel, Offenburg), 
oder es wurden Mittel aus dem Verfügungsfonds 
genutzt, um auch anspruchsvollere, nicht-investi-
ve Projekte wie Qualifizierungsmaßnahmen zu fi-
nanzieren (Schwerin).

Private Investitionen konnten den Fallstudien zu-
folge in mehreren Gebieten mit Anreizen zur Sa-
nierung, Instandsetzung oder Fassadengestaltung 
erzielt werden (insbesondere in Bergheim, Ham-
burg, Langquaid, Neuruppin, Offenburg, Sulzbach). 
In Großwohnsiedlungen haben sich hier die Woh-
nungsunternehmen oder -genossenschaften als 
wichtige Partner erwiesen, die in einigen Fällen 
auch bereit waren, sich mit der mietfreien Bereit-
stellung von Räumen, durch eine Beteiligung am 

Verfügungsfonds (Berlin-Heerstraße Nord) oder an 
der Finanzierung eines wohnungswirtschaftlichen 
Quartiersmanagements an der Programmumset-
zung zu beteiligen (Dortmund). Auch in einigen in-
nerstädtischen Quartieren ist es mit Hilfe von Fas-
sadenprogrammen gelungen, private Investitionen 
von Einzeleigentümern anzuregen (z. B. Bergheim, 
Langquaid, Offenburg). 

Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung 

Ressortübergreifende Arbeitsgruppen ohne kon-
kreten politischen Auftrag haben sich auf Bundes- 
und Landesebene nur bedingt als förderlicher Fak-
tor erwiesen. Vielmehr scheint es auf Bundes- und 
auf Landesebene vor allem darauf anzukommen, 
dass von den Städtebauförderungsreferaten kon-
krete Anlässe genutzt werden, um gezielte Aktivi-
täten zur ressortübergreifenden Zusammenarbeit 
zu entfalten, wie z. B. die Vorbereitung einer neuen 
Gesetzesvorlage oder die Programmierung eines 
neuen Förderprogramms. Gemeinsam mit den ver-
antwortlichen Fachressorts kommt es dann dar-
auf an, mögliche Anknüpfungspunkte herauszu-
arbeiten und Bezüge zur Sozialen Stadt herzustel-
len. Eine solche Abstimmung erfordert viel Initiati-
ve und einen langen Atem, da das Ressortdenken 
in der Regel sehr ausgeprägt ist und ein Quartiers- 
oder Sozialraumbezug in vielen Fachressorts bis-
lang weniger wichtig ist. Damit andere Fachres-
sorts auf Bundes- oder Länderebene bereit sind, 
in ihren Programmen oder Instrumenten Bezüge 
zur Sozialen Stadt zu verankern, müssen sie zu-
nächst von dem Mehrwert (wie z. B. eine bessere 
Zielgruppenerreichung und zielgerichteter Mittel-
einsatz durch die fachübergreifende Zusammen-
arbeit vor Ort) überzeugt werden. Dabei hat es sich 
bewährt, wenn über Jahre hinweg ein kontinuier-
licher programmbezogener Austausch mit einem 
anderen Fachressort stattfindet (wie z. B. mit dem 
Kinder- und Jugendbereich des BMFSFJ), um ein 
gemeinsames Verständnis zu entwickeln.

In den Ländern, in denen ESF- oder EFRE-Mittel ge-
bündelt werden, ist eine ressortübergreifende Zu-
sammenarbeit auf kommunaler Ebene leichter, da 
mit einem stärker integrierten Förderansatz alle er-
forderlichen Handlungsfelder (insbesondere auch 
Bildung und Integration) angesprochen werden 
können. Hier besteht die Herausforderung in ers-
ter Linie darin, die anderen Fachressorts zu einer 
Zusammenarbeit zu gewinnen, um deren Fach- 
expertise einzubeziehen und gemeinsam an einer 
Verstetigung der Ansätze zu arbeiten.

Für die Mittelbündelung auf kommunaler Ebene hat 
es sich zudem als hilfreich erwiesen, wenn beste-
hende programmübergreifende Steuerungs- oder 
Arbeitsgruppen sozialraumbezogene Abstimmun-
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gen über die Ressortgrenzen hinweg genutzt wur-
den (Kiel, Neuruppin) oder wenn der Bürgermeis-
ter, die Lokalpolitik und die Verwaltungsspitze den 
integrierten Entwicklungsansatz und die Abstim-
mungsprozesse unterstützten (Langquaid, Offen-
burg, Sömmerda). In diesen Fällen gelang es eher, 
die ressortübergreifende Abstimmung nicht nur für 
eine Bewilligung von Einzelprojekten vorzunehmen, 
sondern diese auch für die Bündelung mit ande-
ren Förderprogrammen und eine fachübergreifen-
de Steuerung zu nutzen.

Als Hemmnisse wurden dagegen u. a. der ange-
spannte Finanzhaushalt der Kommune (Bad Kreuz-
nach, Sömmerda) sowie Planungsunsicherheiten 
aufgrund der Mittelkürzungen auf Bundesebene 
(Berlin-Heerstraße Nord, Dresden) genannt. Ein 
weiteres Hindernis insbesondere für kleinere Städ-
te und Gemeinden sind die teilweise sehr hohen 
Anforderungen, die mit der Europäischen Struktur-
fondsförderung verbunden sind. Dies macht die Be-
teiligung an Partnerprogrammen, die über den ESF 
finanziert sind, bisweilen schwieriger.43 

Mögliche Hemmnisse für ein stärkeres Engagement 
von Stiftungen und Unternehmen stellen den Ergeb-
nissen einer BBSR-Studie zufolge zum einen fehlen-
de Informationen und Kontakte dar. Zum anderen 
können auf Seiten der Unternehmen Vorbehalte be-
stehen, dass das eigene Engagement in komplexe-
ren Konstellationen nicht mehr ausreichend sicht-
bar werde (BBSR 2015b: 23). Zudem müssten die 
Partner das Gefühl haben, mit ihrem Engagement im 
Quartier etwas bewegen zu können, so dass eine zu 
verfestigte Problemlage auch das Gefühl der Über-
forderung auslösen könne (ebd.: 69). Förderlich wir-
ke es sich dagegen für ein privates Engagement 
aus, wenn die Unternehmen und Stiftungen einen 
individuellen Bezug zum Quartier haben oder wenn 
eine gezielte Ansprache von ausgewählten Unter-
nehmen und Stiftungen stattfindet (ebd.: 72). 

3.3 Integrierte Entwicklungskonzepte

Integrierte Entwicklungskonzepte (IEK)44 enthalten 
konkrete, langfristig wirksame und vor allem lokal 
abgestimmte Lösungen für eine Vielzahl von He-
rausforderungen aufgrund von städtebaulichen, 
funktionalen oder sozialräumlichen Defiziten. Ein 
IEK zeigt diese Probleme für einen konkreten Teil-
raum auf und bearbeitet sie ergebnisorientiert. Da-

bei berücksichtigt es regionale und gesamtstädti-
sche Rahmenbedingungen (vgl. BMUB 2015c: 6). 
Das IEK ist somit das zentrale strategische Inst-
rument für die Umsetzung des Programms Sozia-
le Stadt (vgl. § 171e Abs. 4 BauGB). Bund und Län-
der binden daher die Förderfähigkeit der Soziale-
Stadt-Gebiete bereits seit der Einführung an ein 
solches Konzept. Diesbezüglich kann die Sozia-
le Stadt als Vorreiter für andere Programme der 
Städtebauförderung gelten (z. B. für das Programm 
Stadtumbau Ost). 

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Bereits im ersten ARGEBAU-Leitfaden von 1998 
wurden IEK empfohlen, die „eine offene Rahmen-
planung beinhalten, die in erster Linie von den ört-
lichen Akteuren [...] während des Stadtteilentwick-
lungsprozesses mit möglichst viel Eigeninitiative 
auszufüllen ist“ (ARGEBAU 1998: 11). Weiterhin 
wird dort gefordert: „Die Kosten- und Finanzie-
rungsübersichten müssen den notwendigen ge-
bündelten Mitteleinsatz aus unterschiedlichen pri-
vaten und öffentlichen Haushalten widerspiegeln“ 
(ebd.). Die Aufstellung eines integrierten Entwick-
lungskonzepts war dann auch bereits in der ers-
ten Verwaltungsvereinbarung, die das Programm 
Soziale Stadt behandelte, als Fördervoraussetzung 
festgeschrieben (VV Städtebauförderung 1999, 
Art. 2 Abs. 4). Im Rahmen der ersten Zwischen-
evaluierung wurde betont, dass auch „von Seiten 
der Programmbegleitung [...] großer Wert auf ihre 
Erarbeitung gelegt“ wurde, „um die Handlungs-
schwerpunkte, die Ziele und entsprechende Pro-
jekte gebietsbezogen festzuschreiben und aufein-
ander zu beziehen“ (IfS 2004: 84).

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

In der Verwaltungsvereinbarung wird „ein unter 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger erstell-
tes integriertes städtebauliches Entwicklungskon-
zept, in dem Ziele und Maßnahmen im Förderge-
biet dargestellt sind“, verbindlich gefordert. Zur 
Ausgestaltung der Konzepte heißt es dort weiter: 
„Das Entwicklungskonzept ist in ein gegebenen-
falls bereits vorhandenes gesamtstädtisches Kon-
zept einzubetten bzw. davon abzuleiten, die Aktu-
alität des Entwicklungskonzepts ist sicherzustel-
len, zudem sind darin Aussagen zur langfristigen 
Verstetigung erfolgreicher Maßnahmen über den 
Förderzeitraum hinaus zu treffen“ (VV Städtebau-
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43 Vgl. hierzu auch Bundestransferstelle 2013; BMVBS 2012b: 59.

44 Die Bezeichnung integrierter Entwicklungskonzepte variiert in den Fördergebieten. Teilweise werden diese auch 
als Handlungskonzepte, Quartierskonzepte, Stadtteilkonzepte etc. bezeichnet. Mit dem Sammelbegriff der integ-
rierten Entwicklungskonzepte (IEK) sind im vorliegenden Bericht auch diese mit einbezogen. Der hier verwendete 
Begriff umfasst auch die formale Bezeichnung „integriertes städtebauliches Entwicklungskonzept“ (ISEK), die im 
BauGB sowie in der VV Städtebauförderung verwendet wird.



förderung 2015). Der Bund unterstützt die Erarbei-
tung integrierter Entwicklungskonzepte durch die 
Bereitstellung einer Arbeitshilfe für die kommuna-
len Akteure (vgl. BMUB 2015c). Auch seitens der 
Länder werden – spätestens seit 2012 – die IEK 
durchweg als zentrale Voraussetzung für die Pro-
grammumsetzung angesehen. Die Förderrichtlinien 
der Länder enthalten zumeist entsprechende Hin-
weise, bzw. es ist geplant, dies im Zuge geplan-
ter Überarbeitungen der Richtlinien aufzunehmen.

In einzelnen Ländern (bspw. Rheinland-Pfalz) wird 
seitens des Landes die Beauftragung eines exter-
nen Dienstleisters erwartet. Vorgaben zum Tur-
nus der Fortschreibung gibt es bspw. in Berlin (bis 
2012 jährlich, seit 2013 alle zwei Jahre) und Schles-
wig-Holstein (Prüfung der Erforderlichkeit alle fünf 
Jahre).

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

Der Verbreitungsgrad integrierter Entwicklungs-
konzepte ist in den vergangenen Jahren kontinu-
ierlich gestiegen45 und inzwischen außerordent-
lich hoch: 89 % der Fördergebiete verfügten Anfang 
2015 über ein IEK.46 Allerdings gibt es nach wie vor 
Fördergebiete, die auch nach mehrjähriger Förde-
rung über kein IEK verfügen.47 Die Gründe dafür 
sind unterschiedlich, meist werden andere Kon-
zepte (meist gesamtstädtische Entwicklungskon-
zepte oder Stadtumbaukonzepte) ersatzweise als 
Handlungsgrundlage herangezogen. 

In etwa drei Vierteln der Fördergebiete werden die 
Konzepte unmittelbar im Kontext der Programm-

aufnahme erarbeitet oder im ersten Jahr danach.48 
Häufig können die Programmkommunen dabei auf 
konzeptionelle Vorarbeiten zurückgreifen, bspw. 
auf Vorbereitende Untersuchungen nach BauGB49 
oder auf Daten eines gesamtstädtischen oder teil-
räumlichen Monitorings.50 

Neun von zehn Programmkommunen lassen sich 
die Konzepte politisch legitimieren, also durch 
einen Grundsatzbeschluss oder seltener durch 
Kenntnisnahme des Gemeindeparlaments oder 
eines Fachausschusses bestätigen.51 Wie die Fall-
studien zeigen, wird damit die Verbindlichkeit der 
Konzepte erhöht.52

Arbeitskreis von Akteuren Nürnberg

Foto: Wolf-Christian Strauss
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45 Im Jahr 2002 lag in 63 % der Fördergebiete ein Entwicklungskonzept vor, 2006 bereits in 74 % der Fördergebiete 
(Quelle: Bundesweite Kommunalbefragungen des DIfU 2002 und 2005/2006).

46 Datenquelle: bundesweite Kommunalbefragung 2015 (Frage 1.1, N=235). Einbezogen wurden auch Fördergebiete, 
die zwar die Existenz eines integrierten Entwicklungskonzepts verneinten, aber als konzeptionelle Grundlage für 
die Durchführung der Gesamtmaßnahme ein integriertes Stadtentwicklungskonzept (INSEK, ISEK, SEKO) benannt 
haben (Frage 1.2, N=31). 

47 Aus der Auswertung der Begleitinformationen sowie der Kommunalbefragung lassen sich insgesamt acht Förder-
gebiete eindeutig identifizieren, die seit mehr als fünf Jahren im Programm gefördert werden und gleichwohl in 
beiden Quellen angeben, dass sie nicht über ein integriertes Entwicklungskonzept verfügen.

48 Datenquelle: bundesweite Kommunalbefragung 2015 (Frage 2, N=204). Auch in der Zusammenschau der Fallstu-
dien zeigt sich, dass die Konzepte mehrheitlich unmittelbar nach der Aufnahme in das Förderprogramm erarbeitet 
werden.

49 Vorbereitende Untersuchungen wurden gemäß Kommunalbefragung in ca. 30 % der Fördergebiete durchgeführt 
(2006 lag der Anteil noch bei über 5 % der Fördergebiete; Datenquelle: Kommunalbefragungen 2005/2006 und 2015 
(Frage 4.2, N=212). Gemäß den Angaben in den Begleitinformationen wurden in ca. 47 % der Fördergebiete Vorbe-
reitende Untersuchungen durchgeführt (Datenquelle: Elektronische Begleitinformationen – Querauswertung der 
Datensätze unterschiedlicher Programmjahre (Stand: Programmjahr 2014), Frage 3, N= 510).

50 Auf ein Monitoring kann in ca. 41 % der Gebiete zugegriffen werden (2006 war dies nur in ca. 24 % der Gebiete der 
Fall; Datenquelle: Kommunalbefragungen 2005/2006 und 2015, Frage 4.2, N=212).

51 Datenquelle: bundesweite Kommunalbefragung 2015 (Frage 3, N=212). Damit ist der Anteil politisch legitimier-
ter Konzepte, der bereits 2002 bei 81 % bzw. 2005/2006 bei über 90 % lag, unverändert hoch (Quelle: bundesweite 
Kommunalbefragungen des DIfU 2002 und 2005/2006).

52 So z. B. in den Fallstudien Offenburg (Baden-Württemberg), Neuruppin (Brandenburg) und Schwerin (Mecklen-
burg-Vorpommern) als Einschätzung der lokalen Akteure dokumentiert.



Viele Programmkommunen wünschen sich für die 
Erstellung ihrer integrierten Entwicklungskonzep-
te eine bessere Unterstützung (Informationsange-
bote, Arbeitshilfen, Leitfäden) seitens des Landes. 
Die Einschätzungen unterscheiden sich allerdings 
sehr stark. Während in einigen Ländern die ent-
sprechenden Transferangebote als hinreichend 
und hilfreich eingeschätzt werden (v. a. im Saar-
land, in Nordrhein-Westfalen, Hamburg, Sachsen-
Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern), werden sie 
in anderen Ländern überwiegend als ausbaufähig 
betrachtet.53

Die Aussage, dass die Vorgaben des Landes an die 
Erstellung des IEK zu streng seien und nicht die lo-
kalen Erfordernisse berücksichtigten, wird kaum 
bestätigt.54 

In über drei Vierteln der Fördergebiete wird ein ex-
terner Dienstleister mit der Erarbeitung des IEK be-
auftragt, diese Herangehensweise ist unabhängig 
von der Stadtgröße. Sowohl bei den Fördergebieten 
in Großstädten als auch in Mittel- und Kleinstädten 
liegt der Anteil der Konzepte, die direkt in der kom-
munalen Verwaltung erarbeitet werden, bei knapp 
20 %.55 Ebenfalls in mehr als drei Vierteln der Kon-
zepte liegt die Federführung bei den Planungs- und 
Bauämtern.56 In ca. 13 % der Fördergebiete, meist in 
Großstädten, übernimmt das Sozial- oder Jugend-
amt ebenfalls eine leitende Rolle (meist jedoch nicht 
alleine, sondern in Kooperation mit dem Planungs-
amt).57 Das federführende Verwaltungsressort be-
zieht in den meisten Fällen andere Ressorts bei der 
Erarbeitung der Konzepte ein. Am häufigsten sind in 
der Reihenfolge der Nennungen die Ressorts Stadt-
planung, Stadtentwicklung, Soziales, Grünflächen, 
Kinder und Jugendliche, Schule und Bildung, Bau-
en, Wohnen und Verkehr einbezogen. Eher selten 
werden die Ressorts Gleichstellung, Gesundheit, 
Migration, Umwelt, Ordnung und Sicherheit betei-
ligt.58 Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass vor 
allem in Mittel- und Kleinstädten für diese Verwal-
tungsbereiche oftmals gar keine eigenständigen 
Ressorts existieren. Im Vergleich zu früher werden 
heute Ressorts und Verwaltungsbereiche in mehr 
Kommunen beteiligt (vgl. Abbildung 9). 
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Quelle: Bundesweite Kommunalbefragungen Soziale Stadt 2002, 2005/2006 und 2015 (Frage 9.1, N=205)

Anmerkung: Die Prozentangaben beziehen sich auf die Angaben der Kommunalbefragung 2015. Mehr-
fachnennungen waren möglich; einige Antwortkategorien wurden bei der Befragung 2005/2006 neu auf-
genommen. Für diese liegen keine Vergleichsdaten aus der vorherigen Befragung vor.

Bei der Erstellung der meisten Konzepte erfolgt 
auch eine Beteiligung weiterer Akteursgruppen 
(vgl. Abbildung 10). Besonders häufig werden lo-
kale Initiativen und Vereine, die Quartiersbevölke-
rung, Schulen, das Stadtteilbüro oder Quartiersma-
nagement, freie Träger sozialer Einrichtungen, die 
Politik sowie die Wohnungswirtschaft einbezogen 
(Reihenfolge absteigend nach Häufigkeit). Eher sel-
ten beteiligt wird die private Wirtschaft – dies deckt 
sich mit den weiteren Ergebnissen der Evaluierung 
(vgl. Kapitel 3.3). Auch Hochschulen, berufsständi-
sche Verbände (Kammern) und Stiftungen werden 
bei der Erstellung der Konzepte eher selten berück-
sichtigt, was darin liegen mag, dass sie in vielen 
Städten auch nicht zum relevanten Akteursspekt-
rum gehören (v. a. in kleineren Kommunen).59 Insge-
samt hat die Zahl der Einbezogenen zugenommen 
(vgl. Abbildung 10), und es werden insgesamt auch 
mehr Akteursgruppen beteiligt als früher. 

Abbildung 9: An der Erarbeitung und Aufstellung des IEK beteiligte Verwaltungsbereiche 
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53 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 15, N=199); auch bei der Beantwortung der offenen Frage 20: „Ha-
ben Sie Ideen oder Anregungen, wie man das Instrument IEK weiterentwickeln kann?“ wurde mehrfach Unter-
stützungsbedarf formuliert.

54 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 15, N=199).

55 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 13.1, N=212). 

56 In Klein- und Mittelstädten ist dies fast ausschließlich der Fall. 

57 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 8, N=97, Mehrfachnennungen waren möglich).

58 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 9.1, N=205, Mehrfachnennungen waren möglich).

59 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 9.2, N=205, Mehrfachnennungen waren möglich).
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Anmerkung: Die Prozentangaben beziehen sich auf die Kommunalbefragung 2015. Mehrfachnennungen 
waren möglich; einige Antwortkategorien wurden bei der Befragung 2015 neu aufgenommen. Für diese 
liegen keine Vergleichsdaten aus der vorherigen Befragung vor.

Deutlich wird gegenüber der ersten Zwischeneva-
luierung von 2004, dass die Quartiersbevölkerung 
heute viel stärker einbezogen wird. Seinerzeit war 
noch beklagt worden, auf eine Akteurs- und Be-
wohnerbeteiligung werde „so gut wie kein Wert 
gelegt“ (IfS 2004: 85). Heute gilt dies nicht mehr, 
wie die Fallstudien zeigen: Die Beteiligungsan-
sätze reichen von der punktuellen Einbeziehung 
bei spezifischen Aspekten, wie der Konkretisie-
rung von Zielen (z. B. Bergheim), bis hin zu einer 
breiten Beteiligung von Anfang an (z. B. in bei-
den Berliner Fallstudien, in Bremen und Offen-
burg). Unabhängig von positiven Ausnahmebei-
spielen, wie dem Verfahren „Planen am Modell“ 
in Offenburg, kommen die Autoren der Fallstudien 
zu dem Schluss, „dass im Rahmen der Bürger-
beteiligung weiterhin ‚klassische‘ Beteiligungs-
formate überwiegen“ (StadtRaumKonzept et al.: 
2015: 8f). Dies lässt sich auch aus den Ergebnis-
sen der Kommunalbefragung ableiten: Arbeits-
gruppen und Informationsveranstaltungen wer-
den als häufigste Beteiligungsformen bei der Er-
arbeitung der IEK benannt.60

Die fertiggestellten Konzepte sind – mindestens 
als Kurzfassung – in der Regel öffentlich zugäng-
lich (z. B. im Internet)61 und werden in der Mehr-
zahl der Fördergebiete den Bewohnerinnen und 
Bewohnern in öffentlichen Veranstaltungen vorge-
stellt.62 Allerdings gelten diese Angebote nur für die 
deutschsprachige Bevölkerung. Eine Übersetzung 
in andere Sprachen, wenn auch nur als Kurzfas-
sung, ist keine gängige Praxis.63 Auch ist es nicht 
selbstverständlich, dass die Konzepte in leicht ver-
ständlicher Sprache formuliert sind: Nur etwa die 
Hälfte der Fördergebiete hält dies für wichtig oder 
sehr wichtig.64 Aus dem Kreis der Fallstudien gibt 
es hier jedoch positive Beispiele: In Bremen wur-
den die Inhalte des Integrierten Entwicklungskon-
zepts zusätzlich in einem Bericht zur Stadterneu-
erung zusammengefasst und besser verständlich 
veröffentlicht.65 In Nürnberg wurde ein gut lesba-
rer und professionell gestalteter Bericht mit den 
Hintergründen und Ergebnissen der Vorbereiten-
den Untersuchung und des Integrierten Entwick-
lungskonzepts veröffentlicht.66 

Ergebnisse: Aufbau und Inhalte der Konzepte

Umfang und inhaltliche Ausgestaltung der IEK sind 
sehr unterschiedlich. Allerdings kommen Konzepte 
mit einem Umfang von unter zehn Seiten, wie sie 
noch im Rahmen der Zwischenevaluierung 2004 
identifiziert und von den Evaluatoren kritisiert wor-
den waren (vgl. IfS 2004: 85f), heute nicht mehr vor. 
Die Kommunalbefragung 2015 lässt differenzierte 
Aussagen über die inhaltlichen Bausteine der Kon-

Abbildung 10: An der Erarbeitung und Aufstellung des IEK beteiligte Akteure im oder für 
as Gebiet d
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60 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 10.1, N=212, Mehrfachnennungen waren möglich).

61 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 11.1, N=204); der Anteil öffentlich zugänglicher Konzepte liegt dem-
nach bei ca. 68 %.

62 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 11.2, N=204); über drei Viertel der Konzepte werden demnach in öf-
fentlichen Veranstaltungen vorgestellt.

63 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 12.1, N=204); von keinem einzigen Fördergebiet wurde eine Über-
setzung in eine andere Sprache benannt.

64 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 12.2, N=212).

65 Quelle: Fallstudie Bremen-Huckelriede (Stand: September 2014).

66 Quelle: Fallstudie Nürnberg (Stand: September 2014).



zepte zu:67 Jeweils über 90 % enthalten eine Struk-
tur-, Problem- und Potenzialanalyse sowie Ausfüh-
rungen zu Entwicklungszielen, Leitlinien und Stra-
tegien und leiten daraus Handlungsfelder, Maß-
nahmen und Projekte ab. Dabei werden die Hand-
lungsfelder Wohnen und Wohnumfeld/öffentlicher 
Raum, soziale Aktivitäten und soziale Infrastruk-
tur, Schule und Bildung, Zusammenleben unter-
schiedlicher sozialer und ethnischer Gruppen/In-
tegration sowie Imageverbesserung und Öffent-
lichkeitsarbeit besonders häufig und ausführlich 
in den Konzepten abgehandelt.68

Eine Begründung für die Gebietsauswahl bzw. Ge-
bietsabgrenzung ist in knapp drei Vierteln aller Kon-
zepte enthalten, eine Kosten- und Finanzierungs-
übersicht sowie detaillierte Konzepte zur organisa-
torischen Programmumsetzung (bspw. zum Quar-
tiersmanagement) finden sich jeweils in knapp 70 % 
der Konzepte.69 Die Auswertung der Fallstudien hat 
gezeigt, dass diese in der Regel in hoher Qualität 
erstellt wurden: Anders als noch in der Zwischen-
evaluierung von 2004 konstatiert (vgl. IfS 2004: 85), 
handelt es sich meist nicht nur um eine bloße Auf-
listung von Einzelmaßnahmen und Projekten. Al-
lerdings lassen viele Konzepte, auch solche aus 
den Fallstudien, eine strategische Priorisierung der 
Handlungsfelder und der zugeordneten Maßnah-
men vermissen. Die Autoren der Fallstudien ver-
muten diesbezüglich, „dass bei der Konzepter-
stellung offenbar alle Handlungsfelder des ARGE-
BAU-Leitfadens im Sinne eines ‚Verpflichtungsan-
spruches‘ aufgenommen wurden und dann weni-
ger eine strategische Priorisierung einzelner Berei-
che entsprechend der örtlichen Rahmenbedingun-
gen und Umsetzungsmöglichkeiten erfolgt“ (Stadt-
RaumKonzept et al. 2015: 11). Sie konstatieren dem-
entsprechend „im Vergleich zu 2004 nur geringe 
Fortschritte in Richtung stärker strategisch orien-
tierter Konzepte“ (ebd.). Weiterhin stellen die Auto-
ren der Fallstudien fest, es zeigten „sich kaum Fort-
schritte bei der Überprüfbarkeit der definierten Zie-
le, da diese häufig unkonkret bleiben und kein Ver-
fahren zur Kontrolle der Zielerreichung beschrie-
ben wird“ (ebd.). Dass diese Einschätzung zutref-

fend ist, verdeutlicht auch das Ergebnis der Kom-
munalbefragung. Demnach enthält lediglich etwa 
die Hälfte der Konzepte einen detaillierten Zeit-, 
Ablauf- und Umsetzungsplan.70 Wenn jedoch Aus-
sagen zu den Zeiträumen und den Prioritäten der 
Einzelmaßnahmen fehlen, lässt sich auch die Ziel-
erreichung nur schwer überprüfen. 

Der Anteil von Konzepten, die Aussagen zu res-
sortübergreifenden Bündelungsansätzen enthal-
ten, ist vergleichsweise gering. Nur in etwa einem 
Drittel der IEK sind solche Ansätze implementiert. 
Vielmehr werden auch Projekte und Einzelmaß-
nahmen aufgeführt, die nicht im Rahmen des Pro-
gramms Soziale Stadt umgesetzt werden können.71 
Ein Beispiel aus dem Kreis der Fallstudien stellt das 
Konzept für die Nordweststadt von Offenburg dar. 
Hier finden sich zahlreiche Einzelmaßnahmen, die 
für eine Umsetzung im Rahmen der Sozialen Stadt 
aus förderrechtlichen Gründen nicht geeignet sind. 
Dies ist der Tatsache geschuldet, dass das Offen-
burger Konzept erstellt wurde, ohne dass eine kon-
krete Aussicht auf Aufnahme in ein Städtebauför-
derprogramm bestanden hatte.72

Auch der Anteil von Konzepten, die Aussagen zu 
einer Integration der gebietsbezogenen Strategien 
in den gesamtstädtischen Kontext enthalten, ist mit 
28 % nach wie vor gering. Im Rahmen der Kommu-
nalbefragung wurde dies häufig selbstkritisch als 
Mangel benannt.73 Gleichzeitig wird aber immer-
hin für 52 % der Fördergebiete angegeben, dass 
eine systematische Abstimmung des integrierten 
Entwicklungskonzepts mit anderen gesamtstädti-
schen Konzepten erfolgt sei.

Ansätze zu Fortschreibung, Evaluierung und 
Verstetigung der Konzepte

Die integrierten Entwicklungskonzepte werden 
größtenteils in der Startphase der Programmum-
setzung erstellt. Da sie jedoch als langfristiger 
Orientierungsrahmen für die gesamte Programm-
umsetzung und darüber hinaus gelten sollen, ist 
eine Fortschreibung erforderlich. 
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67 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 6, N=212).

68 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 7, N=212, Mehrfachnennungen waren möglich). Zwischen den För-
dergebieten verschiedener Länder zeigen sich hierbei keine wesentlichen Unterschiede.

69 Allerdings ist der Anteil der Konzepte, die eine Kosten- und Finanzierungsübersicht sowie konzeptionelle Aussa-
gen zur Organisationsstruktur enthalten, gegenüber den Kommunalbefragungen von 2002 und von 2005/2006 je-
weils leicht zurückgegangen.

70 Der Anteil von Konzepten mit einem detaillierten Zeit-, Ablauf- und Umsetzungsplan ist gegenüber der Kommunal-
befragung von 2005/2006 deutlich zurückgegangen.

71 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 6, N=212, Mehrfachnennungen waren möglich). Vgl. zum Thema 
der ressortübergreifenden Bündelung Kapitel 3.2.

72 Quelle: Fallstudie Offenburg (Stand: Oktober 2014).

73 Kommunalbefragung 2015, offene Frage 20: „Haben Sie Ideen oder Anregungen, wie man das Instrument IEK wei-
terentwickeln kann?“



Dies geschieht insgesamt recht häufig: In mehr als 
zwei Dritteln der Fördergebiete wurde das Kon-
zept bereits mindestens einmal fortgeschrieben. 
Dies ist umso häufiger der Fall, je größer die Stadt 
ist. So wurden sie in neun von zehn großen Groß-
städten bereits fortgeschrieben, während dies in 
Kleinstädten nur auf etwas mehr als die Hälfte zu-
trifft.74 In den meisten Fällen, die im Rahmen dieser 
Zwischenevaluierung ausgewertet werden konn-
ten, erfolgt die Fortschreibung in unregelmäßigen 
Abständen und nach aktuellem Bedarf. Dies trifft 
auch für die Mehrzahl der Fallstudien zu. Nur in 
einer Minderheit der Fördergebiete werden Zeit-
räume für die regelmäßige Fortschreibung festge-
legt (meist alle ein bis zwei Jahre, seltener alle drei 
bis fünf Jahre oder alle fünf bis zehn Jahre).75 Mehr-
heitlich werden geänderte Probleme und Ziele als 
Anlass für die Fortschreibung genannt – dies ist 
dann teilweise das Ergebnis einer vorausgegange-
nen Gebietsevaluierung. In etwa einem Viertel der 
Fördergebiete erfolgt die Fortschreibung allerdings 
nur aufgrund entsprechender Vorgaben des Lan-
des.76 In einigen Fällen wird die Fortschreibung sei-

tens der Kommunen auch als „lästige Pflicht“ an-
gesehen, was sich mit entsprechenden Äußerun-
gen bei der Kommunalbefragung belegen lässt.77 

Nur etwa ein Drittel der Konzepte enthalten Aus-
sagen zur Verstetigung. Noch seltener finden sich 
Verfahrensvorschläge zur Evaluierung der Förder-
maßnahme (17 %).78 
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Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der bundesweiten Kommunalbefragung Soziale Stadt 2015, N=199.

Wirkungen: Relevanz der Konzepte für die 
Programmumsetzung

Die integrierten Entwicklungskonzepte werden 
überwiegend positiv bewertet. In den Länderge-
sprächen wurden sie durchweg als Voraussetzung 
für die Programmumsetzung, Schlüsselinstrument 
und Erfolgsfaktor angesehen. Einige Länder beto-
nen die Bedeutung der Konzepte für die Überwin-
dung einer additiven, projektbezogenen Förderlogik. 

Auch seitens der Kommunen wird dem Instru-
ment eine insgesamt hohe Relevanz für die Pro-
grammumsetzung bescheinigt, wie die Kommu-

Abbildung 11: Einschätzung der Erfahrungen mit dem IEK und seiner Umsetzung
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74 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 14.1, N=212.

75 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 14.2, N=140.

76 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 14.4, N=212.

77 Kommunalbefragung 2015, offene Frage 20: „Haben Sie Ideen oder Anregungen, wie man das Instrument IEK wei-
terentwickeln kann?“

78 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015 (Frage 6, N=212).



nalbefragung zeigt (vgl. Abbildung 11). Wenn es 
um die Rolle der Konzepte bei der Akteurseinbin-
dung und Bewohnerbeteiligung sowie bei der ver-
waltungsinternen Kooperation geht, fällt die Zu-
stimmung etwas verhaltener aus. Aber auch hier 
überwiegen bei den befragten Kommunen die po-
sitiven Erfahrungen.

In der überwiegenden Mehrzahl der Fallstudien-
gebiete sind die integrierten Entwicklungskonzep-
te Richtschnur für alle Phasen der Programmum-
setzung. Allerdings können sie diese Funktion meist 
nur für solche Akteure wahrnehmen, die unmittel-
bar mit der Programmumsetzung betraut sind (also 
i. d. R. das federführende Ressort der Kommunal-
verwaltung, das Quartiersmanagement und ande-
re Gebietsbeauftragte).

Weitere wichtige Akteure der Quartiersentwick-
lung orientieren sich sehr viel seltener an den In-
halten und Empfehlungen. Eine bindende Wirkung 
im Hinblick auf Strategien und Aktivitäten ande-
rer Verwaltungsressorts (z. B. der Wirtschaftsför-
derung oder der Sozialplanung) ist die Ausnahme 
(vgl. dazu auch oben die Bewertung diesbezügli-
cher Aussagen in Abbildung 10). Dies gilt insbe-
sondere in kleineren, kreisangehörigen Städten, 
weil hier die Zuständigkeit für mehrere Handlungs-
felder (z. B. Schulentwicklungsplanung, soziale In-
frastruktur und Beratungs- und Unterstützungs-
leistungen für benachteiligte Bevölkerungsgrup-
pen) bei den Kreisverwaltungen liegt, die im Re-
gelfall nicht mit den Inhalten der integrierten Ent-
wicklungskonzepte vertraut sind. Zudem sind eini-
ge Konzepte aufgrund ihrer Komplexität als prak-
tisches Arbeitsinstrument eher ungeeignet (vgl. 
bspw. das Anfangskonzept für das Fallstudienge-
biet Ostufer/Gaarden in Kiel). 

Die teilweise fehlende strategische Orientierung 
der IEK ist letztlich auch nur bedingt problematisch: 
Integrierte Entwicklungskonzepte müssen immer 
einen gewissen Abstraktionsgrad aufweisen. Es 
obliegt den lokalen Akteuren und der Quartiersbe-
völkerung, aus dem abstrakten Handlungsrahmen 
selbst Ideen für die Weiterentwicklung der Gesamt-
maßnahme zu entwickeln. Dies gelingt in den Förd-
ergebieten recht unterschiedlich. Oft sind eine kon-
tinuierliche Zielüberprüfung (bspw. im Rahmen von 
Selbstevaluierungen) und eine regelmäßige Fort-
schreibung der Konzepte noch ausbaufähig.

3.4 Quartiersmanagement

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Bund und Länder haben schon bei der Konzeptio-
nierung der Gemeinschaftsinitiative und des Pro-
gramms Soziale Stadt die Einrichtung von Quartiers-
managements und Stadtteilbüros in den Blick ge-
nommen. Auf der Auftaktveranstaltung zum Bund-
Länder-Programm „Stadtteile mit besonderem Ent-
wicklungsbedarf – die Soziale Stadt“ am 5. Juli 1999 
wurde darauf verwiesen, dass „die Soziale Stadt-
teilentwicklung [...] vor Ort professionell gesteuert 
werden“ muss und dabei als Aufgaben des Stadt-
teilmanagements „insbesondere die Wiederherstel-
lung eines aktiven Stadtteillebens, die Organisation 
der Bürgerbeteiligung, die Zusammenarbeit mit der 
lokalen Wirtschaft, die Initiierung von Beschäfti-
gungs- und Ausbildungsmaßnahmen und die Auf-
stellung und Umsetzung des Stadtteilentwicklungs-
konzeptes“ (vgl. Krüger 1999: 5f) beschrieben. Die-
se hohe Erwartung stieß von Anfang an aber auch 
auf Skepsis, so dass frühzeitig konstatiert wurde: 
„Die Institutionalisierung eines Quartiersmanage-
ments mit Schwerpunkten wie Empowerment, Koor-
dination der Vor-Ort-Aktivitäten und Projektentwick-
lung kann als Mobilisierungs- und Vermittlungsins-
tanz wichtige Funktionen für die Stabilisierung der 
Wohn- und Lebensverhältnisse in den Stadtteilen er-
füllen. Allerdings zeichnet sich schon heute ab, dass 
vielerorts das Quartiersmanagement mit einem so 
hohen Erwartungsdruck – manchmal auch mit Ab-
wehr – konfrontiert ist, dass es dem kaum standhal-
ten kann“ (Becker/Löhr 2000: 27).

In der Fachöffentlichkeit wie auch in der Praxis 
wurde unter Quartiersmanagement das Quartiers-
management/die Prozesssteuerung/das Stadtteil-
büro vor Ort verstanden,79 obwohl teilweise auch 
die Ebene der kommunalen Steuerung einbezogen 
worden war. Im Rahmen der Fallstudien wurde zu-
letzt auch wieder das Quartiersmanagement vor 
Ort in den Blick genommen: „Der Begriff Quartiers-
management ist nicht einheitlich belegt und defi-
niert. Während mit Quartiersmanagement in man-
chen Gebieten die gesamte Programmsteuerung 
im Stadtteil oder die koordinierende Person (Quar-
tiersmanager) gemeint ist, wird in der Mehrzahl 
der Fälle unter Quartiersmanagement das Stadtteil- 
oder Vor-Ort-Büro verstanden“ (vgl. StadtRaum-
Konzept et al. 2015: 16).
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79 So z. B. IfS 2004: insbesondere S. 93-95, S. 156-159 sowie S. 189ff, sowie IfS/IfP 2008: S. 83f (dagegen die beiden 
Auftraggeber der Studie – das Land Nordrhein-Westfalen und das Städtenetz Soziale Stadt NRW: „Der Begriff 
Stadtteilmanagement verbindet dabei zwei wesentliche Ebenen: 1. die Organisation des Erneuerungsprozesses 
im Programmgebiet durch ein Vor-Ort-Management/Stadtteilbüro, 2. die Organisation des Erneuerungsprozes-
ses innerhalb der Programmkommune mit der Zielsetzung einer integrierten Vorgehensweise durch Verschnei-
dung der Aktivitäten der Verwaltung, der Politik sowie der örtlichen Akteure“, vgl.: www.soziale-stadt.nrw.de/
kooperation_steuerung/stadtteilmanagement.php, zuletzt aufgerufen am 15.10.2015)



Schon im ersten ARGEBAU-Leitfaden von 1998 
wurden als typische Maßnahmen für das Hand-
lungsfeld Bürgermitwirkung und Stadtteilleben u. a. 
die „Installation eines Stadtteilmanagements, das 
mit Priorität den Aufbau selbsttragender Bürger-
organisationen einleiten soll“ und die „Einrichtung 
von Stadtteilbüros“ (ARGEBAU 1998: 5) angesehen. 
Weiterhin wurde vorgeschlagen, das Stadtteilma-
nagement auch mit der gesamten Projektsteue-
rung zu betrauen (ebd.: 11). Die erste Fortschrei-
bung des ARGEBAU-Leitfadens im Jahre 2000 be-
tonte noch einmal die Bedeutung des Quartiersma-
nagements, indem es ausdrücklich auch als förder-
fähige, nicht-investive Maßnahme eingestuft wur-
de (vgl. ARGEBAU 2000: 308). Mit der Implementie-
rung des neuen § 171e BauGB im Jahr 2004 wur-
de auf die Verpflichtung der Kommunen verwie-
sen, „die aktive Mitwirkung der Beteiligten durch 
Beratung und Unterstützung zu fördern. Im Gesetz 
wird hierzu ausdrücklich die Einrichtung einer ge-
meinsamen Koordinierungsstelle (etwa im Sinne 
eines „Quartiersmanagements“) genannt“ (ARGE-
BAU 2005: 16).

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Auf Bundesebene gab es mit Transferveranstal-
tungen frühzeitige und kontinuierliche Anstöße für 
die Etablierung und Verbesserung des Quartiers-
managements. So führte das DIfU schon zu Pro-
grammbeginn (Oktober 2000) einen „Impulskon-
gress Quartiermanagement“ (vgl. DIfU 2001) durch 
und bilanzierte frühzeitig das Quartiermanagement 
als „Schlüsselinstrument für die Programmumset-
zung“ (vgl. DIfU 2002: 35ff). Auch in den späteren 
Berichten80 der Programmbegleitung wurde es kon-
tinuierlich in den Blick genommen, und es wurde 
auch auf Bundes- und Länderebene evaluiert.81

In den meisten Ländern gab es von Programmbe-
ginn an ein klares Bekenntnis zum Quartiersma-

nagement, wobei es landesspezifische Förderre-
gelungen, Traditionen und Kulturen eines geleb-
ten Quartiersmanagements gab und gibt. Bis auf 
Baden-Württemberg82 praktizierten es alle Län-
der von Anfang an als einen wesentlichen Kern 
des Programms, der auch über die schwierigen 
Zeiten der Mittelkürzung hinweg aufrechterhal-
ten wurde. In den meisten Ländern wurden früh-
zeitig die förderrechtlichen Voraussetzungen für 
eine Finanzierung im Rahmen der Städtebauför-
derung – sei es als Quartiersmanagement, Quar-
tiers-/Stadtteilmanagement, Gebietsmanagement, 
Stadtteilbüro oder Sanierungsträger und sonstige 
Beauftragte – geschaffen.83 Darüber hinaus unter-
stützten die Länder die Kommunen bei der Umset-
zung eines Quartiersmanagements mittels Hinwei-
sen zur Programmdurchführung, Leitlinien, Hand-
lungsrahmen, Leitfäden und Arbeitshilfen, durch 
den Aufbau und die Unterstützung von Netzwer-
ken, die Durchführung von Modellvorhaben und 
Transferveranstaltungen wie auch im Rahmen 
von Informationsbroschüren, Erfahrungsberich-
ten und Länderevaluierungen.84 In manchen Län-
dern wird darüber hinaus nach Möglichkeiten ge-
sucht, es im Rahmen der Verstetigung von Maß-
nahmen weiter zu unterstützen (etwa in Bran-
denburg, Bayern, Nordrhein-Westfalen, Hessen, 
Sachsen-Anhalt).

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

85 % der im Rahmen der Kommunalbefragung 2015 
erfassten Fördergebiete verfügen über mindes-
tens ein Stadteilbüro oder Quartiersmanagement 
vor Ort. Grundsätzlich ist zu vermuten, dass nur bei 
wenigen Gebieten eine solche Einrichtung nie vor-
gesehen gewesen ist. 

In den meisten Fördergebieten wurde das Quar-
tiersmanagement in einer frühen Phase der Pro-
grammumsetzung eingerichtet: In zwei Dritteln der 
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80 Vgl. DIfU 2003a: insbesondere S. 170-191; Bundestransferstelle 2006: insbesondere S. 73-84 sowie S. 157f und 
S. 167; Statusbericht 2008: insbesondere S. 23-25; DIfU 2014b; Statusbericht 2014: insbesondere S. 30f.

81 Vgl. IfS 2004: insbesondere S. 93-95, S. 156-159 sowie S. 189ff; vgl. dazu bspw. auch Eigler et al. 2009: 32-34.

82 In Baden-Württemberg wurde eine Finanzierung im Rahmen der Städtebauförderung erst seit 2015 durch ein ex-
tra dafür aufgelegtes Sonderprogramm ermöglicht; die bisher auf kommunaler Ebene etablierten Quartiersma-
nagement-Strukturen wurden dort entweder mit eigenem Personal untersetzt, oder die externe Beauftragung er-
folgte zu 100 % mit kommunalen Mitteln – es sei denn, der „klassische“ und schon immer förderfähige (Sanie-
rungs-)Träger oder (Sanierungs-)Beauftragte verantwortet auch das Quartiersmanagement/Stadtteilbüro. Baden-
Württemberg hatte zwar auf der einen Seite – wie die anderen Länder auch – von Programmbeginn an die Kom-
munen aufgefordert, ein Quartiersmanagement einzurichten (vgl. DIfU 2003a: 172), auf der anderen Seite aber die 
Förderfähigkeit im Rahmen der Städtebauförderung bisher ausgeschlossen.

83 Die Bezeichnungen entsprechen den aktuellen Förderrichtlinien. Neben dem Sonderfall Baden-Württemberg ist 
weiterhin zu beachten, dass in Bremen die Finanzierung der Quartiersmanagements über das Landesprogramm 
„WiN – Wohnen in Nachbarschaften“ erfolgt.

84 In Hessen z. B. umfangreich durch die Servicestelle HEGISS („Hessische Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt“), 
die seit 2001 mit einer Vielzahl von Publikationen und Veranstaltungen die Programmumsetzung befördert(e) – u. a. 
mit ihrer Empfehlung bzgl. eines Quartiersmanagements als „Tandem-Lösung“ aus einen Planer und einen Sozial-
arbeiter.



Fälle besteht das Quartiersmanagement schon seit 
Beginn der städtebaulichen Gesamtmaßnahme. 
Dieser Befund spiegelt sich grundsätzlich auch in 
den 21 Fallstudien wider.

Bei dem weit überwiegenden Teil der Förderge-
biete werden die Personalstellen mit Mitteln der 
Sozialen Stadt (85 %) oder der Kommune (30 %) fi-
nanziert. In 20 % der Fördergebiete werden Per-
sonalstellen z. B. aus anderen Städtebauförder-
programmen, über die Arbeitsförderung oder z. B. 
durch Wohnungsunternehmen oder freie Träger 
finanziert.85 In über der Hälfte der Fördergebie-
te orientiert sich die Laufzeit der Personalstel-
len an der Laufzeit der Programmumsetzung, in 
einem Drittel ist dies nicht der Fall, für über 10 % 
liegen keine Angaben vor.86 Bei ca. 50 % hat sich 
die Stellenausstattung innerhalb der Programm-
laufzeit nicht geändert, in der anderen Hälfte der 
Fördergebiete halten sich ein erhöhter und ein re-
duzierter Stellenumfang die Waage.87 In zwei Drit-
tel der Fördergebiete besteht keine Schwierigkeit, 
trotz befristeter Arbeitsverträge im Quartiersma-
nagement eine personelle Kontinuität zu gewähr-
leisten.88 In 80 % der Fördergebiete ist eine Verste-
tigung des Quartiersmanagements geplant oder 
noch offen, während lediglich in 20 % der Fälle da-
von ausgegangen wird, dass keine Verstetigung 
erfolgen wird.89

Hinsichtlich der Trägerschaft des Quartiersma-
nagements hat sich mit Programmstart bundes-
weit ein breites Spektrum entwickelt. Die Unter-
schiede sind auf verschiedene Gründe zurückzu-
führen, etwa länderspezifische Rahmenbedingun-
gen90, die Überlagerung mit anderen Städtebauför-
derprogrammen und die damit verbundene Mög-
lichkeit, vorhandene Trägerstrukturen mit zu nut-
zen, gebietsprägende Wohnungsunternehmen, 

die Expertise in der kommunalen Verwaltung auf-
grund von Vorläuferprogrammen, bürgerschaft-
liche Strukturen im Fördergebiet sowie eine ge-
wachsenen Trägerlandschaft Gemeinwesenar-
beit vor Ort.91 

Dabei sind externe Büros, soziale Träger sowie die 
Kommunen selbst am häufigsten Träger des Quar-
tiersmanagements, seltener sind es Wohnungsun-
ternehmen, Sanierungsträger oder andere kommu-
nale Unternehmen. Im Vergleich zur Kommunalbe-
fragung von 2005/2006 haben private Träger an Be-
deutung gewonnen, wohingegen klassische Sa-
nierungsträger 2015 eine geringere Rolle spielen.

In knapp 60 % der Stadtteilbüros sind zwei oder 
mehr Personen beschäftigt. Im Vergleich zur Kom-
munalbefragung von 2005/2006 ist der Anteil der 
Vollzeitkräfte dabei zurückgegangen. Ein Zusam-
menhang zwischen Personalausstattung und Ein-
wohnerzahl im Fördergebiet lässt sich nicht fest-
stellen. Die Personalausstattung korrespondiert 
mit dem Rollen- und Aufgabenverständnis, der 
fachlichen Zuständigkeit bzw. Federführung in der 
Kommunalverwaltung sowie den jeweiligen Trä-
gerstrukturen. Die Fallstudien liefern diesbezüglich 
Hinweise auf die Bandbreite der Arbeitsansätze:
• Rollenverständnis: endogener Ansatz in dem 

Sinne, dass auf vorhandenen Prozessen und 
Strukturen als Motoren der Entwicklung im Ge-
biet aufgebaut wird (z. B. in Berlin-Spandau, 
Darmstadt und Schwerin), versus exogener An-
satz im Sinne einer Implementierung von Pro-
zessen und Strukturen „von außen“ als Anstoß 
für den Quartiersentwicklungsprozess (letzte-
res scheint der Regelfall zu sein),

• Aufgabenverständnis: eher planerischer Ansatz 
(Quartiersmanagement i. S. v. Management des 
Quartiers) versus gemeinwesenorientierter An-
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85 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 27, N= 201, Mehrfachnennungen waren möglich.

86 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 25.1 „Orientieren sich die Personalstellen an der Laufzeit der Pro-
grammumsetzung?“, N=201; 12 % fehlende Angaben.

87 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 25.2 „Hat sich die Stellenausstattung innerhalb der Programmlauf-
zeit verändert?“, N=176.

88 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 25.3 „Haben Sie Schwierigkeiten, aufgrund befristeter Arbeitsver-
träge im Stadteilbüro/Quartiersmanagement personelle Kontinuität zu gewährleisten?“, N=201.

89 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 31 „Ist eine Verstetigung des Stadtteilbüros/Quartiersmanage-
ments geplant (z. B. Übernahme in eine öffentliche oder private Regelfinanzierung)?“, N=184.

90 So waren z. B. in Nordrhein-Westfalen ab 2008 kommunale Personalkosten nicht mehr förderfähig, woraufhin ein-
zelne Kommunen eine kommunale Trägergesellschaft gegründet haben (vgl. bspw. Fallstudie Bergheim). In Nie-
dersachsen war bis 2008 für alle Fördergebiete ein umfassendes Sanierungsverfahren vorgeschrieben, so dass in 
einigen Fällen der ggf. extern beauftragte Sanierungsträger das Quartiersmanagement „automatisch“ mitverant-
worte. In Baden-Württemberg war bis 2015 das Quartiersmanagement nicht förderfähig, so dass es allein schon 
deshalb von vielen Kommunen in Eigenregie betrieben wurde.

91 In einigen Länder (z. B. Hessen, Niedersachsen, Saarland, Thüringen) sind Landesarbeitsgemeinschaften der ört-
lichen Träger der Arbeit in sozialen Brennpunkten, der Gemeinwesenarbeit, der Stadtteilarbeit und des Quartiers-
managements entstanden, die in Programmentwicklung und -umsetzung eingebunden waren oder/und sind und 
sich auch auf Bundesebene mit der „BAG – Bundesarbeitsgemeinschaft Soziale Stadtentwicklung und Gemein-
wesenarbeit“ in die Programmgestaltung der Sozialen Stadt einbringen. 



satz (Quartiermanagement im Sinne einer so-
zialraumorientierten Stadtteilarbeit im Quar-
tier wie z. B. in Berlin-Spandau, Offenburg und 
Sömmerda),

• personelle Expertise: Tandemlösungen (Sozi-
alarbeiter und Stadtplaner arbeiten entweder 
beim gleichen Träger – wie z. B. in Bergheim 
– oder kooperieren unter unterschiedlicher
Trägerschaft) versus Einzellösungen (z. B. nur 
Stadtplaner oder Sozialarbeiter).

• Zuständigkeit bzw. Federführung in der Kom-
munalverwaltung: Federführung beim Bau-/Pla-
nungsamt oder/und beim Sozialamt,

• Trägerschaft: rein kommunale Lösungen (wie
z. B. in Bergheim und Offenburg) versus Ausla-
gerungen an externen Dritten sowie als Son-
derformen ein wohnungswirtschaftliches Quar-
tiersmanagement (vgl. Dortmund).

Die Stadtteilbüros liegen mehrheitlich in zentraler, 
gut zugänglicher Lage im Quartier. In 64 % der Fäl-
le wird das Gebäude, in dem sich das Stadtteilbü-
ro befindet, zusätzlich noch von weiteren Institu-
tionen genutzt. Hierbei handelt es sich vorwiegend 
um Bürgertreffs und Familienzentren, oder es be-
steht eine Verknüpfung zu weiteren Beratungsan-
geboten. In einigen Fällen ist das Quartiersmanage-
ment auch in Verwaltungsgebäuden (Rathaus) oder 
an Einzelhandelsstandorten untergebracht (vgl. 
StadtRaumKonzept et al. 2015: 18). Auch die Fall-
studien bestätigen diesen Befund. Ferner gibt es 
in Abhängigkeit von der Gebietsgröße, der Auftei-
lung in mehrere voneinander abgrenzbare Teilbe-
reiche wie auch von einem evtl. „umfassenderen“ 
Quartiersmanagement-Ansatz in einigen Fallstu-
dien auch mehrere Vor-Ort-Büros. 

Seit der Einführung von Quartiersmanagements hat 
sich eine Vielzahl von Ansätzen entwickelt, die in 
einem sehr hohen Maße von den örtlichen Gege-
benheiten abhängen.92 Die Unterschiede beziehen 
sich auf inhaltliche Schwerpunkte und auf organi-
sationale Aspekte, insbesondere auf das Rollen- 
und Aufgabenverständnis, auf die fachliche Zu-
ständigkeit bzw. Federführung in der Kommunal-
verwaltung, Trägerstrukturen und nicht zuletzt auf 
Expertise und fachliche Expertise und Ausbildung 
der Mitarbeitenden. 

Die jeweils vor Ort gefundenen Ansätze wirken sich 
inhaltlich auf Schwerpunktsetzungen und Verfah-
ren aus. Ein direkter Zusammenhang zum Grad der 
Zielerreichung kann jedoch pauschal nicht festge-
stellt werden.

Auskunft über das Aktivitätsspektrum der Quar-
tiersmanagements gibt insbesondere die aktuel-
le Kommunalbefragung 2015 (vgl. Abbildung 12).
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Quelle: Kommunalbefragung 2015 (Querauswertung, S. 21, Abbildung 10  – eigene Clusterung/Rahmung), 
Frage 22.1 (17 vorgegebene Antwortmöglichkeiten, Mehrfachnennungen möglich), N= 193 / Kommunalbe-
fragung 2005-2006.

Bei der Auswertung der Befragungsergebnisse sind die erweiterten Antwortkategorien in der Befragung 
von 2015 gegenüber 2005/2006 zu berücksichtigen. Ein direkter Vergleich der Ergebnisse ist deshalb nur 
unter Vorbehalt möglich.

Werden gleichzeitig die Angaben zur Bedeutung 
und zum Anteil am Zeitbudget des Quartiersma-
nagements betrachtet, lässt sich eine Schwer-
punktsetzung in den Aufgabenfeldern Empower-
ment (Clusterung Nr. 1 in Abbildung 12) sowie 
Programmmanagement und Verwaltungszusam-
menarbeit (Clusterung Nr. 2) feststellen. Dies fin-
det sich auch in den 21 Fallstudien wieder. Da-
gegen werden Aufgaben im Zusammenhang mit 
Fördermittelfragen (Clusterung Nr. 3) nur in einem 
Teil der Fallstudiengebiete vom Quartiersmanage-
ment/Stadtteilbüro mit verantwortet und spielen 
dort durchgehend eher eine untergeordnete Rol-

Abbildung 12: Befragung 2005/2006 und 2015 im Vergleich: Welche Aufgaben übernimmt 
das Quartiersmanagement?
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92 Dies ergibt sich aus einer vertiefenden Auswertung der Kommunalbefragung hinsichtlich der Anzahl und Struktur 
der Mehrfachnennungen bzgl. der Trägerschaft(en) wie auch aus einer entsprechenden Auswertung der 21 Fall-
studien.



le. Relativ oft ist das Quartiersmanagement mit 
der Betreuung, Begleitung und Bewirtschaftung 
eines Verfügungsfonds betraut (Berlin-Spandau, 
Bremen, Dortmund, Nürnberg und Schwerin). Eine 
darüber hinaus gehende Mittelakquise gehört da-
gegen nur in zwei Fallstudiengebieten zum Auf-
gabenspektrum eines Stadtteilmanagements (Bad 
Kreuznach und Darmstadt93). Schließlich verweist 
die Fallstudie Emden auf einen Sachverhalt, der 
in einigen Ländern94 relativ häufig vorkommt: Die 
städtebauliche Gesamtmaßnahme wird als klas-
sische Sanierungsmaßnahme umgesetzt, und ein 
beauftragter Sanierungsträger verantwortet die fi-
nanzielle Abwicklung und förderrechtliche Über-
prüfung der Einzelmaßnahmen.95

Bei der Aufgabe „Entwicklung und Fortschrei-
bung des IEK“ zeigt sich, dass Quartiersmanage-
ments daran in einem sehr hohen Maße beteiligt 
sind, wenn eine solche Institution existiert. In etwa 
30 % der Fälle wird es auch gleich ganz damit be-
auftragt. Die 21 Fallstudien bestätigen diesen Be-
fund, da – soweit erkennbar – in vier Fällen (Bad 
Kreuznach, Berlin-Spandau, Berlin-Wrangelkiez 
und Darmstadt) das Quartiersmanagement auch 
mit der Erstellung des IEK beauftragt gewesen war.

Ergebnisse und Wirkungen

Die Ergebnisse und Wirkungen eines Quartiers-
managements als positiver Beitrag zur Gesamtwir-
kung des Programms Soziale Stadt werden von den 
Beteiligten bestätigt, ohne dass sich dies im Rah-
men der Evaluierung exakt quantifizieren lässt. Je-
doch können aus 11 von 21 Fallstudien Hinweise 
über die Ergebnisse und Wirkungen eines Quar-
tiersmanagements gezogen werden:
• Die Quartiersmanagements fungierten als Küm-

merer, Motor und Gesicht der Gebietsentwick-
lung (Bad Kreuznach, Berlin-Spandau, Dort-
mund, Kiel und Schwerin),

• sie bewirkten vor Ort eine Vereinsgründung bzw. 
eine bessere Vernetzung und Zusammenarbeit 
der Akteure (Bad Kreuznach, Bergheim, Darm-
stadt, Kiel und Sömmerda),

• es kam zu einer verbesserten Information, Ein-
bindung, Beteiligung und Aktivierung der Bür-
ger (Bergheim, Kiel, Sömmerda und Sulzbach),

• das Image des Gebietes konnte gesteigert wer-
den (Kiel und Sömmerda) sowie

• kam es zu einer intensiveren ressortübergrei-
fenden Zusammenarbeit in der Verwaltung 
(Offenburg).

In einem Resümee konstatieren die Verfasser 
von 17 der 21 Fallstudien: „In der überwiegen-
den Mehrzahl der Fallstudien wird die Bedeutung 
des Quartiersmanagements als sehr hoch einge-
schätzt. Es entlastet und unterstützt die Verwal-
tung und nimmt, insbesondere aufgrund des brei-
ten Aufgabenspektrums, eine Schlüsselfunktion 
ein. Es ist darüber hinaus ein wichtiges Instru-
ment, da es eine integrierte Programmumsetzung 
forciert und diese in den Gremien einfordert (vgl. 
Grundlagenprojekt Querauswertung 2015: 22f).

Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Einschätzungen bzgl. Hemmnissen und Erfolgs-
faktoren können insbesondere auf der Grundla-
ge von neun Fallstudien vorgenommen werden. 
Als Erfolgsfaktoren sind danach eine Doppelträ-
gerschaft/Tandemlösung/Aufteilung von Manage-
ment- und von Gemeinwesenarbeit (Bad Kreuz-

Quartiersbüro Berlin-Neukölln

Foto: empirica ag
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93 In Darmstadt gibt es eine „Tandemlösung“ aus einem durch ein externes Planungs- und Architekturbüro getrage-
nes „Stadtteilmanagement“ und einer durch den Caritasverband und das Diakonische Werk getragene „Stadtteil-
werkstatt“.

94 In Niedersachsen liefen und laufen alle Soziale-Stadt-Gebiete, die vor 2008 begonnen wurden, aus förderrechtlichen 
Gründen – erst die Förderrichtlinie 2008 ermöglichte auch eine alternative Vorgehensweise – als städtebauliche Sa-
nierungsmaßnahme, mit der im Regelfall ein externer Sanierungsträger oder -beauftragter betreut war oder ist.

95 Für die „klassischen“ Quartiersmanagement-Aufgabenbereiche Empowerment und Schnittstellenfunktion ist 
demgegenüber der parallel beauftragte Quartiersmanager verantwortlich, wobei der Sanierungsträger gerade in 
den letzten Jahren durch die Einstellung einer Sozialwissenschaftlerin die stärkere Ausrichtung der Programm-
umsetzung in den nicht nur baulichen Handlungsfeldern befördern will, vgl. Grundlagenprojekt Fallstudienberich-
te 2015: 41.



nach, Darmstadt und Offenburg), die Verankerung 
in oder die Übernahme von vorhandenen, bewähr-
ten Strukturen (Bad Kreuznach und Berlin-Span-
dau), die personelle Kontinuität (Emden, Neurup-
pin und Nürnberg) sowie die gute Zusammenarbeit 
zwischen Quartiersmanagement und Verwaltung 
(Bad Kreuznach und Berlin-Spandau) anzusehen. 
Hemmend wirkt sich dagegen z. B. aus, wenn das 
Fördergebiet im Verhältnis zur Personalausstat-
tung des Quartiersmanagements zu groß ist (Ber-
lin-Spandau) oder wenn die Förderung jährlich neu 
bewilligt werden muss (Nürnberg). In einem Resü-
mee konstatieren die Verfasser von 17 der 21 Fall-
studien: „Aus Sicht der Gutachter scheinen dabei 
folgende Faktoren wichtig für ein erfolgreiches 
Quartiersmanagement:
• zentrale, gut erreichbare Lage des Quartiers- 

büros,
• Qualifikation und Fähigkeiten der Quartiersma-

nagerin/des Quartiersmanagers,
• personelle (und finanzielle) Kontinuität,
• Ausstattung der Quartiersbüros mit Kompeten-

zen und Entscheidungsbefugnissen sowie
• Unterstützung durch die örtliche Politik“ (Stadt-

RaumKonzept et al. 2015: 23f).

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass eine Be-
wertung der sehr unterschiedlichen Quartiersma-
nagement- und Stadtteilbüroansätze auf der Grund-
lage der verfügbaren Informationen nicht möglich 
ist. Somit muss die Frage auch vor Ort entschieden 
werden, welcher Quartiersmanagement-Typ (s. o.) 
vor Ort am besten passt. Das heißt allerdings nicht, 
dass keine Mindeststandards für seine Ausgestal-
tung beachtet werden sollten. Die hohen Erwartun-
gen, vor allem aber die Fülle der Aufgaben (Akti-
vierung von Bewohnern, Stabilisierung von Netz-
werken, Öffentlichkeitsarbeit, Mittelverwaltung, 
Ressourcenbündelung, Projektsteuerung) machen 
eine ausreichende materielle und personelle Aus-
stattung zur unabdingbaren Voraussetzung, damit 
ein Quartiersmanagement gut funktionieren kann. 
Eine hilfreiche Unterstützung für Kommunen bildet 
in diesem Zusammenhang die vom BMUB heraus-
gegebene Publikation „Quartiersmanagement So-
ziale Stadt“, in der die Grundlagen und Rahmenbe-
dingungen, das Aufgabenspektrum, die Kooperati-
onserfordernisse und Arbeitsphasen übersichtlich 
aufbereitet sind (BMUB 2016).

3.5 Aktivierung und Beteiligung

Das strategisch-instrumentelle Handlungsfeld „Ak-
tivierung und Beteiligung“ stellt eine Querschnitts-
aufgabe dar. Im Zuge der langjährigen Programm-
begleitung hat sich eine durch das DIfU geprägte 
Begriffsdifferenzierung zwischen Aktivierung und 
Beteiligung herausgebildet. Dies kann für die Zwi-

schenevaluierung helfen, die methodischen Vorge-
hensweisen genauer zu bestimmen: So bezeichnet 
der Begriff Aktivierung „alle Techniken, mit denen 
einzelne Personen(gruppen) im Quartier angespro-
chen und in Kommunikation (miteinander) gebracht 
werden“ (Statusbericht 2014: 33). Zu den Praxis-
formen dieser eher weniger formalisierten Parti-
zipationsverfahren zählen u. a. aktivierende Befra-
gungen, aufsuchende Arbeit, Mund-zu-Mund-Pro-
paganda, Versammlungen, Stadtteilfeste, Gebiets- 
und Gebäudebegehungen oder Informations- und 
Öffentlichkeitsarbeit (vgl. ebd.).

Demgegenüber bezeichnet der Begriff Beteiligung 
ein „methodisch geplantes Verfahren (vorgegebe-
nes Programm, bestimmter Ort, festgelegter Zeit-
rahmen, vorgegebener Ablauf, Moderation) sowie 
vergleichsweise konkrete Zielvorstellungen (z. B. 
Diskussion bestimmter Themen, Entwicklung von 
Projekten, Vertretung von Gruppeninteressen)“ 
(ebd.). Zu den stärker formalisierten und durch-
strukturierten Praxisformen dieser Partizipations-
verfahren zählen u. a. Stadtteilkonferenzen, Bür-
gerforen, Runde Tische, Zukunftswerkstätten, Bür-
gergutachten oder (thematische) Arbeitsgruppen 
(vgl. ebd.). 

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Im Unterschied zu anderen Städtebauförderungs-
programmen gehen die Ansprüche an Aktivierung 
und Beteiligung in der Sozialen Stadt deutlich über 
das rechtlich vorgeschriebene Maß hinaus. Ange-
sichts des häufig hohen Anteils an benachteiligten 
Bevölkerungsgruppen in den Quartieren, die auf-
grund ihrer sozio-ökonomischen oder ethnisch-kul-
turellen Hintergründe über deutlich erschwerte Zu-
gangsmöglichkeiten zu gesellschaftlicher Teilha-
be verfügen, wird in fachpolitischen und wissen-
schaftlichen Diskussionen auch der Begriff „Emp-
owerment“ genutzt. Damit ist das Ziel angespro-
chen, über die Beteiligungsarbeit die Menschen im 
Quartier zu befähigen (bzw. im Wortsinne zu „er-
mächtigen“), ihre Interessen zu artikulieren und zu 
verwirklichen, Entscheidungen über lebensweltre-
levante Entwicklungen zu treffen und auch Verant-
wortung zu übernehmen.

Die ARGEBAU (2005: 5) sieht, dass in bestimmten 
Quartieren „die Mitwirkung der Bürgerinnen und 
Bürger am politischen Leben und deren soziale In-
tegration oft völlig zum Erliegen gekommen“ ist. Da-
her werden im ARGEBAU-Leitfaden umfassende 
Zielvorgaben und Erwartungen für das Handlungs-
feld Aktivierung und Beteiligung formuliert: „Akti-
vierung örtlicher Potenziale und Hilfe zur Selbst-
hilfe, Entwicklung von Bürgerbewusstsein für den 
Stadtteil, Förderung der Teilhabe und der sozialen 
Integration, Schaffung selbsttragender Bewohner-
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organisationen und stabiler nachbarschaftlicher 
sozialer Netze“ (ebd.).

Im Mittelpunkt der Gemeinschaftsinitiative Sozi-
ale Stadt steht der Erwartungshorizont, dass es 
in vom sozialen Abstieg bedrohten Stadtteilen 
mit Hilfe des Programms Soziale Stadt gelingen 
kann, „ein eigenständiges Stadtteilleben wieder 
aufzubauen und die zerrissenen nachbarschafts-
bezogenen sozialen Netze wieder herzustellen“ 
(ebd.), indem alle vorhandenen örtlichen Poten-
ziale gestärkt und die Bewohnerinnen und Be-
wohner motiviert werden, in Initiativen und Verei-
nen mitzuwirken und sich dauerhaft selbst zu or-
ganisieren. Ein wichtiger Stellenwert bei der Ak-
tivierung der örtlichen Potenziale wird neben der 
Öffnung von Schulen zum Stadtteil der Einbezie-
hung von Migrantenselbstorganisationen beige-
messen (vgl. ebd.).

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Der ARGEBAU-Leitfaden definiert klar die Verant-
wortlichkeit in diesem Handlungsfeld: „Den Ge-
meinden obliegt es, eine umfassende Mitwirkung 
der Bewohnerinnen und Bewohner sicherzustel-
len. Dabei ist während der Laufzeit auch darauf 
hinzuarbeiten, dass die in Gang gekommenen Be-
teiligungsprozesse im Quartier dauerhaft weiter-
wirken“ (ebd.: 14).

Um in den Kommunen und auf Quartiersebene eine 
Aktivierungs- und Beteiligungskultur aufzubauen, 
werden von Bund und Ländern folgende Maßnah-
men vorgeschlagen: Installation eines Quartiers-
managements, Einrichtung eines Stadtteilbüros, 
Bildung von Stadtteilbeiräten, Bereitstellung von 
Bürgertreffs und anderen Räumen, Ausstattung der 
Stadtteilbeiräte bzw. des Quartiersmanagements 
mit kleinen Verfügungsfonds sowie Unterstützung 
der Selbsthilfe bei Maßnahmen der Stadtteilent-
wicklung (vgl. ebd.: 5).

Der ARGEBAU-Leitfaden empfiehlt für die Landese-
bene, dass den Gemeinden viel Entwicklungsspiel-
raum gegeben werden sollte, ferner sei der Nach-
weis einzufordern, „dass die notwendigen Vorkeh-
rungen für eine angemessene Bürgerbeteiligung 
getroffen werden“ (ebd.: 14). 

In den Rechtsinstrumenten des BauGB ist die Bür-
gerbeteiligung für die Gebiete der Sozialen Stadt 
fest verankert. Neben der Aktivierung der Bürge-

rinnen und Bürger gemäß § 137 BauGB und der 
Beteiligung der öffentlichen Aufgabenträger ge-
mäß § 139 BauGB finden sich die Ausführungen zur 
Bürgermitwirkung besonders in § 171e Abs. 4 und 5 
BauGB. Eine herausgehobene Stellung kommt der 
Erstellung der Entwicklungskonzepte (vgl. Kapi-
tel 3.3) zu, bei der die Gemeinde zur Förderung einer 
aktiven Mitwirkung der Beteiligten durch Beratung 
und Unterstützung verpflichtet ist (vgl. ARGEBAU 
2005: 16).

Die Unterstützung bewohnergetragener Projek-
te sowie die Bewohnerbeteiligung und Öffentlich-
keitsarbeit werden explizit als Fördertatbestände 
aufgeführt (vgl. ebd.: 20). Dementsprechend ent-
hält die VV Städtebauförderung Ausführungen zur 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an der Er-
stellung des IEK als Fördervoraussetzung und als 
Fördertatbestand (VV Städtebauförderung 2015: 
Art. 4). Zur stärkeren Beteiligung und Mitwirkung ist 
seit 2010 zusätzlich das Instrument des Verfügungs-
fonds in der VV für alle Programme verankert.96 

Der Fördertatbestand der Mobilisierung ehrenamt-
lichen Engagements findet sich erst seit dem Jahr 
2012 explizit in der VV. Im Rahmen der BBSR-Stu-
die „Engagement im Quartier“ (BBSR 2015a) wur-
de in Quartieren der Sozialen Stadt untersucht, 
inwieweit die „kommunalen Engagementland-
schaften“97 einen Beitrag zur Engagementförde-
rung in sozial benachteiligten Gebieten leisten 
können. Neben den Förderangeboten des Bun-
des im Rahmen der Sozialen Stadt wird auf Stra-
tegien ausgewählter Länder verwiesen, u. a. in 
Baden-Württemberg, Hamburg, Nordrhein-West-
falen, Niedersachsen und Hessen. So gibt es in 
Nordrhein-Westfalen seit 1996 mit „Initiative er-
greifen“ ein Förderprogramm, das sich unter an-
derem an Bürger- und Gemeinschaftseinrichtun-
gen richtet (vgl. ebd.: 76).

In einzelnen Bundesländern bestehen zum Teil 
noch weitergehende Vorgaben, um Aktivierungs- 
und Beteiligungsansätze zu fördern. Beispielswei-
se besteht in Berlin die Verpflichtung für die loka-
len Quartiersmanagements, neben der Einrichtung 
von Vor-Ort-Büros, der Bildung von Stadtteilbeirä-
ten, der Betreuung des Verfügungsfonds und der 
Unterstützung der Selbsthilfe bei der Stadtteilent-
wicklung ein umsetzungsorientiertes Beteiligungs-
konzept zu erarbeiten. In diesen werden Aktivie-
rungsmaßnahmen aufgeführt, um schwer erreich-
bare Bevölkerungsgruppen einzubeziehen. In Ham-
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96 Verfügungsfonds waren jedoch auch bereits zuvor fester Bestandteil der Umsetzung des Programms Soziale 
Stadt (vgl. Kapitel 3.6).

97 Hierzu zählen u. a. Freiwilligenagenturen, Familienzentren und Ganztagsschulen, Mehrgenerationenhäuser sowie 
Lotsen-, Mentoren- und Patenprogrammen sowie Jugendfreiwilligendienste und Bundesfreiwilligendienst (vgl. 
BBSR 2015a: 23-26).



burg wurde ein Leitfaden mit Qualitätsanforderun-
gen zur Beteiligung in der Integrierten Stadtteilent-
wicklung aufgelegt (BSU Hamburg 2014: 5). 

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

Die Auswertung der 17 Fallstudien für das Hand-
lungsfeld Aktivierung und Beteiligung kommt zu 
dem Ergebnis, dass im Hinblick auf die Beteili-
gungskultur starke Unterschiede festzustellen sind 
(StadtRaumKonzept et al. 2015: 10). Wie bereits in 
der ersten Zwischenevaluierung festgestellt wur-
de, bestehen weiterhin Defizite bei der Aktivierung 
von Zuwanderergruppen (IfS 2004: 91), auch wenn 
es in Einzelfällen erfolgreiche Ansätze zu ihrer Ein-
beziehung gibt (StadtRaumKonzept et al. 2015: 10).

Die Stufenleiter der Partizipation kann als Grad-
messer für den Entwicklungsstand des Handlungs-
feldes „Aktivierung und Beteiligung“ dienen und 
hilft bei der Interpretation der Fallstudien (Abbil-
dung 13).98

Stufe 1: Information

Stufe 4: Mitbestimmung

Stufe 5: Selbstorganisation

Stufe 2: Konsultation

Stufe 3: Beteiligung, Einbeziehung
               und Mitwirkung

Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Arnstein 1969

Stufe 1 – Information (Einstiegsstufe der Partizi-
pation): Die Grundvoraussetzung für den Einstieg 
in Beteiligungsprozesse ist eine transparente In-
formationsbasis für alle an der Quartiersentwick-
lung Beteiligten. In den Fallstudien werden Stadt-
teilzeitungen (Bad Kreuznach, Berlin-Heerstraße, 
Dresden, Schwerin, Stendal, Bergheim) und Inter-
netauftritte zum Soziale-Stadt-Gebiet (z. B. Berlin-
Heerstraße) aufgeführt. Zumindest in der Haupt-
förderphase bietet das Vor-Ort-Büro in allen Fall-
studien als niedrigschwellige Anlaufstelle ein In-
formationsangebot. In einigen Fallstudiengebieten 
bestehen oder bestanden sogar mehrere Vor-Ort-
Büros, um verschiedene Zielgruppen besser er-

reichen zu können (Berlin-Heerstraße, Kiel, Sulz-
bach, Bergheim, Leipzig). In Langquaid, Neurup-
pin, Sömmerda und Bergheim wird darauf verwie-
sen, dass durch die Integration des Stadtteilbü-
ros in bestehende Nachbarschaftseinrichtungen 
die Bewohnerschaft für die Quartiersentwicklung 
besser erreicht werden kann. Die Kommunalbefra-
gung 2015 bestätigt die Bedeutung des Stadtteilbü-
ros für die Programmumsetzung, denn in 82 % aller 
Programmgebiete sind diese eingerichtet.99 

Stufe 2 – Konsultation (Kontaktstufe der Partizi-
pation): Anknüpfend an die Informationsformate 
folgt die Konsultationsphase. Im Vordergrund ste-
hen die Kommunikation und das Einholen von „Ex-
pertenwissen“ aus dem Quartier. In den Fallstudien 
werden hierbei (aktivierende) Befragungen unter 
den Bewohnerinnen und Bewohnern (Bad Kreuz-
nach, Dresden, Bergheim, Hamburg, Nürnberg) 
sowie Stadtteilerkundungen und Gebietsrundgän-
ge (Langquaid, Berlin-Heerstraße, Leipzig, Darm-
stadt) genannt.

Stufe 3 – Beteiligung, Einbeziehung und Mitwir-
kung (Vorstufe des Empowerment): Diese Stufe bil-
det den Mittelpunkt der Aktivitäten, denn hier steht 
der Aufbau einer Beteiligungsinfrastruktur im Vor-
dergrund. Zu ihren wesentlichen Elementen zäh-
len die Mitwirkung der Bewohnerschaft und Ge-
bietsakteure an der Aufstellung des IEK, die Eta-
blierung des Quartiersmanagements bei der Ini-
tiierung und Realisierung von zielgruppenspezifi-
schen Beteiligungsangeboten sowie die Mobili-
sierung ehrenamtlichen Engagements. Hohe Be-
teiligungsstandards sind bei der Aufstellung der 
IEK zu beobachten: In den meisten Fallstudien gibt 
es umfangreiche und teilweise innovative Betei-
ligungsverfahren bei der Erstellung und Umset-
zung der IEK. Das Spektrum reicht von mehrtä-
gigen Ideenwerkstätten (Bad Kreuznach, Berlin-
Heerstraße, Dresden, Kiel, Hamburg) über Bürger-
gutachten (Berlin-Wrangelkiez, Bremen) bis hin zu 
einem neunmonatigen Beteiligungsprozess in Of-
fenburg. Dort ist mit Hilfe des Verfahrens „Planen 
am Modell“ unter Beteiligung von 500 Personen ein 
20 m² großes Modell des Quartiers Nordweststadt 
mit 1.500 Bürgerwünschen entstanden. Neben den 
öffentlichen Veranstaltungen zur Aufstellung und 
Diskussion der IEK werden häufig Befragungen 
von Bewohnern (Bad Kreuznach, Dresden, Ham-
burg, Langquaid, Nürnberg, Bergheim) eingesetzt. 
Aktivierung und Beteiligung stellen die Kern-
aufgabe des Quartiersmanagements dar, wie 

Abbildung 13: Beteiligungsformen entlang der 
Stufenleiter der Partizipation
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98 Sherry R. Arnstein hat die Leiter der Bürgerpartizipation aus ihren eigenen langjährigen Erfahrungen als Berate-
rin für die US-Regierung in den 1960er Jahren zu drei landesweiten Sozialprogrammen (urban renewal, anti-po-
verty und Model Cities) entwickelt (vgl. Arnstein 1969).

99 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 21, N= 235



die Kommunalbefragung 2015 deutlich macht. 
Das Handlungsfeld wurde als die häufigs-
te und zeitaufwendigsten Aufgabe genannt.100 
Sowohl die erste Zwischenevaluierung zur So-
zialen Stadt (IfS 2004) als auch aktuelle Untersu-
chungen zur Partizipation vor Ort (IfS 2011) zeigen, 
dass eine Beteiligung von Menschen mit niedri-
gem Einkommen und Bildungsabschlüssen auch 
bei der Sozialen Stadt nur unzureichend gelingt. 
Um Kinder und Jugendliche einzubeziehen, werden 
in den Fallstudien verschiedene Formate genannt: 
Workshops mit Schülern (Offenburg), eine Jugend-
mitmachbaustelle (Hamburg), Community Planning 
für Kleinkinderspielplätze (Neuruppin) oder ein Kin-
der- und Jugendparlament (Sömmerda).

Zur Einbeziehung von Senioren und zum Aufbau 
generationenübergreifender Dialogformen werden 
ein Seniorencafé (Neuruppin, Berlin-Heerstraße) 
oder die Kooperation von benachbarter Kita und 
Seniorenzentrum (Bremen) aufgeführt. Für Perso-
nen mit Migrationshintergrund wurden besonde-
re Beteiligungsformate entwickelt, etwa gezielte 
Bewohnerbefragungen (Bad Kreuznach), mutter-
sprachlichen Beratungsangebote (Bremen), An-
gebote für Frauen mit eigenen Treffpunkten (Darm-
stadt, Berlin-Heerstraße) oder Beteiligungsansät-
zen wie dem Imece-Ansatz zum Empowerment 
Türkisch-sprachiger Frauen (Berlin-Wrangelkiez).  
Die BBSR-Studie „Engagement im Quartier“ nennt 
vier Faktoren, damit die Engagementförderung in 
sozial benachteiligten Quartieren gut gelingen 
kann; „(1) Hohe Identifikation mit dem Quartier, (2) 
sozialräumliche/stadtteilbezogene Angebote und 
Dienstleistungen, (3) Strukturen und Netzwerke 
der Engagementförderung sowie (4) Merkmale des 
Quartiers“ (BBSR 2015a: 7). In der Sozialen Stadt 
wird in erster Linie angesetzt, Strukturen und Netz-
werke aufzubauen. Dabei schaffen die Mittel der 
Städtebauförderung die baulich-räumlichen Vor-
aussetzungen, die dafür nötig sind. In den Fallstu-
dien finden sich zahlreiche Beispiele, wie die För-
derung des Engagements an bestehende Nach-
barschafts- und Bildungseinrichtungen angedockt 
werden kann (Berlin-Heerstraße, Bremen, Nürn-
berg, Offenburg, Hamburg, Sulzbach, Bergheim, 
Berlin-Wrangelkiez).

Stufe 4 – Mitbestimmung (Ausbaustufe des Emp-
owerment): Die nächste Stufe der Partizipation ist 
die Mitbestimmung über Maßnahmen, Arbeits-
schwerpunkte und den Einsatz der Fördermittel 
(z. B. Verfügungsfonds, vgl. Kapitel 3.6). Hierzu kön-
nen die Bewohnerbeiräte einen wichtigen Beitrag 
leisten, die sich in den meisten Fallstudiengebie-
ten etabliert haben. Das Aktivitätsspektrum dieser 

Beteiligungsformen ist vielschichtig und reicht von 
jährlichen Stadtteilkonferenzen (Bad Kreuznach, 
Offenburg), vierteljährlichen Diskussionsplattfor-
men im Sinne eines Stadtteilparlaments wie dem 
„Forum Leipziger Osten“ bis hin zu WiN-Foren oder 
Quartiersräten, die über den Fördermitteleinsatz 
(Bremen, Berlin) mitentscheiden können oder Re-
derechte in allen Ausschüssen der Stadt (Emden) 
haben. 

Stufe 5 – Selbstorganisation (Endstufe des Emp-
owerment): Die höchste Stufe stellt die Selbstorga-
nisation der Bewohnerinnen und Bewohner dar. In 
mehreren Fallstudien (Sulzbach, Dortmund, Berg-
heim, Nürnberg, Kiel, Berlin-Wrangelkiez, Schwe-
rin) finden sich solche Praxisformen in Gestalt der 
Neugründung oder Stärkung von Bewohner- und 
Stadtteilvereinen. Gute Beispiele sind die Stadtteil-
vereine in Sulzbach mit fast 100 Mitgliedern oder 
in Dortmund als Dachverein für 30 lokal veranker-
te Vereine. Mitunter haben sich die Vereine be-
reits als Partner der Quartiersentwicklung etab-
liert, beispielsweise bei der Vergabe von Mitteln 
aus dem Verfügungsfonds (Bremen, Kiel) oder der 
Organisation von Stadtteilfesten (Schwerin, Kiel). 
Es handelt sich jedoch streng betrachtet weniger 
um das Empowerment artikulationsschwacher Be-
völkerungsgruppen, sondern eher um einen Bau-
stein, um selbsttragende, nachbarschaftliche Netz-
werke zu schaffen.

Ergebnisse, Wirkungen und Bewertung

Die Fallstudien zeigen, dass Aktivierungs- und Be-
teiligungsformate insbesondere dort erfolgreich 
umgesetzt werden können, wo es auf gesamt-
städtischer Ebene bei Politik und Verwaltung die 
Bereitschaft gibt, aus den lokalen Erfahrungen zu 
lernen und diese nachhaltig in Regelstrukturen zu 
überführen. Besonders erfolgversprechend ist es, 
wenn Sozialraumorientierung und Bürgerbeteili-
gung ohnehin zum gelebten Selbstverständnis der 
Kommune zählen (Offenburg) oder Beteiligungs- 
und Aktivierungsansätze entwickelt werden, die 
Eingang in das Verwaltungshandeln auch außer-
halb der Städtebauförderung finden (Leipzig). Des 
Weiteren werden bei der Aufstellung des integrier-
ten Entwicklungskonzeptes umfassende Anstren-
gungen unternommen, die verschiedenen Bewoh-
nergruppen und Gebietsakteure in die Stadtteilent-
wicklung einzubeziehen. 

Bei einer fallstudienübergreifenden Bewertung zur 
Zielerreichung im Handlungsfeld Aktivierung und 
Beteiligung fällt auf, dass die Engagementpotenzi-
ale in den Plattenbaugebieten der neuen Bundes-
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länder (Neuruppin, Schwerin, Sömmerda, Sten-
dal) besonders schwach ausgeprägt sind: so fin-
det sich für Schwerin die Feststellung, dass „das 
Interesse der Bevölkerung an Stadtentwicklung 
eher gering ist“ (Schwerin), es wird beklagt, dass 
es „immer weniger engagierte Bewohner“ gibt 
(Sömmerda), und in Stendal wird das Fazit gezo-
gen, dass „die Beteiligung der Bevölkerung ohne 
nennenswerte Resonanz“ blieb. In Neuruppin 
wird bilanziert, dass „die Mobilisierung der Be-
wohner für Themen der Planung oder die Mitwir-
kung in Gremien kaum gelungen (ist).“ Aus Sicht 
der 2. Zwischenevaluierung sind dies Hinweise, 
dass sich in ostdeutschen Wohnsiedlungen spe-
zifische Veränderungen der Quartiersbevölkerung 
ergeben haben, die die bisher praktizierten Betei-
ligungsverfahren ins Leere laufen lassen. Insofern 
besteht – um das Ziel der Aktivierung und Beteili-
gung zu erreichen – hier die Aufgabe, die Beteili-
gungsverfahren zu überprüfen und diese lebens-
weltgerechter zu gestalten.

Im Hinblick auf die im Rahmen des Programms So-
ziale Stadt angestrebte stärkere Beteiligung von 
Zuwanderern ist zu erkennen, dass passgenaue 
Maßnahmen im Quartier unter Mitwirkung von Mi-
grantinnen und Migranten entwickelt werden und 
dass für diese Bewohnergruppe bereits etablierte 
Strukturen stärker geöffnet werden (vgl. BMVBS 
2012b: 88ff). Es besteht jedoch kein umfassenderes 
Bild zu den Wirkungszusammenhängen bei der Ak-
tivierung und Beteiligung von Migranten. So man-
gelt es aufgrund der bisherigen Informationsbasis 
an Wissen, wie das Empowerment von Migranten-
Communities besser gelingen kann. Zudem schei-
nen viele Programmverantwortliche die bestehen-
den Engagementformen von Migranten und Neu-
zuwanderern in Soziale-Stadt-Gebieten nicht auf-
zugreifen. Hier besteht die Aufgabe, stärker auch 
diese informellen Formen der nachbarschaftlichen 
Unterstützung und Selbsthilfe aufzugreifen. 

Die Ergebnisse der Sozialen Stadt im Handlungs-
feld „Aktivierung und Beteiligung“ erscheinen so-
mit ambivalent. Auf der einen Seite sind mit dem 
Programm hohe Standards für die Partizipation von 
Bewohnerinnen und Bewohnern eingeführt wor-
den. Dabei gab es den expliziten Anspruch, auch 
sozial benachteiligten Bevölkerungsgruppen eine 
Stimme bei der Quartiersentwicklung zu geben 
(„Empowerment“). Auf der anderen Seite drängt 
sich der Eindruck auf, dass viele Aktivierungs- und 
Beteiligungsformate weiterhin sozial selektiv wir-
ken. Nicht abschließend beantworten lässt sich 

die Frage, ob im Rahmen eines Städtebauförde-
rungsprogramms tatsächlich ausreichende Res-
sourcen für eine umfassende und wirkungsvolle 
„Empowerment“-Strategie zur Verfügung gestellt 
werden können.

3.6 Verfügungsfonds 

Das Instrument der Verfügungsfonds101 stellt eine 
Innovation für die Städtebauförderung dar, die erst-
malig in das Programm Soziale Stadt 1999 einge-
führt wurde. Mit der Einrichtung von Verfügungs-
fonds soll auf Ebene der Soziale-Stadt-Gebiete die 
Möglichkeit geschaffen werden, schnell und un-
bürokratisch kleinteilige Verbesserungen im Quar-
tier zu erreichen, wobei die Entscheidung über den 
Mitteleinsatz bei der Bewohnerschaft und den Ge-
bietsakteuren liegen sollte (Bundestransferstelle 
2011: 3). Fördergegenstand sind ehrenamtliche Ak-
tivitäten, die zur Verbesserung der Aufenthaltsqua-
lität der öffentlichen Räume, die Belebung eines 
Miteinanders im Quartier sowie die geringfügige, 
aber wirkungsvolle Verbesserung der Infrastruk-
turangebote, z. B. Nachbarschafts- und Bildungs-
einrichtungen beitragen.

Mit Hilfe des Verfügungsfonds können von den 
Akteuren vor Ort eigenständig Verbesserungen 
im Stadtteil verwirklicht werden, für die in der So-
zialen Stadt aufgrund der Konzentration auf bau-
lich-investive und mehrjährige Bauvorhaben nur 
äußerst geringe Umsetzungschancen bestehen. Im 

Tag der offnenen Gärten Konstanz-Berchen

Foto: empirica ag
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101 Der Begriff „Verfügungsfonds“ wird nachfolgend als Sammelbegriff für nach vergleichbaren Grundsätzen or-
ganisierte partizipative Budgets im Rahmen des Städtebauförderprogramms Soziale Stadt verwandt. Deren Be-
zeichnungen variieren in den Ländern und Fördergebieten, wie z. B. Aktionsfonds, Aktionskasse, kleinteilige 
Maßnahmen, Projektfonds, Quartiersfonds oder Stadtteilbudget (vgl. BMVBS 2012: 14).



ARGEBAU-Leitfaden werden Verfügungsfonds als 
Maßnahmen benannt, um Bewohner in die Verant-
wortung für ihre Wohnviertel einzubinden, in dem 
„Stadtteilbeiräte mit kleinen Verfügungsfonds“ 
ausgestattet werden (ARGEBAU 1998: 5). Im Zeit-
verlauf wurden Verfügungsfonds als Instrument der 
Städtebauförderung im Art. 9 der Verwaltungsver-
einbarung fest verankert und wie folgt beschrie-
ben: „Zur stärkeren Beteiligung und Mitwirkung 
von Betroffenen kann die Gemeinde einen Fonds 
einrichten, über die Verwendung dessen Mittel ent-
scheidet ein lokales Gremium (Verfügungsfonds)“ 
(VV Städtebauförderung 2015: 13).102

Im Unterschied zu anderen Programmen der Städ-
tebauförderung können die so geförderten Maß-
nahmen „in besonderen Ausnahme- bzw. Einzelfäl-
len [...] auch bis zu 100 v. H. aus Mitteln der Städte-
bauförderung von Bund, Ländern und Gemeinden 
finanziert werden“ (ebd.).103

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Mit dem Verfügungsfonds werden mehrere Zie-
le gleichzeitig verfolgt: Zum einen soll die Betei-
ligung lokaler Akteure sowohl auf der Entschei-
dungs- als auch auf der Handlungsebene gestärkt 
werden. Im Idealfall werden solche Akteursgrup-
pen einbezogen, die bisher für die Stadtteilent-
wicklung als schwer erreichbar galten. Zum an-
deren sollen die Maßnahmen einen Mehrwert für 
die Quartiersentwicklung leisten, der durch ehren-
amtliches Engagement oder die Einwerbung ergän-
zender Finanzmittel verstetigt werden kann (vgl. 
BMVBS 2012: 15).

Gemessen an den Volumina der Städtebauförde-
rung ist die Mittelausstattung der Verfügungsfonds 
(zwischen 5.000 bis 20.000 Euro jährlich in den Fall-
studien) gering, dennoch steht ihnen eine hohe Er-
wartungshaltung gegenüber. So sollen sie als Akti-
vierungs- und Beteiligungsinstrument einen „Bei-
trag zu einer nachhaltigen quartiersbezogenen 
Stadtentwicklungspolitik im Rahmen der Nationa-
len Engagementstrategie“ (ebd.: 7) leisten.

Die Ziele und Erwartungen an die Entscheidungs-
gremien und Geschäftsstellen der Verfügungsfonds 
sind ebenfalls anspruchsvoll. Sie sollen „durch die 
Auseinandersetzung mit den Projektvorschlägen zu 
einem Ort der systematischen Diskussion von Pro-
blemen und Möglichkeiten der Stadtteilentwick-
lung [werden]. Gleichzeitig entstehen Kontakte zwi-

schen den Gremiumsmitgliedern sowie zu den An-
tragstellern, so dass die Gremien zugleich zu einem 
wichtigen Knotenpunkt im Netzwerk des Stadtteil-
engagements werden“ (ebd.: 9). An die Arbeit die-
ser Geschäftsstellen, die zumeist durch das Quar-
tiersmanagement vor Ort betrieben werden, ist das 
Ziel geknüpft, dass sie „in hohem Maße Entwick-
lungshilfe für eine lokale Engagementkultur“ leis-
ten (ebd.). Dabei ist zu bedenken, dass in vielen 
Soziale-Stadt-Gebieten ohne bereits vorhande-
ne Beteiligungsstrukturen die Mitarbeit in Stadt-
teilgremien und die eigenverantwortliche Umset-
zung von kleinteiligen Maßnahmen nicht selbst-
verständlich ist.

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Die Verankerung im ARGEBAU-Leitfaden und in der 
Aufnahme in die Verwaltungsvereinbarungen zur 
Städtebauförderung zeigen, welche Relevanz der 
Bund diesem Instrument seit Auflegung der So-
zialen Stadt zumisst. Darüber hinaus hat das zu-
ständige Bundesministerium die Verbreitung des 
Verfügungsfonds durch wissenschaftliche Unter-
suchungen aktiv gefördert (Bundestransferstelle 
2011; BBSR 2012).

Die konkrete Ausgestaltung der Einsatzmöglich-
keiten obliegt den Ländern, die das Instrument – 
mit Ausnahme von Baden-Württemberg und Nie-
dersachsen – von Programmbeginn an genutzt ha-
ben. Die Kurzexpertise Verfügungsfonds der Bun-
destransferstelle Soziale Stadt zeigt noch im Jahr 
2011 einige Unterschiede bei der uneingeschränk-
ten Förderfähigkeit des Instruments auf: Einer 
Gruppe von Ländern, in denen eine Förderung von 
Verfügungsfonds möglich ist (Bayern, Berlin, Bre-
men, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nord-
rhein-Westfalen, Saarland, Thüringen), steht eine 
Gruppe von Ländern gegenüber, in denen eher ein-
geschränkte Fördermöglichkeiten für quartiersbe-
zogene Verfügungsfonds bestehen (Brandenburg, 
Hessen, Rheinland-Pfalz, Sachsen) (vgl. Bundes-
transferstelle 2011: 6ff). Seit dem Jahr 2015 ist die 
Einrichtung und Mittelausstattung eines Verfü-
gungsfonds für die Soziale-Stadt-Gebiete in Ba-
den-Württemberg im Rahmen eines landeseige-
nen Sonderprogramms sowie in Niedersachsen 
mit der Aktualisierung der Förderrichtlinie eben-
falls möglich.

In Nordrhein-Westfalen und Mecklenburg-Vor-
pommern gibt es frühzeitige und umfangreiche 
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102 Seit Programmjahr 2010 gilt diese Regelung auch für das Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren, seit Pro-
grammjahr 2012 für alle Programme der Städtebauförderung.

103 Für andere Programme der Städtebauförderung gilt i. d. R. eine 50 %-Finanzierung aus Mitteln von Wirtschaft, Im-
mobilien- und Standortgemeinschaften, Privaten oder zusätzlichen Mitteln der Gemeinde (VV Städtebauförde-
rung 2015: 13).



Hilfestellungen für die Kommunen zur Einführung 
von Verfügungsfonds. Darüber hinaus haben auch 
die Stadtstaaten das Instrument aufgegriffen und 
in gesamtstädtische Rahmenstrategien mit so-
zial-integrativen Leitgedanken eingebettet, so die 
Berliner Rahmenstrategie Soziale Stadtentwick-
lung, das Bremer Leitprogramm Wohnen in Nach-
barschaften (WiN) oder das Hamburger Rahmen-
programm Integrierte Stadtentwicklung (RISE) 
(BMVBS 2012: 26). Berlin ist im Ländervergleich 
eine Ausnahme, denn dort sind Verfügungsfonds 
im Rahmen des Programms Soziale Stadt „kein be-
gleitendes Randelement, sondern ihr dominieren-
der Kern“, und die bewohnerdominierten Entschei-
dungsgremien werden als „Schlüssel zum Emp-
owerment angesehen“ (ebd.: 27).

Insgesamt ist der Stellenwert von Verfügungsfonds 
in den Ländern mit einer engen Ausrichtung auf 
baulich-investive Maßnahmen gering, hingegen ist 
er in Ländern mit stark integrierten und partizipativ 
ausgerichteten Entwicklungsstrategien hoch (ebd.).

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

Die Unterschiede in den Kommunen und Quartieren 
– im Hinblick auf die Finanzierung der Verfügungs-
fonds, die Antragsteller und Projekte, die Regelun-
gen zur Arbeit der Entscheidungsgremien und Ge-
schäftsstellen sowie die Möglichkeiten und Gren-
zen der Verstetigung – wurden in der Studie „Ver-
fügungsfonds in der Städtebauförderung“ mit Fo-
kus auf den Städtebauförderungsprogrammen So-
ziale Stadt und Aktive Stadt- und Ortsteilzentren be-
schrieben. Infolge der Rahmensetzung durch die 
Bundesländer sowie die gebietsspezifischen Erfor-
dernisse ist die Umsetzungspraxis in den Fallstu-
diengebieten vielfältig. So bestehen Spezifika hin-
sichtlich Förderhöhe, Finanzierungsquellen, Mit-
entscheidungskompetenzen von Bewohnerinnen 
und Bewohnern sowie der Aufgabenzuordnung der 
Geschäftsstelle. 

Zunächst ist festzuhalten, dass in drei Fallstudien-
gebieten (Sömmerda, Offenburg, Darmstadt) kei-
ne Verfügungsfonds zum Einsatz gekommen sind. 
In fünf anderen Fallstudien werden Finanzierungs-
quellen außerhalb der Städtebauförderung zur 
Unterstützung kleinteiliger Maßnahmen genutzt.104 
Das Spektrum reicht vom Einsatz kommunaler Mit-
tel (Bremen, Emden) und von Mitteln aus Modell-
vorhaben und Förderprogrammen anderer Fach-
politiken (Kiel, Nürnberg) bis zu Einnahmen aus der 
Vermietung von Räumen in Nachbarschaftseinrich-

tungen (Offenbach). Dieses breite Finanzierungs-
spektrum in den Fallstudien deckt sich mit den Er-
gebnissen der BBSR-Studie „Verfügungsfonds in 
der Städtebauförderung“ (vgl. ebd.: 29).

Die finanzielle Ausstattung reicht in den Fallstudien-
gebieten von 5.000 Euro (Bad Kreuznach) bis 20.000 
Euro (Nürnberg) pro Jahr. Da es sich um unter-
schiedlich große Gebiete handelt, ergibt sich daraus 
eine erhebliche Bandbreite in der finanziellen Aus-
stattung pro Einwohner. Bei den finanzierten Projek-
ten handelt es sich im Regelfall um Sachkostenzu-
schüsse für sozial-integrative Maßnahmen wie Aus-
stattungsverbesserungen von Bildungs- und Nach-
barschaftseinrichtungen oder Gemeinschaftsaktio-
nen im öffentlichen Raum (Stadtteilfeste).

In den Entscheidungsgremien der Verfügungsfonds 
sind in einigen Quartieren (Bad Kreuznach, Lang-
quaid) keine Bewohner vertreten, und nur in Ber-
lin und Bremen gibt es eine verbindliche Vorga-
be, dass die Vergabeentscheidung mehrheitlich 
durch das Votum der Bewohnerschaft getragen 
sein muss. 

 
0% 5% 10% 15% 20% 25% 30% 35%

40.000 Euro und mehr

20.000 bis unter 40.000 Euro

10.000 bis unter 20.000 Euro

bis unter 10.000 Euro

Quelle: Städtebauförderungsdatenbank des BBSR, Stand 2015

Ergebnisse und Wirkungen

Zu den positiven Effekten zählen aus Sicht derjeni-
gen Länder, die Verfügungsfonds als Fördergegen-
stand vorsehen, die hohe Flexibilität bei der Umset-
zung kleinteiliger und kurzfristig entwickelter Pro-
jekte, der geringe bürokratische Aufwand sowie ins-
besondere auch „die Stärkung von Mitwirkung und 
Selbstverantwortung der Stadtteilbewohnerschaft 
und lokaler Gruppen sowie die Wertschätzung die-
ses Engagements“ (Bundestransferstelle 2011: 14).

Gut bewirtschaftete und gesteuerte Verfügungs-
fonds sind ein wichtiges Instrument, um das „ge-
wünschte Engagement vor Ort zu motivieren und in 
einer Weise zu begleiten, dass daraus auch realisier-

Abbildung 14: Verfügungsfonds in der Sozialen Stadt nach finanzieller Ausstattung
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104 Diese werden von den Akteuren in den Fallstudiengebieten teilweise ebenfalls als Verfügungsfonds bezeichnet, 
obwohl es sich formal nicht um Verfügungsfonds im Sinne der Städtebauförderung handelt. Aus diesem Grund 
werden sie im Folgenden auch gleichgestellt mit in die Betrachtung einbezogen.



te Projekte und schließlich Vorbilder und Erfahrungs-
wissen für neues Engagement entstehen“ (BMVBS 
2012: 10). Von lokal gut aufgestellten Verfügungs-
fonds gehen zudem langfristige Wirkungen für die 
Stadtteilentwicklung aus, die in der Verstetigung von 
Wiederholungsprojekten und der Einbindung ehe-
mals distanzierter Gruppen bestehen (vgl. ebd.).

In der Fallstudie Leipziger Osten wird auf die positi-
ven Wirkungen des Verfügungsfonds beim Aufbau 
zivilgesellschaftlicher Strukturen in Vereinen und 
Initiativen sowie auf die hohe Bedeutung einer per-
sonellen Kontinuität des Entscheidungsgremiums 
hingewiesen. Als negativer Begleitumstand stabi-
ler Gremienstrukturen wird die Schwierigkeit auf-
gezeigt, bisher nicht in lokalen Netzwerken veran-
kerte Bürgerinnen und Bürger für das Auswahlgre-
mium zu gewinnen (vgl. ebd.: 55). In der Fallstudie 
Bergheim Süd-West wird beschrieben, dass das 
über die Soziale Stadt finanzierte Stadtteilzentrum 
die Inanspruchnahme von Mitteln aus dem Verfü-
gungsfonds sehr beförderte, denn viele der unter-
stützten sozial-integrativen Aktivitäten hätten ohne 
kostenlos bereitgestellten Räume nicht im Quartier 
stattfinden können (vgl. ebd.: 59). 

Im Hinblick auf Ergebnisse und Wirkungen des Ver-
fügungsfonds kann der Feststellung zugestimmt 
werden, dass dieses Instrument belegbare Bei-
träge liefert, „ein durch Eigeninteresse motivier-
tes, aber mit erkennbaren Gemeinwohlbezügen 
angereichertes Handeln im Quartier“ zu fördern 
(vgl. ebd.: 11).

Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Ein wichtiger Erfolgsfaktor von Verfügungsfonds 
ist die feste Einbeziehung von Bewohnerinnen 

und Bewohnern in die Vergabeentscheidung. Da-
mit kann der Anspruch eingelöst werden, „mit dem 
Verfügungsfonds ein breit angelegtes Experimen-
tierfeld für eine quartiers- oder stadtteilbezogene 
Engagementförderung“ (ebd.: 7) zu eröffnen und die 
Einbeziehung schwer erreichbarer Bevölkerungs-
gruppen zu intensivieren.

Ein weiterer Erfolgsfaktor ist eine gut geführte Ge-
schäftsstelle. Sie kann Gruppen und Einzelperso-
nen zur Mitwirkung bei der Entscheidungsfindung 
und der Projektträgerschaft ansprechen, unterstüt-
zende Netzwerke ausbauen sowie eine wertschät-
zende Öffentlichkeitsarbeit für Verfügungsfonds-
projekte betreiben, die wiederum zur weiteren För-
derung des Engagements im Quartier beiträgt.

Die Hemmnisse beim Einsatz des Verfügungsfonds 
zur Engagementförderung in den Soziale-Stadt-Ge-
bieten bestanden zum einen darin, dass bis zum 
Jahr 2015 nicht in allen Bundesländern – Ausnah-
men waren Niedersachsen und Baden-Württem-
berg – die Möglichkeit bestand, einen Verfügungs-
fonds aus Mitteln der Sozialen Stadt einzurichten. 
Zum anderen fehlt es in einigen Soziale-Stadt-Ge-
bieten an den dauerhaft ehrenamtlich engagier-
ten Bewohnern, die bei der Entscheidung und Um-
setzung mitwirken. Dies hat einerseits sozialstruk-
turelle Ursachen in der Bewohnerstruktur, hängt 
andererseits aber auch mit der Verfahrensweise 
und Ressourcenausstattung der Gremien- und Ge-
schäftsstellenarbeit zusammen.

In der Gesamtbetrachtung kann festgehalten wer-
den, dass es sich um ein flexibel einsetzbares und 
wirkungsvolles Instrument zur Engagementförde-
rung handelt. Die kleinteiligen und schnell sichtba-
ren Verbesserungsmaßnahmen sind mit den Me-
chanismen eines Städtebauförderungsprogramms 
nicht umzusetzen. Angesichts der Ressourcenar-
mut der Akteure vor Ort und den besonderen so-
zio-ökonomischen Problemen hat sich die Mög-
lichkeit zur 100 %-Förderung aus Mitteln des Pro-
gramms Soziale Stadt bewährt, um ehrenamtliches 
Engagement auch der schwer erreichbaren Bevöl-
kerung einbinden zu können. 

3.7 Monitoring und Evaluierung 

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Von Programmbeginn an wurde angestrebt, durch 
ein systematisches Monitoring sowie regelmäßi-
ge Evaluierungen auf den Ebenen des Bundes, der 
Länder und der Fördergebiete eine zunehmend wis-
sensbasierte Programmumsetzung zu erzielen. So 
wird im ARGEBAU-Leitfaden empfohlen, den Erfolg 
der Gemeinschaftsinitiative und der Programmum-

Umgestaltung Donauwörth-Parkstadt

Foto: empirica ag

64 Zwischenevaluierung des Städtebauförderungsprogramms Soziale Stadt



setzung durch einen kontinuierlichen Erfahrungs-
austausch und Wissenstransfer zwischen den be-
teiligten Kommunen und Ländern, der Etablierung 
einer „Evaluation [als] unabdingbarer Bestandteil 
integrierter Handlungskonzepte“ sowie der Ent-
wicklung von „Strategien des Controlling und Mo-
nitoring“ und von „Verfahrensevaluation des Pro-
gramms“ zu befördern (ARGEBAU 2000: 309). Eine 
solche Evaluation sollte durch „zeitnahe Infor-
mationen über den Fortgang des integrierten Er-
neuerungsansatzes“ einer Überprüfung der Ziel-
erreichung, wirksamen Steuerung und Umsetzung 
der Handlungskonzepte dienen. Durch einen Ver-
gleich der Kommunen sowie Kenntnisse zu Ergeb-
nissen und Wirkungszusammenhängen sollten eine 
„Weiterentwicklung der Erneuerungsansätze“ so-
wie „Lernprozesse in den Stadtteilen“ ermöglicht 
werden (ARGEBAU 2005: 22f). Weiterhin werden 
folgende vier Bausteine einer Programmevaluie-
rung empfohlen: Zielentwicklung und Beobachtung 
der Zielerreichung, Sozialraum-Monitoring, Analy-
se qualitativer Prozesse sowie Fallstudien. Schließ-
lich wird darauf verwiesen, dass „ein großer Teil 
[...] im Sinne einer Selbstevaluation direkt von den 
Städten erhoben werden [kann], für einzelne Auf-
gaben ist die Beauftragung externer Forschungs- 
und Beratungseinrichtungen möglich“ (ebd.: 23).

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Mit den Begleitinformationen entstand eine konti-
nuierliche Dokumentation von Grunddaten der ein-
zelnen Programme der Städtebauförderung. Darü-
ber hinaus hat die vom Bund eingesetzte Bundes-
transferstelle die Programmbegleitung (anfangs 
auch in ausgewählten Gebieten als Programmbe-
gleitung vor Ort (PvO)) und Begleitforschung so-
wie eine Vielzahl von vertiefenden Forschungs-
vorhaben zu einzelnen Handlungsfeldern105 und 
Steuerungsinstrumenten106 durchgeführt. Schließ-
lich wurde im Auftrag des Bundes 2003 bis 2004 
die erste Zwischenevaluierung realisiert (vgl. IfS 
2004).

Seit dem 1. September 2006 sind gemäß Art. 104b 
Abs. 2 Satz 2 Finanzhilfen des Bundes für beson-
ders bedeutsame Investitionen der Länder und 
Kommunen „hinsichtlich ihrer Verwendung in re-

gelmäßigen Zeitabständen zu überprüfen“. Vor 
diesem Hintergrund wurden von 2009 bis 2011 
ein programm- und länderübergreifendes Evalu-
ierungskonzept (vgl. BMVBS 2012e) sowie zwei 
entsprechende Arbeitshilfen (vgl. ebd. und BMVBS 
2011) erarbeitet. Entsprechend wurde anschlie-
ßend zwischen 2011 und 2014 schrittweise ein bun-
desweites indikatorengestütztes Monitoringsys-
tem107 aufgebaut und mit dem Programmjahr 2014 
als sogenanntes eMonitoring flächendeckend ein-
geführt. Im Rahmen dieses eMonitorings werden 
dabei vonseiten des Bundes über die Länder bei 
den Programmkommunen aktuelle Daten für die 
Fördergebiete angefordert, die im laufenden (oder 
vorangegangenen) Programmjahr Fördermittel er-
halten haben. Diese Daten werden für das jeweils 
zurückliegende Programmjahr, das sog. Berichts-
jahr, erhoben. 

Die Länder haben unterschiedliche Evaluierungs- 
und Monitoringansätze: So sind in knapp zwei Drit-
teln der Länder – überwiegend in der ersten Phase 
des Programms bis 2005 und teilweise eher einzel-
thematisch angelegt – Zwischenevaluierungen108 
erfolgt. In den drei Stadtstaaten und fünf weiteren 
Ländern wurden, teilweise unabhängig vom Pro-
gramm Soziale Stadt, Monitoringsysteme aufge-
baut (Berlin, Brandenburg, Bremen109, Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, 
Sachsen-Anhalt, Thüringen). Sie erheben in ers-
ter Linie Sozialdaten, wohnungsbezogene Merk-
male und Informationen zur Stadtentwicklung. Teil-
weise haben sie keinen Bezug zur Städtebauför-
derung, teilweise liefern sie hauptsächlich Daten 
zum Stadtumbau. Darüber hinaus gibt es in ein-
zelnen Ländern Vorgaben, auf Gebietsebene re-
gelmäßig Zwischen- oder Selbstevaluierungen 
oder vergleichbare Überprüfung durchzuführen 
(Brandenburg, Berlin, Bayern, Hessen, Hamburg, 
Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen). Be-
sonders hervorzuheben ist in diesem Zusammen-
hang das Land Nordrhein-Westfalen, in dem ab 
2003 Bausteine eines komplexeren Evaluierungs-
konzepts erarbeitet, durch Fallstudien untermau-
ert und schrittweise umgesetzt wurden. Auf kom-
munaler Ebene kam dabei ein „Handbuch Zielent-
wicklung und Selbstevaluation“ (ILS 2004) zum Ein-
satz. Bisweilen werden auch im Rahmen der nach 
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105 Vgl. z. B. BBSR 2011, BBSR 2015a, BMUB 2015a und BMVBS 2012c.

106 Vgl. z. B. BMVBS 2009, BMVBS 2012b und BMUB 2015c.

107 2010-2011 Erarbeitung eines Vorschlages für ein Indikatorenset durch eine Expertengruppe aus Vertretern von 
Bund, Ländern, Kommunen, Kommunalen Spitzenverbänden, amtlicher Statistik, Kommunalstatistik sowie Wis-
senschaftlern und Praktikern der Städtebauförderung, 2011-2012 Testphase und 2013-2014 Pilotphase.

108 Berlin 2003, 2007 und 2013, Brandenburg 2005, Bayern 2002 und 2007, Bremen 2004, Hamburg 2003 und 2010, 
Hessen 2004 und 2009, Mecklenburg-Vorpommern 2004, Niedersachsen 2004 und 2007, Nordrhein-Westfalen 
2005, 2007, 2008, 2012 und 2013 sowie Saarland 2003.

109 Bezogen auf die Stadtgemeinde Bremen.



Förderrichtlinie regelmäßig zu erstellenden Sach-
standsberichte vergleichbare Ansätze verfolgt (z. B. 
Baden-Württemberg) (empirica 2015). Schließlich 
ist zu beachten, dass in all den Fällen, bei denen 
städtebauliche Gesamtmaßnahmen oder auch Ein-
zelmaßnahmen des Programms Soziale Stadt mit 
EU-Mitteln kofinanziert werden, die entsprechen-
den Monitoring- und Evaluierungsanforderungen 
der EU umgesetzt werden.

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

In ca. 40 % der Programmkommunen und ca. 50 % 
der Fördergebiete – zumindest bezogen auf die 
jeweiligen Programmjahre – wird ein indikatoren-
gestütztes Monitoring durchgeführt oder aufge-
baut.110 Die Ergebnisse bisher durchgeführter Kom-
munalbefragungen stützen grundsätzlich diesen 
Befund. 37 %111 der IEK enthalten Vorschläge für 
die Durchführung eines Monitorings oder einer 
Evaluierung und ca. 50 %112 der Quartiersmanage-
ments waren mit Evaluierungs- und Monitoringauf-
gaben betraut. Auch die Fallstudien stützen diesen 
Befund: In 12 von 21 Gebieten werden entspre-
chende Ansätze verfolgt. Diese umfassen insbe-
sondere ein indikatorenbasiertes Sozialraummoni-
toring (z. B. Berlin-Wrangelkiez, Bremen, Dresden, 
Offenbach und Schwerin), ein Stadtumbaumonito-
ring (Leipzig), kleinteilige Sozialstrukturanalysen 
(Dresden, Offenburg und Sulzbach), Bilanzwork-
shops (Emden und Offenburg) sowie gebietsbe-

zogene Zwischenevaluierungen (Dortmund, Leip-
zig und Neuruppin).

Ergebnisse und Wirkungen

Inwieweit systematische Monitoring- und Evaluie-
rungsansätze zu einer verbesserten, stärker wis-
sensbasierten wie auch Lerneffekte ermöglichen-
den Programmausrichtung und Programmumset-
zung geführt haben oder überhaupt führen kön-
nen, ist für die einzelnen Programmebenen diffe-
renziert zu betrachten.

Auf Bundesebene ergaben sich aus der ersten Zwi-
schenevaluierung 2004 wie auch aus handlungs-
feldbezogenen Forschungsprojekten des BBSR Er-
kenntnisse, die bei der weiteren Programmausrich-
tung durch Bund und Länder in Form von Modifi-
zierungen der VV (z. B. stärkere Betonung der Ver-
besserung von Lebenschancen als Ziel, Einführung 
der Modellvorhaben oder Förderung von Koopera-
tionen mit Dritten) aufgegriffen wurden. Des Wei-
teren wurden durch die Umstellung der Begleitin-
formationen auf eine digitale Erfassung 2010 und 
die Einführung des eMonitorings 2014 schrittwei-
se die Voraussetzungen für eine besser verwert-
bare Datenbasis aufgebaut.

Die auf Landesebene durchgeführten Zwischen-
evaluierungen oder Querauswertungen lieferten Er-
kenntnisse zum Stand der Programmumsetzung, die 
in der weiteren Ausgestaltung berücksichtigt wur-
den. Zu nennen sind Änderungen der Förderbestim-
mungen oder der strategischen Programmansätze. 
Beispiele sind in Berlin eine Verbesserung der Ko-
operationsstrukturen auf bezirklicher Ebene nach 
der Zwischenevaluierung des Quartiersmanage-
ments 2003, in Bremen die Verpflichtung zu einer 
konzeptionellen Vorgehensweise auf Gebietsebene 
nach der Zwischenevaluierung 2004 und in Meck-
lenburg-Vorpommern eine Verbesserung der Per-
sonalausstattung der Quartiersmanagements nach 
der Zwischenevaluierung 2004.

In einigen Ländern haben sich die Anforderungen an 
die Evaluierungsansätze auf kommunaler und Ge-
bietsebene deutlich weiterentwickelt. Dies gilt etwa 
in Berlin beim Aufbau eines gebietsbezogenen Mo-
nitoring- und Evaluierungssystems nach der Quar-
tiersmanagement-Zwischenevaluierung 2003, in 
Nordrhein-Westfalen hinsichtlich der neuen Selbst-
evaluierungspflichten im Ergebnis der Querauswer-

Öffentlicher Raum Potsdam-Drewitz

Foto: Wolf-Christian Strauss
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110 Vgl. elektronische Begleitinformationen, N= 258 Programmkommunen bzw. N = 449 Fördergebiete (d. h. ca. zwei 
Drittel aller Programmkommunen und Fördergebiete).

111 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 6 „Aus welchen Elementen besteht das IEK?“, N=212.

112 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 22.1 „Welche Aufgaben haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter?“ (Mehrfachnennungen), N=201.



tung der kommunalen Selbstevaluierungen 2012 und 
in Hamburg für die 2012 initiierte standardisierte 
Selbstevaluation in den Stadterneuerungsgebieten.

Ein flächendeckendes Sozialraum- oder Stadt-
umbaumonitoring ermöglicht grundsätzlich eine 
daten- bzw. indikatorenbasierte Auswahl der Pro-
grammkommunen. Eine datengestützte Auswahl 
der Fördergebiete wird insbesondere in den drei 
Stadtstaaten praktiziert. Eine weitere datenbasier-
te Programmbeobachtung und Wirkungsanalyse 
stößt aber schnell an Grenzen, da ein Großteil der 
Programmwirkungen vor Ort stark von Kontextbe-
dingungen abhängt, die methodisch kaum kontrol-
liert werden können. 

Insbesondere zwei Fallstudien ermöglichen Aus-
sagen über Ergebnisse und Wirkungen von Mo-
nitoring- und Evaluierungsansätzen. In Offenburg-
Nordweststadt gab es im Jahr 2008 anlässlich der 
Halbzeitbilanz zur Sozialen Stadt einen aufwendig 
gestalteten „MehrLiN-Tag“, um die umgesetzten 
Maßnahmen durch die Bewohner und Stadtteil-
akteure bewerten zu lassen. Darüber hinaus wur-
de im Jahr 2010 durch die Katholische Fachhoch-
schule Freiburg eine Sozialraumanalyse erstellt, 
um „die bisherigen Ergebnisse der Arbeit bewer-
ten und deren Wirkungen auf die Sozialstruktur des 
Stadtteils messen zu lassen. Die Sozialraumanaly-
se wurde [...] bewusst in die Wege geleitet, um den 
politischen Gremien die weiteren Handlungsbedar-
fe aufzuzeigen und sie – noch vor dem Auslaufen 
der Förderung – dazu zu bringen, über mögliche 
Verstetigungsstrategien nachzudenken“ (Fallstu-
die Offenburg-Nordweststadt: 166f).

Ein weiterer interessanter Ansatz für frühzeiti-
ge Evaluierungsbemühungen ist in der Fallstudie 
Bergheim-Süd-West (Nordrhein-Westfalen) doku-
mentiert:113 Dort wurde bereits fünf Jahre nach Pro-
grammstart im Jahr 2007 ein erster Evaluierungs-
bericht erstellt. 2010 folgte eine aufwendige Selbst-
evaluation mit Unterstützung durch ein externes 
Büro, basierend auf der Auswertung vorhandener 
Materialien und erneuten Befragungen. Zusätz-
lich wurden Experteninterviews mit Schlüsselper-
sonen geführt. Die bisherige Zielerreichung wurde 
im Evaluationsbericht aus verschiedenen Blickwin-
keln bewertet. Rückblickend stellen die Interview-
ten fest, dass weder das landesweit vorgegebene 
Evaluationsverfahren noch die Evaluationsberich-
te handlungsleitend für die örtliche Programmum-
setzung seien.

Während die Berichte in erster Linie „für das Land“ 
geschrieben worden seien, habe die eigentliche 

„Selbstevaluation“ – ohne sich im praktischen All-
tag stets exakt an den Zielen des integrierten Hand-
lungskonzeptes zu messen – eher „zwischen Tür 
und Angel“ (im Rahmen regelmäßiger Sitzungen 
des Stadtteilmanagements und der Entwicklungs-
gesellschaft) stattgefunden – so die Aussagen der 
Programmverantwortlichen in Bergheim. 

Schließlich erfolgte durch die Bundestransfer-
stelle 2015 eine Auswertung von zehn kommuna-
len Selbstevaluierungen. Dabei wurde festgestellt, 
dass es einerseits keinen systematischen Über-
blick über die auf kommunaler Ebene verfolgten 
Evaluierungsansätze gibt. Andererseits zeichnen 
sich die identifizierten Evaluierungsansätze durch 
eine große Bandbreite hinsichtlich Methodik, Um-
fang, Inhalten und Wirkungen aus. Zusammenfas-
send wird festgestellt: „Letztlich kann die kommu-
nale Eigenevaluation als Prozess verstanden wer-
den, bei dem sich über verschiedene Schritte (eige-
ne Erfahrungen, Erprobungen, Erfahrungstransfers, 
systematische Beschäftigung und Festlegung von 
methodischen Ansätzen) Herangehensweisen und 
Transparenz im Umgang mit Wirkungskontrollen 
und Steuerungsfragen langfristig weiterentwickeln 
und konkretisieren“ (empirica 2015: 12).

Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Monitoring und Evaluierung sind nach Art. 104 b 
GG eine wesentliche Voraussetzung zur Gewäh-
rung von Bundesfinanzhilfen. Erfolgsfaktoren von 
Monitoring und Evaluierung sind hierfür valide und 
verlässliche Informationen und Erhebungsinstru-
mente. Die Komplexität und ausgesprochene Kon-
textabhängigkeit der Programmziele bei gleichzei-
tig bisher teilweise schwer verfügbaren Daten setzt 
einem Monitoring wie auch einer Evaluierung der 
Sozialen Stadt methodische Grenzen. Auf Bundes-
ebene ist es in den vergangenen Jahren allerdings 
gelungen, die Informationsgrundlagen zur Umset-
zung der Städtebauförderungsprogramme, unter 
anderem der Sozialen Stadt, auszubauen, zunächst 
mit der Einführung der elektronischen Begleitinfor-
mationen in 2010, im Weiteren mit der Einführung 
des elektronischen Monitorings in 2014. 

Damit kann der Bund differenzierter als in der Ver-
gangenheit die Programmumsetzung verfolgen – 
auch als Grundlage zur Weiterentwicklung des 
Programms. Allerdings konnten diese neuen Da-
tengrundlagen – insbesondere das elektronische 
Monitoring – aufgrund der zeitlichen Überschnei-
dung noch nicht in vollem Umfang in die vorliegen-
de Evaluierung einbezogen werden. Auch auf Län-
derebene und in den Kommunen sind vielfach An-
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113 Quelle der folgenden Ausführungen: Fallstudie Bergheim (Stand: Ende 2014). 



strengungen unternommen worden, die Informati-
onsbasis zur Programm- bzw. Maßnahmenumset-
zung zu verbessern. 

Die bisher gemachten Erfahrungen deuten darauf 
hin, dass nicht immer für alle Beteiligten der Ver-
wendungszweck der Informationen deutlich war 
oder ein Mehrwert für das eigene Handeln gese-
hen wurde, vor allem hinsichtlich des prozessbe-
gleitenden Monitorings. Der Weg, den in der Pra-
xis beklagten Aufwand der Datenaufbereitung über 
die Methode der Selbstevaluierung zu reduzieren, 
ist ambivalent, da auf diese Weise keine unabhän-
gigen Einschätzungen möglich sind. Zudem sehen 
sich Evaluationen stets der doppelten Erwartung 
ausgesetzt, Instrument der Verfahrensoptimierung 
zu sein und gleichzeitig der Legitimierung des Han-
delns oder des weiteren Fördermittelerhalts zu die-
nen. Gleichwohl sind Monitoring und Evaluierung 
eine wichtige Wissensbasis für die Programm-
durchführung und -weiterentwicklung. Daher soll-
ten hier eine Optimierung und Routine im Verfahren 
der Datenerhebung in den nächsten Jahren positiv 
wirken und den Aufwand reduzieren.

3.8 Verstetigung

Die Ziele des Programms Soziale Stadt gehen über 
rein baulich-investive Maßnahmen hinaus: Inner-
halb des zeitlich befristeten Rahmens der haupt-
sächlich investiven Förderung sollen Bewohner ak-
tiviert und motiviert werden, sich langfristig für ihre 
Nachbarschaften zu engagieren. Mit Unterstützung 
des Quartiersmanagements werden bestehende 
Akteursnetzwerke aufgebaut und gestärkt. Da dies 
soziale Prozesse sind, die langfristig Unterstützung 
und Moderation benötigen, drohen die positiven Er-
gebnisse, anders als investive Maßnahmen, nach 
Auslaufen der Projektförderung instabil zu werden 
oder wegzufallen. Wie man ihr Weiterbestehen si-
chern kann, wird unter dem Begriff der Versteti-
gung diskutiert. Inwieweit können die Ergebnisse 
und Wirkungen des Programms vor Ort aufrecht-
erhalten werden? Welche Ansätze, Instrumente, 
Methoden und Konzepte wurden entwickelt, die 
zur Verstetigung beitragen? Der Begriff der Ver-
stetigung bezieht sich also sowohl auf die Verfah-
ren, mit denen der Ausstieg aus der Förderung vor-
bereitet wird, als auch auf die konkreten Maßnah-
men und Strukturen, die etabliert werden, um die 
weitere Quartiersentwicklung über den Förderzeit-
raum hinaus zu stützen (vgl. BMVBS 2012: 14, Aus-
termann et al. 2002, HEGISS 2006, MWBEWV NRW 

2011). Dabei geht es neben der Verankerung ein-
zelner Projekte oder Maßnahmen in neuen, von 
der Programmförderung losgelösten Trägerstruk-
turen (anchoring) auch um die Weiterführung des 
gebietsbezogenen integrierten Steuerungsansat-
zes (mainstreaming). 

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Die Finanzhilfen des Bundes sind gem. Art. 104b GG 
zeitlich befristet und degressiv angelegt. Die Er-
wartung, dass Maßnahmen nach Beendigung der 
Förderung fortgeführt werden, ist seit 2012 in der 
VV Städtebauförderung formuliert. In Art. 4 Abs. 3 
ist festgehalten, dass die Entwicklungskonzepte 
auch Aussagen zur „langfristigen Verstetigung er-
folgreicher Maßnahmen über den Förderzeitraum 
hinaus zu treffen“ haben. Damit ist das Ziel verbun-
den, tragfähige Strukturen zur Quartiersentwick-
lung aufzubauen und zu sichern, „die es dem Stadt-
teil ermöglichen, wieder ‚auf eigenen Beinen zu 
stehen’ und dauerhaft ohne öffentliche Förderung 
auszukommen“ (BMVBS 2012b: Vorwort). 

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Der Bund und einige Länder (z. B. Bayern, Branden-
burg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-
Holstein) fordern nicht nur eine frühzeitigen Aus-
einandersetzung mit der Frage der Verstetigung 
vor Ort, sondern unterstützen die Kommunen auch 
durch Handreichungen, Leitfäden und Gute-Praxis-
Beispiele. Die Bundesregierung veröffentlichte 2012 
eine Studie zur „Sicherung tragfähiger Strukturen in 
der Quartiersentwicklung“ (BMVBS 2012).114 In ei-
nigen Ländern sind Abschlussbilanzierungen und 
individuelle Beratungen der auslaufenden Förder-
gebiete üblich (z. B. in Hamburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Nordrhein-Westfalen). 

In Berlin wurde ein differenziertes Konzept der 
Verstetigungsreife im Zuge der Evaluation von 
Berliner Quartiersmanagementgebieten er-
stellt (vgl. DIfU 2013c). Als verstetigungsreif gilt 
ein Quartier, wenn die Stabilität gesichert und 
„eine Sonderförderung nicht mehr notwendig er-
scheint“ (ebd.: 19). Darüber hinaus sind in Ber-
lin durch einen verwaltungsinternen Rundbrief 
für die Förderstellen und Quartiersmanagements 
seit dem Programmjahr 2014 bei der Neubeantra-
gung von Soziale-Stadt-Mitteln Nachweise zu ei-
ner konzeptionellen und finanziellen Verstetigung 
zu führen. Während hier Verstetigung v. a. eine Be-
endigung der Sonderförderung bedeutet, wird in 

68 Zwischenevaluierung des Städtebauförderungsprogramms Soziale Stadt

114 Diese Studie zeigt am Beispiel von (ehemaligen) Fördergebieten in Chemnitz, Gelsenkirchen, Hamburg, Rosen-
heim und Schwäbisch-Gmünd, wie Maßnahmen der Quartiersentwicklung nach dem Auslaufen der Fördergel-
der fortgeführt werden können.



Bremen das Landesprogramm „WiN“ herangezo-
gen, um für einzelne Quartiere die Finanzierung 
von Quartiersmanagement und Verfügungsfonds 
aufrechtzuerhalten. 

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren 

Aus der bisherigen Praxis zeichnen sich folgende 
Ankerpunkte einer Verstetigungsstrategie für Ge-
samtmaßnahmen der Sozialen Stadt ab: 
• Orte und Infrastrukturen (Stadtteilzentren, 

Stadtteilbüros, Verfügungsfonds als niedrig-
schwellige finanzielle Infrastruktur), 

• Akteure (Vereine und Initiativen), 
• sozialräumlich ausgerichtete Entscheidungs- 

und Steuerungsstrukturen sowie 
• (kommunale) Unternehmen, insbesondere Woh-

nungsunternehmen (vgl. BMVBS 2012: 79). 

Typische Maßnahmen der Verstetigung sind die 
Fortführung von Quartiersmanagement, die Un-
terstützung der Selbstorganisation von Bewoh-
nern und Akteuren im Quartier (z. B. Stadtteilver-
eine, Netzwerke), der Betrieb von Stadtteilzent-
ren sowie die weitere Förderung der Beteiligung 
über Verfügungsfonds (vgl. BMVBS 2012, Status-
bericht 2014). Darüber hinaus gelten v. a. Verwal-
tungsstrukturen, die ressortübergreifende Ko-
operation und sozialräumliches Handeln ermög-
lichen, als ein wichtiger Rahmen für die Fortfüh-
rung quartiersbezogener Aktivitäten (vgl. Status-
bericht 2014: 40).

Beispielhaft seien die fachübergreifenden Ge-
bietsteams und die Koordinierungsstelle Stad-
terneuerung im Planungs- und Baudezernat 
der Stadt Gelsenkirchen genannt (vgl. BMVBS 
2012: 36), die 2015 um eine gesamtstädtische Ar-
beitsgruppe „Integrierte Stadterneuerung und So-
zialraumorientierung“ mit allen relevanten Dezer-
naten ergänzt wurden. Als gutes Praxisbeispiel 
führt die Bundestransferstelle auch ein Memo-
randum an, das in der Stadt Esslingen zum Ende 
der Förderung im Gebiet Pliensauvorstadt verab-
schiedet wurde. Dabei verpflichteten sich Vertre-
ter der Stadtverwaltung und der Quartiersbewoh-
nerschaft zur weiteren Zusammenarbeit (vgl. Sta-
tusbericht 2014: 41). 

Auch in den Fallstudien werden einige Versteti-
gungsansätze dokumentiert: Die Trägerschaft wird 
dabei mehrheitlich über die kommunalen Haushal-
te abgesichert (Bergheim, Berlin-Spandau, Ber-
lin-Wrangelkiez, Kiel, Nürnberg, Offenbach, Of-

fenburg, Dortmund), teilweise auch über zivilge-
sellschaftliche Akteure (Stadtteil- und Bürgerver-
eine in Bad Kreuznach, Bergheim, Kiel, Schwerin, 
Sulzbach), über Träger der sozialen Infrastruktur 
(Darmstadt) oder über Wohnungsunternehmen 
(wohnungswirtschaftliches Quartiersmanagement 
in Dortmund 2008-2011, danach Fortbestand einer 
Kooperationsgemeinschaft).115

Besonders erwähnenswert ist die Fallstudie Berlin-
Wrangelkiez: Nachdem die Senatsverwaltung ent-
schieden hatte, das Gebiet künftig nicht mehr als 
Schwerpunktgebiet im Rahmen der Sozialen Stadt 
zu fördern, wurde seit 2011 an der Entwicklung und 
Umsetzung einer Verstetigungsstrategie gearbei-
tet, die auf fünf Säulen fußt: weitere Unterstützung 
und Förderung des Nachbarschaftshauses CENT-
RUM als Anlaufstelle und Netzwerkknoten, struk-
turelle Stärkung der Bildungsinitiative „Wrangel-
kiez macht Schule“, Übernahme des Quartiersra-
tes durch einen Stadtteilverein und Fortsetzung des 
Verfügungsfonds, Unterstützung der Stadtteilzei-
tung zur medialen Begleitung der Verstetigungs-
phase sowie Aufbau einer dauerhaften Organisa-
tionsstruktur für die Einbindung der Kreativwirt-
schaft in die Quartiersentwicklung.

Die Kommunalbefragung 2015 gibt Auskunft über 
die (geplante) Verstetigung des Quartiersmanage-
ments. 92 % der Befragten betrachteten die Ver-
stetigung als sehr wichtig oder eher wichtig. Im 
Unterschied zu dieser breiten Unterstützung ist al-
lerdings gegenwärtig nur in 38 % der Fördergebie-

Stadtteil- und Begegnungszentrum Rostock-Groß Klein

Foto: empirica ag
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115 Die finanziellen und organisatorischen Kapazitäten der Stadtteil- und Bürgervereine sind recht begrenzt. Inhalt-
lich befassen sie sich als Sprachrohr der lokalen Bewohnerschaft u. a. mit kulturellen und nachbarschaftlichen 
Aktivitäten und mit lokalpolitischen Themen, die für das Quartier von Belang sind (z. B. Verkehrsanbindung und 
lokale Auswirkungen übergeordneter Planungen).



te eine Verstetigung des Quartiersmanagements/
Stadtteilbüros tatsächlich geplant, in 41 % steht die 
Entscheidung noch aus, während in 21 % der Fäl-
le davon ausgegangen wird, dass keine Versteti-
gung erfolgen wird.116 Ob in diesen Fällen die Ziele 
erreicht wurden, ist nicht dokumentiert. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Die vorliegenden Beschreibungen von Versteti-
gungsprozessen weisen darauf hin, dass durch das 
Programm in vielen Fördergebieten eine Grundaus-
stattung an Soft- und Hardware für die Quartiers-
entwicklung aufgebaut werden konnte. Dazu gehö-
ren Bürger-/Stadtteilzentren, Stadtteilinitiativen/-
vereine und das Quartiersmanagement. Durch de-
ren Erhalt – auch über die Förderperiode hinaus 
– kann sicherstellt werden, dass die Maßnahmen 

nachhaltig wirken. In den bislang dokumentierten 
Fällen von Verstetigung sind es v. a. die Kommu-
nen, die mit eigenen Haushaltsmitteln oder durch 
die Akquise einer Anschlussförderung für die Auf-
rechterhaltung der Angebote und Strukturen sor-
gen, in einigen Fällen mit finanzieller Unterstützung 
der Länder oder unter Nutzung von Bundes- oder 
EU-Programmen.117 

Da sich die vorliegenden Datengrundlagen und 
auch die Angaben der Verantwortlichen meist auf 
die Laufzeit des Programms beschränken, ist die 
Aussagefähigkeit der Evaluation zu diesem wich-
tigen Thema jedoch stark eingeschränkt.

Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Da sich bislang die Verstetigung vor allem als eine 
Kommunalisierung der Maßnahmen und Struktu-
ren der Quartiersentwicklung zeigt, sind neben 
baulichen Gegebenheiten und sozio-ökonomi-
schen Entwicklungen im Gebiet und in der Ge-
samtstadt folgende Erfolgsfaktoren zu nennen: 
politischer Wille und entsprechende Positionie-
rung der Stadtspitze, verbindlich gebietsbezoge-
ne Verantwortlichkeit in der Verwaltung sowie fi-
nanzielle Spielräume im kommunalen Haushalt. 
Darüber hinaus sind tragfähige Akteursnetzwer-
ke in den Quartieren unerlässlich, um strategische, 
quartiersbezogene Interventionen und Investitio-
nen über Einzelmaßnahmen hinaus zu initiieren 
und abzustimmen.

In der Studie von BBSR und BMVBS zur Sicherung 
tragfähiger Strukturen im Quartier wird zudem auf 
die Bedeutung einer aktiven Gestaltung des Über-
gangs von Maßnahmen in neue Trägerstrukturen 
durch Übergangsbilanzierungen und Nachsorge-
konzepte hingewiesen (BMVBS 2012: 78). 

Berlin-Neukölln: Blick auf die Dammwegsiedlung / Weiße Siedlung

Foto: Wolf-Christian Strauss
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116 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 31 „Ist eine Verstetigung des Stadtteilbüros/Quartiersmanage-
ments geplant (z. B. Übernahme in eine öffentliche oder private Regelfinanzierung)?“, N=184.

117 Die Wohnungswirtschaft hat sich als wichtiger Akteur in der Umsetzung und Begleitung des Programms Sozia-
le Stadt etabliert, z. B. über den jährlich vergebenen Preis „Soziale Stadt“ und auch über wohnungswirtschaft-
liches Quartiersmanagement (z. B. Dichterviertel Duisburg, Dortmund-Clarenberg). In den vorliegenden Studien 
zur Verstetigung sind jedoch keine langfristig stabilen wohnungswirtschaftlichen Trägerstrukturen dokumentiert.



4 Inhaltlich-thematische Handlungsfelder

4.1 Wohnen und Wohnumfeld, 
öffentlicher Raum

Dem Handlungsfeld „Wohnen und Wohnumfeld, öf-
fentlicher Raum“ kommt eine prominente Rolle im 
Programm zu, zielt es doch auf die bereits von der 
ARGEBAU benannten Defizite einer vernachlässig-
ten Bausubstanz in innerstädtischen Quartieren, 
funktionaler und gestalterischer Mängel in Groß-
wohnsiedlungen und deutlich unterdurchschnitt-
licher Umweltqualitäten (ARGEBAU 1998, ARGE-
BAU 2005) in den Gebieten der Sozialen Stadt. An-
liegen des Programms ist es, diese defizitären Le-
bensbedingungen in den betroffenen Quartieren zu 
beseitigen. Zusammen mit den investiven Maßnah-
men im öffentlichen Raum (Straßen, Wege, Plätze) 
umfasst das Handlungsfeld als Teil der investiven 
Förderung bauliche Maßnahmen, die zum Kern der 
Städtebauförderung gehören. Gemeinsam mit den 
Investitionen in die bauliche Hülle sozialer Einrich-
tungen (u. a. Stadtteilzentren, Schulen, Kitas) stel-
len sie einen zentralen Bestandteil, wenn nicht so-
gar das Fundament der Sozialen Stadt dar. 

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Das Handlungsfeld umfasst zunächst bauliche 
Maßnahmen an Wohngebäuden, die im Leitfaden 
exemplarisch aufgeführt sind: Einerseits Instands-
etzungs- und Modernisierungsmaßnahmen an Alt-
bauten, andererseits Fassadenerneuerungen oder 
Verbesserungen in Gestalt des auch von der AR-
GEBAU (2005: 10) beispielhaft angeregten Umbaus 
von Erdgeschosszonen und Eingangsbereichen in 
Großsiedlungen. In den späteren Jahren der Pro-
grammumsetzung rückte zunehmend die energe-
tische Sanierung der Wohngebäude in den Fokus. 
Bei der Instandsetzung und Modernisierung von 
Wohnungen wurde von der ARGEBAU auch ihre 
Anpassung an die sich wandelnden Bedürfnisse 
der Haushalte, vor allem die Schaffung von Wohn-
raum für alte Menschen, gefordert. Die Tatsache, 
dass solche Maßnahmen im Leitfaden als wichti-
ge Aufgaben für die Gebiete der Sozialen Stadt be-
schrieben werden, sagt (wie bei den anderen Maß-
nahmen) noch nichts darüber aus, ob sie durch das 
Programm selbst gefördert oder ob andere Mit-
tel hierfür akquiriert werden sollen. Bei baulichen 
Maßnahmen an privaten Wohngebäuden wird in 

der Regel auf die Mitwirkungsbereitschaft der 
Eigentümer der Wohngebäude abgestellt. 

Daneben enthält die Programmatik im Handlungs-
feld Wohnen im Hinblick auf das Ziel einer sozialen 
Aufwertung eine explizit wohnungspolitische Kom-
ponente. So werden von der ARGEBAU einerseits 
Maßnahmen zur Senkung der Mietkostenbelas-
tung, andererseits eine gezielte Belegungspolitik, 
Gruppenselbsthilfe zur Schaffung gemeinschaftli-
cher Wohnformen und Wohneigentumsbildung für 
eine Verbesserung der sozialen Durchmischung 
der Gebiete angeregt. Auch der Neubau soll an-
dere Bewohnergruppen in die Gebiete lenken. Dies 
verlangt auf der kommunalen Ebene eine Koope-
ration der Ressorts Stadtentwicklung und Wohnen 
und auf der Landesebene eine Berücksichtigung 
sozial benachteiligter Gebiete bei der Ausgestal-
tung der Wohnraumförderung. 

Bei Maßnahmen im Wohnumfeld muss zwischen 
Aktivitäten im privaten Wohnumfeld und im öffent-
lichen Raum unterschieden werden. Im Grunde ge-
nommen handelt es sich um zwei getrennte Hand-
lungsfelder118: Die Instandhaltung von Grundstü-
cken im Privateigentum ist grundsätzlich Aufga-
be des Eigentümers, und er hat auch das alleini-
ge Zugriffsrecht. Nach Aussage der ARGEBAU 
(2005:  3) ist es jedoch ein Charakteristikum der 
Soziale-Stadt-Gebiete, dass sich Investoren dort 
kaum noch engagieren und Stadterneuerungspro-
zesse nicht in Gang gekommen sind. Insofern sind 
Anreize der öffentlichen Hand gefordert, um diese 
Prozesse zu stimulieren. Im Unterschied dazu ist 
die Kommune bei den öffentlichen Flächen selbst 
federführend: Maßnahmen im öffentlichen Raum 
können mit Hilfe der Fördermittel angegangen wer-
den und kommen auch der Kommune unmittelbar 
zugute. Hierzu zählen die Neu- und Umgestaltung 
von Flächen, Sport- und Spielplätzen, Schulhöfen, 
Innenhöfen, Mietergärten, die Umgestaltung von 
Straßen, Wegen und Plätzen, die Qualifizierung des 
ruhenden Verkehrs und des ÖPNV sowie ökologi-
sche Maßnahmen (ebd.: 12). 

Von den Maßnahmen im Handlungsfeld Wohnen, 
Wohnumfeld und öffentlicher Raum erwartete die 
ARGEBAU, dass sie wesentlich dazu beitragen, die 
beobachtbare negative Spirale aus Verwahrlosung 
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118 Wohnumfeld umfasst auch den öffentlichen Raum. Insofern sind beide Begriffe nicht ganz trennscharf. Im AR-
GEBAU-Leitfaden werden Maßnahmen im Wohnumfeld zusammen mit solchen im öffentlichen Raum in einem 
Handlungsfeld abgehandelt. Auch von der Begleitforschung wurden Wohnumfeld und öffentlicher Raum oft zu-
sammen abgehandelt, so auch im Statusbericht 2014. In den Begleitinformationen (2013) fehlt der öffentliche 
Raum als Handlungsfeld gänzlich, dort werden nur Wohnumfeldverbesserungen aufgeführt.



von Wohnungen und Wohnumfeld sowie den sozia-
len Abstieg aufzuhalten oder umzukehren. Die an-
genommenen Wirkungen der verbesserten Wohn-
verhältnisse waren eine erhöhte Wohnzufrieden-
heit und in der Folge eine Verringerung der Fluktua-
tion einerseits und eine Verbesserung der gesund-
heitlichen Lage andererseits. Für das Gebiet erhoff-
te man sich durch das aufgewertete Erscheinungs-
bild ein verbessertes Image und so eine erhöhte 
Nachfrage sowie eine bessere soziale Mischung. 
Auch erwartete man, dass sich durch neu geschaf-
fene Räume für Treffen und Aktivitäten das sozia-
le Miteinander verbessern würde. Diese Erwartun-
gen entsprechen den klassischen Wirkungsketten 
der Städtebauförderung.

Die Erfahrungen der 1990er Jahre hatten jedoch 
gelehrt, dass allein die Gebäude- und Wohnum-
feldaufwertung nicht ausreichte, um die erhoff-
ten stabilisierenden Wirkungen zu erzielen (z. B. 
GdW 1998). Nicht zuletzt daraus war die Erkennt-
nis erwachsen, dass der soziale Abstieg der Ge-
biete nur durch flankierende soziale Maßnahmen 
aufzuhalten war. Daher forderte der Leitfaden der 
ARGEBAU auch explizit die Stärkung nachbar-
schaftlicher Netze und Angebote für verschiede-
ne Zielgruppen. 
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Quelle: Eigene Berechnung auf Grundlage der Städtebauförderdatenbank des BBSR (Programmjahr 
2014), N=659 sowie kumulierte Daten zu den Handlungsfeldern „Wohnen“, „Wohnumfeld“ und „öffentli-
cher Raum“ nach eBI 2014, eMo 2013 und bundesweiter Kommunalbefragung 2015.

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene 

Investitionen in den Wohnungsbestand und in 
Wohnumfeldmaßnahmen bilden in allen Ländern 
wichtige Handlungsfelder. Im Durchschnitt wer-
den sie in knapp der Hälfte aller Gesamtmaßnah-
men als Handlungsschwerpunkt genannt (vgl. Ab-
bildung 15). Dabei werden Maßnahmen im Hand-
lungsfeld Wohnen und Wohnumfeld besonders 
häufig in Sachsen angeführt, in Brandenburg und 
Thüringen sind es Maßnahmen im Wohnumfeld, 
während in Hamburg, Berlin und Bayern über-
durchschnittlich häufig das Wohnen genannt 
wird. In Berlin und Bremen fallen die hohen Wer-
te für Maßnahmen im öffentlichen Raum auf. Hier-
zu muss allerdings einschränkend angemerkt wer-
den, dass bei diesem Aspekt nicht alle Maßnah-
men erfasst sein dürften.

So ist zu vermuten, dass sie in den Materialien mit 
unterschiedlichen Begriffen beschrieben werden, 
was ihre vollständige Erfassung erschwert. Aus 
den Gesprächen mit den Länderverantwortlichen 
geht hervor, dass die Soziale Stadt in den neuen 
Ländern teilweise in der Tradition der Förderung 
großer Neubaugebiete verortet wird. Darin hat-
te das Handlungsfeld eine ganz zentrale Rolle ge-
spielt. Sowohl in Ost als auch West werden in min-
destens zwei Ländern Mittel aus dem Handlungs-
feld Wohnen und Wohnumfeld unter anderem auch 
für Rückbaumaßnahmen eingesetzt.

Es wurde bereits mehrfach dargelegt, dass das 
Nennen einer Maßnahme in den Programmdo-
kumenten nicht damit gleichzusetzen ist, dass sie 
auch gefördert wird. Insbesondere bei den Maß-
nahmen im privaten Wohnungsbestand ist eine För-
derfähigkeit durch die Länderrichtlinien nicht im-
mer gegeben (vgl. Tabelle 6). Ihre Durchführung ist 
in unterschiedlichem Maße auf den Einsatz priva-
ter Mittel angewiesen.

In Berlin werden bauliche Maßnahmen an Wohn-
gebäuden im Programm Soziale Stadt nicht geför-
dert. Bauliche Investitionen betreffen hier den öf-
fentlichen Raum und die soziale Infrastruktur. In ei-
nigen Ländern sind Maßnahmen an Gebäuden im 
privaten Bestand an enge städtebaulich begründe-
te Voraussetzungen gebunden.

Abbildung 15: Anteil der Fördergebiete mit dem Handlungsfeldern Wohnen, Wohnumfeld 
und öffentlicher Raum 2014

Tabelle 6: Förderfähigkeit von Maßnahmen im privaten Wohnungsbestand im Rahmen der Sozialen Stadt 

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH

Nach Förderrichtlinie 
des Landes förderfähig

x x* x x x x* x x x x* x x

In Richtlinie Soziale 
Stadt enthalten

x x x

* Voraussetzung: Modernisierungsvereinbarung oder Vorliegen besonderer Umstände, Quelle: Förderrichtlinien der Länder, Stand 2013.
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In Nordrhein-Westfalen und im Saarland genießen 
Soziale-Stadt-Gebiete Vorrang beim öffentlich ge-
förderten Wohnungsbau, was aber in der Praxis 
nach Aussage der Verantwortlichen vor dem Hin-
tergrund einer ohnehin schwachen Neubautätig-
keit im Mietwohnungsbau nicht zum Tragen ge-
kommen ist. 

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

Die Statusberichte und Befragungen der Programm-
kommunen bestätigen die Bedeutung des Hand-
lungsfelds bei der Umsetzung des Programms. Im 
Statusbericht 2008 des DIfU wird festgestellt, dass 
Wohnumfeld und öffentlicher Raum für 69 % der Pro-
grammgebiete als wichtiges oder besonders wich-
tiges Handlungsfeld angesehen wird. Bei der Woh-
nungsversorgung und Wohnungswirtschaft sind 
es 43 %. Die entsprechenden Maßnahmen stünden 
seit Start des Programms „im Mittelpunkt der Pro-
grammumsetzung“ (DIfU 2008: 33), wobei sich zei-
ge, „dass Maßnahmen vor allem im Bereich Wohn-
umfeld und öffentlicher Raum umgesetzt werden, 
während Projekte der Wohnungsversorgung und 
Wohnungswirtschaft häufig eine vergleichswei-
se geringere Bedeutung für die Programmumset-
zung haben“ (ebd.: 34). Die Ergebnisse der jüngs-
ten Kommunalbefragung bestätigen dies (Kommu-
nalbefragung 2015: Frage 7). Maßnahmen im Wohn-
umfeld gehören neben Investitionen in die soziale 
Infrastruktur zu den am häufigsten genannten Hand-
lungsfeldern in den Konzepten. Wohnen liegt auf 
dem achten Platz. In den Begleitinformationen zum 
Programm wird die Wohnumfeldverbesserung am 
zweithäufigsten, die Verbesserung der Wohnquali-
tät am vierthäufigsten genannt (Auszählung Frage 
4.2). Allerdings ist hierbei zu beachten, dass in kei-
nem der drei Fälle zwischen Maßnahmen im Wohn-
umfeld und im öffentlichen Raum getrennt wurde. 

Mit Hilfe des elektronischen Monitorings lässt sich 
eine Unterscheidung vornehmen: Demzufolge wer-
den in knapp der Hälfte der Fälle (48 %) Maßnah-
men im öffentlichen Raum durchgeführt (eMo 2013, 
Frage B 4.1). Dem stehen nur 13 % der Fälle ge-
genüber, bei denen private Wohnumfeldmaßnah-
men gefördert wurden (eMo 2013, Frage B 3.2). Die 
unterschiedliche Gewichtung beider Teilaspekte 
erklärt sich einerseits aus der Tatsache, dass die 
Kommunen es vorziehen, in die Bereiche zu inves-
tieren, für die sie selbst die Verantwortung tragen. 

Andererseits sind sie bei Maßnahmen jenseits des 
öffentlichen Raums auf die Mitwirkung der Eigen-
tümer angewiesen. Maßnahmen an Wohngebäu-
den sind dem eMo zufolge in durchschnittlich 21 % 
der Gesamtmaßnahmen enthalten. Ausgeprägter 
ist dies in Altbaugebieten der Fall. 

Teilweise wird dies auch durch die Berichte aus den 
Fallstudien bestätigt119. So bezieht sich knapp ein 
Viertel der für das Handlungsfeld Wohnen und Woh-
numfeld angeführten Einzelmaßnahmen auf Parkan-
lagen oder öffentliche Grünflächen, hinzukommen 
Sport- und Spielplätze sowie Grünflächen an Schu-
len und Kitas. Halböffentliche oder private Grünflä-
chen werden selten als Fördergegenstand genannt. 
Am zweithäufigsten wurden verkehrliche Maßnah-
men im öffentlichen Raum durchgeführt (Straßen, 
Wege, Plätze, Brücken, Fußgängertunnel). Nur we-
nige bauliche Maßnahmen beziehen sich auf eine 
Förderung privater Wohnungsmodernisierung (Fas-
sadenprogramm, Modernisierungszuwendungen). 
Der Rest verteilt sich auf bauliche Maßnahmen an 
öffentlichen Gebäuden oder auch Abrisse120. 

Ergebnisse und Wirkungen

Die materiellen Ergebnisse des Programms im 
Handlungsfeld Wohnen und Wohnumfeld werden, 
soweit hierzu Aussagen getroffen werden, meist 
positiv eingeschätzt. So haben die Maßnahmen 
nach überwiegender Einschätzung der Länderver-
treter zu beachtlichen Verbesserungen in den Ge-
bieten geführt. Teilweise wird sogar festgestellt, 
dass die städtebauliche Aufwertung weitgehend 
abgeschlossen sei. Ein Indiz für den Erfolg des Pro-
gramms sind auch die Ergebnisse der DIfU-Länder-
befragung von 2013 (DIfU 2013a). Nur fünf Länder 
verweisen (noch) auf explizit städtebauliche oder 
bauliche Probleme: Bayern, Bremen, Hessen, Nord-
rhein-Westfalen und Schleswig-Holstein. 

Die Angaben in den Fallstudien zu den erzielten Er-
gebnissen zeigen ein breites Spektrum abschlie-
ßender Bilanzen auf: Von einer Großwohnsied-
lung, in der die Gesamtmaßnahme seit mehre-
ren Jahren abgeschlossen ist, wird berichtet, es 
gebe „kaum noch Handlungsbedarf im städtebau-
lichen/baulichen Bereich“ (Dortmund-Scharn-
horst-Ost). Ein anderer Fall wird als Beispiel an-
gesehen, „einen über viele Jahre von der Politik 
vernachlässigten Stadtteil mit tief greifenden bau-
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119 Die Angaben zu Maßnahmen im öffentlichen Raum und im privaten Wohnumfeld sind in den Fallstudien nicht 
trennscharf. Die Fallstudien, die sich auf die Gebiete in Städten der neuen Länder beziehen, konnten nicht he-
rangezogen werden, da die Darstellung der handlungsfeldbezogenen Maßnahmen zu eng mit dem Output des 
Programms Stadtumbau Ost verwoben war. 

120 Die Angaben beziehen sich immer nur darauf, dass Maßnahmen oder Akteure in einer Gesamtmaßnahme ent-
halten oder beteiligt sind. Keine Quelle lässt Aussagen zu handlungsfeldbezogenen Fördersummen oder zum 
materiellen Gewicht einzelner Maßnahmen zu.



lichen und sozialen Problemlagen in eine positive 
Richtung zu lenken“ (Bergheim Süd-West). In den 
meisten Fällen bleibt die Bilanz ambivalent. Einer 
Reihe von positiven Ergebnissen stehen nicht ein-
gelöste Erwartungen gegenüber. Am häufigsten 
macht sich dies an mangelnder Mitwirkungsbe-
reitschaft privater Eigentümer fest. Es wird auch 
darauf hingewiesen, dass nach länger zurücklie-
gender Sanierung erneuter Modernisierungsbe-
darf aufgetreten sei. 

Bei den Maßnahmen im Handlungsfeld ist die fe-
derführende Stelle innerhalb der Verwaltung auf 
eine Zusammenarbeit mit anderen Dienststellen 
angewiesen. Nach der Kommunalbefragung ist das 
Grünflächenamt dritthäufigster Kooperationspart-
ner, das Wohnungsamt folgt erst auf Platz 6 (Kom-
munalbefragung 2015: Frage 9.1). Allerdings wird 
das Wohnungsamt von mehr Befragten in die Grup-
pe der drei wichtigsten Akteure gezählt, hier erzielt 
es Rang 4, das Grünflächenamt folgt auf Rang 5, ge-
folgt von Verkehr.

Bei der Umsetzung von Maßnahmen an Gebäuden 
oder im privaten Wohnumfeld ist das Programm 
auf die Kooperation mit den Wohnungseigentü-
mern angewiesen. Im Falle der Wohnungsunter-
nehmen und Genossenschaften funktioniert diese 
den Angaben der Kommunalbefragung zufolge zu-
nehmend gut: So geben die kommunalen Befrag-
ten an, die Wohnungsunternehmen seien in 78 % 
der Fälle an der Erarbeitung der IEK beteiligt (Kom-
munalbefragung 2015: Frage 9.2 Abbildung 23) und 
dies mit zunehmender Tendenz im Vergleich mit 
den zurückliegenden Befragungen. Bei der Frage 
nach den drei wichtigsten Akteuren liegt die Woh-
nungswirtschaft nach dem Quartiersmanagement, 
der Gebietsbevölkerung und den lokalen Initiativen 
auf Platz 4 deutlich vor den sozialen Trägern. Rund 
zwei Drittel der kommunalen Verantwortlichen ge-
ben an, die Wohnungsunternehmen hätten von den 
Maßnahmen des Programms besonders profitiert, 
bei den privaten Eigentümern wird dies in 40 % der 
Fälle bestätigt. 

Die Angaben aus dem elektronischen Monitoring 
bestätigen dies zumindest für die kommunalen 
Wohnungsunternehmen. Eine Kooperation mit ih-
nen besteht in 69 % der Gesamtmaßnahmen, stär-
ker in innenstadtnahen Gebieten (75 %) und am 
Stadtrand (88 %), ebenso hoch ist die Zusammenar-
beit in Gebieten mit einer Wohnbebauung ab 1970. 
Sie ist also deutlich auf jüngere Großsiedlungen fo-
kussiert. Mittel der kommunalen Wohnungsunter-
nehmen fließen den Angaben zufolge in 23 % der 
Gesamtmaßnahmen (eMo 2013 Frage B7.1). 

Weitere motivationale Wirkungen betreffen die pri-
vaten Eigentümer von Wohnraum. In jeder dritten 
Fallstudie wird eine Anstoßwirkung für private In-
vestitionen oder eine stärkere Mitwirkung priva-
ter Eigentümer angeführt. Allerdings wird auch in 
einigen Fällen resümiert, die entsprechenden Er-
wartungen hätten sich nicht erfüllt. Bei den Ge-
sprächen mit den Länderverantwortlichen wur-
de diese Sichtweise überwiegend bestätigt: In 
Rheinland-Pfalz, Thüringen und Bayern sieht man 
starke Anstoßwirkungen für private Investitionen 
durch das Programm. In einem Drittel der Fallstu-
dien wird von einer Verbesserung der Kooperation 
mit den Wohnungsunternehmen berichtet. In einem 
Teil dieser Fälle wird angegeben, die Wohnungs-
wirtschaft investiere in nennenswertem Umfang in 
öffentliche Einrichtungen. Auch auf Länderebene 
wird dies teilweise bestätigt.

In den Fallstudien werden kaum Angaben zu den 
Wirkungen auf das Image des Quartiers gemacht. 
Wenn sie erwähnt werden, wird häufiger ein Wan-
del zum Positiven berichtet, als dass dieser ver-
neint wird. Selten wird ein positiver Wandel der Be-
völkerungszusammensetzung erwähnt. Den glaubt 
man allerdings zumindest teilweise auf Landesebe-
ne121 erkennen zu können: In Niedersachsen hät-
ten die Investitionen in den öffentlichen Raum, in 
die öffentliche Infrastruktur und in das Wohnumfeld 
zu großen Aufwertungen geführt, in deren Folge 
sich eine größere Durchmischung ergeben habe. 
In Bayern registriert man häufig einen positiven 
Imagewechsel im Gefolge der öffentlichen Investi-
tionen. Auch in Nordrhein-Westfalen befindet man, 
die städtebaulichen Aufwertungen wirkten einer 
Ausgrenzung der Stadtteile und deren Bewohner-
schaft entgegen. Imageverbesserungen würden 
dort regelmäßig erzielt. Alle diese Einschätzun-
gen stützen sich jedoch nur auf das Erfahrungs-
wissen der Programmverantwortlichen, nicht auf 
empirisch gesicherte Daten oder Ergebnisse von 
Evaluierungen.

Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Die Maßnahmen im Handlungsfeld Wohnen, Wohn-
umfeld und öffentlicher Raum bilden in der Regel 
das investive Fundament und die inhaltliche Klam-
mer der Gesamtmaßnahmen. Ihre Ergebnisse sind 
unmittelbar sichtbar und tragen zur Verbesserung 
der Lebensqualität in den Gebieten bei. Im Prozess 
ihrer Vorbereitung und Planung können sich Maß-
nahmen der Aktivierung und Beteiligung auf sie 
beziehen. Die Investitionen eröffnen in der Regel 
neue Räume für Kommunikation und bieten Mög-
lichkeiten für soziale Kontakte. Insgesamt tragen 
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die Maßnahmen zu einer sichtbar positiven Ver-
änderung bei und bilden ein wichtiges Fundament 
für eine Aufbruchsstimmung im Gebiet.

Bei der Bewertung der Wirkungsmacht der Maß-
nahmen muss allerdings Folgendes beachtet wer-
den: Dem Programm Soziale Stadt liegt die Erkennt-
nis zugrunde, dass die angestrebten Wirkungen für 
das Gebiet nur im Zusammenspiel baulicher (inves-
tiver) und nicht-baulicher (nicht-investiver) Maß-
nahmen erzielbar sind. Insofern ist es nicht ver-
wunderlich, wenn selbst erfolgreich abgeschlos-
sene bauliche Maßnahmen nicht die angestrebten 
komplexen sozialstrukturellen oder symbolischen 
Wirkungen erzielen. Daher ist es auch folgerichtig, 
wenn einige Ländervertreter konstatieren, die städ-
tebauliche Aufwertung sei zwar weitgehend abge-
schlossen, aber die Gebiete würden sich insgesamt 
nicht verbessern. In Hessen bestätigt man, dass 
städtebauliche Investitionen nicht ausreichen, um 
die Lebensbedingungen hinreichend zu verbes-
sern. Auch beim Ländergespräch in Baden-Würt-
temberg wurde konstatiert, dass es eine Reihe von 
Soziale-Stadt-Gebieten gebe, die auch nach Ab-
schluss der baulich-investiven Maßnahmen einer 
weiteren Förderung bedürfen, weil dort dauerhaft 
soziale Problemlagen vorzufinden seien. 

4.2 Umwelt und Verkehr

Das Handlungsfeld Umwelt und Verkehr wird oft-
mals im Zusammenhang mit den Themen Wohn-
umfeld und öffentlicher Raum behandelt. Im AR-
GEBAU-Leitfaden werden die Themen unter der 
Überschrift „Wohnumfeld und Ökologie“ (ARGE-
BAU 1998: 9) bzw. „Öffentlicher Raum, Wohnumfeld 
und Ökologie“ (ARGEBAU 2005: 11) zusammenge-
führt. Zentrale Maßnahmen stellen dabei die Um-
gestaltung und Qualifizierung von Grün- und Freiflä-
chen, die Verkehrsberuhigung und der Ausbau von 
Fuß- und Radwegen, die Entsiegelung von Flächen 
und die Sanierung belasteter Böden sowie ökolo-
gisch ausgerichtete Entsorgungskonzepte und ein 
bewusster Umgang mit Regenwasser dar (ebd.). 
Darüber hinaus besteht eine enge Verknüpfung zu 
dem Handlungsfeld Gesundheit, wenn es um die 
Verteilung und Reduzierung von gesundheitsre-
levanten Umweltbelastungen geht. Dies wurde in 
den letzten Jahren verstärkt unter dem Begriff der 
Umweltgerechtigkeit diskutiert (vgl. u. a. ARL 2014, 
DIfU 2015). 

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Im Leitfaden der ARGEBAU wird sehr allgemein eine 
„bewusstere Berücksichtigung ökologischer Erfor-
dernisse“ als Zielsetzung angegeben (ARGEBAU 
2005: 11). In der VV Städtebauförderung wird seit 
2012 die Erhöhung der Umweltfreundlichkeit als ein 
übergreifendes Ziel des Programms formuliert. Hier-
für sollen u. a. das Wohnumfeld und der öffentliche 
Raum verbessert und Grün- und Freiräume sowie 
Maßnahmen zur Barrierearmut bzw. -freiheit um-
gesetzt werden (VV Städtebauförderung 2015: 9). 

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Auf Bundesebene wird das Themenfeld „Grün in 
der Stadt“ in den letzten Jahren im Rahmen ver-
schiedener Initiativen und Forschungsprojekte aus 
unterschiedlichen Blickwinkeln beleuchtet,122 wo-
bei Fragen nach dem Zusammenhang zwischen so-
zialer Lage, Umweltbelastungen im Quartier und 
der Gesundheit der Bevölkerung im Fokus stehen 
(vgl. u. a. Hornberg et al. 2011, DIfU 2015, UBA 2012). 
Seit 2015 laufen im BBSR und im Umweltbundes-
amt zwei Forschungsprojekte, die sich der Veran-
kerung des Ansatzes der „Umweltgerechtigkeit in 
der Sozialen Stadt“123 bzw. „Möglichkeiten der ver-
stärkten Nutzung von Synergien zwischen Umwelt-
schutz und sozialer Gerechtigkeit in Programmen 
wie der ‚Sozialen Stadt‘“124 widmen.

Sport- und Bewegungspark, Kiel-Gaarden

Foto: Katrin Kretschmer
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122 Vgl. www.gruen-in-der-stadt.de/forschungsprojekte, zuletzt aufgerufen am.

123 Vgl. www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Stadtentwicklung/Staedtebaufoerderung/Forschungsprogramme/
SozialeStadt/Projekte/Umweltgerechtigkeit/start-node.html, zuletzt aufgerufen am 03.02.2017.

124 Vgl. www.difu.de/projekte/2015/moeglichkeiten-der-verstaerkten-nutzung-von-synergien.html, zuletzt aufgeru-
fen am 03.02.2017.



In den Ländergesprächen wurde lediglich in vier 
Fällen darauf verwiesen, dass Maßnahmen zur Ver-
besserung der Umwelt oder der verkehrlichen In-
frastruktur einen Schwerpunkt in der Programm-
umsetzung darstellen (Bremen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Hol-
stein). Auch in den Modellvorhaben wurden um-
weltbezogene Themen nur sehr vereinzelt aufge-
griffen (Bundestransferstelle Soziale Stadt 2014). 
In einigen Ländern (Hamburg, Hessen, Nordrhein-
Westfalen und Rheinland-Pfalz) sind die Umwelt-
ressorts in die ressortübergreifenden Abstimmun-
gen einbezogen. In Berlin werden im Rahmen der 
EFRE-Förderung 2014-2020 Maßnahmen zur Ver-
besserung der Natur und Umwelt in sozial benach-
teiligten Gebieten unterstützt.

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

Auf kommunaler Ebene sind die Themen Umwelt-
schutz und Verkehr im Vergleich zu anderen Hand-
lungsfeldern von geringer Bedeutung. In den Be-
gleitinformationen 2014 wurde Umweltfreundlich-
keit/-schutz lediglich für 5 % der Projekte als Hand-
lungsschwerpunkt angegeben (Bundestransfer-
stelle Soziale Stadt 2015). In der Kommunalbefra-
gung 2015 wurde nur für 20 % bzw. 23 % der Förder-
gebiete angegeben, dass es sich bei den Themen 
Umweltschutz, Klimaschutz und Energie bzw. Ver-
kehr um sehr wichtige Handlungsfelder handele.125 
Das Themenfeld Umwelt rangiert hier vor Gesund-
heit auf dem vorletzten Platz.

Im Vergleich zum Programmstart nahm die Bedeu-
tung des Themas Verkehr etwas ab, während Um-
weltschutz, Klimaschutz und Energie an Bedeu-
tung gewann. Dieser Befund spiegelt sich auch 
in den Ergebnissen zur Frage nach den beteilig-
ten Verwaltungsbereichen an der Erarbeitung 
und Aufstellung des IEK wider. So wurde der Ver-
kehrsbereich im Jahr 2015 in deutlich weniger Pro-
grammgebieten einbezogen als im Jahr 2002 (72 % 
im Vergleich zu 86 %), während die Beteiligung des 
Verwaltungsbereichs Umwelt mit der Zeit etwas 
anstieg (von 45 % auf 49 %), insgesamt aber deut-
lich niedriger ausfiel.126 Eine stärkere Sozialraum- 
oder Gebietsorientierung des Verwaltungshan-
delns wird der Umweltverwaltung in nur 23 % der 
Fälle bescheinigt, in Bezug auf die Verkehrsver-
waltung sind es 42 %.127 Inwiefern Umweltverbän-
de an der Erarbeitung und Aufstellung der IEK be-
teiligt waren, geht aus den Ergebnissen der Kom-
munalbefragung nicht hervor, da dies nicht geson-
dert abgefragt wurde. 

Hinsichtlich des Aktivitätsspektrums lassen sich 
hauptsächlich folgende Maßnahmetypen unter-
scheiden (vgl. Statusbericht 2014: 19):
• Reduzierung der Belastung durch Verkehrslärm,
• Luftreinhaltung und Klimaschutz,
• umweltfreundliche Mobilität,
• energetische Sanierung sowie
• Umweltbildung und Empowerment.

Auch in den Fallstudien spielt das Handlungsfeld 
keine oder nur eine untergeordnete Rolle. Aller-
dings sind einige Aktivitäten dokumentiert, die dazu 
einen Bezug aufweisen:
• Anlage und Qualifizierung von Grünflächen im 

Wohnumfeld,
• Maßnahmen zur Beteiligung der Bewohner an 

Grünflächen- oder Begrünungsmaßnahmen,
• energetische Sanierung und Modernisierung 

des Gebäudebestands,
• Maßnahmen zur Beruhigung des Verkehrs 

oder zur Verbesserung der Verkehrssituation, 
wie z. B. Umgestaltung von Fuß- und Radwe-
gen oder Neugestaltung von Verkehrsanlagen,

• Maßnahmen zur ökologischen Erneuerung (Mo-
dellprojekt zum Thema „Neuer Umgang mit Re-
genwasser“ in Dortmund),

• Information der Bevölkerung zur nachhaltigen 
Entwicklung, wie z. B. zu ökologischen Verhal-
tensweisen oder zu Themen der Ernährung, Ge-
sundheit oder Abfallverwertung.

Ergebnisse und Wirkungen

Aufgrund der vergleichsweise geringen Bedeu-
tung des Handlungsfelds sind lediglich begrenzte 
Ergebnisse und Wirkungen in Bezug auf den Um-
weltschutz und Verkehr zu erwarten. Anhand der 
Fallstudien wird deutlich, dass die größten Ergeb-
nisse bei der baulichen Infrastruktur (Grünanla-
gen, Parks, Verbesserung der Verkehrsinfrastruk-
tur, energetische Sanierung) erzielt wurden. Da-
rüber hinausgehende Maßnahmen zur ökologi-
schen Erneuerung oder Umweltbildung spielten 
dagegen bisher nur vereinzelt eine Rolle. Bemer-
kenswert ist beispielsweise der Ansatz in Dort-
mund-Scharnhorst: Das Modellprojekt „Neuer 
Umgang mit Regenwasser“ wurde in Koopera-
tion des Landes Nordrhein-Westfalen, der Stadt 
Dortmund und der Bewohnerschaft durchgeführt 
und hatte zum Ziel, das Kanalsystem zu entlas-
ten, indem Regenwasser in Bachläufe und Rinn-
sale umgeleitet wird. Die Entlastung kommt so-
wohl dem Gemeinwesen (Reduzierung der Re-
genwasserabflüsse) als auch den privaten Haus-
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125 Kommunalbefragung 2015, Frage 7, n=173 (Umweltschutz) bzw. 188 (Verkehr).

126 Kommunalbefragung 2015, Frage 9, n=205.

127 Kommunalbefragung 2015, Frage 18, n=181.



halten (Reduzierung der Regenwassergebühren) 
zugute. Zudem wurde das Projekt dazu genutzt, 
im Umfeld von Kitas und Schulen naturpädagogi-
sche Projekte durchzuführen (Stadtplanungsamt 
Dortmund 2006). Ausgangspunkt dafür war eine 
Bewohnerinitiative.

Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Aus den Fallstudien geht hervor, dass die Betei-
ligung von Initiativen sowie von der Bewohner-
schaft an der Planung und Umsetzung von Maß-
nahmen sowie die Verknüpfung von Umwelt-
schutzmaßnahmen mit Projekten zur Bildungs- 
oder Gesundheitsförderung Erfolgsfaktoren für 
Maßnahmen in diesem Handlungsfeld sind. Dies 
zeigen die Beispiele aus Dortmund, Kiel, Leipzig, 
Langquaid und Sömmerda. 

Anhand der Fallstudien werden jedoch auch 
Hemmnisse bei der Umsetzung von Umweltschutz-
maßnahmen deutlich:
• Nutzungskonflikte: In Offenburg wurde die Um-

gestaltung eines Parks aufgrund von Konflik-
ten zwischen verschiedenen Nutzergruppen 
(insbesondere Familien und Nutzern von so-
zialen Einrichtungen der Drogenhilfe und für 
Wohnungslose) unterbrochen. Zur Entschär-
fung des Konflikts wurde ein Kompetenzteam 
einberufen. 

• Fehlende Mitwirkungsbereitschaft: Die Quali-
fizierung von Grünanlagen hängt von der Mit-
wirkungsbereitschaft privater Eigentümer ab 
(Stendal).

• Zielkonflikt: Zusätzliche Investitionen zur ener-
getischen Sanierung können zu Mietpreisstei-
gerungen führen (Neuruppin, Nürnberg).

Insgesamt wird deutlich, dass umwelt- und ver-
kehrsbezogene Themen zwar häufig im Zusammen-
hang mit anderen Handlungsfeldern (insbesonde-
re Wohnumfeld und öffentlicher Raum) behandelt 
werden, dabei aber meist andere Zielsetzungen im 
Vordergrund stehen. Der Schutz und die Verbesse-
rung der natürlichen Umwelt spielen in der bishe-
rigen Programmumsetzung nur eine untergeord-
nete Rolle. 

4.3 Zusammenleben und Soziale 
Integration 

Die Förderung von Maßnahmen zur Stärkung des 
Zusammenlebens und der sozialen Integration im 
Quartier korrespondiert mit dem Programmziel, 
soziale Missstände zu beheben (§ 171e BauGB). 
Aufgrund der konsumtiven Natur sozial-integrati-
ver Interventionen werden jedoch gerade in die-
sem Handlungsfeld die Ambivalenzen und Gren-

zen der vornehmlich investiven Programmarchi-
tektur sichtbar. Die Faktoren, die das Zusammen-
leben in einem Quartier beeinflussen, und da-
mit auch darauf orientierte Fördermaßnahmen, 
sind zudem vielzählig. Sie reichen in die Berei-
che anderer Handlungsfelder hinein (z. B. Woh-
nen und Wohnumfeld, öffentlicher Raum, Schu-
le und Bildung, lokale Ökonomie), so dass ver-
schiedentlich infrage gestellt wird, ob hier von 
einem Handlungsfeld oder nicht eher von einem 
Querschnittsthema zu sprechen ist (vgl. BMVBS 
2010). Zudem gab es im Zeitverlauf sowie zwi-
schen den Steuerungsebenen unterschiedliche 
Konturierungen dieses Handlungsfelds. In eini-
gen Dokumenten (wie z. B. in der Zwischenevalu-
ierung 2004 oder auch in den Begleitinformatio-
nen bis 2013) wird explizit die Integration von Mi-
grantinnen und Migranten genannt (Statusbericht 
2014). In anderen wird der Fokus weiter gefasst 
und bezieht sich auf „soziale und ethnische Grup-
pen“ (so z. B. die aktuelle, offizielle Darstellung auf 
www.staedtebaufoerderung.info). 

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Die Ziele im Handlungsfeld „Zusammenleben und 
soziale Integration“ sind weitreichend formuliert, 
so dass großer Interpretationsspielraum verbleibt. 
Erst 2005 wurde die Förderung des Zusammenle-
bens der Menschen als eigener Maßnahmen-
schwerpunkt aufgenommen und als Handlungs-
feld etabliert (ARGEBAU 2005: 4, siehe dazu auch 
DIfU 2008: 48). Im Leitfaden in der Fassung 2005 
werden die Erwartungen an die Gemeinschafts-
initiative konkretisiert: „Bei dieser Ausgangssitu-
ation wird es zum zentralen Anliegen der Stadt-
teilentwicklung, das eigenständige Stadtteilleben 
wieder aufzubauen, den sozialen Verbund wieder 

Nachbarschaftshaus in Berlin-Marzahn

Foto: Thomas Franke
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herzustellen und das Zusammenleben im Quartier 
zu fördern, alle vorhandenen örtlichen Potenziale 
zu stärken und die Bewohnerinnen und Bewohner 
zu motivieren, in Initiativen und Vereinen mitzuwir-
ken und sich dauerhaft selbst zu organisieren. So 
soll erreicht werden, dass die Stadtteile schrittwei-
se wieder als Gemeinwesen funktionieren. Bei der 
Aktivierung der örtlichen Potenziale kommt der Öff-
nung von Schulen zum Stadtteil und der Einbezie-
hung von Migrantenselbstorganisationen ein wich-
tiger Stellenwert zu (ARGEBAU 2005: 5).

In dieser Passage zeigt sich der Auftrag an die 
Stadtteilentwicklung, die Selbstorganisation der 
Bewohnerinnen und Bewohner anzuregen. Die-
ser Auftrag korrespondiert mit aktuellen Befun-
den der Stadtforschung, dass quartiersbezogene 
Netzwerke aus sozialen Initiativen und Organisa-
tionen „dazu beitragen, negative Nachbarschafts-
effekte (etwa Gewalttätigkeit) abzuschwächen und 
das Niveau von Wohlbefinden und Gesundheit im 
Quartier zu heben“ (Kronauer 2015 unter Bezug auf 
Sampson 2012).128 

Hohe Erwartungen an den Beitrag der Sozialen 
Stadt zur sozialen Integration werden auch aus 
anderen Ressorts und Politikfeldern formuliert, 
insbesondere aus der Integrationspolitik. Im Na-
tionalen Integrationsplan (Bundesregierung 2007) 
und dem ersten Fortschrittsbericht (Bundesregie-

rung 2008) wird das Programm Soziale Stadt (noch 
mit Hinweis auf die Modellvorhaben) als wichti-
ges Handlungsinstrument zur Förderung der Inte-
gration vor Ort angeführt, ebenso im Nationalen 
Aktionsplan Integration (2012). In diesem Kontext 
wird auch von „Sozialräumen mit Integrationsde-
fiziten“ gesprochen (vgl. Bundesvereinigung der 
kommunalen Spitzenverbände 2007: 32, BMVBS 
2012: 86).

Integrationsdefizite und soziale Missstände, die 
das Zusammenleben erschweren, fallen von Quar-
tier zu Quartier sehr unterschiedlich aus. In der 
Länderbefragung 2013 wurden u. a. soziale Isola-
tion (Bremen) und sich verfestigende Armutslagen 
(Berlin) genannt. Baden-Württemberg wies darauf 
hin, dass „sich soziale Herausforderungen stets 
von neuem stellten“ (DIfU 2013a: 6ff). 

In vielen Fallstudien, insbesondere aus Kiel (Ost-
ufer/Gaarden), Bergheim (Süd-West), Darmstadt 
(Eberstadt Süd), Offenburg (Nordweststadt), Ber-
lin (Wrangelkiez), Leipzig (Leipziger Osten), Bad 
Kreuznach (Pariser Viertel) sowie Nürnberg 
(St. Leonhard/Schweinau), wird eine Reihe an so-
zialen Problemen angedeutet, die mit fehlender so-
zialer Integration und schwierigem Zusammenle-
ben im Quartier in Verbindung gebracht werden. 
Die Beschreibungen sind jedoch sehr knapp und 
beschränken sich auf sozialstrukturelle Merkmale. 
Explizit genannte Probleme sind Kriminalität (Kiel-
Ostufer/Gaarden, Bergheim Süd-West, Darmstadt-
Eberstadt Süd), Drogenmissbrauch (Kiel-Ostufer/
Gaarden, Offenburg-Nordweststadt, Darmstadt-
Eberstadt Süd, Berlin-Wrangelkiez, Leipziger Os-
ten), Prostitution (Bad Kreuznach Pariser Viertel, 
Nürnberg St. Leonhard/Schweinau) und Vandalis-
mus (Bergheim Süd-West).129

Eine besondere Herausforderung für die soziale 
Integration im Quartier ergibt sich aus der Funkti-
on vieler Fördergebiete als Ankunfts- oder Durch-
gangsquartiere. Hohe Fluktuationsraten sind am-
bivalent zu bewerten. Sie können die Entstehung 
verlässlicher, quartiersbezogener, sozialer Bin-
dungen und die lokale soziale Kohäsion behindern, 
während es andererseits ein Ausdruck der sozia-
len Integration eines Haushalts sein kann, wenn 
das Ankunftsviertel verlassen und die Wohnkarri-
ere in einem anderen Quartier fortgesetzt wird. Ge-
rade im Zusammenhang mit der zunehmenden Zu-

Interkultureller Garten Berlin-Marzahn

Foto: Wolf-Christian Strauss
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128 Hier zeigen sich auch Überschneidungen mit den Handlungsfeldern „Schule und Bildung“ sowie „Aktivierung 
und Beteiligung“.

129 Die Ausführungen in den Fallstudien sind stark verdichtet und können dementsprechend den spezifischen Situa-
tionen in den einzelnen Quartieren kaum gerecht werden, sondern nur sehr grobe Hinweise geben. Studien, die 
der Beschreibung lokaler Milieus mehr Raum einräumen (können), zeigen wie bedeutend eine detailliertere Be-
trachtung für ein Verständnis der Wirkzusammenhänge von baulichen und sozialen Strukturen (sog. „Quartiers-
effekte“) ist (z. B. Kronauer/Vogel 2004). 



wanderung aus Südosteuropa und seit dem Som-
mer 2015 auch mit der Unterbringung von Flücht-
lingen sind viele Programmgebiete mit neuen He-
rausforderungen konfrontiert, die das soziale Mit-
einander betreffen.130

Neu zuwandernde Gruppen können Verhalten und 
Haltungen mit sich bringen, die sich nicht mit den 
Gewohnheiten der schon „Etablierten“ decken 
und zu Konflikten führen (Elias/Scotson 1995). 
Raumkonflikte entstehen jedoch auch im Falle 
der Gentrifizierung, wenn der Zuzug gut verdie-
nender Gruppen zur Verdrängung der ansässigen 
Bevölkerung führt. Die über das Programm Sozi-
ale Stadt geschaffenen Strukturen der Kommu-
nikation, Vernetzung und Begegnung können bei 
quartiersbezogenen Konflikten zwischen unter-
schiedlichen Gruppen und Lebensstilen wichtige 
Ansatzpunkte für Ansprache, Austausch und Kon-
fliktmediation bilden. Eine Kurzexpertise der Bun-
destransferstelle hat diese wichtige Funktion mit 
Blick auf die sog. Armutszuwanderung unterstri-
chen (DifU 2013b: 19).

Umsetzung auf Bundes- und Länderebene

Die Umsetzung auf Bundesebene hat sich im Zeit-
verlauf gewandelt. Nachdem das Handlungsfeld in 
der Zwischenevaluierung 2004 noch als unterent-
wickelt beschrieben wurde (IfS 2004: 166), kam ihm 
ab 2005 mehr Aufmerksamkeit zu. Dies zeigt sich 
im überarbeiteten ARGEBAU-Leitfaden, in der Auf-
nahme als Maßnahmenschwerpunkt in der Ver-
waltungsvereinbarung und insbesondere auch in 
den Modellvorhaben (2006-2010), mit denen expli-
zit sozial-integrative Maßnahmen gefördert wur-
den (vgl. auch DIfU 2008: 48). Die drastische Re-
duzierung der Fördermittel im Haushaltsjahr 2011 
betraf dann jedoch genau diesen Bereich und be-
endete die Möglichkeit, nicht-investive Projekte 
zu fördern. Im Jahr 2014 wurden durch ein Maß-

nahmenpaket zur Unterstützung der Kommunen 
im Umgang mit der sog. Armutszuwanderung aus 
Südosteuropa u. a. 10 Mio. Euro über die Sozia-
le Stadt für die am stärksten betroffenen Kommu-
nen bereitgestellt.

Auf Länderebene wird das Handlungsfeld unter-
schiedlich interpretiert und benannt. Grund dafür 
ist eine explizite Bezugnahme auf Migrantinnen 
und Migranten (Nordrhein-Westfalen131) oder eine 
offenere Interpretation (z. B. als soziales und kultu-
relles Zusammenleben in Hessen132 oder als Nach-
barschaft in Berlin133). Meist wird der Begriff „In-
tegration“ in den Förderrichtlinien und begleiten-
den Dokumenten nicht näher erläutert. Im Zeitver-
lauf haben sich inhaltliche Schwerpunkte auch ver-
lagert, z. B. in Berlin im Zusammenhang mit einem 
Strategiewechsel nach der Zwischenevaluation 
der Pilotphase (2004).134

Da aus dem Bund-Länder-Programm Soziale Stadt 
vor allem investive Maßnahmen förderfähig sind, 
haben in diesem Handlungsfeld Komplementär- 
und Parallelprogramme eine hohe Bedeutung. Auf 
Bundesebene wurden verschiedene jugendpoliti-
sche Maßnahmen und ESF-Teilprogramme aufge-
legt, die einen Quartiersbezug aufweisen und dar-
über auch Projekte fördern, die das Zusammenle-
ben verschiedener Kulturen thematisieren.135 Die 
Förderrichtlinien der Komplementärprogramme be-
dingen jedoch Schwerpunktsetzungen mit Blick auf 
Zielgruppen oder Aktivitäten. So konzipieren z. B. 
ESF-finanzierte Programme die soziale Integration 
überwiegend mit Blick auf die individuelle Beschäf-
tigungsfähigkeit (und klammern so z. B. Seniorinnen 
und Senioren aus).

Auch auf Länderebene finden sich Komplementär-
programme mit sozial-integrativer Zielsetzung, oft 
unter Rückgriff auf ESF-Kofinanzierung.136 Dabei 
lassen sich drei Schwerpunkte ausmachen:
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130 Die dieser Zwischenevaluation zugrundeliegenden Fallstudien wurden 2014 abgeschlossen und gehen daher nicht 
auf die Fluchtbewegungen seit 2015 ein. Zuwanderung aus Südosteuropa wird in einigen Fallstudien erwähnt, 
aber nicht vertieft. Informationen hierzu liegen über eine Kurzexpertise der Bundestransferstelle vor (DIfU 2013b).

131 MBV NRW Förderrichtlinien Stadterneuerung 2008 (NBV NRW 2008).

132 HEGISS Leitlinien 2000 (HEGISS 2000).

133 Programmleitfaden des Berliner Quartiersmanagements 2014, S. 16 (SenStadtUm 2014).

134 In Nordrhein-Westfalen konnte der Erfahrungstransfer zur Sozialen Stadt (Städtenetzwerk Soziale Stadt NRW) 
genutzt werden, um ein Positionspapier des Deutschen Städtetags zu Fragen der Zuwanderung aus Bulgarien 
und Rumänien zu erstellen (Deutscher Städtetag 2013), siehe hierzu auch Staubach 2013.

135 Siehe hierzu die ausführliche Darstellung im Kapitel 3.2.

136 So werden z. B. in Hamburg aufgrund der hohen Übereinstimmung der stadtweiten und gebietsbezogenen Ziele 
der integrierten Stadtentwicklung mit den Zielen des ESF die ESF-Maßnahmen dahingehend geprüft, ob sie so-
zialräumlich ausgerichtet werden sollten und in geeigneten Fällen für die Gebiete der integrierten Stadtteilent-
wicklung ausgeschrieben. Im Fallstudiengebiet „Neugraben/Bahnhofsiedlung/Petershofsiedlung“ werden bei-
spielsweise ESF-Projekte für Qualifizierungsmaßnahmen zur beruflichen Eingliederung von gering qualifizierten 
Frauen oder von Betriebsinhabern und Beschäftigten von Klein- und Kleinstunternehmen in strukturschwachen 
Versorgungszentren durchgeführt.



• Maßnahmen, die das interkulturelle Zusammen-
leben adressieren, aber keinen expliziten Quar-
tiersbezug aufweisen,

• personenbezogene, vornehmlich beschäfti-
gungsorientierte Ansätze zur sozialen Integrati-
on ohne Fokus auf interkulturelle Aspekte sowie

• quartiersbezogene Programme zur Förderung 
von sozial-integrativen Maßnahmen. 

In allen drei Varianten wird der Vernetzung von 
Akteuren und Angeboten im Quartier eine zen-
trale Rolle beigemessen, wie folgende Beispie-
le zeigen: 
• Die explizit auf die Integration von Menschen 

mit Migrationshintergrund ausgerichteten Pro-
gramme in Nordrhein-Westfalen (Komm-In 
NRW 2005-2012, Integrationsagenturen und 
kommunalen Integrationszentren) sind zwar 
nicht direkt an die Soziale Stadt gekoppelt, be-
tonen aber in ihren Richtlinien die Bedeutung 
von sozialraumorientierter Netzwerkarbeit; ähn-
lich auch das Landesrahmenprogramm Integra-
tionslotsinnen und -lotsen in Berlin (seit 2013) 
und das Landesprogramm WIR (Wegweisende 
Integrationsansätze Realisieren) in Hessen (seit 
2013), aus dem u. a. ebenfalls Integrationslotsin-
nen und -lotsen gefördert werden.

• Die seit 2009 mit ESF-Mitteln kofinanzierte Thü-
ringer Initiative für Integration, Nachhaltigkeit, 
Kooperation und Aktivierung ist ein Beispiel für 
einen nicht explizit interkulturelle Aspekte be-
tonenden Ansatz. Dort wird soziale Integrati-
on als ein erster Schritt zur Verbesserung der 
Beschäftigungsfähigkeit konzipiert. Entspre-
chend sind auch die geförderten Projekte aus-
gerichtet. Auch hier gelten Netzwerk- und Sozi-
alraumarbeit als zentrale Handlungsansätze.137 

• Das Bremer Programm WiN ist ein Beispiel für 
einen quartiersbezogenen Ansatz mit einem 
Schwerpunkt im Bereich gemeinwesenbezo-
gener Prävention und Integration. Auch hier 
wird die Bedeutung der Netzwerkarbeit zwi-
schen sozialen Trägern im Quartier betont (vgl. 
IfS 2010a).

Programmbegleitend wurden auf Bundes- und 
Landesebene auch Forschungsprojekte zum Zu-
sammenleben und zur sozialen Integration geför-
dert, deren Ergebnisse auch in die Programment-

wicklung einfließen. Zu nennen sind hier v. a. die 
ExWoSt-Forschungsfelder Integration und Stadt-
teilpolitik (2009-2011) und Orte der Integration im 
Quartier (2011-2015).

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

Den Angaben im eMonitoring für das Berichtsjahr 
2013 zufolge ist das Thema Integration in 46 % der 
Gebiete ein wichtiger Schwerpunkt beim Ausbau 
von sozialer Infrastruktur und Gemeinbedarfsein-
richtungen.138 Die Verteilung über die Bundeslän-
der ist jedoch sehr uneinheitlich. Über die Hälf-
te (53 %) dieser Maßnahmen verteilt sich auf vier 
Bundesländer (Bayern, Hessen, Nordrhein-West-
falen, Thüringen), in zwei Ländern spielt diesen 
Daten zufolge das Thema bei der Infrastrukturent-
wicklung keine Rolle (Mecklenburg-Vorpommern, 
Schleswig-Holstein). 

Aus der Kommunalbefragung 2015 geht hervor, 
dass 95 % der befragten Akteure das Handlungs-
feld als wichtig oder sehr wichtig erachten, was 
eine leichte Zunahme gegenüber dem Programm-
start bedeutet (90 %).139 Der Anteil der geförderten 
Maßnahmen zur Integration von Migrantinnen und 
Migranten belief sich laut Statusbericht 2014 im 
Programmjahr 2013 auf 31 % der geförderten Maß-
nahmen (Statusbericht 2014: 14).140

Im Ländervergleich zeichnet sich kein Zusammen-
hang zwischen dem Anteil an Fördergebieten mit 
einem Schwerpunkt im Bereich Integration und 
der Bevölkerungszusammensetzung ab (z. B. Ar-
mutsquote oder Anteil an Menschen mit Migra-
tionshintergrund) und auch mit Blick auf die Ge-
meindegrößen lässt sich kein Typus ausmachen, 
in dem das Handlungsfeld besonders häufig ver-
treten ist. 

Das Spektrum der Aktivitäten in diesem Handlungs-
feld umfasst einer Übersicht des BMUB zufolge An-
gebote für Begegnung und Kommunikation, Kon-
fliktmanagement und Präventionsarbeit sowie die 
Stabilisierung und den Aufbau nachbarschaftlicher 
und sozialer Netzwerke.141 Die Interpretationsoffen-
heit ist auch im Leitfaden der ARGEBAU (2005: 5) 
angelegt, der die „Unterstützung vieler Möglich-
keiten, die Bewohnerinnen und Bewohner durch 
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137 Artern, 4/2015, download: www.inka-thueringen.de.

138 Datenquelle: Elektronisches Monitoring 2014 (Berichtsjahr 2013), Frage B5, N=170.

139 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 07, N=190 (heute) bzw. (Programmstart) 189.

140 Unsere Berechnungen kommen auf einen Wert von 42 % auf Grundlage der Städtebauförderdatenbank des 
BBSR (Programmjahr 2014), N=659 sowie kumulierte Daten zum Handlungsfeld „Integration“ nach eBI 2014, 
eMo 2013 und bundesweiter Kommunalbefragung 2015, N = 278.

141 Vgl.: www.staedtebaufoerderung.info/StBauF/DE/Programm/SozialeStadt/Programm/Handlungsfelder/
Inhaltlich/inhaltlich_node.html#doc766152bodyText3, zuletzt aufgerufen am 04.10.2015.



Selbsthilfe an Maßnahmen der Stadtteilentwick-
lung zu beteiligen“ anführt.

In den Fallstudien finden sich v. a. folgende An-
sätze zur Förderung des nachbarschaftlichen 
Zusammenlebens142:
• Schaffung und Gestaltung von Orten, an denen 

kulturelle Veranstaltungen stattfinden können 
(baulich-investiv, z. B. Hamburg BGZ Neugra-
ben, das Interkulturcafé Nürnberg),

• Durchführung von kulturellen Angeboten, bei 
denen Menschen unterschiedlicher Herkunft 
zusammenkommen können (nicht-investiv, wie 
etwa Stadtteilfeste oder thematisch spezifische-
re Veranstaltungen gemeinsames Kochen u. ä., 
das Circus-Projekt Waldoni e. V. und das Koch-
studie GariBaldi Darmstadt-Eberstadt Süd), 

• Durchführung spezifischer Maßnahmen für 
Migrantinnen und Migranten, z. B. Sprachkur-
se (Schwerin, Langquaid), zu Migration und Al-
ter in Nürnberg St. Leonhard/Schweinau, eine 
wöchentliche Beratung auf türkisch im Quar-
tiers- und Bewohnertreff von Bremen-Huckel-
riede oder eine Migrationsberatung in Darm-
stadt-Eberstadt Süd), 

• interkulturelle Öffnung der sozialen Infrastruktur 
(baulich-investive Maßnahmen z. B. Umwand-
lung einer Kirche in ein religionsübergreifen-
des Begegnungszentrum in Kiel, Sozialkirche 
Gaarden), 

• Einbeziehung von Migranten in die Programm- 
und Projektentwicklung durch Beiräte und 
gezielte Beteiligungsangebote (z. B. Bewoh-
nerbefragung Bad Kreuznach und Beteiligungs-
prozess URBAN in Kiel),

• Netzwerkarbeit z. B. mit Integrationsbeauftrag-
ten (Nürnberg, Offenbach, Sulzbach), Netz-
werk für Migranten Stendal Stadtsee (wurde 
2002 mit dem Preis „Soziale Stadt“ ausgezeich-
net, ist aber heute nicht mehr aktiv), Beteiligung 
von Migrantenorganisationen an der Program-
mumsetzung (Bad Kreuznach, Pariser Viertel),

• Initiierung und Unterstützung von Stadtteilver-
einen und -intiativen (Förderverein Gaarden 
e. V., Bürgerverein Süderelbe e. V. Hamburg, 
„Die Platte lebt“ e. V. Schwerin Neu-Zippendorf, 
Bürgerverein St. Leonhard e. V. und Schweinau, 

Stadtteilverein „Südwestwind“ e. V. Bergheim, 
Forum Leipziger Osten) sowie 

• Beratungs-, Aktivierungs- und Netzwerkarbeit 
des Quartiersmanagements, Reflexion der Di-
versität im Stadtteilbüro (z. B. Quartiersmana-
ger mit Migrationshintergrund). 

Diese Auflistung geht über die o. g. Darstellung 
des BMUB hinaus, da sie neben kontakt- und be-
ziehungsfördernden Angeboten auch die Schaf-
fung und Gestaltung von kontakt- und beziehungs-
förderlichen Orten, sozialer Infrastruktur und Ge-
meinbedarfseinrichtungen sowie Maßnahmen 
der interkulturellen Öffnung einbezieht (die vom 
BMUB als eigenständiges Handlungsfeld ge-
führt werden).143 Nimmt man diese Maßnahmen 
hinzu, lassen sich die Ansätze in drei Kategori-
en unterteilen: 
• baulich-investive Maßnahmen zur Gestaltung 

von kontakt- und beziehungsförderlichen Or-
ten und der sozialen Infrastruktur („Orte der 
Integration“), 

• Förderung von kulturellen und sozialen Ange-
boten, die sich entweder an Migranten richten 
oder den Austausch unterschiedlicher Gruppen 
bezwecken sowie

Begegnungsstätte in einer Moschee in Duisburg-Marxloh

Foto: Bernhardt Link
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142 In den Gebieten gibt es keine einheitlichen Zuschnitte von Handlungsfeldern. So finden sich z. B. in Berlin ent-
sprechende Maßnahmen im Handlungsfeld „Nachbarschaft“, in Sömmerda im Feld „soziale Projekte“. Wir 
orientieren uns hier im Unterschied zur Übersicht im aktuellen Statusbericht an konkreten Aktivitäten und nicht 
an Strategien, so dass leichte Abweichungen zur dortigen Systematik bestehen. 

143 Die enorme Bandbreite an Einzelmaßnahmen kann hier nicht im Detail wiedergegeben werden, die Fallstu-
dien haben auch nicht den Raum für vollständige Auflistungen. Für detaillierte Darstellungen sei verwiesen auf 
die Good Practice Darstellungen in BMVBS/BBSR 2009a, DIfU 2014b, DIfU 2003b und 2003c, die Dokumentation 
des Fachkongresses „Integration vor Ort“ (DIfU 2012), die Beispiele in der Zwischenbilanz des Nationalen Inte-
grationsplans durch BMVBS und BBR (BMVBS/BBR 2008) sowie die Ergebnisse des ExWoSt-Forschungsfelds 
„Orte der Integration im Quartier“ (BMVBS 2013 und BBSR/BMUB 2014) und v. a. die Darstellungen der Preisträ-
ger des jährlich ausgelobten „Preis Soziale Stadt“ (www.preis-soziale-stadt.de).



• organisationale Ansätze zur interkulturellen Öff-
nung und zur Vernetzung (einschließlich Stadt-
teilbüro selbst).144 

Ergebnisse und Wirkungen

Für eine Einschätzung von Ergebnissen und Wir-
kungen in diesem Handlungsfeld werden durch 
das Bundesprogramm Soziale Stadt geförderte 
Interventionen als Ausgangspunkt genommen. In 
der Evaluation erwies es sich als schwierig, treff-
sicher diese Interventionen zu identifizieren. Aus 
Fallstudien und ergänzenden Studien ist oft nicht 
eindeutig ersichtlich, ob eine der Sozialen Stadt 
zugeschriebene Maßnahme tatsächlich aus Bun-
desmitteln oder über andere Wege finanziert wur-
de.145 Um der inhaltlichen Bandbreite der Ziele Zu-
sammenleben und soziale Integration gerecht zu 
werden, wird im Folgenden zwischen Ergebnissen 
und Wirkungen auf Ebene von Quartier, Einzelmaß-
nahmen und teilnehmenden bzw. erreichten Perso-
nen unterschieden. 

Indikatoren, die die Integrationsleistung von Quar-
tieren erfassen, beziehen sich u. a. auf das soziale 
Kapital im Quartier und insbesondere die Qualität 
der sozialen Netzwerke (vgl. IfS 2004: 40ff) bzw. auf 
die „kollektive Wirksamkeit“ (Sampson 2012: 149ff) 
eines Quartiers. Untersuchungen auf dieser Ebene 
sind aufwendig und liegen für diese Zwischeneva-
luierung nicht vor. Einige Einschätzungen zum Zu-
sammenleben im Quartier und zur Wirksamkeit der 
Gesamtmaßnahmen finden sich jedoch in den Fall-
studien und werden im Folgenden herangezogen.

Sichtbare Ergebnisse auf Ebene von Einzelmaß-
nahmen sind der oben eingeführten Kategorisie-
rung entsprechend:
• neu geschaffene oder neu gestaltete Orte der 

Integration, 
• durchgeführte sozial-integrative Angebote und 

• interkulturell geöffnete Organisationen und 
Netzwerke. 

Ergänzend werden auch personenbezogene Indi-
katoren für soziale Integration betrachtet.146 Diese 
beziehen sich auf:
• Mitgliedschaft in Parteien oder Vereinen oder 
• andere Formen bürgerschaftlichen Engage-

ments, z. B. in Stadtteilgremien, Arbeitsgrup-
pen o. ä. 

Die personenbezogenen Indikatoren korrespon-
dieren mit den Erwartungen im Leitfaden der AR-
GEBAU (2005: 5), „die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner zu motivieren, in Initiativen und Vereinen mit-
zuwirken und sich dauerhaft selbst zu organisie-
ren“. Sie bilden jedoch nur einen Ausschnitt des 
dort angeführten Quartierslebens ab und geben 
nur mittelbar Aufschluss über das Zusammenle-
ben, Kontakte und alltägliche Begegnungen im öf-
fentlichen Raum. 

Quartiersbezogene Ergebnisse und Wirkungen

Eine Einschätzung der quartiersbezogenen Ergeb-
nisse lässt sich aus den Fallstudien ableiten. Dort 
werden viele positive Interventionen genannt, als 
wesentliche Schwachstelle zeigt sich aber, dass 
nur äußerst selten eine verlässliche Finanzierung 
von sozial-integrativen Maßnahmen gewährleistet 
ist. Aus diesem Grund haben einige Bewertungen 
einen zurückhaltenden Ton. 

Als nachhaltig integrationsförderlich werden v. a. 
die aufgewertete Infrastruktur und die Vernetzung 
der Akteure angesehen. Die vorhandene physi-
sche und soziale Infrastruktur kann in Anlehnung 
an Bourdieus Kapitaltheorie als soziales und sym-
bolisches Kapital der Quartiere betrachtet werden, 
das die Lebensqualität und die soziale Integration 
beeinflusst. Hier ist ein wichtiger Wirkfaktor des 
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144 Der Begriff der Kultur ist nicht mit Ethnie oder Herkunft gleichzusetzen, so dass sich der Ansatz der interkulturel-
len Öffnung auf die Sensibilisierung für vielfältige soziale und ethnische Gruppen bezieht. 

145 Überlegungen zur Messung von interkulturellem und sozialem Zusammenleben finden sich u. a. im „Handbuch 
Zielentwicklung und Selbstevaluation in der Sozialen Stadt NRW“. Es nennt sowohl maßnahmebezogene (u. a. 
die Anzahl erhaltener bzw. geschaffener interkultureller Kontakt- und Begegnungsangebote, Konfliktlösungsan-
gebote, nachbarschaftlich initiierter bzw. getragener Projekte, Kommunikationsforen) wie personenbezogene 
Indikatoren (u. a. Zufriedenheit mit dem Zusammenleben im Stadtteil, Anzahl von Nutzenden von Beratungsan-
geboten und Teilnehmenden an Veranstaltungen) (ILS 2004: 87). Ein weiteres Indikatorenset liegt über das Integ-
rationsmonitoring des BAMF vor, das ausschließlich personenbezogene Aspekte anführt. Im Kontext der Sozia-
len Stadt und der o. g. Ziele sind sowohl die Indikatorengruppe „soziale Integration und Einkommen“ (die Indika-
toren beziehen sich hier auf Einkommen und Erwerbstätigkeit) wie auch „gesellschaftliche Integration und Be-
teiligung“ relevant (BAMF 2011). Als Anzeichen für „gesellschaftliche Integration“ gelten Mitgliedschaften und 
Funktionen in Parteien, politischen Organisationen, Vereinen, Verbänden, sozialen Diensten und andere Formen 
des bürgerschaftlichen Engagements und Engagement auch im Sportbereich.

146 Diese Zweiteilung nimmt auch die Evaluation kommunaler Integrationsprojekte in Baden-Württemberg vor (Lan-
desstiftung Baden-Württemberg 2007), die zwischen „Mitgliedschaft“ (personenbezogen) und „Begegnungs- 
und Kennenlernmöglichkeiten“ (maßnahme- bzw. ortsbezogen) unterscheidet. 



Programms zu vermuten. Allerdings liegen hierzu 
keine empirischen Daten vor.147

Zugleich finden sich auch Hinweise auf die be-
grenzte Reichweite und Wirksamkeit dieser Pro-
jekte und Angebote sowie die Notwendigkeit, sie in 
umfassendere, stadtweite Konzepte bzw. Program-
me zur sozialen Integration einzubetten. 

Maßnahmenbezogene Ergebnisse und 
Wirkungen

Zur Anzahl der sozial-integrativen Maßnahmen lie-
gen keine Outputdaten vor (für Modellvorhaben 
siehe die Ausführungen im Kapitel 3.2). Aus der 
Kommunalbefragung 2015 wird allerdings ersicht-
lich, dass in einem Großteil der Gebiete (88 %) neue 
Beteiligungsmöglichkeiten für die Bevölkerung ge-
schaffen wurden (hierzu siehe Kapitel 3.5).148 

Auch zur interkulturellen Öffnung von Organisati-
onen und Netzwerken fehlen Outputdaten. Gemäß 
der Selbsteinschätzungen der Kommunen in der 
Kommunalbefragung von 2015 haben sich in fast 
allen Gebieten (92 %)149 die Netzwerke im Stadt-
teil und zugunsten des Stadtteils intensiviert, und 
in 89 % der Quartiere hat sich die Zusammenarbeit 
mit Initiativen vor Ort verbessert.150 

Wie die Übersicht der in den Fallstudien genannten 
Aktivitäten zeigt, wurden die Fördermittel insbeson-
dere eingesetzt, um integrationsförderliche Orte 
zu schaffen. Diesen Orten (Kulturzentren, Nach-
barschaftstreffs etc.) wird ein Beitrag zur Stärkung 
der Lebensqualität in den Quartieren attestiert (z. B. 
Berlin-Heerstraße, Kiel-Gaarden), in diesem Zu-
sammenhang wird auch der Beitrag von partizi-
pativen Planungsverfahren zum sozialen Zusam-
menhalt erwähnt (Bremen-Huckelriede, Neurup-
pin-Südstadt WK I-III, Offenburg-Nordweststadt).

Ebenso wird die Verbindung mit Maßnahmen der 
Beschäftigungsförderung (und damit personenbe-
zogenen Effekten im Sinne von Qualifizierung und 
Beschäftigungsfähigkeit, u. a. Bremen-Huckelrie-
de) genannt.151 

Kulturell-integrative Maßnahmen wie Veranstal-
tungen oder Kurse wurden hingegen v. a. durch 
Komplementärprogramme finanziert. 

Mit Blick auf organisationale Ansätze und Ver-
netzung ist insbesondere die Initiierung und Un-
terstützung von Stadtteilvereinen und -initiativen 
anzuführen. In sechs Fallstudien werden Aktivi-
täten erwähnt und eine positive Wirkung auf das 
Zusammenleben attestiert, die Effekte werden je-
doch nicht weiter spezifiziert. 

Personenbezogene Ergebnisse und Wirkungen

In der Kommunalbefragung 2015 sind verschiede-
ne Angaben enthalten, welche Gruppen von den 
Fördermaßnahmen in welchem Umfang erreicht 
wurden. Für 84 % der Gebiete wird eine Aktivierung 
sonst nicht eingebundener Bevölkerungsgruppen 
konstatiert.152 Für 89 % der Gebiete wird angegeben, 
dass Migrantinnen und Migranten von der Förde-
rung besonders profitiert haben153, nur in wenigen 
Fällen (11 %) geht man davon aus, dass sie von der 
Förderung unberührt geblieben seien. Arbeitslose 
und SGB II-Empfänger werden in 68 % der Gebie-
te als wesentliche profitierende Gruppe genannt.154

Wegweiser zu Einrichtungen für Kinder Hamburg-Nord

Foto: Thomas Franke
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147 Überlegungen zur Messbarkeit finden sich in der sog. Sozialkapitalfolgenabschätzung, wie sie von Putnam ent-
wickelt wurde.

148 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 17, N=190.

149 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 17, N=186.

150 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 17, N=190.

151 Die Beschreibung von Wirkungen verbleibt jedoch weitgehende bei kurzen Andeutungen und Vermutungen. 
Hinweise auf Wirkungen von „Orten der Integration“ finden sich auch in der Auswertung des gleichlautenden 
ExWoSt-Forschungsfelds (BBSR 2015c, S. 44).

152 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 17, N=185.

153 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 19, N=144.

154 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 19, N=115.



Angesichts der wenigen verfügbaren Informatio-
nen auf Programmebene bietet es sich an, Rück-
schlüsse aus konkreten Einzelmaßnahmen abzulei-
ten, wenn diese eindeutig der Sozialen Stadt zuge-
rechnet werden können. Aus dem Programmkon-
text heraus sind zahlreiche Innovationen entstan-
den, die sich nachhaltig zur Förderung des Zusam-
menlebens etabliert haben und auch außerhalb der 
Sozialen Stadt aufgegriffen wurden (vgl. BMVBS 
2010). Eine Maßnahme, die im Zusammenhang mit 
der Sozialen Stadt immer wieder genannt wird, sind 
die sog. „Stadtteilmütter“.155

Für sie liegen inzwischen einige Evaluationen vor, 
anhand derer beispielhaft Hinweise über die Reich-
weite und Wirksamkeit sozial-integrativer Interven-
tionen gewonnen werden können. Die Evaluation 
eines Projekts in Essen-Katernberg kommt zu ei-
nem überwiegend positiven Ergebnis, insbeson-
dere in Blick auf die Beziehung der Mütter zu ih-
ren Kindern, Sprachförderung und den Kontakt zwi-
schen Eltern und KiTa (Naves/Schweitzer 2004: 3f). 
Die Zwischenevaluierung des Stadtteilmütter-Pro-
jekts in Berlin-Neukölln zeigt, dass es deutliche 

Verhaltensänderungen bei den Teilnehmerinnen 
bewirkt hat, z. B. in Hinblick auf Einkaufs- und Ess-
verhalten, Mediennutzung, Umgang mit Kindern 
und Einstellung zu Bildungseinrichtungen (Koch 
2010: 70).

Zur Entwicklung von Mitgliedschaften in Vereinen 
und Parteien im Zusammenhang mit der Pro-
grammförderung liegen keine Angaben vor. Aus 
dem elektronischen Monitoring zeigt sich jedoch, 
dass Vereine wichtige Akteure in der Programm-
umsetzung sind. Mit Vereinen sind die meisten 
Kooperationen erfolgt (82 % der Angaben)156, ge-
folgt von den Quartiersbeiräten, Bewohnergre-
mien oder anderen Akteursgruppen (81 %). Der 
Kommunalbefragung 2015 zufolge zählen Vereine 
und Initiativen in 37 % der Gebiete zu den wich-
tigsten drei Stadtteilakteuren (2005/2006 waren es 
jedoch mit 41 % noch etwas mehr).157

Ebenso zeigen die Fallstudien, dass der Förderzu-
sammenhang – insbesondere das Quartiersma-
nagement – die Initiierung von Stadtteilvereinen 
und -initiativen bewirken kann. Während die all-
gemeine Bedeutung von Vereinsmitgliedschaften 
für die individuelle soziale Integration zwar belegt 
ist (vgl. u. a. Pott 2004), liegen jedoch keine zuver-
lässigen Daten zur Mitgliedschaft in stadtteilbe-
zogenen Vereinen und Initiativen vor, die zeigen 
könnten, welche Personengruppen auf diesem 
Weg erreicht werden.158

Auch Outputdaten zum quartiersbezogenen bür-
gerschaftlichen Engagement liegen leider nicht 
vor. Die Studie zu „Engagement im Quartier“ führt 
aus, dass „sich Menschen mit Migrationshinter-
grund im Durchschnitt weniger in sozial benachtei-
ligten Quartieren engagieren als Menschen ohne 
Migrationshintergrund“. Insbesondere sei dies auf 
„mangelnde Sprachkenntnisse, unsichere[n] Auf-
enthaltsstatus und hohe Belastungen durch die 
private Lebenssituation“ zurückzuführen (BBSR 
2015a: 58). Diese Studie gibt jedoch keinen explizi-
ten Hinweis auf den Einfluss der Förderung durch 
das Programm Soziale Stadt. 

Dortmund-Nordstadt

Foto: Martin Gansau
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155 Die „Stadtteilmütter“ wurden zwar nicht im Rahmen der Sozialen Stadt erfunden, aber haben sich in diesem Zu-
sammenhang hier etabliert. Sie basieren auf einem Konzept, das in den Niederlanden entwickelt wurde (dort: 
„Rucksackmütter“) und zwei Ziele verfolgt: Es will insbesondere Mütter mit Migrationshintergrund erreichen 
und beschäftigungsorientiert qualifizieren, zudem sollen diese Frauen als Multiplikatorinnen agieren und den 
Zugang zu weiteren Personengruppen ermöglichen, die von sozialen Einrichtungen zuvor nur schwer erreicht 
wurden. Der Ansatz wurde Ende der 1990er Jahre zunächst in Essen-Katernberg und später in Berlin-Neukölln 
aufgegriffen und umgesetzt (Breitkopf/Schweitzer 2004, Koch 2010). Inzwischen gibt es in vielen Städten ähnli-
che Maßnahmen, die auch regelmäßig Auszeichnungen für innovative Integrationsarbeit erhalten.

156 Datenquelle: Elektronisches Monitoring 2014 (Berichtsjahr 2013), Frage B7.1, N=314.

157 Datenquelle: Kommunalbefragung 2015, Frage 9, N=206.

158 Hier ist auf die Ausführungen zu individuellem und kollektivem Sozialkapital von Landhäußer (2015: 174) hinzu-
weisen, die herausarbeitet, dass z. B. über soziale Schließungsprozesse Netzwerke auch gesellschaftliche Un-
gleichheit vermitteln.



Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung 

Erfolgsfaktoren und Hemmnisse für Maßnahmen 
zur sozialen Integration sind auf allen Ebenen der 
Umsetzung zu verorten – von den individuellen Vor-
aussetzungen (von Bewohnern und Teilnehmern an 
Maßnahmen sowie dem durchführenden und ver-
antwortlichen Personal) über die Settings von Ver-
anstaltungen und Maßnahmen bis hin zu den wei-
teren Rahmenbedingungen und Strukturen.

Mit Blick auf Erfolgsfaktoren für gelingendes Zu-
sammenleben ist zunächst festzustellen, dass jene 
Faktoren förderlich sind, die selbst Ziel der Inter-
ventionen sind: kontakt- und beziehungsförderli-
che Infrastruktur und Angebote sowie interkulturell 
sensibilisierte und geöffnete Organisationen und 
Netzwerke (siehe ähnlich auch BBSR 2015c: 59).159 

Neben der „Hard- und Orgware“ sind kompetente 
und engagierte ehrenamtlich sowie professionell 
im Quartier tätige Personen ausschlaggebend für 
den Erfolg. Sie müssen in der Lage sein, Akteure 
zu motivieren und zusammenzubringen. Neben dem 
Quartiersmanagement sind Lotsen-, Mentoren- und 
Patenprogramme hilfreich (vgl. BBSR 2015a: 44f).

Das Quartiersmanagement kann Vernetzung und 
Zugänge zu diesen Akteuren und Programmen 
über die Soziale Stadt organisieren, in einigen 
Fallstudien wird die enge Zusammenarbeit mit 
der örtlichen Gemeinwesenarbeit betont. In meh-
reren Fallstudien wird auch auf die Bedeutung 
des Verfügungsfonds hingewiesen, um Begeg-
nung und kulturellen Austausch zu fördern. Eine 
Überblicksstudie (BMVBS 2012c) zeigt, dass über 
Verfügungsfonds in erster Linie kleinteilige Pro-
jekte bezuschusst werden, wie etwa Kulturveran-
staltungen, Stadtteilfeste, Workshops oder Kur-
se, Stadtteilzeitungen und gemeinsame Aktionen 
im öffentlichen Raum (ebd.: 80). Sie können einen 
Beitrag zur Verbesserung des quartierlichen All-
tags leisten, der die regelhaften Angebote sozia-
ler Träger erweitert. Allerdings kommt diese Stu-
die zu der Einschätzung, dass gerade Migrantin-
nen nur schwer (ebd.: 82) bzw. unterschiedlich gut 
(ebd.: 84) erreicht werden. Folglich führt auch der 
Verfügungsfonds nicht per se zur Stärkung des Zu-
sammenlebens, sondern nur dann, wenn er zielge-
richtet eingesetzt wird.

Hemmnisse finden sich auf zwei Ebenen: Fakto-
ren außerhalb des Einflussbereichs des Förder-

programms, die sich substanziell auf die Bevöl-
kerungsstruktur und soziale Lage auswirken (ge-
nannt werden u. a. die allgemeine wirtschaftliche 
Entwicklung sowie die Belegungspolitik der Woh-
nungsunternehmen) sowie institutionelle Zusam-
menhänge wie v. a. die Fördermodalitäten (u. a. För-
derfähigkeit von Maßnahmen und bürokratischer 
Aufwand z. B. bei Beantragung und Abrechnung 
von Projekten). Als wesentliche Probleme der Pro-
grammarchitektur werden in den Fallstudien kurze 
Laufzeiten und fehlende nicht-investive Mittel ge-
nannt bzw. der Aufwand, ergänzende Fördermittel 
einzuwerben und zu verwalten.

Neben programmbezogenen Hemmnissen sind 
auch handlungsfeldspezifische Aspekte zu be-
trachten. So nennt die Studie „Engagement im 
Quartier“ eine Reihe von Faktoren, die das Enga-
gement erschweren. Dazu zählen v. a. personen-
bezogene Aspekte wie mangelnde Sprachkennt-
nisse, unsicherer Aufenthaltsstatus oder hohe Be-
lastungen durch die private Situation, aber auch 
eine mangelnde interkulturelle Öffnung der Enga-
gementstrukturen, Bildungs- und Gemeinschafts-
einrichtungen oder die geringe Selbstorganisation 
von Migrantinnen und Migranten (BBSR 2015a: 62). 
Für Interventionen, die explizit auf die Begegnung 
unterschiedlicher sozialer oder ethnischer Grup-
pen abzielen, ist auf das Dilemma hinzuweisen, 
dass die Zielgruppen über ihre Unterschiede defi-
niert werden, aber gemeinsame Themen und Inte-
ressen finden sollen (vgl. Dangschat 2014). Der An-
satz, Integration über spezifische Sonderprojekte 
zu erreichen, wird entsprechend von verschiede-
nen Seiten kritisiert (Dangschat 2014, Bukow 2011, 
Koopmans et al. 2011: 218).

Auf Basis der vorliegenden Materialien lässt sich 
der Beitrag des Programms zur sozialen Integrati-
on nur ansatzweise bewerten. Die Angaben in allen 
herangezogenen Grundlagen sind hoch verdich-
tet und beruhen auf subjektiven Einschätzungen. 
Mit diesen Einschränkungen kann bestätigt wer-
den, dass die Soziale Stadt als wichtiges Motiva-
tions-, Initiations- und Innovationsprogramm an-
zusehen ist, in dem neue Ideen entwickelt und ge-
testet werden (BMVBS 2010). V. a. über die Beteili-
gungs- und Netzwerkarbeit des Quartiersmanage-
ments (z. B. durch Aufbau und Förderung von Stadt-
teilinitiativen und -vereinen) in Verbindung mit neu 
geschaffenen bzw. aufgewerteten Orten der Inte-
gration und über Verfügungsfonds sowie Komple-
mentärprogramme finanzierte nachbarschaftli-
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159 Eine Studie von Petermann (2015) in vier Städten stellt auch fest, dass sich die baulich-räumlichen Strukturen 
auf das lokale soziale Kapital auswirken: „Wie erwartet, heben sich Gründerzeitviertel signifikant positiv und 
Großwohnsiedlungen signifikant negativ von anderen Stadtteiltypen beim Zugang zu sozialem Kapital ab. Zwi-
schen Innenstadtgebieten, Genossenschaftsvierteln sowie Dorf- und Eigenheimgebieten gibt es nur marginale 
Unterschiede“ (Petermann 2015: 275f).



chen Aktivitäten trägt das Programm zur Stärkung 
lokaler Gemeinschaften bei.

Aus der institutionellen Struktur ergeben sich je-
doch Grenzen, die schon seit Beginn der Förde-
rung von verschiedenen Seiten kritisch kommen-
tiert wurden, und die sich nun auch in den Er-
gebnissen widerspiegeln. Zu nennen sind insbe-
sondere der Gebietsbezug und die vornehmlich 
investive Förderung. In dieser Kombination kön-
nen Menschen zwar erreicht und Ressourcen mo-
bilisiert werden – das zeigen die positiven Ein-
schätzungen in der aktuellen Kommunalbefra-
gung. Dies ist jedoch nur ein Baustein der sozia-
len Integration.

Damit aus Kontakten Bindungen werden und aus 
dem Nebeneinander ein Miteinander, sind langfris-
tige Strukturen einer Engagementkultur notwen-
dig. Das kann aus der Städtebauförderung her-
aus initiiert, aber nicht gepflegt werden. Und wenn 
soziale Integration mit sozialem Aufstieg einher-
gehen soll, dann müssen gerade beschäftigungs-
orientierte Maßnahmen zwar in den Quartieren an-
setzen, aber in der Durchführung über sie hinaus-
gehen. Die Schaffung von Orten der Integration ist 
sicherlich ein wichtiger und angesichts der kom-
munalen Haushaltssituation kaum zu ersetzender 
Beitrag des Programms Soziale Stadt. Ob und wie 
diese Orte dann die Integration fördern, entschei-
den jedoch die beteiligten Menschen und ihre Hal-
tungen (siehe auch BBSR 2015c: 58). Hier sind die 
Kerninstitutionen bzw. Träger (z. B. Schule, Kita) 
gefragt und können auch nicht aus ihrer Verant-
wortung entlassen werden. Die Städtebauförde-
rung kann ihren Beitrag nicht ersetzen.

4.4 Schule und Bildung

Bei der Verbesserung von Bildungschancen und 
Bildungsangeboten wirken unterschiedliche Zu-
ständigkeiten auf mehreren Verwaltungsebenen 
zusammen. Im Rahmen der Städtebauförderung 
können hier baulich-investive Maßnahmen haupt-
sächlich indirekt auf die Qualität des Bildungsan-
gebots Einfluss nehmen. Sie werden flankiert von 
Maßnahmen zur Stabilisierung von Netzwerken so-
wie der Aktivierung und der Initiierung von Projek-
ten. Darüber hinaus kommt hier eine ressortüber-
greifende Zusammenarbeit zum Einsatz. Unterstüt-
zende, nicht-investive Maßnahmen werden aus an-
deren Programmen finanziert. 

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Die Aufmerksamkeit für die Qualität von Schulen 
und Bildungseinrichtungen ist in der ersten Hälf-
te des vergangenen Jahrzehnts deutlich gestie-

gen. Bildungseinrichtungen werden inzwischen als 
bedeutender Faktor für eine Verbesserung der Le-
benschancen vor allem in Quartieren mit hohem 
Migrantenanteil angesehen. 

Bildungseinrichtungen waren als Teil der sozialen 
Infrastruktur auch schon früher Gegenstand bau-
licher Aufwertungen in der Städtebauförderung. 
Obwohl damals „Schule und Bildung“ (noch) kein 
bedeutendes Handlungsfeld komplexer gebiets-
bezogener Aufwertungsansätze war, wurden im 
Einzelfall baulich-investive Maßnahmen an Bil-
dungseinrichtungen gefördert. Eine stärkere Auf-
merksamkeit erlangte das Thema in den ersten 
Jahren nach Auflegung des Programms Soziale 
Stadt. Dies ist u. a. auf die Ergebnisse der PISA-
Studien ab 2000, die 2003 von der Arbeiterwohl-
fahrt veröffentlichte Untersuchung zu Armut im frü-
hen Grundschulalter und die Zwischenevaluierung 
zur Sozialen Stadt 2004 zurückzuführen. Nun er-
langte das Handlungsfeld eine stärkere Aufmerk-
samkeit (vgl. Statusbericht 2008: 41). 

Die grundsätzlichen Erwartungen, die über eine 
baulich-investive Aufwertung der sozialen Infra-
struktur hinaus an die Gemeinschaftsinitiative So-
ziale Stadt insgesamt herangetragen wurden, fin-
den sich bereits in den frühen Publikationen der 
Begleitforschung (vgl. DIfU 2003a: 126ff):
• Einführung neuer Unterrichtsformen, -metho-

den und -inhalte,
• Einführung von Schulsozialarbeit,
• Kooperation mit Akteuren der Quartiersent- 

wicklung,
• stärkere Einbeziehung von Schule in quar-

tiersbezogene Netzwerke,
• Erweiterung des Angebotsspektrums von Schu-

le in Zusammenarbeit mit anderen Akteuren,
• Erweiterung des Zielgruppenspektrums für die-

se Angebote,
• Ausweitung der Angebotszeiten auf den Nach-

mittag und ggf. auch Abend,
• Raumnutzungsangebote für außerschulische 

Nutzergruppen aus dem Quartier,
• Verbesserung der Spiel- und Lernumgebung,
• Entwicklung von Schule zu einem quartiersbe-

zogenen Kommunikations- und Begegnungs-
zentrum sowie

• Austausch zwischen Schule und (lokalen) Ge-
werbetreibenden im Rahmen berufsvorberei-
tender Praktika.

Der ARGEBAU-Leitfaden von 2005 weist für die 
Quartiere der Sozialen Stadt darauf hin, dass 
der „Bedarf an Gemeinschaftseinrichtungen für 
unterschiedliche Bevölkerungsgruppen [...] be-
sonders hoch [ist], weil die Bewohnerinnen und 
Bewohner [...] in Bezug auf Ausbildung, soziale 
Vernetzung, Arbeitsplätze, mit Beschäftigung aus-

86 Zwischenevaluierung des Städtebauförderungsprogramms Soziale Stadt



gefüllte Zeit, Gesundheitsvorsorge, Kaufkraft und 
Mobilität gegenüber anderen im Nachteil sind. [...] 
Schulen sind ‚geborene’ Einrichtungen, in denen 
Kinder und Jugendliche unterschiedlicher sozia-
ler und ethnischer Herkunft zusammen kommen, 
lernen und leben“ (ARGEBAU 2005: 8).

Eine derartige Position geht von der Existenz ne-
gativer Quartierseffekte aus, d. h. individuellen Be-
nachteiligungen als Folge der sozialen Rahmen-
bedingungen im Quartier. Dazu können auch die 
Bildungschancen und Bildungsangebote zählen160. 
Die möglichen Ursachen sind vielfältig: „Schullei-
tungen und Lehrkräfte stehen in diesen städtischen 
Quartieren vor mannigfaltigen Herausforderungen 
und Aufgaben, die sich in zentralem Maße aus der 
Lebenssituation der Schülerinnen/Schüler erge-
ben. [...] Kennzeichnend sind prekäre Lebensla-
gen der Familien (Armut, Arbeitslosigkeit, hoher 
Anteil Alleinerziehender), unzureichende Unter-
stützung der Kinder und Jugendlichen durch die 
Eltern (mangelnde Versorgung, fehlende Struktu-
rierung des Tagesablaufs, unzureichende Erzie-
hungskompetenz), sprachliche Defizite (in Fami-
lien mit, aber auch ohne Migrationshintergrund) 
usw. Der aus prekären Lebenslagen erwachsende 
Problemdruck [hat sich] verstärkt und wirkt sich auf 
die Aufgaben der Schule aus“ (Städtenetz NRW/
ILS 2005: 15).

Bildungseinrichtungen sind in Soziale-Stadt-Ge-
bieten häufig überlastet und weisen Instandhal-
tungsrückstände sowie Anzeichen von Vernach-
lässigung und Vandalismus auf. Als symptoma-
tisch für diese Situation und die damit verbun-
dene Überforderung von Lehrern und Erziehern 
kann die Diskussion um die Rütli-Schule in Ber-
lin-Neukölln angesehen werden. Um unter die-
sen Rahmenbedingungen zu Verbesserungen zu 
kommen, reicht eine baulich-investive Aufwer-
tung von Bildungseinrichtungen allein nicht aus. 
Eine bauliche Aufwertung kann die Voraussetzun-
gen für Bildung zwar verbessern, eine erfolgrei-
che Bearbeitung der komplexen Problemlagen 
setzt allerdings die Ergänzung durch nicht-inves-
tive Maßnahmen voraus. 

Der sozialräumliche Ansatz des Programms So-
ziale Stadt trägt dazu bei, dass weitere Potenzia-
le auf der Quartiersebene mit den baulich-investi-
ven Maßnahmen verknüpft werden. Kommunikati-
ve und bündelungsorientierte Ansätze der Sozialen 
Stadt können zur Ergänzung und Verbesserung der 
Bildungsangebote beitragen. Können Bildungsein-

richtungen als zentrale Orte im Quartier für die ge-
samte Bewohnerschaft geöffnet werden, gibt es 
neue Möglichkeiten für Treffpunkte und soziokul-
turelle Angebote.

Im Nachgang zur ersten Zwischenevaluierung 2004 
wurde das Thema Schule und Bildung im ARGE-
BAU-Leitfaden erstmalig auch explizites Hand-
lungsfeld der Sozialen Stadt (ARGEBAU 2005: 4), 
indem der Verbesserung des Bildungsangebotes 
eine steigende Bedeutung zugebilligt wurden. Bil-
dungseinrichtungen sollen nunmehr auch eine Rol-
le als Quartiersmittelpunkt spielen. Hierfür kommen 
insbesondere Grundschulen in Frage. Um dieser 
veränderten Rolle gerecht werden zu können, sol-
len Schulen zum Stadtteil geöffnet werden, Schu-
len und Betriebe stärker kooperieren sowie Schu-
len als „aktive Gestalterin des Lebens im Quartier 
und Motor der ethnischen und sozialen Integra-
tion“ gestärkt werden (vgl. ebd.: 4ff). 
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Zu diesem Zeitpunkt stieg auch die Aufmerksamkeit 
für das Thema Bildungsnetzwerke und Bildungs-
management (vgl. IfS 2004, DIfU 2004: 8). Dies zielt 
auf die Vernetzung von Bildungseinrichtungen ab, 
zudem wurde der Übergang zwischen Kita und 
Schule sowie zwischen Schule und Beruf stärker 
in den Fokus gerückt. Dadurch – oder gar durch 
ein noch weiter gehendes integriertes kommuna-
les Bildungsmanagement – verspricht man sich die 
strategische Abstimmung zwischen unterschiedli-
chen Politikfeldern, um die Rahmenbedingungen 
und Angebote für Bildung und Lernen zu verbes-
sern. Den Akteuren der Sozialen Stadt – etwa den 

Abbildung 16: Anteil der Fördergebiete mit dem Handlungsfeld Schule/Bildung an allen 
Fördergebieten in 2014 
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Quartier bilden. In Deutschland wurden Quartierseffekte zwar empirisch nachgewiesen, doch ihre Erklärungs-
kraft für die Beeinflussung individueller Chancen gilt als geringer als etwa in den USA (Volkmann 2012).



Quartiersmanagern – wird in diesem Zusammen-
hang eine wichtige Rolle bei der Anbahnung und 
Stabilisierung solcher Netzwerke zugeschrieben.

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Die Länderkompetenz in der Bildungspolitik 
schränkt die Möglichkeiten einer Einflussnahme 
auf das Handlungsfeld durch den Bund ein. Aller-
dings haben Programme von Bundesressorts – ge-
fördert mit Mitteln aus dem ESF – bildungsrelevan-
te Ziele verfolgt. Beispiele sind die Programme „Lo-
kales Kapital für Soziale Zwecke“ (LOS), „Bildung, 
Wirtschaft und Arbeit im Quartier“ (BIWAQ) und 
„Stärken vor Ort“, die teilweise sehr intensiv in Ge-
bieten der Sozialen Stadt eingesetzt wurden (vgl. 
dazu auch das Kapitel 3.2). Das 2003 vom BMFSFJ 
gestartete Programm LOS förderte Mikroprojekte 
zur Unterstützung lokaler Initiativen „zur verstärk-
ten Nutzung der örtlichen und regionalen Beschäf-
tigungspotenziale“ (Regiestelle LOS 2009: 5). Da-
mit sollte die berufliche Eingliederung unterstützt 
und Schulabbrüche sozial Benachteiligter redu-
ziert werden (ebd.: 6).

Mit dem vom Bauministerium umgesetzten Pro-
gramm BIWAQ konnten von 2007 bis 2013 bzw. 
2014 bis 2020 und im ESF-Modellprogramm JU-
GEND STÄRKEN im Quartier längerfristig ange-
legte Projekte in Soziale-Stadt-Gebieten geför-
dert werden. Sie dienen der Integration von Lang-
zeitarbeitslosen in Arbeit, der Integration von Ju-
gendlichen in Ausbildung und Arbeit, einer Ver-
besserung des Übergangs von der Schule in 
den Beruf und der Stärkung der lokalen Ökono-
mie (BMVBS 2008: 1). Diese Maßnahmen schlie-
ßen an die „sozialraumorientierte Arbeitsmarkt-
politik“ des Vorläuferprogramms von BIWAQ an 
(das ESF-Sonderprogramm „Beschäftigung, Bil-
dung und Teilhabe vor Ort“, BBSR 2009a: 6). In den 
Jahren 2007/2008 wurden neben Qualifizierungs-
maßnahmen, z. B. berufsvorbereitenden Maßnah-
men oder Praxisunterricht, auch innovative Pro-
jekte zur Förderung des Übergangs von der Schu-
le in den Beruf gefördert (ebd.). Das vom Familien-
ministerium aufgelegte Programm Stärken vor Ort 
förderte neben Aktivitäten zur beruflichen Integ-
ration auch Mikroprojekte zur Unterstützung von 
jungen Menschen bei der „schulischen (Re-)In-
tegration, dem Erlangen eines Schulabschlusses 
oder der Unterstützung beim Übergang von der 
Schule in den Beruf sowie bei einer eigenstän-
digen Lebensführung und der Integration in Aus-
bildung bzw. Arbeit“ (BMFSFJ 2012: 11). Im Gefol-
ge der investiven Umorientierung des Programms 
2011 rückte die Förderung der sozialen Infrastruk-

tur wieder stärker ins Blickfeld. 3 aufgewertete 
Schulen werden aber weiterhin als wichtige Ko-
operationspartner für eine Vernetzung im Quar-
tier gesehen. 

Auf der Länderebene wird die Dringlichkeit des 
Handlungsfelds Schule und Bildung nach den 
Aussagen der zuständigen Länderministerien sehr 
unterschiedlich eingeschätzt (Bundestransferstel-
le 2013a: 6ff). Dafür sind aber nicht nur die unter-
schiedlichen Probleme, sondern auch die jewei-
lige Verwaltungs- und Förderpraxis verantwort-
lich. Da der Bau von Schulen und Kindertages-
stätten in der Regel nicht über die Soziale Stadt fi-
nanziert wird, können in der Städtebauförderung 
eher Maßnahmen mit erkennbarem Quartiersbe-
zug gefördert werden. Eine Abstimmung zwischen 
den Stadtentwicklungs- und Bildungsressorts ist 
dafür von besonderer Bedeutung. Er besteht nach 
eigenen Angaben in Baden-Württemberg, Bayern, 
Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und Schleswig-Holstein. 

Die Bedeutungszunahme des Themas Bildung hat 
in einigen Ländern komplexe Förderansätze hervor-
gebracht, die eine intensivere Betreuung vorsehen 
sowie die Schulen in den Stadtteil öffnen und als 
Bildungszentren profilieren. In Bremen ist daraus 
beispielsweise der Ansatz der so genannten „Quar-
tiersbildungszentren“ entstanden. Bremen strebt 
mit ihm „eine enge Kooperation von Bildungs- und 
Sozialeinrichtungen [an], die in Bildungslandschaf-
ten gemeinsame Anstrengungen für eine besse-
re Bildung, für eine höhere Bildungsgerechtigkeit 
unternehmen“161. Die Quartiersbildungszentren 
sind eng an Ganztagsgrundschulen angeschlos-
sen. Auch in Hamburg wird ein ähnlicher Ansatz 
verfolgt. Dort wurde ein Leitfaden für die Planung 
und Umsetzung von Bildungs und Quartierszentren 
entwickelt. In Schleswig-Holstein wurden mehrere 
Stadtteilschulen eingerichtet, und auch die nicht-
schulische Bildung hat an Bedeutung gewonnen. 
Seit 2005 ist Bildung auch in Mecklenburg-Vorpom-
mern in der Sozialen Stadt ein stärkeres Thema, 
und vor allem mit dem Auslaufen des Investitions-
programms „Zukunft Bildung und Betreuung“ der 
Bundesregierung 2009 wurden entsprechende Ak-
tivitäten intensiviert. Dabei ging es etwa um die Öff-
nung von Schulen in den Stadtteil über Veranstal-
tungen oder zusätzliche Nutzungen wie beispiels-
weise Bibliotheken. Eine ähnliche Bedeutungszu-
nahme ist auch in Nordrhein-Westfalen zu ver-
zeichnen. Dort wurden inzwischen die Aktivitäten 
zur Schulsozialarbeit und Kinderbetreuung verbrei-
tert. Das Schulministerium stellt hierfür mehr Mit-
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tel für die Kinderbetreuung in Gebieten der Sozia-
len Stadt zur Verfügung. 

Inzwischen beschäftigt man sich in etwa der Hälfte 
aller Fördergebiete in irgendeiner Weise mit dem 
Handlungsfeld Schule und Bildung. Dabei ist der 
Anteil in den Ländern unterschiedlich. Eine Syste-
matik ist nicht zu erkennen. Besonders stark über-
durchschnittlich spielt das Handlungsfeld in den 
Fördergebieten laut Aussagen der Programmver-
antwortlichen in den Stadtstaaten, in Branden-
burg, Sachsen und Thüringen eine Rolle. Stark un-
terdurchschnittlich ist es – trotz der oben erwähn-
ten Kooperationsstrukturen in den Ländern – in Ba-
den-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Schles-
wig-Holstein ausgeprägt.

Auch in zahlreichen Modellvorhaben der Sozialen 
Stadt hat das Handlungsfeld eine Rolle gespielt. Es 
wurde dort insbesondere von Kommunen in Bay-
ern, Baden-Württemberg, Berlin, Hessen, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen aufge-
griffen. In den Modellvorhaben wurden zahlreiche 
Projektideen umgesetzt, die zur damaligen Zeit an-
sonsten laut Aussagen der Länderministerien eher 
selten realisiert werden konnten. Da keine Evalu-
ierung der Modellvorhaben vorliegt und nur we-
nige weitere Informationen verfügbar sind, kann 
eine Auswertung dazu allerdings nur unter Vor-
behalt erfolgen. Besonders auffällig ist die große 
Häufung von Vorhaben, die den Übergang von der 
Schule in den Beruf thematisieren. Darüber hinaus 
widmeten sich zahlreiche Vorhaben außerschuli-
schen Lern- und Bildungsangeboten. Weiterhin ka-
men Bildungsnetzwerk- und Campusvorhaben und 
– in absteigender Häufigkeit – die Einbeziehung und 
Qualifikation von Eltern als Voraussetzung für bes-
seren Bildungserfolg von Schülern, Vorhaben zur 
Sprachförderung, Familienbildungszentren, Haus-
aufgabenbetreuung und Nachhilfe, Umgestaltung 
von Schulen als Lern- und Lebensort, zur Einbezie-
hung von Eltern bei Kita-Erziehung und Übergang 
zur Schule, der Nachmittags-, Freizeit- und Ferien-
betreuung, zum Aufbau eines Bildungspakts oder 
zur Umgestaltung der Schule als Stadtteilschule, 
zu künstlerischen Angeboten in Schulen oder zur 
Schulsozialarbeit vor. Weitere Vorhaben beschäf-
tigten sich in unterschiedlicher Form mit der ge-
sonderten Unterstützung benachteiligter Schüler.

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

Das Handlungsfeld hat in den letzten Jahren an Be-
deutung gewonnen, wenngleich weiterhin die The-
men „Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung“, 
„Integration von Migranten und Migrantinnen“, 
„Wohnungsversorgung und -wirtschaft“ sowie 
„Nachbarschaftliches Zusammenleben“ auf der 

Maßnahmenseite als wichtiger eingeschätzt wer-
den (Bundestransferstelle 2006: 44). Inzwischen hat 
sich ein weites Verständnis des Handlungsfelds 
durchgesetzt, das Berührungen mit dem Bereich 
„Qualifizierung und Ausbildung“ einerseits sowie 
„Integration“ andererseits aufweist. Positiv ist sei-
ne weitreichende Einbeziehung in die integrierten 
Handlungskonzepte. Die Anzahl der Maßnahmen, 
bei denen „Schule und Bildung“ eine besonders 
wichtige Rolle in integrierten Konzepten spielt, ist 
gegenüber dem Programmbeginn deutlich gestie-
gen (Bundesweite Kommunalbefragung 2015, Fra-
ge 7). In dieser Hinsicht wird das Handlungsfeld nur 
noch von den Handlungsfeldern „Soziale Aktivi-
täten“, „Soziale Infrastruktur“ und „Wohnumfeld“ 
übertroffen. Doch darüber hinaus waren offenbar 
schon Mitte der 2000er Jahre in etwa 75 % der Fäl-
le auch Schulen an der Erarbeitung der integrier-
ten Konzepte direkt beteiligt, deutlich mehr als noch 
im Jahr 2002 (Bundestransferstelle 2006: 48). Die-
ser Wert ist bis heute sogar auf über 80 % gestie-
gen (Bundesweite Kommunalbefragung 2015, Fra-
ge 9.2). Das Handlungsfeld „Schule und Bildung“ 
wird auch im elektronischen Monitoring häufig ge-
nannt und gerade in den ersten Jahren nach der 
Zwischenevaluierung in zahlreiche neue Gesamt-
maßnahmen aufgenommen. Die Statusberichte 
und Befragungen der Programmkommunen be-
stätigen die große Bedeutung des Handlungsfelds 
auf kommunaler Ebene. 

Die laufende Dokumentation durch die Begleitfor-
schung, der Stand der ansatzweise erfolgten Aus-
wertung der Modellvorhaben und vertiefende Un-
tersuchungen der Länder ergeben zu den Aktivitä-
ten ein sehr vielschichtiges Bild. In der Anfangs-
phase des Programms dominieren noch einfa-
chere Ansätze etwa zu Sprachförderung, Betreu-

Schulgelände Berlin-Marzahn
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ung, Hausaufgabenhilfe, zum Übergang in den Be-
ruf und zur Öffnung der Schulen. Teilweise knüp-
fen sie an Vorläuferinitiativen – beispielsweise in 
Nordrhein-Westfalen seit den späten 1980er Jah-
ren – an (Soziale Stadt Info12 2003: 5ff). Komplexe-
re Förderansätze wie der Aufbau von Bildungsnetz-
werken oder eines integrierten Bildungsmanage-
ments bleiben damals eher rudimentär (insbeson-
dere Städtenetz NRW et al. 2005: 169ff).

In dieser Zeit werden allerdings auch erste Erfah-
rungen gesammelt, wie Schulen im Stadtteil mit Be-
trieben, Kitas, Jugendhilfeträgern sowie der Eltern- 
und Migrationsarbeit vernetzt werden können. In 
der Zusammenarbeit mit Betrieben kommt es etwa 
in Berlin neben dem Angebot von Praktika zur Er-
probung neuer Unterrichtsformen, zur Schaffung 
von Angeboten für die Fortbildung von Betriebsan-
gehörigen sowie zur gemeinsamen Organisation 
von sozialen Projekten im Stadtteil.

In Dortmund agieren die Schulen erfolgreich als 
Kommunikationsschienen für den interkulturellen 
Dialog und können einen Beitrag zur Aktivierung 
von Bewohnern im Quartier leisten. Ansätze dafür 
sind etwa Elterncafés und Schülerclubs sowie ge-
meinsam getragene Veranstaltungen im Stadtteil. 
Im Versuch, Schulen vom „Lern- zum Lebensort“ 
zu entwickeln, stellen die Schulen einen wichti-
gen Multiplikator für die Aktivitäten des Quartiers-
managements dar (Soziale Stadt info 16 2005: 15ff). 
Der Sozialraumbezug der auf die einzelnen Part-
nereinrichtungen bezogenen Projekte bleibt dabei 
bisweilen unklar. 

Der inzwischen erreichte Stand der Umsetzung sol-
cher Ansätze stellt sich in den Fallstudiengebie-
ten sehr unterschiedlich dar. Diese Tatsache lässt 
sich teilweise auf ihre differenzierten Problemla-
gen, städtebaulichen Charakteristika und die län-
derspezifischen Förderbedingungen zurückführen. 
Es wird allerdings auch deutlich, wie unterschied-
lich die Projektideen vor Ort sind. Der im Folgenden 
dazu skizzierte Überblick stellt zunächst eher tra-
ditionelle baulich-investive Maßnahmen dar, geht 
sodann auf die Rahmenbedingungen des Lernens 
(Betreuungssituation, spezifische Förderangebo-
te) und widmet sich schließlich komplexen, stärker 
integrierten Strategien (Bildungsnetzwerke, Quar-
tierszentren um Bildungseinrichtungen).

Die bauliche Aufwertung von Schulen und Bildungs-
einrichtungen sowie ihren Freiflächen spielt in 16 
Fallstudien – und damit in drei Vierteln der Fälle – 
eine Rolle. Neben der Sanierung von Schulhöfen 
und Eingangsbereichen (Bergheim, Berlin-Heer-
straße, Berlin-Wrangelkiez, Darmstadt, Dortmund, 
Leipzig, Neuruppin, Offenburg), teilweise mit Anpas-
sung an neue Nutzerbedürfnisse, wurden in wei-
teren Fällen die Außenanlagen (Berlin-Heerstra-
ße, Dortmund, Dresden, Kiel, Nürnberg, Offenburg) 
oder Spielplätze und andere Freiflächen neu gestal-
tet (Berlin-Wrangelkiez, Bremen, Offenburg, Söm-
merda). In mehreren Fällen ist dokumentiert, dass 
dazu Schülerinnen und Schüler in die Planung ein-
bezogen wurden (Bergheim, Darmstadt, Dresden). 
Weiterhin wurden in einzelnen Fallstudien auch 
Kitas und Schulen saniert oder umgestaltet (Bad 
Kreuznach, Darmstadt, Leipzig, Neuruppin, Schwe-
rin, Sömmerda, Stendal), bisweilen sogar neu er-
richtet. Zur Finanzierung konnten neben dem Pro-
gramm Soziale Stadt teilweise das Konjunkturpaket, 
Mittel aus dem Stadtumbau Ost und andere Förder-
programme herangezogen werden. Dies könnte ein 
Erklärungsansatz für die Konzentration dieser Maß-
nahmen in den ostdeutschen Ländern sein. Beach-
tenswert erscheinen vor allem die neu konzipier-
ten Bildungseinrichtungen, die durch Umnutzung 
(Kiel: Musikschule, Sömmerda: Ludothek, Verkehrs-
präventionszentrum) geschaffen werden konnten.

Bei der Verbesserung der Betreuungssituation in 
Bildungseinrichtungen sticht Offenburg heraus. 
Dort gibt es seit den 1990er Jahren einen umfas-
senden quartiersorientierten Bildungsförderungs-
ansatz. Dadurch konnte auch ein Ganztagsschulbe-
trieb im Schulzentrum Nordwest durch IZBB162-För-
derung sowie Gemeinwesenarbeit für das Schul-
zentrum organisiert werden. Darüber hinaus wer-
den in den Fallstudien nur wenige Projekte in die-

Beratungszentrum Brandenburg an der Havel
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sem Bereich genannt. Zu ihnen zählen eine zusätz-
liche Lernförderung durch Lehramtsstudenten und 
Eltern in Dresden, die Finanzierung von Küchen für 
eine Schule und eine Kita in Emden sowie mehre-
re zeitlich begrenzt laufende Projekte in der Ludo-
thek in Sömmerda.

In den Fallstudien werden zahlreiche Einzelprojek-
te angeführt, die auf verbesserte Voraussetzungen 
für das Lernen von besonderen Ziel- oder Alters-
gruppen abzielen. Beispiele sind Sprach- und Lern-
förderung, schulbegleitende und freizeitorientier-
te Angebote und eine Unterstützung von Schüle-
rinnen mit Migrationshintergrund (Berlin-Wrangel-
kiez). Darüber hinaus finden sich vereinzelt auch 
Projekte zur Verringerung der Schuldistanz (Berlin-
Heerstraße Nord), generationenübergreifende Bil-
dungsangebote (Bremen) sowie Sprachkurse (Em-
den und Schwerin). Oftmals sind solche Projekte im 
Kontext der Sozialen Stadt verortet, aber nicht aus 
Bundesmitteln kofinanziert. 

Damit verwandt sind Ansätze, die sich explizit der 
Unterstützung von Bildungskarrieren zuwenden. 
Dies gilt zum einen für die Unterstützung der früh-
kindlichen Bildung (Berlin-Heerstraße Nord, Ber-
lin-Wrangelkiez, Bremen, Stendal). Zum anderen 
wird der Übergang von der Schule in den Beruf 
gefördert (Bremen: Praktikumsbörse, PC-Kurse, 
Dortmund: Qualifizierungsangebote, Berufsorien-
tierungsseminare, Kiel: Integration von Jugendli-
chen, Nürnberg: Praktikumsakquise).

Teilweise sehr ehrgeizige Ansätze finden sich 
bei den Kooperationen im Quartier und dem Auf-
bau von Bildungsnetzwerken. Kooperationen fin-
den bisweilen in Einzelprojekten statt. Sie bieten 
ergänzende Bildungsangebote wie etwa Zirkus-
projekte (Bremen, Darmstadt). Interessant ist der 
Bergheimer Ansatz, bei dem Schüler in die Stadt-
teilplanung einbezogen werden. Weitergehende 
Netzwerke bestehen vor allem in ostdeutschen 
Städten. In Berlin gilt dies für das Gebiet Heer-
straße Nord (Bildungsnetz, Gemeinwesenzentrum; 
mit Einbeziehung von Theater-, Sport-, Musik- 
sowie Leseprojekten und jeweils vor Ort einbezo-
genen Partnern) und den Wrangelkiez (Bildungs-
netzwerk „Wrangelkiez macht Schule“ in breiter 
Kooperation und mit vielfältigen Ansätzen zur Ver-
breiterung des Bildungsangebotes, Verbesserung 
der Bildungsübergänge).

In Sachsen finden sich ähnliche Ansätze in Dres-
den (KiNet zur frühkindlichen sozialräumlichen 
Vernetzung bei Prävention von Erziehungs- und 
Entwicklungsproblemen) und Leipzig (Netzwerk 
„Schule mit Zukunft“ als Übergangsmanage-
ment, Kooperation mit Eltern und anderen exter-
nen Partnern).

Weiterhin sind Bildungseinrichtungen teilweise 
auch Bestandteil von Quartierszentren oder folgen 
einem Ansatz der Öffnung einer Schule in den Stadt-
teil – so etwa in Berlin-Wrangelkiez, Darmstadt, 
Dresden, Hamburg, Kiel sowie Offenburg.

Inzwischen ist der Erfahrungsschatz im Hinblick auf 
Bildungsnetzwerke gewachsen. Wie in den Fallstu-
dien deutlich wurde, spielt dabei die Einbettung der 
Bildungstätigkeit von Schulen in das unmittelbare 
Umfeld eine Rolle. Dies gelingt durch Ansätze der 
Sprachförderung, Lernwerkstätten, Patenschaften 
und die Unterstützung und Einbeziehung von Eltern. 
Vernetzungen zwischen Schulen entstehen über 
Projekte in den Bereichen Gewaltprävention, Ge-
sundheit und Freizeit. Mit anderen Institutionen ko-
operieren sie im Rahmen einer stärkeren Berufsori-
entierung der Bildung. Dabei werden lokale Bünd-
nisse unterschiedlicher Träger über eine Zusam-
menarbeit zwischen Schulen und Betrieben, Quali-
fizierungseinrichtungen sowie Beratungs- und Ak-
tivierungsstellen aufgebaut. 

Häufig beruhen diese Ansätze auf einer Weiter-
entwicklung von Projekten in gebündelten Paral-
lelprogrammen und können sich auf bauliche Auf-
wertungsmaßnahmen in Schulen oder anderen so-
zialen Infrastruktureinrichtungen im Quartier stüt-
zen (Soziale Stadt info 2011:  6ff, BMVBS/BBSR 
2009a: 24f,45, BMVBS/BBSR 2009b: 35). Dagegen 
wird kaum über Partnerschaften von Schulen und 
Kitas berichtet. 

Ergebnisse und Wirkungen

Als Ergebnisse des Programms im Handlungs-
feld „Schule und Bildung“ können Verbesserun-
gen der Rahmenbedingungen für Bildungsangebo-
te und die Etablierung funktionierender Bildungs-
netzwerke angesehen werden. Im Hinblick auf die 
bauliche Aufwertung geht es letztlich darum, ob 
die Bildungseinrichtungen ihrem Auftrag besser 
gerecht werden können. Bei den verschiedenen 
Angeboten in und um Bildungseinrichtungen ist zu 
fragen, inwiefern sie das allgemeine Bildungsklima 
im Quartier verbessern. Eine Verbesserung der Bil-
dungschancen und des Bildungsstands im Quartier 
könnten dann weitergehende Wirkungen innerhalb 
des Handlungsfelds sein. 

Von den Beteiligten werden die Ergebnisse über-
wiegend positiv eingeschätzt. Schon in der dritten 
bundesweiten Befragung von 2006 gehen die meis-
ten Befragten von Verbesserungen im Bereich des 
Handlungsfelds aus, Verschlechterungen werden 
praktisch gar nicht beobachtet. Ein breites Spekt-
rum an Maßnahmen wird dabei als positiv bewer-
tet: der Ausbau der Schulen in Ganztagsschulen, 
die Öffnung der Schulen zum Stadtteil, die Koope-
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rationsbereitschaft der Schulen, das Engagement 
von Lehrerschaft und Schulleitung, Angebote für 
Eltern, die Verknüpfung der Bildungsarbeit von Kin-
derbetreuungseinrichtungen und Schulen sowie 
die Verbesserung des allgemeinen Bildungserfolgs. 
Damit gehe auch ein verbessertes Renommee der 
Schulen einher. 

Auffällig weniger positive Ergebnisse werden beim 
Aufbau eines „Bildungsmanagements“ sowie der 
Kooperation von Schulen mit der Wirtschaft fest-
gestellt (Bundestransferstelle 2006: 142). 

Die Evaluationen zu den gebündelten Programmen 
warten zwar mit beeindruckenden Zahlen von er-
reichten oder gar vermittelten Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern auf, sie können aber nur wenig über 
die Wirkung im Quartier aussagen. Ansatzweise 
können aus der dritten bundesweiten Befragung 
Hinweise auf Wirkungen im Handlungsfeld abge-
leitet werden. Dies gilt insbesondere, wenn sich 
diese auf das Renommee von Schulen beziehen. 
Befragungen von Programmbeteiligten weisen auf 
Imageverbesserungen hin. Wie weit diese tragen 
und inwiefern sie auch Stigmatisierungen auf der 
Ebene des Stadtteils abbauen helfen, lässt sich je-
doch kaum belegen. 

Die Fallstudien zeichnen ein ähnliches Bild. Dem-
nach verfügt das Handlungsfeld neben „einer gro-
ßen Bedeutung [...] insgesamt auch über einen ho-
hen Grad der Zielerreichung der geplanten und 
umgesetzten Projekte“ (StadtRaumKonzept et al. 
2015b: 14). Allerdings bleibt unklar, „[w]elche Wir-
kungen diese Maßnahmen auf das Bildungsniveau 
und den Bildungserfolg von Kindern und Jugendli-
chen in den Fallstudien haben“ (ebd.: 15). Sozial-
raumbezogene Aussagen werden insbesondere im 
Hinblick auf Ergebnisse gemacht (vgl. oben). Aller-
dings wird deutlich, dass „vor allem Verbesserun-

gen in der bildungsbezogenen Infrastruktur erreicht 
werden“, eine „Verbesserung der Kommunikation 
der lokalen Bildungsakteure im Stadtteil“ stattfin-
det sowie ein „Ausbau [...] der sozialen Infrastruk-
tur für Jugendliche sowie zur Schaffung von Frei-
zeitangeboten erreicht wird“ (StadtRaumKonzept 
et al. 2015b: 15). Erneut wird auf die zentrale Rolle 
von Modellvorhaben und Partnerprogrammen der 
Sozialen Stadt bei deren Finanzierung hingewiesen.

Inwiefern diese Maßnahmen Wirkungen im Hin-
blick auf die Stabilisierung von Quartieren aus-
lösen, wird in den Fallstudien meist nur auf einer 
sehr grundsätzlichen Ebene thematisiert, etwa in-
dem auf eine allgemeine Aufwertung eines Quar-
tiers und eine damit verbundene Verbesserung des 
Images hingewiesen wird.

Sehr positiv zu bewerten sind die Hinweise auf viel-
fältige und innovative Projekte, die Ansatzpunkte 
für Bildungsnetzwerke (Berlin-Heerstraße, Berlin-
Wrangelkiez, Bremen, Dresden, Hamburg, Kiel, 
Leipzig, Nürnberg und Offenburg) sowie das Zu-
standekommen von Bildungsnetzwerken (Berlin-
Heerstraße, Berlin-Wrangelkiez, Leipzig, Nürnberg 
und Offenburg) sein können. Betrachtet man je-
doch, welche Maßnahmenbereiche in den Fallstu-
dien von dem breiten Katalog möglicher Ansatz-
punkte überhaupt genannt werden, zeigt sich, dass 
von diesen in der Regel jeweils nur ein kleiner Teil 
genutzt wird. In einer Gruppe von Kommunen steht 
stärker die baulich-investive Aufwertung der Bil-
dungsinfrastruktur im Vordergrund. In einer zwei-
ten geht es schwerpunktmäßig um den Aufbau von 
Kooperationen zur Schaffung ergänzender, pro-
jektförmiger Angebote für Schüler. In einer dritten 
Gruppe steht schließlich eher die Förderung von 
Quartierszentren im Mittelpunkt, an denen Schu-
len und Bildungseinrichtungen beteiligt sind. Nur in 
einigen wenigen Fallstudiengebieten werden kom-
plexere Strategien verfolgt, die die genannten An-
sätze miteinander kombinieren. Die bei Bildungs-
netzwerken erfolgreichen Fallstudiengebiete zei-
gen aber auch, dass selbst unter schwierigen Vo-
raussetzungen innovative Bildungsmanagement-
strategien möglich sind.

Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Aufgrund der großen Bedeutung nicht-investiver 
Projekte und Aktivitäten kommt es im Handlungs-
feld vor allem darauf an, die Bündelungsmöglich-
keiten der Sozialen Stadt intensiv auszunutzen. Ge-
bündelte Programme weisen allerdings häufig an-
dere Laufzeiten als die Städtebaufördermaßnah-
men auf, beziehen sich nur teilweise auf die für 
das Handlungsfeld bedeutenden thematischen 
Schwerpunkte und gehorchen eigenen Förderlo-
giken. Dies schränkt die Spielräume für eine Bün-

Stadtverschönerung Gladbeck
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delung ein. Insbesondere das Quartiersmanage-
ment hat wegen seiner Rolle als kommunikativ-ver-
mittelnde Instanz eine Schlüsselbedeutung für ihre 
geschickte Nutzung. 

Die Aufwertung und Anpassung von Bildungsein-
richtungen stellt eine Voraussetzung zur Umsetzung 
weitergehender Ziele und Einzelprojekte dar und 
leistet auf diese Weise einen Beitrag zur Stabilisie-
rung von Quartieren auch dort, wo Bildung kein ex-
plizites Ziel im Rahmen der Sozialen Stadt ist. Das 
Image von Schulen und Bildungseinrichtungen lässt 
sich durch vielfältige, innovative und ergänzende 
Bildungsangebote, eine Vernetzung in den Stadt-
teil und ansatzweise auch durch Quartierszentren 
mit überörtlichen Bildungsangeboten verbessern.

Untersuchungen zur Qualifizierung von Schulen, 
Gemeinschafts- oder Nachbarschaftseinrichtun-
gen als geeignete „Orte der Integration“ weisen 
auf die Bedeutung einer zentralen Lage hin, damit 
diese Orte über eine Nutzergruppe hinaus ange-
nommen werden. Darüber hinaus wird gefordert, 
dass die Einrichtungen in baulicher Hinsicht „offen 
und eigenständig“ sind, als „Aushängeschild“ wir-
ken und gut erreichbar sein sollen. In organisato-
risch-zeitlicher Hinsicht sollten sie unabhängig von 
anderen Einrichtungen geöffnet und flexibel nutz-
bar sein sowie sich für außerschulische Veranstal-
tungen eignen. Darüber hinaus sollten Einrichtun-
gen mit einer sicheren Mindestfinanzierung aus-
gestattet sein, die eine Einwerbung von weiteren 
Mitteln zulässt (BBSR/BMUB 2014: 6f).

Besondere Aufmerksamkeit verdienen darüber 
hinaus die Erfolgsfaktoren für Bildungslandschaf-
ten und Bildungsnetzwerke, die immer stärker an 
Verbreitung gewonnen haben. So nennen etwa 
die Modellprojekte aus dem ExWoSt-Forschungs-
feld „Orte der Integration“ hier insbesondere die 
zielgruppenspezifische „Ausrichtung der Anspra-
che- und Aktivierungsinstrumente“, durch die eine 
„übergangslose Bildungsbiografie“ für junge Men-
schen entstehen soll. Weiter stellen eine „Akteurs- 
und Angebotsvernetzung ebenso elementare Vo-
raussetzungen dar wie die Einbindung von Un-
ternehmen und Stiftungen sowie von Ehrenamtli-
chen“. Darüber hinaus sind ein gemeinsames Ver-
ständnis der involvierten Akteure über die Ziele und 
weitere allgemeingültige Erfolgsfaktoren wie Konti-
nuität, gemeinsame Planung und Umsetzung durch 
Schlüsselressorts (BBSR/BMUB 2014: 2, BMBVS 
2013: 24) von entscheidender Bedeutung. 

4.5 Stadtteilkultur und Sport

Das Handlungsfeld Stadtteilkultur und Sport hat 
als gemeinsamen inhaltlichen Bezug die bau-
lich-investiven Maßnahmen bei Gemeinbedarfs- 
und Wohnfolgeeinrichtungen, die aus der Sozia-
len Stadt finanziert werden. Für den Teilbereich 
Stadtteilkultur betrifft dies z. B. den Um- und Neu-
bau von Kulturzentren und Büchereien, während 
die Sportinfrastruktur in Form von Sporthallen und 
-plätzen einen Kernbestandteil der Investitions-
tätigkeiten im Teilbereich Sport darstellen. Das 
Handlungsfeld Stadtteilkultur und Sport ist nicht 
als eigenständiger Ziel- und Maßnahmenbereich 
für die Quartiersentwicklung im Leitfaden der AR-
GEBAU aufgeführt, sondern findet sich in Teilas-
pekten in den Schwerpunktbereichen soziale, kul-
turelle, bildungs- und freizeitbezogene Infrastruk-
tur, Schule im Stadtteil oder Gesundheit. Die we-
sentlichen Ziele und Erwartungen bestehen dar-
in, dem besonderen Bedarf an Gemeinschaftsein-
richtungen in sozial benachteiligten Gebieten ge-
recht zu werden, indem „geeignete Räume mit der 
erforderlichen personellen Betreuung für das kul-
turelle und gesellschaftliche Leben verschiede-
ner ethnischer Gruppen im Quartier sowie zur Be-
reicherung der Möglichkeiten der Freizeitgestal-
tung“ bereit gestellt werden (ARGEBAU 2005: 8). 
Zugleich wird auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
dass „Investitionen in diesen Bereichen [...] nur 
Sinn [machen], wenn zugleich die Finanzierung 
der Folgekosten nachhaltig gesichert wird“ (ebd.).

Da die beiden Teilhandlungsfelder Stadtteilkultur 
und Sport nur geringe inhaltliche und methodische 
Schnittmengen aufweisen, werden sie nachfol-
gend getrennt beschrieben und bewertet. 

4.5.1 Handlungsfeld Stadtteilkultur

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Das Handlungsfeld Stadtteilkultur war von der Pro-
grammauflegung 1999 bis zur Neuausrichtung auf 
Investitionen im Quartier im Jahr 2012 in der VV 
explizit als Fördertatbestand benannt. Bundesweit 
kommt diesem Handlungsfeld eine maßgebliche 
Bedeutung bei der Programmumsetzung zu, die nur 
noch von den baulich-investiven Aufwertungsmaß-
nahmen und dem Querschnittshandlungsfeld Akti-
vierung und Beteiligung übertroffen wird163. Weder 
auf Bundes- noch auf Landesebene lassen sich al-
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lerdings ausformulierte Fachstrategien, z. B. dezen-
trale Kulturarbeit in Räumen mit besonderem Inte-
grationsbedarf, ausmachen, die die Stadtteilkultur 
gezielt fördern.

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

Auf Ebene der Kommunen und Quartiere lassen 
sich umfassende „stadtteilkulturelle“ Strategien 
identifizieren, die über die Einzelförderung von Kul-
turprojekten im Quartier hinausgehen, kulturelle 
Maßnahmen im Stadtteil bündeln und mit ande-
ren Handlungsfeldern wie Bildung oder Integra-
tion vernetzen. Folgende Teilziele lassen sich fin-
den (Schuleri-Hartje/Meyer 2004: 23):
• Kultur und Kunst im Stadtteil durch das Schaf-

fen von Räumlichkeiten für kulturelle Aktivitä-
ten verankern,

• Anlässe zur Identitätsbildung durch Film- und 
Fotodokumentationen, Ausstellungen, Veröf-
fentlichungen oder thematische Stadtteilspa-
ziergänge schaffen,

• Verbesserung des Außen- und Binnenimages 
durch Kunst- und Kulturveranstaltungen,

• Anregung neuer, positiver Wahrnehmungs-, An-
eignungs- und Ausdrucksformen durch unge-
wöhnliche Aktionen im öffentlichen Raum sowie

• Vernetzung, Abstimmung und Ausbau der 
vorhandenen kulturellen Einrichtungen und 
Angebote. 

Diese Maßnahmen finden sich in den Fallstudien 
wieder. Ein Großteil der kulturellen Aktivitäten wird 
aus Mitteln des Verfügungsfonds unterstützt. Eine 
umfassende Förderung aus dem Städtebauförde-
rungsprogramm findet nur bei baulich-investiven 
Maßnahmen statt. 

In vielen Fallstudien stehen dabei der Aufbau, die 
Erhaltung oder Umgestaltung von Orten für kul-
turelle Aktivitäten im Mittelpunkt. Diese sind oft 
generationen- und milieuübergreifend konzipiert. 
Einige haben in der Startphase eine Förderung 
aus dem Mehrgenerationenhäuser-Programm 
des Bundesfamilienministeriums eingesetzt, um 
die Betriebskosten zu finanzieren. Kinder und Ju-
gendliche bilden eine besondere Zielgruppe für 
kulturelle Bildungsangebote, für die spezialisier-
te Einrichtungen geschaffen werden (Nürnberg, 
Stendal).

Demgegenüber finden in den Fallstudien Gemein-
schaftsaktivitäten zur Identitätsbildung z. B. in Form 
von Fotoausstellungen mit Portraits von Gebietsbe-
wohnern oder thematischen Stadtteilspaziergän-
gen nur in Berlin Erwähnung. Kunst- und Kulturak-
tionen, die über das Quartier hinausstrahlen und 
das Image des Stadtteils verbessern, finden ihre 
Ausprägung in Form von Musik- und Kulturfesti-

vals in einzelnen Fallstudien (Leipzig, Kiel, Ham-
burg, Sulzbach). Ungewöhnliche Kunstaktionen 
im öffentlichen Raum, wie z. B. die Kunstbaustel-
le „Windwörter“ in Neuruppin oder die Präsenta-
tion von Kurzfilmen auf Häuserwänden in Hamburg, 
werden in den Fallstudien als gelungene Projekt-
beispiele benannt, um zu einer veränderten Wahr-
nehmung von Gebäuden und öffentlichen Räumen 
beizutragen.

Ein strategischer Ansatzpunkt in diesem Hand-
lungsfeld ist es, kulturelle Netzwerke zu bilden, um 
abgestimmte und differenzierte Angebote für die 
Quartiersbevölkerung zu schaffen. In den Fallstu-
dien werden sie zumeist im Kontext der Programm-
gestaltung von Nachbarschafts- und Kulturzentren 
erwähnt (Berlin-Heerstraße, Hamburg, Nürnberg, 
Offenburg, Sulzbach, Darmstadt).

Ergebnisse und Wirkungen

Sichtbare und erlebbare Ergebnisse im Handlungs-
feld Stadtteilkultur sind die Stadtteil-, Nachbar-
schafts- und Kulturzentren mit einem abgestimm-
ten Angebot, das im Idealfall die Bedürfnisse und 
Interessen der Bewohnerschaft trifft. Weitere Er-
gebnisse sind Kulturfeste und Kunstaktionen, die 
vielfach über das Quartier hinausreichen und zu 
einer veränderten Wahrnehmung des Quartiers 
im Stadtteil und der Gesamtstadt beitragen kön-
nen. Während Einzelaktionen zeitlich begrenzt wir-
ken, haben z. B. in größerem Maßstab angelegte 
Fassadengestaltungsaktionen eine dauerhaftere 
Wirkung und können neue Landmarken im Quar-
tier schaffen.

Die Fallstudien geben Hinweise dafür, dass der Auf-
bau von Netzwerken im Kulturbereich auf gut er-
reichbare Kultureinrichtungen im Quartier ange-
wiesen ist.

Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Obwohl das Handlungsfeld Stadtteilkultur nicht rein 
baulich-investiv ist, wird ihm in den Begleitinforma-
tionen eine hohe Bedeutung zugemessen. Als Er-
folgsfaktoren für gelungene Projektansätze lassen 
sich folgende Elemente benennen:
• intensive Beteiligungs- und Gestaltungsmög-

lichkeiten zur Einbeziehung der Gebietsbewoh-
ner und der Akteure vor Ort,

• ein hohes Identifikationspotenzial der Stadtteil-
kulturprojekte, um die unterschiedlichen Akteu-
re einbinden und neue Kooperationsformen ent-
wickeln zu können sowie 

• der Aufbau langfristiger Strukturen durch Ver-
netzung der Anbieter- und Nutzergruppen so-
wie der Aufbau und die Sicherung von zentra-
len Orten der Stadtteilkultur.
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Ein wesentliches Hemmnis besteht in finanzschwa-
chen Gemeinden darin, dass die langfristige Finan-
zierung der Unterhalts- und Betriebskosten nur un-
zureichend möglich ist. Dadurch besteht das Ri-
siko, dass sich die Angebote weniger an den lo-
kalen Interessen und Bedürfnissen orientieren als 
an den finanziellen Möglichkeiten von Kommune 
und Zivilgesellschaft. Ein Bewertungsmaßstab für 
stadtteilkulturelle Fachstrategien in Soziale-Stadt-
Gebieten sollte aber darin bestehen, dass sich die 
vorzugsweise mit der Quartiersbevölkerung entwi-
ckelten Angebote „an alle Bevölkerungsgruppen 
wenden und der kulturellen Vielfalt im Gebiet Rech-
nung tragen“ (Schuleri-Hartje/Meyer 2004: 24). In 
diesem Sinne können auch kleinteilige Projekte, 
die oft über den Verfügungsfonds finanziert wer-
den, große Wirkungen entfalten, denn auch ge-
meinsame Stadtteilfeste tragen zur Identitätsbil-
dung bei und fördern das Zugehörigkeitsgefühl im 
Quartier, wenn verschiedene Bevölkerungsgrup-
pen einbezogen werden.

4.5.2 Handlungsfeld Sport

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Mit mehr als 8,6 Mio. Mitgliedern, die sich ehren-
amtlich engagieren, sind Sportvereine in Deutsch-
land der „größte nichtstaatliche Bildungsanbieter“ 
(Klages/Siegel 2012: 303). Damit ist ein enormes 
Unterstützungspotenzial für die Anliegen der Sozia-
len Stadt verbunden. Es ist verwunderlich, dass das 
Handlungsfeld Sport keine stärkere Berücksichti-
gung im Leitfaden der ARGEBAU gefunden hat. Es 
wird auch nicht in den Verwaltungsvereinbarun-
gen zur Städtebauförderung berücksichtigt. Auf 
Bundesebene sind keine direkten, unterstützen-
den Handlungsansätze zur Förderung des Hand-
lungsfeldes Sport im Rahmen des Programms So-
ziale Stadt auszumachen, stattdessen finden sich 
diese als Teilaspekte an anderer Stelle, wie z. B. im 
Handlungsfeld Gesundheit unter dem Stichwort der 
Bewegungsförderung. Auch in den Förderrichtli-
nien der Bundesländer findet der Sport keine ex-
plizite Erwähnung als eigenständiges Handlungs-
feld, sondern als Fördergegenstand in inhaltlich 
verwandten Feldern. 

Abgeleitet aus der Zielsetzung, die Freizeitangebo-
te zu verbessern, werden z. B. in Nordrhein-West-
falen über die Soziale Stadt quartiersbezogene An-
gebote für Sport unterstützt. Kinder und Jugend-
liche, Frauen – insbesondere Migrantinnen – so-

wie Senioren stehen als Zielgruppen im Mittel-
punkt. Dem Sport werden maßgebliche Beiträge 
für andere Handlungsfelder der Sozialen Stadt – 
Gesundheitsförderung, Soziale Integration sowie 
Gewaltprävention – zugeschrieben. Demzufolge 
hat das Land gezielt Programme zur Sport- und Be-
wegungsförderung in Soziale-Stadt-Gebieten auf-
gelegt164. In Berlin wurde das Handlungsfeld Sport 
in der gesamtstädtischen Rahmenstrategie Sozia-
le Stadtentwicklung verankert und eine „stärkere 
Nutzung der integrativen Rolle des Sports mit sei-
nen Ressourcen und Chancen“ eingefordert (vgl. 
SenStadt 2008: 50f). 

Darüber hinaus können an der Schnittstelle zwi-
schen Sport und Schule Ergänzungsprogramme 
der Sozialen Stadt nachhaltige Wirkung erzielen, 
wie die Fallstudie Bremen zeigt: „Über die Förde-
rung durch WiN konnte auch die Kooperation mit 
[...] Sportvereinen gestärkt werden. Die über die 
Schulen geförderten Projekte werden dabei als be-
deutend angesehen, da sie [...] die Schüler [...] an 
die Vereine im Stadtteil [...] binden und auf diese 
Weise langfristig Bewegung und Sport und damit 
soziales Miteinander und Integration sicherstel-
len können“ (StadtRaumKonzept et al. 2015a: 51).

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

In den Kommunen und Quartieren lassen sich An-
sätze stadtteilbezogener Sportförderung für die So-
ziale-Stadt-Gebiete erkennen, die sich im Idealfall 
aus folgenden Teilmaßnahmen zusammensetzen:

Wandbild Hamburg-Nord

Foto: Thomas Franke
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164 So die Gemeinschaftsinitiative des damaligen Ministeriums für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport des 
Landes Nordrhein-Westfalen und der Sportjugend NRW mit dem Programm „Jugend mit Zukunft – Bewegung, 
Spiel und Sport mit Mädchen und Jungen in Stadtteilen mit besonderem Erneuerungsbedarf“ sowie dem Nach-
folgeprogramm „Werkstatt Sport“, das im Zeitraum von 1997 bis 2005 umgesetzt wurde.



• Verankerung von Sport im Stadtteilleben durch 
die Bereitstellung von Sporträumen für den Ver-
eins-, Wettkampf- und Breitensport,

• Verknüpfung des Handlungsfeldes Sport mit 
einer Freiraumentwicklung, die zur umfassen-
den Unterstützung von gesundheitsfördern-
den Sport- und Bewegungsangeboten im All-
tag der Quartiersbewohnerschaft beiträgt (vgl. 
BMVBS 2011),

• Nutzung der sozial-integrativen Rolle des Sports 
durch Weiterentwicklung von Sporteinrichtun-
gen und -vereinen zu Begegnungsorten, in 
denen Kommunikation und Gemeinsinn geför-
dert werden (SenStadt 2008: 50) sowie

• Stärkung der Rolle des Sports im Bereich der 
Jugendsozialarbeit, um nachhaltige Projektan-
sätze zur Gewalt- und Kriminalitätsprävention zu 
verwirklichen, die die Grundwerte des Sports – 
Teamgeist, Regeleinhaltung, Fairness – vermit-
teln (ebd.).

In der Sozialen Stadt können zwei Arten von Maß-
nahmen stadtteilbezogener Sportförderung unter-
schieden werden: Auf der einen Seite kann der 
Ausbau der Sportinfrastruktur (Sporthallen, -plät-
ze) oder die Schaffung von Bewegungsangeboten 
durch Investitionen in die Freiraumentwicklung 
(Stadtparks, öffentliche Plätze, Freiflächen im Woh-
numfeld) finanziert werden. Auf der anderen Sei-
te stehen Maßnahmen, die nicht aus der Sozialen 
Stadt gefördert werden können, z. B. Sport-AGs in 
Schulen oder sportbezogene Jugendsozialarbeit, 
die ohne die aus Mitteln der Sozialen Stadt neu 
geschaffenen Infrastrukturangebote jedoch nicht 
möglich wären.

In den Fallstudien finden sich keine Hinweise auf 
im IEK verankerte umfassende Handlungsstrategi-
en zur stadtteilbezogenen Sportförderung, gleich-
wohl werden Einzelmaßnahmen aus dem Hand-
lungsfeld Sport mit einem positiven Beitrag für die 
Ziele der Quartiersentwicklung benannt.

So wurde aus Programmmitteln zum einen die Auf-
wertung von Sportanlagen ermöglicht, wozu auch 
Trendsportanlagen wie Hoch- und Niederseilklet-
tergärten in Stendal zählen können. Ferner ist der 
Sport- und Begegnungspark Gaarden in Kiel als ge-
lungenes Projektbeispiel für eine Freiraumentwick-
lung zu nennen, das Sport- und Bewegungsange-
bote als zentrale Gestaltungselemente für die Grün- 
und Freiflächengestaltung berücksichtigt. Zudem 
ist in den Fallstudien aus Schwerin und Dresden die 
Unterstützung aus dem Verfügungsfonds für Sport-
feste und kleinteilige Ausstattungsverbesserungen 
für Sportvereine genannt, was auch das Ehrenamt 
und die sozial-integrative Rolle des Sports fördert. 
Integrierte sportpädagogische und gewaltpräven-
tive Angebote für Jugendliche finden sich in Form 

von Bolzplatzligen und Mitternachtssport in den 
beiden Berliner Fallstudiengebieten.

Das Aktivitätsspektrum im Handlungsfeld Sport wird 
auf Ebene der einzelnen Soziale-Stadt-Quartiere 
durch bundesweite Aktionsprogramme des Deut-
schen Olympischen Sportbundes (DOSB), wie z. B. 
„Integration durch Sport“ in Niedersachsen (Wolfs-
burg und Lüneburg) oder die „Interkulturellen Gal-
lusprojekte“ in Frankfurt am Main unterstützt, die im 
Rahmen von „Starker Sport – Starke Stadt“ aus Mit-
teln der Sozialen Stadt mitgefördert werden. 

Ergebnisse und Wirkungen

Die Bewertung der Ergebnisse im Handlungsfeld 
Sport im Rahmen der Evaluierung bezieht sich zu-
meist auf die Wirkungen von Einzelmaßnahmen in 
den Soziale-Stadt-Gebieten. Neben der Erneue-
rung, Aufwertung oder Errichtung von Sportplät-
zen und -hallen sind für die Quartiersbevölke-
rung neue, attraktive Angebote für Sport und Be-
wegung im Quartier erlebbar. Dies führt zu einer 
positiven Wirkungseinschätzung, wie die Fallstu-
die Kiel zeigt. Im Hinblick auf die sozial-integrative 
Rolle des Sports gibt es in den Soziale-Stadt-Gebie-
ten große Schnittmengen zu den Zielgruppen, die 
gerade über das Städtebauförderungsprogramm 
angesprochen werden. So lassen sich im Hand-
lungsfeld Sport verstärkte Anstrengungen feststel-
len, um sozial benachteiligte Kinder, Jugendliche 
und Migranten in Sportangebote und das Vereins-
leben im Quartier einzubeziehen. Wenn es gelingt, 
diese Angebote an Bildungs- und Nachbarschafts-
einrichtungen anzubinden, können sich längerfris-
tige Wirkungen entfalten, wie die Fallstudie Bre-
men zeigt. Durchweg positive Wirkungen, sowohl 
bezogen auf die Zielgruppe als auch auf das Quar-
tier, werden sportpädagogischen Angeboten zur 
Gewaltprävention bei Jugendlichen zugemessen. 
Dies wird insbesondere an den zwei Berliner Fall-
studien deutlich.

Wie die unterschiedlichen Einzelprojekte im Sinne 
einer im IEK verankerten Handlungsstrategie zur 
stadtteilbezogenen Sportförderung in den Soziale-
Stadt-Gebieten zusammenwirken und einen Mehr-
wert für das Quartier schaffen können, lässt sich 
allerdings anhand der Fallstudien und Fachlitera-
tur nicht bestimmen. Grund ist, dass der Sport zu 
wenig als eigenständiges Handlungsfeld betrach-
tet wird, sondern häufig nur als Teilaspekt der The-
men Gesundheit, Bildung oder Integration.

Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Ein Erfolgsfaktor zur Profilierung des Handlungsfel-
des Sport im Rahmen der Sozialen Stadt liegt dar-
in, die Strukturen des organisierten Sports (DOSB, 
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Landessportbünde, Sportjugendverbände) syste-
matischer zu nutzen. Insofern erscheint es erfolg-
versprechend, die Sportvereine bei der Aufstellung 
und Fortschreibung der integrierten Entwicklungs-
konzepte einzubeziehen.

Die engere Zusammenarbeit zwischen Akteuren 
aus der Stadtteilentwicklung und dem Sportbereich 
auf der strategisch-instrumentellen Ebene der IEK 
leistet einen Beitrag dazu, die Kooperationsebe-
ne isolierter, baulich-investiver Einzelvorhaben zu 
verlassen und gemeinsam integrierte Fachstrate-
gien zur stadtteilbezogenen Sportförderung zu ent-
wickeln. Dabei sind die sozial-integrativen Zielen 
des Programms Soziale Stadt weiterzuverfolgen, 
indem nach gemeinsamen Lösungen gesucht wird, 
wie die „deutliche Unterrepräsentierung von so-
zial Schwachen und Migrantinnen und Migranten 
im Sportbereich“ (SenStadt 2008: 50) überwunden 
werden kann. Zudem sind neue Zugänge und al-
ternative Orte für die Sportinfrastruktur im Quar-
tier zu entwickeln, die bisher stark schulsport- und 
vereinsgeprägt ist, wobei der Schulsport mit Ein-
führung der Ganztagsschulen einen deutlichen Be-
deutungszuwachs erfährt. 

4.6 Gesundheitsförderung

Obwohl bereits in den 1980er Jahren der Zusam-
menhang von Armut und Gesundheitsdefiziten ver-
mehrt thematisiert165 und parallel zur Sozialen Stadt 
das bundesweite „Gesunde-Städte-Netzwerk“ ge-
gründet wurde, fand das Handlungsfeld bei der For-
mulierung des Programms zunächst wenig Beach-
tung. Im ersten Leitfaden der ARGEBAU wurden 
unter dem Oberbegriff der sozialen, bildungs- und 
freizeitbezogenen Infrastruktur auch Gesundheits-
zentren erwähnt. Außerdem lässt sich die Schaf-
fung von Spiel- und Sportangeboten sowie von 
Flächen für Bewegung als gesundheitsbezoge-
ne Maßnahmen deuten. Das DIfU, das sich in den 
ersten Jahren der Programmumsetzung um eine 
Stärkung quartiersbezogener Gesundheitspoli-
tik bemühte, beklagte jedoch im Jahr 2003, dass 
„Gesundheitsförderung bei den inhaltlichen Hand-
lungsfeldern in der bisherigen Programmumset-
zung an letzter Stelle“ rangiere (DIfU 2003: 137). 
Eine Studie des DIW ermittelte anhand der Daten 
des SOEP, dass „der Anteil der Personen, die sich 
Sorgen um die eigene Gesundheit machen, bei 
den Bewohnern der Sozialen Stadt Gebiete knapp 
5 Prozentpunkte höher ist als bei den übrigen Groß-
stadtbewohnern“ (DIW 2015: 24).

165 Vgl. die Ottawa Charta von 1986 und den „Setting-Ansatz“ der WHO sowie die seit 20 Jahren stattfindenden 
Kongresse „Armut und Gesundheit“.

166 Gespräch mit dem Sekretariat des Gesunde-Städte-Netzwerks am 11.01.2016.

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Im ARGEBAU-Leitfaden 2005 wurden die gerin-
gere Lebenserwartung und die höheren Gesund-
heitsprobleme bei den Menschen in benachtei-
ligten Stadtteilen thematisiert, und es heißt dort 
(2005: 9): „Durch integrierte gesundheitsfördern-
de Maßnahmen kann dem vorgebeugt oder begeg-
net werden.“ Die beispielhaft aufgeführten quar-
tiersbezogenen Maßnahmen blieben jedoch die-
selben wie im Leitfaden zuvor. Es folgte nur ein all-
gemeiner Appell an die Fachbehörden für Gesund-
heit und an die zuständigen Ministerien zur Initiie-
rung von stadtteilbezogenen Aktivitäten, genau-
ere Ziele wurden nicht formuliert. In die VV fand 
das Handlungsfeld erst 2009 und dann auch nur 
für drei Jahre explizit Eingang.

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Auf Bundesebene sind inzwischen erste Formen 
der Zusammenarbeit von gesundheitspolitischen 
Initiativen und der Sozialen Stadt erkennbar, z. B. im 
Kooperationsverbund „gesundheitliche Chancen-
gleichheit“. Das bereits erwähnte Gesunde-Städte-
Netzwerk fokussiert auf kommunale Aktionspläne 
und eine indikatorengestützte Gesundheitsbericht-
erstattung, bleibt aber in Hinblick auf quartiersbezo-
gene Ansätze auf der deklamatorischen Ebene166. Im 
Rahmen des Nationalen Aktionsplans IN FORM för-
dert das Bundeslandwirtschaftsministerium Maß-
nahmen für gesunde Ernährung und mehr Bewe-
gung. Es wurden bislang rund 100 Projekte unter-

Begegnungszentrum Nienburg-Lehmwandlung

Foto: empirica ag
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stützt, darunter auch in Soziale-Stadt-Gebieten. Im-
merhin findet sich in einem Positionspapier der ARL 
(2014: 8) der Hinweis, das Handlungsfeld habe durch 
die Modellvorhaben der Sozialen Stadt „einen kräf-
tigen Impuls erhalten.“ Durch das 2015 verabschie-
dete Präventionsgesetz werden die Möglichkeiten 
für gesundheitsfördernde Maßnahmen vor Ort ver-
bessert. Die Initiativen hierzu müssen vom Quartier 
ausgehen. In der Gesetzesbegründung zum Präven-
tionsgesetz wird u. a. auf Soziale-Stadt-Gebiete für 
das Setting Kommune verwiesen. 

In den Ländern wird Gesundheitspolitik als mögli-
ches Handlungsfeld des Programms Soziale Stadt 
erwähnt, in Berlin ist ein „besseres Gesundheitsni-
veau“ eines von neun strategischen Zielen, und in 
Bremen und Nordrhein-Westfalen sind die Gesund-
heitsressorts in die Abstimmungen einbezogen. 
Seit 2015 wird dort mit den „Präventionsketten“ 
ein neuer Ansatz unter Einbeziehung gesundheits-
fördernder Maßnahmen verfolgt. In Brandenburg 
wurde das Handlungsfeld mit der „Gemeinschafts-
initiative für eine soziale und gesunde Stadt“ pro-
filiert: Diese wurde im November 2009 vom Minis-
terium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz in Kooperation mit dem für die Städtebauför-
derung zuständigen Ministerium für Infrastruktur 
und Landesplanung, den Kostenträgern (Kranken-
kassen), der Landesarbeitsgemeinschaft Branden-
burg Gemeinwesenarbeit und Quartiersmanage-
ment sowie weiteren Akteuren gestartet (unter an-
derem die Techniker Krankenkasse, die als einzi-
ge in Deutschland aktiv den Setting-Ansatz167 un-
terstützt). Ziel ist, Brandenburger Städte auf dem 
Weg zu einer sozialen und gesunden Stadt zu un-
terstützen. Dabei liegt der Schwerpunkt auf sozial 
benachteiligten Stadtteilen. 

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren 

Das DIfU konnte fünf Jahre nach seiner ersten Be-
standsaufnahme vier Strategien im Handlungsfeld 
Gesundheitsförderung identifizieren: Einrichtung 
von Gesundheitshäusern, -läden, -treffs im Quar-
tier, niedrigschwellige Angebote, Bildung gesund-
heitsbezogener Netzwerke sowie Qualifizierung 
von Multiplikatoren (vgl. Bundestransferstelle So-
ziale Stadt 2008: 57ff). 

Allerdings fallen die Angaben der Gebietsbeauf-
tragten in den Kommunen zur Umsetzung von Maß-
nahmen im Handlungsfeld über die gesamte Lauf-
zeit des Programms sehr bescheiden aus: In der 

zweiten DIfU-Gebietsbefragung aus dem Jahr 2002 
finden sich gesundheitsbezogene Maßnahmen mit 
8 % auf dem vorletzten Platz der Handlungsfelder. 
In der jüngsten Kommunalbefragung liegt die Ge-
sundheitsförderung bei der Frage nach sehr wich-
tigen Handlungsfeldern auf dem letzten Rang. Auch 
in den integrierten Konzepten rangiert die Gesund-
heitsförderung vor umweltbezogenen Maßnahmen 
auf dem vorletzten Platz der genannten Handlungs-
felder (Kommunalbefragung 2015). Im Statusbericht 
2014 wird festgestellt, eine quartiersbezogene Ge-
sundheitsförderung sei „bislang eher nachgeord-
net“ (DIfU 2014: 6).

Das schwache Abschneiden gesundheitsbezoge-
ner Aktivitäten bei den Befragungen wird durch 
die Angaben in den Fallstudien teilweise bestä-
tigt: In sieben Fallstudien wird Gesundheitspolitik 
als Handlungsfeld genannt, gesundheitsbezoge-
ne Netzwerke wurden in Berlin und Nürnberg auf-
gebaut, bauliche Maßnahmen in Langquaid und 
Emden umgesetzt und verschiedene gesundheits-
fördernde Angebote in Berlin-Wrangelkiez (Kur-
se), Leipzig (Gesundheitsladen 2009-2011) im Rah-
men des Programms sowie in Verknüpfung mit wei-
teren Programmen in Offenburg (Projekt im Rah-
men von SvO168 2009, 2010) und Neuruppin (tem-
poräre BLIQ169-Maßnahmen 2009, 2010) realisiert. 
Unter den vom DIfU vorgestellten Modellvorhaben 
(DIfU 2010) befinden sich zwei gesundheitsbezoge-
ne Projekte, nämlich Esswerkstatt in Berlin und Fa-
milienhebammen in Stralsund.

Ergebnisse und Wirkungen 

Entsprechend der nachgeordneten Bedeutung des 
Handlungsfelds lassen sich wenige Angaben zu 
Ergebnissen und Wirkungen finden. In Neuruppin 
wurde ein BIWAQ-Projekt zur Gesundheitsförde-
rung für Langzeitarbeitslose im Programmgebiet 
initiiert, welches aber laut Auskunft der Diakonie 
nicht sehr erfolgreich war, da die Zielgruppe nicht 
ausreichend erreicht wurde. Als weiterer Förder-
ansatz wurde BLIQ – Bewegtes Leben im Quartier 
des Bundesministeriums für Gesundheit genannt. 
Auch damit seien Projekte umgesetzt worden, die  
zur Gesundheitsförderung im Quartier beigetragen 
haben. Von vielen Maßnahmen in diesem Bereich 
lässt sich nur sagen, dass sie stattgefunden haben, 
Ergebnisse und Wirkungen können weder benannt 
noch quantifiziert werden. Dagegen scheinen die 
baulichen Maßnahmen erfolgreicher, wie z. B. aus 
Emden berichtet wird. 
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168 Stärken vor Ort.

169 BLIQ – Bewegtes Leben im Quartier des Bundesministeriums für Gesundheit.



Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Traditionelle Angebote der Gesundheitsförde-
rung seien „überwiegend mittelschichtsorien-
tiert“, stellt schon das DIfU bei der Ausarbeitung 
der Strategien für die Soziale Stadt fest (DIfU 
2003: 139). Sie würden die besonders gefährde-
ten Gruppen nicht erreichen. Doch Praxisberich-
ten lässt sich entnehmen, dass auch eine niedrig-
schwellige Ansprache häufig nur schwache Erfol-
ge verzeichnet. Die Netzwerke seien im Gesund-
heitsbereich instabiler und die Verbindlichkeit ge-
ringer, weil der Mehrwert für die Beteiligten we-
niger sichtbar ist als beispielsweise im Bildungs-
bereich. Als wesentliches Hemmnis wird von Ex-
perten die starke sektorale Trennung zwischen 
Stadtplanungs-, Sozial- und Gesundheitsämtern 
angesehen. So stellt auch das ARL-Positionspa-
pier fest: „Gesundheitsämter richten ihre Maßnah-
men in der Regel auf spezifische Gruppen [...] oder 
Krankheiten [...] aus und sind in den Kommunen – 
im Gegensatz zu den Jugendämtern – zentral orga-
nisiert, was sozialräumlich angelegte Präventions-
aktivitäten erschwert“ (ARL 2014: 14). Tatsächlich 
zeigt die Kommunalbefragung 2015, dass eine stär-
kere Sozialraumorientierung bei den Fachämtern 
für Gesundheit nur in wenigen Fällen erreicht wer-
den konnte. Aus all diesen Einschätzungen wird 
deutlich, dass eine systematische Verbesserung 
der Gesundheitsförderung in den Gebieten der So-
zialen Stadt auf eine explizite Förderung entspre-
chender Maßnahmen angewiesen ist, durch die 
Akteure motiviert werden, ihre Aktivitäten auf die-
se Gebietskulisse auszurichten. 

4.7 Lokale Ökonomie 

Das Handlungsfeld „Lokale Ökonomie“ (Lokale 
Wirtschaft, Arbeit und Beschäftigung) bildet einen 
der wesentlichen Aufgabenbereiche der Gemein-
schaftsinitiative Soziale Stadt (ARGEBAU 2005: 6f). 
Anknüpfend an den beiden Kernzielgruppen für Ak-
tivitäten lokaler Ökonomie im Rahmen der Sozia-
len Stadt – Unternehmen und Arbeitssuchende – 
lässt sich das Thema in zwei Teilhandlungsfelder170 
unterteilen: 

Das Teilhandlungsfeld lokale Wirtschaftsförderung 
ist auf die Bestandsunternehmen und Existenzgrün-
der im Stadtteil ausgerichtet. Eine Schlüsselrolle für 
die Gebietsentwicklung wird den Nahversorgungs-
betrieben (Einzelhandel, Gastronomie, haushaltbe-
zogene Dienstleistungen) und der Immobilienwirt-

schaft zugemessen. In allen 21 Fallstudien finden 
sich Hinweise auf die Bedeutung von Nahversor-
gungsbetrieben und der Immobilienwirtschaft für 
die Zielerreichung der Gesamtmaßnahmen. Die he-
rausgehobene Rolle der Nahversorgungsbetriebe 
ergibt sich sowohl aus ihrer Sicht- und Erlebbarkeit 
im Stadtteil als auch der hohen Bedeutung für die 
Versorgung weniger mobiler Bevölkerungsgruppen 
mit Waren und Dienstleistungen des täglichen Be-
darfs. Die Schlüsselrolle der Immobilienwirtschaft 
resultiert in erster Linie aus ihren Einflussmöglich-
keiten auf Mieterstrukturen und ihren gebietsprä-
genden Investitionsentscheidung vor Ort. Zwei wei-
tere Wirtschaftssektoren, denen insbesondere in 
den innerstädtischen bzw. innenstadtnahen Förder-
gebieten eine Motorenfunktion für die lokale Ökono-
mie und Stadtteilentwicklung zugeschrieben wird, 
sind die Migranten-Ökonomien und die Kreativwirt-
schaft. Hierzu finden sich sowohl in der Evaluation 
zur lokalen Ökonomie in der Sozialen Stadt NRW 
(Neumann et al. 2007: 25ff) als auch in der Analy-
se der Lokalen Ökonomie in den Berliner Soziale-
Stadt-Gebieten (Helfen 2005: 56ff) Angaben zur Be-
deutung von Gewerbetreibenden mit Migrations-
hintergrund für die lokalen Wirtschaft. Hinweise zur 
Bedeutung der Kreativwirtschaft für die Stadtteil-
entwicklung im Rahmen der Sozialen Stadt finden 
sich in den Fallstudien Berlin-Wrangelkiez, Leipzi-
ger Osten, Offenbach – südliche Innenstadt/Sene-
felderviertel sowie Kiel-Gaarden.

Das Teilhandlungsfeld Lokale Arbeitsmarktför-
derung ist auf die Bewohnergruppe der Arbeits-
suchenden ausgerichtet. Die Soziale-Stadt-Ge-
biete weisen im Vergleich zur Gesamtstadt eine 
überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit der Quar-
tiersbevölkerung auf, wodurch sich ein verstärk-
ter Handlungsbedarf begründet. Arbeitslose und 
Langzeitarbeitslose oder spezielle Zielgruppen, 
wie Jugendliche, Alleinerziehende und Zuwan-
derer, werden im Regelfall durch zielgruppenspe-
zifische Maßnahmen anderer Förderprogramme 
außerhalb der Städtebauförderung unterstützt. 
Solange entsprechende Maßnahmen gefördert 
wurden, konzentrierte sich das Programm Sozia-
le Stadt auf die Kombination von baulich-investi-
ven Maßnahmen in öffentlich-genutzten Räumen 
(Spiel- und Stadtplätze, Grünflächen) mit Qualifizie-
rungs- bzw. Beschäftigungsangeboten der Agentur 
für Arbeit. Zu den vielfältigen, zielgruppenspezifi-
schen und aus verschiedenen Förderprogrammen 
finanzierten Arbeitsmarktfördermaßnahmen finden 
sich aufschlussreiche Hinweise u. a. in den Fallstu-
dien Leipziger Osten und Darmstadt-Eberstadt Süd.
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Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Die Ziele und Erwartungen hinsichtlich des Bei-
trags der lokalen Wirtschaft zur dauerhaften Sta-
bilisierung der Quartiere sind anspruchsvoll. So 
sollen im Rahmen der Sozialen Stadt wichtige Im-
pulse gesetzt werden, um der Arbeitslosigkeit als 
zentraler Ursache für Armut und Ausgrenzung zu 
begegnen, wohlwissend dass „die allgemeinen 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen nicht be-
einflusst werden können“ (ARGEBAU 2005: 6). Da-
rüber hinaus wird das Ziel formuliert, dass die Be-
triebe vor Ort und im Umfeld der Quartiere nicht 
nur Arbeits- und Ausbildungsplätze für die loka-
le Bevölkerung anbieten, sondern durch unter-
schiedliche Formen von Public Private Partners-
hips und Social Sponsoring für eine Beteiligung 
an der Stadtteilentwicklung gewonnen werden 
können (ebd.). Zudem wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verknüpfung in gesamtstädtische Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktförderungsstrategien 
notwendig ist, um „den Arbeitssuchenden Brü-
cken zu Ausbildungsplätzen und Beschäftigungs-
verhältnissen außerhalb [des Quartiers] zu bau-
en“ (ebd.: 7). 

Darüber hinaus sind Ziele und Maßnahmen der loka-
len Ökonomie in zwei weiteren Aufgabenbereichen 
zu finden: zum einen im Aufgabenbereich Quartiers-
zentren, Stadtteilbüro mit dem Ziel der Stärkung 
der Nahversorgung und typischen Maßnahmen 
des Stadtmarketings, zum anderen im Aufgaben-
bereich Wohnen mit einem Katalog typischer woh-

nungswirtschaftlicher Maßnahmen (ebd.: 7ff). Die 
Sonderstellung, insbesondere kommunaler und ge-
nossenschaftlicher Wohnungsunternehmen, zeigt 
sich nicht nur in Form erheblicher privater Investitio-
nen in den Wohnungsbestand und das Wohnumfeld, 
sondern auch in der Unterstützung gemeinwesen-
orientierter Ansätze zur Stabilisierung der Nachbar-
schaft. Ein in den Fallstudien belegtes Gute-Praxis-
Beispiel findet sich im Soziale-Stadt-Gebiet Dort-
mund-Scharnhorst Ost. Dort investierte die lokale 
Wohnungswirtschaft 63 Mio. Euro in ein umfassen-
des Modernisierungsprogramm und ein wohnungs-
wirtschaftliches Quartiersmanagement, das in Ver-
bindung mit kommunalen Handlungsansätzen de-
zentraler Sozial-, Familien-, Jugend- und Integra-
tionsberatung verstetigt wurde.

In Bezug auf die unterschiedlichen Problemlagen 
und Wirkungsbereiche im Handlungsfeld Lokale 
Ökonomie ist eine Differenzierung zwischen per-
sonenbezogenen und gebietsbezogenen Problem-
lagen sinnvoll.171

Das zentrale, personenbezogene Problem ist die 
hohe Arbeitslosigkeit der Gebietsbewohnerschaft. 
Diesbezüglich sind die Handlungsspielräume der 
Städtebauförderung begrenzt. Im Vergleich zu den 
Förderbudgets der Arbeitsmarktförderung und re-
gionalen Wirtschaftsförderung ist die Soziale Stadt 
ein „Leichtgewicht“. Zudem sind viele Fördertatbe-
stände zur individuellen Unterstützung von Arbeits-
losen und Unternehmen im Quartier durch die Städ-
tebauförderung ausgeschlossen. An dieser Stelle 
wird der Appellcharakter der Gemeinschaftsinitia-
tive Soziale Stadt deutlich, der darauf abzielt, dass 
sich auch andere Fachressorts und insbesonde-
re die Wirtschaft in der Mitverantwortung für die 
Quartiere sehen. 

Im Leitfaden zur Ausgestaltung der Gemeinschafts-
initiative Soziale Stadt werden die Beteiligten ge-
nannt, deren Engagement zur Umsetzung der Hand-
lungsstrategie Lokale Ökonomie beitragen sollen: 
„Wirtschaftsressorts, Arbeitsagenturen, Sozial-
ämter, Jugend- und Schulämter, Schulen, Ämter 
für Stadtentwicklung, Einrichtungen des zweiten 
Arbeitsmarktes, Industrie- und Handelskammern, 
andere berufsständische Verbände und Gewerk-
schaften“ (ARGEBAU 2005: 7).

Ein wichtiges raumbezogenes Problem im Hand-
lungsfeld „Lokale Ökonomie“ – mit Rückwirkungen 
auf weitere Handlungsfelder, wie z. B. „Sicherheit“ 
und „Wohnumfeld“ – ist der Leerstand von Gewer-
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beflächen, der als Zeichen von wirtschaftlichem 
Niedergang, geringer Kaufkraft und geringer At-
traktivität angesehen werden kann. 

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Angesichts der beschränkten Förder- und Mitwir-
kungsanreize des Programms Soziale Stadt für 
Wirtschaftsressorts, Arbeitsagenturen/Jobcen-
ter, Industrie- und Handelskammern, Handwerks-
kammern, Verbände und Gewerkschaften wurde 
auf Bundesebene kontinuierlich ein ergänzender 
Förderansatz aus Mitteln des Europäischen So-
zialfonds (ESF) verfolgt: „Entwicklung und Chan-
cen junger Menschen in sozialen Brennpunkten“ 
(E&C) (2001-2006), „Lokales Kapital für Soziale Zwe-
cke“ (LOS) (2003-2008), „STÄRKEN vor Ort“ (2009-
2011), „Beschäftigung, Bildung und Teilhabe vor 
Ort“ (2006-2008), „Bildung, Wirtschaft und Arbeit im 
Quartier“ (BIWAQ I bis III) (2009-2018) sowie „Ju-
gend stärken im Quartier“ (JUSTiQ) (2014-2018).172 

Bei den Programmen E&C, LOS und Stärken vor Ort 
sowie JUSTiQ stehen Jugendliche als Zielgruppe im 
Mittelpunkt, deren Mitwirkung durch Mikroprojek-
te analog der Verfahrensweisen des Verfügungs-
fonds gestärkt werden soll. Das ESF-Bundespro-
gramm BIWAQ verfolgt einen zielgruppenübergrei-
fenden, integrierten Ansatz zur sozialraumorientier-
ten Arbeitsmarktpolitik mit dem Schwerpunkt der 
Programmkulisse der Sozialen Stadt (Güleş 2009).

In den beiden Förderrunden BIWAQ I (2008-2012) 
und BIWAQ II (2011-2014) konnten 240 Programm-
gebiete in 125 Programmkommunen gefördert 
werden, wobei der überwiegende Teil der Förder-
projekte auf Großstädte (65 %) und Mittelstädte 
(26 %) entfiel. Dabei zeigt sich, dass jeder Fünfte 
der 25.000 Teilnehmenden eine Beschäftigung auf 
dem ersten Arbeitsmarkt aufnahm und aus 33 % al-
ler Existenzgründungsberatungen eine Unterneh-
mensgründung hervorging (BMUB 2015d: 6f).

Die Fördermöglichkeiten im Zuge der Modellvor-
haben (2006-2010) wurden schwerpunktmäßig zur 
Profilierung des Handlungsfeldes Lokale Ökono-
mie genutzt: So sind zwei von drei der am häufigs-
ten geförderten Projekte dieser Handlungsstrate-
gie zuzuordnen, wobei Maßnahmen aus dem Be-
reich „Berufliche Qualifizierung/Arbeitsmarktinte-
gration (Jugendliche, Migrant/innen etc.)“ sowie 
„Lokale Ökonomie inkl. Beschäftigung (besonders 
benachteiligter Gruppen)“ besonders stark vertre-
ten sind (vgl. DIfU 2014). 

Mit Ausnahme von Bremen wurde in keinem Län-
dergespräch dem Handlungsfeld Lokale Ökonomie 
eine zentrale Rolle für die Umsetzung der Sozia-
len Stadt zugemessen. Die Wichtigkeit des Hand-
lungsfeldes ist aber in Nordrhein-Westfalen und 
Hessen aus der Schwerpunktsetzung von Landes-
förderprogrammen im Rahmen der EFRE-Förde-
rung abzulesen. So waren in Nordrhein-Westfa-
len 16 bis 20 Mio. Euro für das Ziel 2 vorgesehen, 
um den Stellenwert der Lokalen Ökonomie in Rah-
men integrierter Handlungskonzepte für städti-
sche Gebiete zu erhöhen (NRW 2010). Vergleich-
bares gilt für das Land Hessen, wo das Programm 
„Förderung der lokalen Ökonomie in ausgewähl-
ten Stadterneuerungsgebieten in Hessen“ aufge-
legt wurde. Dieses ist aber im Vergleich zu Nord-
rhein-Westfalen weniger stark auf die Programm-
kulisse der Sozialen Stadt ausgerichtet (Hessen 
Agentur 2014).

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

Im Teilhandlungsfeld Lokale Wirtschaftsförderung 
ist das Leerstandsmanagement ein wichtiger, ge-
bietsbezogener Ansatz, abgesehen von finanzinten-
siven, klassischen Wirtschaftsförderungsmaßnah-
men, wie dem Bau und Betrieb von Gewerbehöfen 
und Gründerzentren auf brachgefallenen ehemali-
gen Industriestandorten aus GRW- und EFRE-Mit-
teln. Eines der bundesweit bekanntesten Gute-Pra-
xis-Beispiele für diesen Projektansatz ist das Grün-
dungszentrum Triple Z auf dem Gelände der ehema-
ligen Zeche Zollverein im Soziale-Stadt-Gebiet Es-
sen-Katernberg (vgl. Neumann et al. 2007: 130). Da-
mit kann sowohl dem Gewerbeflächenleerstand dif-
ferenziert begegnet als auch Existenzgründern und 
Bestandsunternehmen ein einfacher Weg zum ge-
eigneten Gewerbestandort eröffnet werden. Zu den 
Einzelmaßnahmen zählen Leerstandserhebungen, 
internetbasierte Gewerberaumbörsen, Zwischen-
nutzungsagenturen, Vermarktungskampagnen in 
Zusammenarbeit mit den Immobilieneigentümern 
sowie standort- bzw. branchenspezifische Mikro-
gründerzentren (vgl. Helfen 2005: 21). 

Auf der Ebene der personenbezogenen Projektan-
sätze findet sich eine große Bandbreite aufsuchen-
der Beratungs- und Vernetzungsansätze, die sich 
in erster Linie an Existenzgründer und Kleinstunter-
nehmen richten und sowohl in Einzelfällen aus Mit-
teln des Programms Soziale Stadt als auch z. B. aus 
EFRE oder ESF finanziert wurden. Zu den typischen 
Maßnahmen zählen der Aufbau von Werberingen 
von Nahversorgungsunternehmen oder die Einrich-
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www.biwaq.de (BIWAQ I bis III).



tung eines Geschäftsstraßenmanagements (Sta-
tusbericht 2008: 64). Je nach den vor Ort aktiven 
Unternehmern und vorhandenen Potenzialen wer-
den Kooperationen unterstützt, wobei es spezifi-
sche Ansätze bei der ethnischen Ökonomie 173 oder 
der Kreativwirtschaft174 gibt. Im Übergangsbereich 
zum Handlungsfeld Wohnumfeld/öffentlicher Raum 
finden sich häufiger Maßnahmen zum Umbau von 
Einkaufsstraßen und Marktplätzen oder für mehr 
Sicherheit und Sauberkeit im Geschäftsumfeld.

Im Teilhandlungsfeld Lokale Arbeitsmarktförderung 
hat sich bei den personenbezogenen Projektan-
sätzen neben den Maßnahmen der Arbeitsagen-
turen eine vielfältige Projektlandschaft entwickelt. 
Dazu zählen Modellvorhaben und ESF-Bundespro-
gramme (u. a. LOS/Stärken vor Ort und BIWAQ) mit 
Ausbildungs- und Qualifizierungsangeboten, um 
die Mehrfachbenachteiligungen der Quartiersbe-
völkerung bei Ausbildungs- und Arbeitsplätzen auf 
dem ersten Arbeitsmarkt zu überwinden (Statusbe-
richt 2014: 15). Die Kommunalverantwortlichen stu-
fen das Handlungsfeld Lokale Ökonomie bei der Er-
arbeitung integrierter Entwicklungskonzepte über 
alle Lagetypen hinweg als wichtig oder sehr wich-
tig ein. Über die Zeit ist jedoch ein Ernüchterungs-
Effekt festzustellen, denn die Wichtigkeit des Hand-
lungsfeldes nimmt über alle Lagetypen hinweg ab 
(vgl. StadtRaumKonzept et al. 2015). 

Bei der Online-Befragung zur Sozialen Stadt 2015 
wird die Bedeutung der Wirtschaftsressorts für das 
Aufstellen und Fortschreiben der IEK deutlich (vgl. 
ebd.). In 56,6 % der Fälle sind die Wirtschaftsres-
sorts einbezogen – und dies mit steigender Ten-
denz gegenüber den Kommunalbefragungen 2002 
und 2005/2006. Dies schlägt sich jedoch nicht in 
einem Bedeutungszuwachs der Wirtschaftsres-
sorts als Partner nieder.175 Weitere wichtige Ak-
teure sind dabei die Beschäftigungsträger als Ein-
richtungen des zweiten Arbeitsmarktes (50 %) und 
die Agenturen für Arbeit/Job-Center (36 %). Die In-
dustrie- und Handelskammern/Handwerkskammer 
sind mit 12 % deutlich seltener an der Erstellung 
der IEK beteiligt. Im Vergleich zu den Kommunalbe-
fragungen aus den Jahren 2002 und 2005/2006 hat 
die ohnehin schwach ausgeprägte Einbeziehung 
und Mitwirkung der Wirtschaftskammern weiter 
nachgelassen. 

Mit Hilfe der Fallstudien kann das Aktivitätsspekt-
rum im Handlungsfeld Lokale Ökonomie näher be-

schrieben werden. Im Teilhandlungsfeld „Loka-
le Wirtschaftsförderung“ lassen sich dabei zwei 
typische, stadtraumbezogene Maßnahmenbe-
reiche erkennen: Leerstandsmanagement und 
Nachnutzung von Gewerbebrachen sowie die 
Stärkung der Stadtteilzentren inkl. Zentren- und 
Wohnungsneubau.

Beim Leerstandsmanagement stehen kleinteilige 
Umbau- und Marketingaktionen im Mittelpunkt, um 
leerstehende Ladenlokale für eine Wiedernutzung 
vorzubereiten. Eine besondere Zielgruppe sind da-
bei die Unternehmen der Kultur- und Kreativwirt-
schaft, die im Idealfall ein gebietsbezogenes Netz-
werk bilden, das in gesamtstädtische Aktivitäten 
eingebunden ist (Offenbach, Berlin-Wrangelkiez, 
Kiel, Nürnberg). Bei größeren, leerstehenden Ge-
werbeeinheiten werden mit Hilfe von Nutzungs- 
und Vermarktungskonzepten private Investitionen 
eingeworben (Offenbach, Leipzig, Bremen, Kiel, 
Nürnberg, Sulzbach). Die Mittel des Programms 
Soziale Stadt sind bei umfangreicheren Revitalisie-
rungsstrategien für Gewerbebrachen nicht ausrei-
chend und werden daher fast ausschließlich aus 
EFRE finanziert (Leipzig, Kiel). Eine Sonderform der 
Nachnutzung von Gewerbebrachen stellt die Um-
nutzung denkmalgeschützter Fabrikgebäude dar. 
Insbesondere in innenstadtnahen Altbaugebieten 
werden sie als Inkubatoren für Unternehmen der 
Kreativwirtschaft umgebaut (Offenbach, Berlin-
Wrangelkiez, Nürnberg).

Im Bereich der Stärkung der Stadtteilzentren steht 
in sehr vielen Fallstudien der Umbau von Haupt-
einkaufsstraßen im Mittelpunkt, um die Standort-
attraktivität zu erhöhen. Investitionen auf privaten 
Flächen werden in erster Linie durch die Immo-
bilienwirtschaft getragen, während die Aufwer-
tungsmaßnahmen im öffentlichen Raum über die 
Soziale Stadt finanziert werden. Es handelt sich 
um Projektentwicklungen mit einem Mix aus Ge-
werbeflächen und höherwertigen Neubauwoh-
nungen mit dem Ziel, Aufwertungsimpulse für das 
Umfeld zu schaffen (Offenbach, Bremen, Nürn-
berg, Emden).

Diese Vorhaben betreiben zumeist Immobilienent-
wickler, in Einzelfällen (Offenbach) werden sie aus 
weiteren Städtebauförderungsprogrammen, wie 
dem Stadtumbau West, finanziert. Indem solche 
Ansätze in den IEK aufgenommen werden, sollen 
höhere Publikumsfrequenzen, attraktivere Nah-
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173 Zu den Zusammenhängen von ethnischer Ökonomie und Stadtteilentwicklung (vgl. Schuleri-Hartje et al. 2005) 
sowie speziell von Einzelhandel und ethnischer Ökonomie (vgl. Neumann et al. 2007: 25-28). 

174 Zu den Zusammenhängen zwischen Kreativwirtschaft und Gebietsentwicklung in innerstädtischen Altbauquar-
tieren mit Soziale Stadt Förderung vgl. die Fallstudien Leipziger Osten und Berlin-Wrangelkiez.

175 Nur in 6 % aller Fälle (N=205) zählen die Wirtschaftsressorts zu den wichtigsten beteiligten Verwaltungsakteuren. 



versorgungsangebote und höhere Kaufkraft der 
Zuziehenden zur Stabilisierung der lokalen Wirt-
schaftsstrukturen beitragen und neue Beschäfti-
gungsmöglichkeiten eröffnen.

Die personenbezogenen Aktivitäten richten sich 
an unterschiedliche Gruppen: Existenzgründer, Be-
standsunternehmen mit Stadtteilbezug (Einzelhan-
del, haushaltsbezogene Dienstleistungen), Unter-
nehmer mit Migrationshintergrund, Immobilien-
unternehmen und mittelständische Unternehmen 
mit Stadtteilverbundenheit. Eine besondere Ziel-
gruppe stellen Gewerbetreibende mit Migrations-
hintergrund dar, die in vielen Soziale-Stadt-Ge-
bieten einen großen Anteil der Unternehmen füh-
ren, jedoch nur unzureichend in die Regelstruktu-
ren der kommunalen Wirtschaftsförderung einge-
bunden sind. Mit Coaching und Marketingunter-
stützung, das meist über EFRE und ESF finanziert 
wird, werden neue Unternehmen in Einzelhandel, 
Gastronomie und haushaltsbezogenen Dienstleis-
tungen gefördert. Hinzu kommt oft ein Geschäfts-
straßenmanagement (Leipzig, Berlin-Wrangelkiez, 
Dresden, Kiel, Langquaid). Darüber hinaus sollen 
professionelle Image- und Marketingkampagnen 
dauerhaft die Attraktivität der Nahversorgungszen-
tren erhöhen.

Im Teilhandlungsfeld Lokale Arbeitsmarktförderung 
handelt es sich im Wesentlichen um Maßnahmen, 
die der Eingliederung von auf dem ersten Arbeits-
markt benachteiligten Bevölkerungsgruppen die-
nen. Zu den Hauptzielgruppen zählen Jugendliche, 
Alleinerziehende, Personen mit Migrationshinter-
grund und ältere bzw. gering qualifizierte Lang-
zeitarbeitslose. So gibt es in Berlin-Wrangelkiez 
eine aufsuchende Berufsorientierung. Dabei wer-
den Jugendliche im öffentlichen Raum aufgesucht, 
die für Regelangebote schwer erreichbar sind. Sie 
werden auch nach einer erfolgreichen Vermittlung 
eines Ausbildungsplatzes nachsorgend begleitet. 
In anderen Quartieren konnte ein Servicebüro für 
Informations-, Beratungs- und Vermittlungsleistun-
gen aufgebaut werden, um Mehrfachbenachteili-
gungen von Arbeitslosen im Gebiet zu überwinden 
(Dortmund, Sulzbach).

Ein weiteres Beispiel ist die Gründung von Sozi-
alunternehmen zur Übernahme wichtiger Versor-
gungsfunktionen für das Gebiet (Kiel, Sulzbach, 
Darmstadt).

Ergebnisse und Wirkungen

Im Handlungsfeld Lokale Ökonomie ist es gelun-
gen, ergänzende Förderprogramme für die Sozia-
le-Stadt-Gebiete zu gewinnen, wie es von der Ge-
meinschaftsinitiative intendiert ist. Dies trifft insbe-
sondere für die Zusammenarbeit mit dem Bundes-

familienministerium zu. Bezogen auf das ESF-Bun-
desprogramm BIWAQ liegen für die Förderperiode 
2007-2013 Ergebnisse aus 221 Förderprojekten zum 
Übergang Schule-Beruf, der Integration von Lang-
zeitarbeitslosen und der Stärkung der lokalen Öko-
nomie aus 240 Maßnahmen in Soziale-Stadt-Gebie-
ten vor: So verknüpften im Handlungsfeld Übergang 
von der Schule in den Beruf 70 % der Projekte ihre 
Tätigkeiten zur Verbesserung der Ausbildungsreife 
mit Aktivitäten für den Stadtteil, z. B. „mit dem Bau 
von Jugendsportanlagen, der Anlage von Nach-
barschaftsgärten oder der Produktion von Imagefil-
men“ (BMUB 2015d: 7). Der Quartiersmehrwert von 
BIWAQ findet sich ebenfalls im Handlungsfeld Inte-
gration von langzeitarbeitslosen Frauen und Män-
nern in Arbeit: Drei Viertel der Maßnahmen waren 
mit Praxisprojekten im Quartier verknüpft, z. B. mit 
Quartiers- und Kitagärten, Nachbarschaftszentren 
oder Sozialkaufhäusern (ebd.).

Die Auswertung der Fallstudien zum Handlungs-
feld Lokale Ökonomie kommt dagegen zu einer 
eher negativen Einschätzung (StadtRaumKonzept 
et al. 2015: 14): Sie bescheinigt diesem Handlungs-
feld in der Mehrzahl nur eine untergeordnete bzw. 
gar keine Rolle, hält den Grad der Zielerreichung 
für insgesamt gering und stellt dafür als wesentli-
che Ursache fest, „dass das Handlungsfeld Lokale 
Ökonomie auf der Quartiersebene nur in begrenz-
tem Maße zu beeinflussen und stark von überge-
ordneten Faktoren abhängig ist“ (ebd.).

Sowohl in den Fallstudien als auch in der Do-
kumentation der Gute-Praxis-Projekte von BI-
WAQ (BMUB 2015d) finden sich einige Beispiele, 
dass innovative Projektansätze in Regelstruktu-
ren der Verwaltung übergegangen sind. So wur-
de in Dortmund-Scharnhorst eine Servicestelle 
von Jobcenter und Sozialverwaltung vor Ort ein-
gerichtet, in der Arbeitslose mit multiplen Vermitt-
lungshemmnissen (Suchterkrankung, Überschul-
dung, familiärer Pflege- und Betreuungsbedarf) 
ein passgenaues Beratungs- und Unterstützungs-
angebot erhalten. Im Fall der Werkschule Löwen-
herz in Berlin-Neukölln wurde ein praxisorientier-
ter Unterricht entwickelt, der mehr Schülern den 
Weg zu einem erfolgreichen Schulabschluss eb-
net (ebd.: 36f).

Zusammenfassend lässt sich aus Sicht der Zwi-
schenevaluierung feststellen, dass das Handlungs-
feld „Lokale Ökonomie“ von großer Bedeutung für 
eine nachhaltige und strukturverbessernde Prob-
lemlösung in den Soziale-Stadt-Gebieten ist. Die 
dazu notwendigen Ressourcen und integrierten 
Handlungsansätze lassen sich jedoch nur durch 
ressortübergreifende Strategien mobilisieren und 
können nicht über ein Städtebauförderungspro-
gramm bereitgestellt werden.

103Inhaltlich-thematische Handlungsfelder 



Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Aus den Fallstudien lässt sich für das Handlungs-
feld Lokale Ökonomie folgern, dass es in einzel-
nen Soziale-Stadt-Gebieten besonders ausgepräg-
te Handlungsstrategien gibt, für die über einen län-
geren Zeitraum kontinuierlich zusätzliche Ressour-
cen aus EFRE-Mitteln bereitgestellt wurden (Leip-
zig, Kiel). Des Weiteren lässt sich erkennen, dass 
spezialisierte stadtteilbezogene Wirtschaftsförde-
rungseinrichtungen dazu beitragen können, sowohl 
Finanzquellen als auch Unterstützungsangebote zu 
bündeln und zu vernetzen.

Für die wichtige Maßnahme des Übergangs von 
der Schule in den Beruf konnten aus den 152 BI-
WAQ-Projekten folgende Erfolgsfaktoren bestimmt 
werden (ebd.: 33): 
• breite Kooperationsstrukturen, um einen ganz-

heitliche Ansatz von Berufsorientierung ver-
wirklichen zu können,

• Mix verschiedener Aktivitäten, der von individu-
eller Einzelfallbetreuung über Qualifizierungs-
maßnahmen bis hin zu Praxisprojekten in Grup-
penarbeit reicht,

• Mix aus geschützten und offenen Räumen, ins-
besondere für spezifische Zielgruppen wie Mäd-
chen aus Familien mit traditionellen Strukturen,

• Elternarbeit in Form gezielter Ansprache über 
Einrichtungen und Schlüsselakteure,

• Einbezug von Lehrern zur Sicherung personel-
ler Kontinuität bei Projekten,

• Einsatz von Mentoren als Bildungspaten und In-
tegrationslotsen zur Aktivierung und Begleitung 
der Jugendlichen,

• Abholen der Jugendlichen in ihren Lebens-
welten und Einbindung in die Hilfesysteme und 
Netzwerke vor Ort,

• Ausbildungsbegleitung auch nach erfolgrei-
cher Vermittlung, um Ausbildungsabbrüche zu 
vermeiden.

Im Handlungsfeld Lokale Ökonomie erwiesen sich 
die Einbindung des Quartiersmanagements und der 
Stadtteilgremien sowie die Übernahme einer zen-
tralen Koordinationsfunktion der Kommune und 
quartiersübergreifende Ansätze als Erfolgsfakto-
ren (ebd.: 26).

Ein systematisches Hemmnis für das Handlungs-
feld Lokale Ökonomie im Rahmen der Sozialen Stadt 
besteht in dem Widerspruch zwischen dem förder-
rechtlichen Gebietsbezug und der Notwendigkeit, 
sowohl Unternehmen als auch Arbeitssuchenden 
Einkommensperspektiven außerhalb des Gebietes 
aufzuzeigen. Ein weiteres strukturelles Hemmnis 
besteht in der unzureichenden Einbindung der kom-
munalen und regionalen Wirtschaftsförderung und 
der Agentur für Arbeit. Beide sind zwar auf Unter-

nehmen und Arbeitssuchende fokussiert, aber sie 
verfügen in ihrer Praxis meist nicht über einen So-
zialraumbezug und sind somit kaum für den Ansatz 
des Programms Soziale Stadt zugänglich. 

Die Bedeutung des Handlungsfeldes Lokale Öko-
nomie ist im Hinblick auf den Mitteleinsatz aus 
dem Städtebauförderungsprogramm Soziale 
Stadt unterrepräsentiert und wird dessen Wir-
kung auf den Gebietsentwicklungsprozess nicht 
gerecht. Vor allem die kleinen und Kleinstbetrie-
be im Einzelhandel, Handwerk, in der Gastrono-
mie leisten einen zentralen Beitrag zur Stabilisie-
rung der Soziale-Stadt-Quartiere und besitzen eine 
wichtige Multiplikatorfunktion für eine gelingende 
Quartiersentwicklung.

4.8 Sicherheit

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Gewalt und Kriminalität gefährden die Stabilität des 
Zusammenlebens in Städten und Gemeinden. Dies 
trifft insbesondere auf benachteiligte Stadt- und 
Ortsteile zu (vgl. z. B. Baier/Rabold 2009). Dement-
sprechend ist in der VV Städtebauförderung fest-
gehalten, dass die Fördermaßnahmen des Pro-
gramms Soziale Stadt u. a. dazu dienen sollen, die 
Sicherheit in den Fördergebieten zu erhöhen (VV 
Städtebauförderung 2015, Art. 4 Abs. 5). Der we-
sentliche Ansatz des Programms besteht in einer 
Erhöhung des subjektiven Sicherheitsgefühls v. a. 
im öffentlichen Raum. Insofern wird das Thema in 
engem Kontext zur Wohnumfeldverbesserung ge-
sehen (ARGEBAU 2005: 11). Ein weiterer Aspekt, die 
Gewalt- und Kriminalprävention, wird im Rahmen 
der Programmziele tendenziell dem Handlungsfeld 
Schule und Bildung zugeschrieben (Statusbericht 
2014: 16f), da Jugendliche als besondere Problem-
gruppe (sowohl als Täter wie auch als Opfer) ge-
sehen werden.

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Bund und Länder haben das Thema Sicherheit in 
der Stadt in den vergangenen Jahren in verschie-
denen Forschungsprojekten und Fachtagungen 
aufgegriffen und dabei auch immer wieder Bezü-
ge zum Programm Soziale Stadt hergestellt (vgl. 
bspw. MBV NRW 2009, Landespräventionsrat Nie-
dersachsen et al. 2008, Behn/Glock 2014). 

Im Rahmen des ExWoSt-Forschungsprojekts „Ge-
walt- und Kriminalprävention in der Sozialen Stadt“ 
wurde geprüft, welche Relevanz die Themen Si-
cherheit, Gewalt und Kriminalität auf der Stadtteil-
ebene haben, insbesondere in den Fördergebieten 
der Sozialen Stadt. Hierzu wurden Zusammenhän-
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ge und Wirkungen von Kriminalität und Gewalt im 
sozialräumlichen Kontext erforscht (BMVBS 2013). 
Die Studie arbeitet durch die Sonderauswertung 
einer bundesweiten Schülerbefragung heraus, 
dass es in Soziale-Stadt-Gebieten eine höhere De-
linquenz (Gewalt, Sachbeschädigung, Ladendieb-
stahl) gibt als in anderen Quartieren. Es wird je-
doch betont, die Abweichungen könnten aufgrund 
geringer Fallzahlen als „nicht signifikant“ einge-
stuft werden (vgl. ebd.: 37). An anderer Stelle der 
Studie wird auf Basis von Fallstudien konstatiert, 
„dass die Programmgebiete im Vergleich zur Ge-
samtstadt nicht stärker durch Gewalt und Krimi-
nalität belastet sind“ (ebd.: 47). Dies wird in einer 
älteren Untersuchung ebenso gesehen: „Gebie-
te der Sozialen Stadt sind trotz vielfach prekärer 
Sozialstrukturen keineswegs regelmäßig Gebie-
te mit einer hohen Kriminalitätsbelastung“ (MBV 
NRW 2009: 7). Gleichwohl erscheint die Relevanz 
der Themen Sicherheit, Gewalt und Kriminalität in 
den Soziale-Stadt-Gebieten vor allem einem sub-
jektiven Unsicherheitsgefühl geschuldet und steht 
in enger Verbindung zu einem negativen Außen-
image des Quartiers (ebd.: 46). 

Im Land Niedersachsen wurde unter Federfüh-
rung des Justizministeriums eine Sicherheitspart-
nerschaft im Städtebau176 initiiert. Sie zielt darauf, 
bei städtebaulichen Planungen ein frühzeitiges und 
vernetztes Handeln aller verantwortlichen Akteure 
zu erreichen. Die Initiative vergibt u. a. ein Qualitäts-
siegel für Sicheres Wohnen, mit dem in der Vergan-
genheit auch Projekte in Fördergebieten des Pro-
gramms Soziale Stadt ausgezeichnet wurden (z. B. 
im Jahr 2014 in Lüneburg). 

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren

Die Maßnahmen im Handlungsfeld Sicherheit bzw. 
Gewalt- und Kriminalitätsprävention sind vielfältig, 
wie durch die Fallstudien und die Auswertung des 
elektronischen Monitorings aufgezeigt wird. Sie 
sind jedoch durchweg mit anderen Handlungsfel-
dern verknüpft, schwerpunktmäßig mit Maßnah-
men zur Verbesserung der sozialen Infrastruktur, 
des Freiflächen- und Spielflächenangebots, der 
Wohnverhältnisse, des Wohnumfeldes und des 
öffentlichen Raumes sowie im Rahmen des Stadt-
teilmanagement und der Unterstützung bewohner-
getragener Projekte. 

Die Bandbreite der baulichen Maßnahmen in den 
Fallstudien ist groß. Sie reicht von der Umgestal-
tung von Plätzen und Wegeverbindungen über die 
(Neu-)Gestaltung von Grünbereichen bis hin zu 
baulichen Maßnahmen an den Häusern, wie z. B. 

eine offenere Eingangsgestaltung. Das subjektive 
Sicherheitsgefühl der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner verbessert sich dabei bspw. durch zurückge-
henden Vandalismus, was die Wohnzufriedenheit 
im Quartier erhöht.

Die Auswertung der Begleitinformationen zeigt al-
lerdings, dass das Handlungsfeld Sicherheit im Ver-
gleich zu anderen Themen bei der Programmum-
setzung eine eher nachgeordnete Rolle spielt. Le-
diglich in ca. 4 % der Fördergebiete wird es als 
Schwerpunkt benannt (vgl. Statusbericht 2014: 13). 
Dies trifft auch für die Fallstudiengebiete zu, wenn-
gleich in einzelnen Fallstudien durchaus entspre-
chende Ansätze dokumentiert sind (z. B. das Akti-
onsbündnis Sicherheit im Leipziger Osten). In Ber-
lin-Wrangelkiez stellt vor allem die offene Dro-
genszene eine Herausforderung dar. Dort wurde 
ein integrierter Ansatz entwickelt und umgesetzt, 
bei dem auch die Bekämpfung der Ursachen von 
Jugendgewalt im Vordergrund steht.

Ergebnisse und Wirkungen

Aufgrund der nachgeordneten Bedeutung des 
Handlungsfelds bei der Programmumsetzung sind 
in den Fördergebieten eher implizite Ergebnisse 
und Wirkungen zu beobachten. Sie bestehen bspw. 
darin, dass mit Hilfe baulicher Maßnahmen – in der 
Regel einhergehend mit unterschiedlichen Beteili-
gungsverfahren – subjektive Unsicherheitsgefüh-
le und negatives Außenimage vermieden werden. 
„In fast zwei Dritteln der Programmgebiete hat sich 
seit Aufnahme in das Programm Soziale Stadt das 
Sicherheitsgefühl verbessert“ (BMVBS 2013: 4), in 
über 90 % der Programmgebiete wurde zudem das 
Image des Stadtteils aufgewertet (vgl. ebd.). 

Spielplatz Hannover-Hainholz
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Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Die insgesamt als eher gering eingeschätzte Be-
deutung des Handlungsfelds hängt hauptsächlich 
damit zusammen, dass sich Maßnahmen ihm oft 
nur implizit zuordnen lassen, während z. B. konkre-
te Projekte zur Beseitigung von städtebaulichen 
Angsträumen und für eine sichere Stadt deutlich 
seltener stattfinden (vgl. BMVBS 2013: 45). In einer 
Vielzahl der Programmgebiete gibt es gleichwohl 
Arbeitskreise, Bündnisse oder Runde Tische, die 
sich mit der Thematik auseinandersetzen. Die be-
teiligten Akteure reichen von Verwaltung, sozialen 
Trägern, Wohnungsunternehmen, Polizei, Schule, 
Kirche bis hin zu Gewerbetreibenden und enga-
gierten Bewohnern. 

Nicht zuletzt durch diese Netzwerke kann vielfach 
negativen Entwicklungen in einem Quartier, einer 
Wohnsiedlung oder einem Zentrumsbereich be-
reits zu Beginn begegnet werden, wenn frühzei-
tig Warnsignale wahrgenommen werden. Derarti-
ge Maßnahmen können dabei an Ansätze des Pro-
gramms Soziale Stadt anknüpfen (z. B. zentrale An-
sprechpartner im Quartier, Foren der Bürgerbeteili-
gung, „Kümmerer“ im Bereich der Geschäftsstra-
ßen und des Einzelhandels oder die verstärkte Ein-
beziehung und Präsenz der Ordnungskräfte).

So ist den Autoren der o. g. ExWoSt-Studie zuzu-
stimmen, wenn sie abschließend feststellen: „Die 
Programmgebiete der Sozialen Stadt bieten mit 
dem integrierten Gebietsentwicklungsverständnis 
einen geeigneten Rahmen, um querschnittsorien-
tierte kriminalpräventive Maßnahmen und Strate-
gien umzusetzen“ (ebd.: 111).

4.9 Image und Öffentlichkeitsarbeit

Imageverbesserung und Öffentlichkeitsarbeit wer-
den in der Sozialen Stadt als Querschnittsaufga-
be verstanden, „in die alle anderen Handlungsfel-
der einbezogen sein können. Darüber hinaus dient 
Öffentlichkeitsarbeit auch der Aktivierung vor Ort 
und der Förderung von Kommunikation“ (DIfU 
2003a: 103). Eine hohe Relevanz für das Handlungs-
feld erscheint vor dem Hintergrund der Stigmatisie-
rung vieler Programmgebiete und ihrer Bewohner-
schaft unmittelbar plausibel.

Dabei scheint Konsens darüber zu bestehen, dass 
Strategien der Imageverbesserung sich nicht auf 
die Verbreitung von Werbebotschaften beschrän-
ken können, sondern sich auf materielle Verbesse-
rungen stützen müssen (vgl. ebd.: 16, 143).

Ziele und Erwartungen im Handlungsfeld

Im ARGEBAU-Leitfaden 2005 wird kaum auf das 
Image von sozial benachteiligten Quartieren ein-
gegangen, obwohl der Zusammenhang zwischen 
Stigmatisierung, selektiver Abwanderung und den 
individuellen Lebenschancen der Quartiersbevöl-
kerung im Zentrum der Debatte um Quartierseffekte 
steht. Lediglich indirekt wird im Leitfaden angedeu-
tet, dass sich in den innerstädtischen und innen-
stadtnahen Gebieten „private Investoren seit lan-
gem nicht mehr engagieren und Stadterneuerungs-
prozesse nicht in Gang gekommen sind“ und dafür 
u. a. „insgesamt fehlende Zukunftsperspektiven“ 
verantwortlich seien (ARGEBAU 2005: 3). Überdies 
werden selektive Abwanderungsprozesse als cha-
rakteristisch geschildert. Dagegen verweist die 
Programmbegleitung bereits früh auf die Auswir-
kungen von „das Gebietsimage belastende[n] Pro-
blemen: z. B. Verfall, Desinvestition, Verwahrlosung, 
Vandalismus, soziale Konflikte, negative Innen- und 
Außenwahrnehmung“ (DIfU 2003a: 11).

In den Zielen wiederum findet sich ein Hinweis 
auf die Stärkung des Bürgerbewusstseins (AR-
GEBAU 2005: 5). An anderen Stellen wird auf At-
traktivitätssteigerung und auf Ansätze zur Über-
windung der selektiven Abwanderung hingewie-
sen, so dass Stigmatisierung und Imagefaktoren 
als Ansatzpunkte für Aufwertungsstrategien nahe 
liegen: „Es sind Anreize zu schaffen, damit Men-
schen, die das soziale Gefüge im Quartier berei-
chern, zuziehen bzw. bleiben“ (ebd.: 10). Der AR-
GEBAU-Leitfaden erwähnt allerdings nicht explizit 
Ansätze zur Verbesserung des Images. Die Förder-
fähigkeit von Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit 
(ebd.: 20) bewegt sich im Rahmen des in der Städ-
tebauförderung Üblichen. 

Umsetzung auf Bundes- und Landesebene

Auf Bundesebene sind direkte Ansätze für das 
Handlungsfeld kaum vorhanden. In den Ländern 
besteht zwar eine große Aufmerksamkeit hinsicht-
lich der Rolle des Images bei der Stabilisierung von 
Quartieren, doch sind hier ebenfalls keine explizi-
ten, eigenen Umsetzungsansätze erkennbar. 

Von bundesweiter Relevanz ist allerdings der seit 
dem Jahr 2000 vergebene und vom Bauministe-
rium unterstützte „Preis Soziale Stadt“.177 Träger 
und Auslober sind der GdW Bundesverband deut-
scher Wohnungs- und Immobilienunternehmen 
e. V., der Bundesverband für Wohnen und Stadt-
entwicklung e. V., der Bundesverband der Arbei-
terwohlfahrt, der Deutsche Städtetag und bis 2012 
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die Schader-Stiftung. Seit 2010 beteiligt sich auch 
der Deutsche Mieterbund. Hinzu kommen jährlich 
wechselnde Wohnungsunternehmen. Offen für alle 
Projekte und Akteure werden herausragende Bei-
spiele sozialen Engagements zur Stabilisierung 
von Nachbarschaften ausgezeichnet. Der Preis 
ist nicht auf Gebiete der Sozialen Stadt beschränkt.

Es wird Wert auf integrierende Projekte gelegt, 
die unterschiedlichste Akteure zusammenführen 
und vielfältige Ressourcen effektiv bündeln (letz-
teres seit 2006). Die Bewohner sollen möglichst 
umfassend in die verschiedenen Phasen des Pro-
jekts einbezogen sein und Gestaltungsmöglichkei-
ten haben. Seit 2002 gehen jedes Jahr etwa 200 
Bewerbungen ein. Unter den bis 2014 insgesamt 
120 prämierten Projekten waren folgende Hand-
lungsfelder am häufigsten vertreten: Beteiligung, 
Engagement, Soziales Management von Woh-
nungsunternehmen, Qualifizierung von Schulen 
und sozialen Einrichtungen, Stärkung der Netz-
werkarbeit, Beschäftigungsinitiativen sowie För-
derung der Integration.

Umsetzung in den Kommunen und Quartieren 

Die dritte Kommunalbefragung (2006) zeigte eine 
hohe Relevanz des Handlungsfelds. In 65 % der För-
dergebiete gibt es entsprechenden Maßnahmen, 
damit lag das Handlungsfeld an zweiter Stelle hin-
ter Wohnumfeld und öffentlichem Raum. Allerdings 
liegt es nur an siebenter Stelle bei der Einschätzung 
von zwanzig besonders wichtigen Handlungsfel-
dern (Statusbericht 2014: 34). Es kann jedoch davon 
ausgegangen werden, dass ein gewisser Grund-
stock an Aktivitäten in diesem Handlungsfeld zum 
selbstverständlichen Repertoire der Städtebauför-
derung gehört.

Einen guten Überblick über die Bandbreite der vor 
Ort angewandten Strategien gibt ein früher Bericht 
der Programmbegleitung von 2003. Dort werden 
die Ansätze wie folgt zusammengefasst: „Förde-
rung der Stadtteilöffentlichkeit sowie Informations- 
und Beteiligungsstrategien zur Programmumset-
zung als eher innengeleitete Strategien, die im 
Schwerpunkt auf die Rezeption im Gebiet ausge-
richtet sind; vor allem außengeleitet ist die Strate-
gie Förderung einer positiven Präsenz in den Me-
dien“ (DIfU 2003a: 144).

Diesem Bericht lag die zweite Kommunalbefragung 
(2002) zugrunde, und aus den Daten geht hervor, 
dass zu Beginn der Programmumsetzung die gro-
ße Mehrheit der Befragten traditionelle Medien 
in ihrer Öffentlichkeitsarbeit nutzten (Herausgabe 
von Stadtteilzeitungen, Lokalpresse, Plakate, Aus-
hänge, Infoveranstaltungen, Ausstellungen usw.) 
und direkte Kommunikationsformen wie Stadtteil-

feste, Stadtteilrundgänge sowie Versammlungen 
ebenfalls eine beträchtliche Rolle spielten. Etwa 
40 % der Befragten verfügten bereits zum damali-
gen Zeitpunkt über eine Internetpräsenz. Die Maß-
nahmen können im Wesentlichen als investitions-
vorbereitend bzw. investitionsbegleitend angese-
hen werden.

Diese frühen Befunde decken sich weitgehend mit 
den Fallstudien, in denen Imageprobleme in etwa 
der Hälfte der Quartiere erwähnt werden, aller-
dings teilweise vor allem im Hinblick auf speziel-
le Themen wie der allgemeinen Vernachlässigung 
von Bausubstanz und öffentlichen Räumen oder der 
Auffälligkeit von Drogenkriminalität. Viele integrier-
te Handlungskonzepte haben u. a. vor diesem Hin-
tergrund die Verbesserung des Images zu einem 
Handlungsfeld gemacht (Bad Kreuznach, Berlin-
Wrangelkiez, Bremen, Darmstadt, Dortmund, Em-
den, Hamburg-Neugraben, Kiel, Langquaid, Leipzig, 
Neuruppin, Nürnberg, Schwerin) – nicht selten je-
doch erst in einer Fortschreibung des ursprüngli-
chen Konzepts.

Bei aller Vorsicht lassen sich in der Unterschied-
lichkeit der Umsetzung gewisse Muster erkennen. 
So scheinen die Programmgebiete in ostdeutschen 
Großsiedlungen insbesondere von der Beseitigung 
allgemeiner Vernachlässigungstendenzen zu profi-
tieren und sind darauf bedacht, die Qualitäten und 
das vergleichsweise positive Selbstbild des Quar-
tiers besser nach außen zu vermitteln. Süddeut-
sche Programmgebiete, in denen der Problem-
druck etwas geringer zu sein scheint, versuchen 
den Begriff „sozial“ positiv umzudeuten, indem sie 
die Gesamtmaßnahme vor allem als Ansatz zu einer 
Verbesserung des sozialen Miteinanders im Quar-
tier kommunizieren.

Skulptur Hamburg-Nord
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Nord- und westdeutsche Quartiere kämpfen mitun-
ter vergeblich gegen die Stigmatisierung von au-
ßen. Dennoch geben die Fallstudien keinen Anlass 
zu der Vermutung, dass gerade durch die Auswei-
sung eines Quartiers als Fördergebiet der Sozialen 
Stadt negative Stigmatisierungen verfestigt wer-
den, wie dies zu Programmbeginn von einigen Ak-
teuren vermutet wurde (DIfU 2003a: 143).

Ergebnisse und Wirkungen 

Die Programmbegleitung spricht von Verbesserun-
gen des Images in den Fördergebieten (Statusbe-
richt 2014: 43). Vor Ort sind die Erfahrungen aber äu-
ßerst unterschiedlich. Zwar wird in einigen Kom-
munen von einer manchmal hohen Zielerreichung 
und maßgeblichen Verbesserungen berichtet, doch 
fallen die bisweilen eher resignativen Einschätzun-
gen auf, die sich insbesondere in Gebieten mit Be-
ständen aus der Nachkriegsmoderne finden. Die 
dritte Kommunalbefragung (2006) hat dazu anhand 
der Einschätzung zu Wirkungen durch die Beteilig-
ten vor Ort nachweisen können, dass sich durch-
aus bemerkenswerte Verbesserungen des Gebiets-
images erzielen lassen. Insofern kann eine positi-
ve Entwicklung des Gebietsimages – trotz aller ge-
machter Einschränkungen und Differenzierungen – 
zusammen mit der Verbesserung des Zusammenle-
bens und der Stärkung von Eigeninitiative der Be-
wohner als eine Wirkung von Aufwertungsbemü-
hungen angesehen werden (ebd.: 74).

Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Bewertung

Offenbar bestehen in den Kommunen stark unter-
schiedliche Verständnisse für die Relevanz des 
Handlungsfelds. Als selbstverständlicher Bestand-
teil der integrierten Handlungskonzepte oder gar 

der kommunalen Umsetzung kann es keineswegs 
angesehen werden. Teilweise wird das Image in-
direkt über Aufwertungsstrategien berücksichtigt, 
die sich insbesondere an Vernachlässigungser-
scheinungen an Bausubstanz und im öffentlichen 
Raum wenden (vgl. ebd.: 36, 68, 73). 

Neben der Wahrnehmung baulicher Aufwertungs-
maßnahmen und sozialen, infrastrukturellen und 
künstlerischen Projekten spielt das Quartiersma-
nagement eine Schlüsselrolle. Ein engagiertes 
und gut vernetztes Quartiersmanagement kann die 
Stadtpolitik sensibilisieren sowie über die gute Ver-
ankerung im Quartier zu einer Unterstützung von 
Aktivitäten der Bevölkerung und soziokultureller 
Projekte beitragen.

Auf diese Weise lassen sich ein positives Selbstbild 
des Quartiers und eine Aufbruchsstimmung über 
den Stadtteil hinaus kommunizieren. Hierzu können 
auch Veranstaltungen und öffentlichkeitswirksa-
me (Kunst-)Projekte beitragen, die aus dem Verfü-
gungsfonds finanziert werden und die Außenwahr-
nehmung des Quartiers verbessern helfen, weniger 
aber Imagekampagnen, die auf keiner hinreichen-
den inhaltlichen Substanz aufbauen. 

Fälle von öffentlicher Gewalt, anhaltende oder wie-
derkehrende Kriminalität und die negative Medien-
berichterstattung machen die Bemühungen aller-
dings sehr anfällig für Rückschläge. In Einzelfäl-
len wird auch darauf hingewiesen, dass sich das 
Auslaufen der Modellvorhaben negativ auf Versu-
che zur Stabilisierung des Images ausgewirkt hat 
(Offenburg, Schwerin). Das Image eines Quartiers 
wird offenbar auch stark von Entwicklungen ge-
prägt, denen ein Quartier von außen ausgesetzt ist 
– sei es in positiver (allmähliche Aufwertung) oder 
auch in negativer (periodisch neu zu verzeichnen-
de Zuwanderungswellen von Personen mit Migra-
tionshintergrund) Hinsicht.

Öffentlichkeitsarbeit erscheint dennoch als ver-
gleichsweise selbstverständliche Alltagspraxis, 
für die häufig das Quartiersmanagement die Ver-
antwortung trägt. Hinsichtlich der Leistungsfähig-
keit von entsprechenden Strategien unterscheiden 
sich die Gesamtmaßnahmen deutlich. Dies wirkt 
sich offenbar durchaus auf die Aufbruchsstimmung 
aus, die in Quartieren durch die Soziale Stadt er-
zeugt werden kann. Dabei ist nicht zuverlässig er-
mittelbar, inwiefern die Qualität der Öffentlichkeits-
arbeit von den verfügbaren Ressourcen oder von 
der Kreativität und dem Engagement des Quartiers-
managements abhängen. Gleichwohl hat sich in 
vielen Kommunen durch das Internet in den letz-
ten Jahren eine Weiterentwicklung der Möglich-
keiten von Öffentlichkeitsarbeit gezeigt, wenn sie 
denn genutzt werden.

Wohnungsneubau Lindau-Zech
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5 Beitrag des Programms zur Stabilisierung und 
Aufwertung der Fördergebiete

Das Programm Soziale Stadt beabsichtigt eine Sta-
bilisierung und Aufwertung von Gebieten, die durch 
soziale Missstände benachteiligt sind (§ 171e Abs. 2 
BauGB). Die ARGEBAU (2005: 4) sprach von Gebie-
ten, „die infolge sozialer Segregation davon bedroht 
sind, ins soziale Abseits zu rutschen“. Beschrie-
ben wurden Abwärtsspiralen und Fahrstuhleffekte 
als Folgen der sozialen Segregation in den Städten.

Stabilisierung lässt sich aus diesem Kontext he-
raus definieren als das Anhalten und Umkeh-
ren dieser Prozesse. Dazu ist es erforderlich, 
einen „nachhaltigen Aufschwung auf sozialem, 
wirtschaftlichem, städtebaulichem und ökologi-
schem Sektor im Verbund zu bewirken“ (ARGE-
BAU 2005: 4). Wichtig ist hier die Betonung der 
gleichzeitigen und gemeinsamen Intervention 
auf verschiedenen Feldern. Sie stellt den Kern-
gedanken des ARGEBAU-Beschlusses dar, mit 
dem eine Bund-Länder-Gemeinschaftsinitiative 
Soziale Stadt ins Leben gerufen werden sollte. 
Zu dieser Gemeinschaftsinitiative ist es bislang 
nicht gekommen. Verabschiedet wurde 1999 das 
Programm Soziale Stadt im Rahmen der Städte-
bauförderung, die sich nun post festum um die 
Mitwirkung anderer Ressorts und Akteure bemü-
hen muss, um den breit aufgespannten Kanon der 
Handlungsfelder bedienen zu können. 

Das ist ihr, wie gezeigt werden konnte, aufgrund 
beharrlicher Bemühungen an verschiedenen Stel-
len gelungen, aber längst nicht in dem Umfang, wie 
es einer Gemeinschaftsinitiative möglich gewesen 
wäre. Das Programm und die verantwortlichen Ak-
teure haben sich, an die Rahmensetzung der Städte-
bauförderung gebunden, nach Kräften bemüht, über 
das traditionell baulich-investive hinaus auch nicht-
investive Maßnahmen anzustoßen oder selbst zu 
fördern. Vor allem wurde mit dem Instrument der 
integrierten Entwicklungskonzepte ein Rahmen für 
ressortübergreifendes Denken und Handeln zur 
Verfügung gestellt. Und mit dem Quartiersmanage-
ment wurde eine neue Instanz für die Koordinierung 
in den Gebieten geschaffen, die entscheidend ist 
für Vernetzung, Kräftebündelung, Aktivierung und 
Beteiligung oft auch über das Programm hinaus.

Als flexibles Instrument für kurzfristig umsetzbare, 
bewohnergetragene Maßnahmen wurde der Verfü-
gungsfonds in die Städtebauförderung eingeführt. 
Die umfangreiche Programmbegleitung hat vor al-
lem in den ersten zehn Jahren der Programmum-
setzung zu einer enormen öffentlichen Aufmerk-

samkeit und vor allem zu einem breiten und inten-
siven kollektiven Lernprozess geführt, der die ge-
samte Stadterneuerung nachhaltig geprägt hat. 

Während ähnlich gelagerte Programme in anderen 
Ländern zwischenzeitlich deutlich reduziert, dezen-
tralisiert oder abgeschafft wurden, hat man sich 
in Deutschland den Problemgebieten in den Städ-
ten über einen langen Zeitraum zugewandt (vgl. 
Güntner/Walther 2013). Was anfangs mitunter als 
Stigma empfunden wurde, hat sich inzwischen zu 
einem Markenzeichen entwickelt. Mit einem ver-
gleichsweise geringen Mitteleinsatz ist es gelun-
gen, dass sich auf Bundes-, Länder- und auf kom-
munaler Ebene die Verantwortlichen immer wie-
der mit den multiplen Problemlagen auseinander 
gesetzt haben und das Thema der sozialen Segre-
gation auf der Tagesordnung blieb. Dass das Pro-
gramm heute, nach einer Phase des Stillstandes 
und der Rückentwicklung zu Beginn dieses Jahr-
zehnts, wieder einen deutlichen Bedeutungsauf-
schwung erfährt und dass neue Impulse für die 
Bündelung der Städtebauförderung mit anderen 
Ressourcen gesetzt werden sollen, ermöglicht eine 
erfolgreiche Weiterentwicklung. 

Dass es das Programm seit 1999 noch gibt, ist 
neben dem anhaltenden Bedarf angesichts zu-
nehmender sozialer Polarisierung in den Städten 
darauf zurückzuführen, dass es bundesweit Kräf-
te mobilisiert hat, die es weitergetragen und wei-
terentwickelt haben. Dies und auch die fortgesetz-
te öffentliche Aufmerksamkeit für sozial benach-
teiligte Quartiere kann schon als Teil der Zielerrei-
chung gewertet werden. Aber welche Wirkungen 
hat es in den Gebieten gehabt? Woran lässt sich 
dies messen?

Das Stabilisierungsziel enthält schon von seinem 
Grundgedanken her unterschiedliche Dimensio-
nen: einerseits die Vorstellung von einer „stabi-
len“ Sozialstruktur (Kompositionsziel), zum ande-
ren die Verbesserung der Situation benachteiligter 
Bevölkerungsgruppen (Integrationsziel). Die Ana-
lyse der Fallstudien sowie die Diskussionen in den 
evaluationsbegleitenden Workshops legen nahe, 
dass in der Praxis der Sozialen Stadt das Integra-
tionsziel überwiegt.

Beide Zielstellungen erlauben einen weiten Inter-
pretationsspielraum in der Umsetzung und stehen 
in einem Spannungsverhältnis. Eine Rolle spielt da-
bei die Abmilderung von Beeinträchtigungen, die 
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auf das Leben im Quartier zurückzuführen sind (sog. 
Quartierseffekte oder auch Kontexteffekte).178

Stabilisierungseffekte lassen sich nicht auf einzel-
ne Wirkungsbereiche reduzieren. Vielmehr ist das 
Programm darauf angelegt, motivationale, mate-
rielle und verfahrensbezogene sowie symbolische 
Wirkungen zu erzielen, aus deren Zusammenwir-
ken Beiträge zur Stabilisierung entstehen können. 
Angesichts der Komplexität der Kontexteffekte, 
denen die Menschen in den Quartieren ausgesetzt 
sind, kann von Folgendem ausgegangen werden: 
Eine Stabilisierung tritt vor allem dann ein, wenn 
mehrere Dimensionen sozialer Benachteiligung im 
Rahmen der Programmumsetzung mit möglichst 
vielschichtigen Einzelmaßnahmen bearbeitet wer-
den. Auf diese möglichen Dimensionen von Stabili-
sierung wird nachfolgend detailliert eingegangen. 

Die Stabilisierung eines Quartiers kann nicht da-
mit gleichgesetzt werden, dass die Lebenschancen 
der zu Beginn einer Gesamtmaßnahme vorgefun-
denen Wohnbevölkerung verbessert werden. Die 
besondere sozialräumliche Komponente der Sozia-
len Stadt besteht ja gerade darin, jenseits der in-
dividuellen Förderung an den quartiersbezogenen 
Rahmenbedingungen der Lebenschancen anzuset-
zen, die über die soziale Zusammensetzung ihrer 
Bevölkerung hinausgehen. Von Stabilisierung des 
Quartiers kann nur dann gesprochen werden, wenn 
auch die im Rahmen der Fluktuation nachrückende 
Bevölkerung eine allmähliche Verbesserung ihrer 
Lebensperspektiven erwarten kann. 

Dementsprechend müssen Strategien zur Stabili-
sierung immer den Sozialraum insgesamt und damit 
sowohl (baulich-räumliche) Veränderung im Quar-
tier als auch eine Besserung der Lage seiner Be-
völkerung im Blick haben.

Fragt man vor dem Hintergrund dieser Überlegun-
gen nun nach Stabilisierungserfolgen und -gren-
zen, so ergeben sich im Zusammenhang mit der 
Programmatik und der Instrumentierung der So-
zialen Stadt mehrere Dimensionen einer Stabili-
sierung auf Quartiersebene. Sie müssen sorgfältig 
daraufhin untersucht werden, ob sie die Quartiers-
bevölkerung tatsächlich erreichen: 
• Verbesserung von Lebensbedingungen durch 

Aufwertung des baulich-räumlichen Umfelds,
• Verbesserung von Lebenschancen durch bes-

sere soziale Infrastruktur und Angebote,
• Verbesserung der Sozialisationsbedingungen 

durch positive Rollenbilder und Möglichkeiten, 
positiven sozialen Lernens,

• Aufwertung des Quartiersimages zur Vermei-
dung von Stigmatisierung und Diskriminierung 
und damit einhergehender zusätzlicher Benach-
teiligung der Bewohnerinnen und Bewohner, 
sowie

• Stärkung der Position des Quartiers im lokalen 
politisch-administrativen System durch leis-
tungsfähigere Governance-Strukturen. 

Aus diesen Ansatzpunkten für eine Stabilisierung 
der Quartiere wurden bei Programmbeginn die 
Handlungsfelder abgeleitet, die für die Gemein-
schaftsinitiative formuliert worden sind. Die wich-
tigsten Handlungsfelder wurden im Rahmen dieser 
Zwischenevaluation beleuchtet. Im Folgenden soll 
nun überprüft werden, inwiefern das Programm So-
ziale Stadt in den hier genannten Dimensionen sta-
bilisierende Beiträge leisten konnte.

5.1 Verbesserung von Lebens- 
bedingungen durch Aufwertung des 
baulich-räumlichen Umfelds

Diese Dimension ist vor allem mit Maßnahmen im 
Handlungsfeld Wohnen, Wohnumfeld und öffentli-
cher Raum verbunden (vgl. Kapitel 4.1). Hier zeigt 
sich ein weitgehend positives Bild: Mit Hilfe der 
Programmförderung konnten in vielen Gebieten 
vor allem durch Aufwertung des Wohnumfeldes 
und der Infrastruktur die Lebensbedingungen ver-
bessert werden. Allerdings zeigen sich auch Am-
bivalenzen und Grenzen bei der Mitwirkungs- und 
Investitionsbereitschaft der Grundstücks- und Im-
mobilieneigentümer. In Quartieren mit erheblichen 
Sanierungsrückständen gelingt es im Rahmen der 
Sozialen Stadt häufig nicht ausreichend, die priva-
te Investitionstätigkeit als Voraussetzung für eine 
längerfristig unauffällige Entwicklung zu stabili-
sieren. Eher scheint dies in Städten mit insgesamt 
nur geringer sozialer Polarisierung und Stigmati-
sierung zu gelingen, die genügend Ressourcen da-
für zur Verfügung stellen können, um die Attrakti-
vität eines Quartiers wiederherzustellen. Das En-
gagement von Wohnungseigentümern mit größe-
ren Beständen in Wohnquartieren der Nachkriegs-
zeit hat ebenfalls dazu beigetragen, im Zusammen-
spiel zwischen baulich-räumlichen Aufwertungs-
maßnahmen, Stärkung der sozialen Infrastruktur 
und Quartiersmanagement das Image und damit 
die Attraktivität von Quartieren so weit zu stabili-
sieren, dass sich auch längerfristige Instandhal-
tungs- und moderate Modernisierungsinvestitio-
nen wegen der verbesserten Vermietungsperspek-
tiven lohnen. 
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Dagegen stellt sich vor allem in ökonomisch weni-
ger dynamischen Großstädten die Lage schlechter 
dar. Gerade hier können oft selbst für sich genom-
men erfolgreich abgeschlossene bauliche Maß-
nahmen keine weitergehenden Wirkungen ent-
falten. Daher ist es auch folgerichtig, wenn einige 
Ländervertreter konstatieren, dass sich in zahlrei-
chen Gebieten bei weitgehend abgeschlossener 
städtebaulicher Aufwertung weitere Verschlech-
terungen der Situation zwar vermieden wurden, 
die Gesamtsituation jedoch nicht wesentlich ver-
bessert werden konnte. Dies bestätigt die Einschät-
zung, dass zeitlich begrenzte, städtebauliche In-
vestitionen allein nicht ausreichen, um eine Stabi-
lisierung zu erreichen. Es gibt daher im Programm 
Soziale Stadt eine Reihe von Gebieten, die nach Ab-
schluss der im städtebaulichen Konzept vorgese-
henen baulich-investiven Maßnahmen einer weite-
ren Förderung bedürfen, weil dort mehr oder weni-
ger dauerhaft sozialstrukturelle Problemlagen vor-
zufinden sind oder sich reproduzieren (vgl. u. a. Ka-
pitel 4.1 und 4.3). 

5.2 Verbesserung von Lebenschancen 
durch bessere (soziale) Infrastruktur 
und Angebote

Für diese Dimension sind v. a. Ergebnisse und Wir-
kungen der Handlungsfelder Schule und Bildung, 
Zusammenleben und soziale Integration und Lokale 
Ökonomie relevant (vgl. Kapitel 4.3, 4.4 und 4.7). Die-
se sind allerdings nur in geringem Maße oder allen-
falls indirekt Gegenstand der städtebaulichen För-
derung. Als ein Schwerpunkt erweist sich in allen 
Bundesländern die bauliche Anpassung der sozia-
len Infrastruktur. Mit der verbesserten Infrastruk-
tur (v. a. Gebäude, Räume, Ausstattung), so die Er-
wartung, werden die Voraussetzungen für besse-
re Angebote geschaffen, die ihrerseits z. B. zu einer 
Erhöhung von Bildungschancen oder einer effekti-
veren Sozialberatung führen. Auch hier kann eine 
stabilisierende Wirkung der Programmförderung 
beobachtet werden. Dies betrifft neben materiel-
len Wirkungen v. a. auch motivationale Wirkungen, 
wenn der Förderstimulus z. B. Bildungsträger oder 
soziale und kulturelle Einrichtungen zu Angebots-
verbesserungen bewegt. Andererseits ist zu unter-
streichen, dass in den vergangenen Jahren viele 
Kommunen zur Reduzierung oder Schließung offe-
ner sozialer und kultureller Angebote (Stadtteilbib-
liotheken, Schwimmbäder etc.) gezwungen waren.

Betrachtet man das Zusammenspiel von baulich-
investiven Maßnahmen zur Stärkung der sozialen 
Infrastruktur einerseits und in ihnen angesiedel-
ten bzw. stattfindenden sozialen Aktivitäten ande-
rerseits, so stellt die Verknüpfung zwischen bei-
den eine wesentliche Säule der Konzeption der 

Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt dar. Die ver-
fügbaren Städtebaufördermittel lassen in der Re-
gel den Aus-, Um- oder Neubau ausgewählter Ein-
richtungen zu, die dann durch traditionelle städti-
sche Angebote, gemeinnützige Projektträger und 
zivilgesellschaftliche Initiativen genutzt oder durch 
Neuprofilierung, Öffnung oder Weiterentwicklung 
qualifiziert werden sollen. Hierzu haben auch die 
Modellvorhaben richtungsweisende Beispiele 
geliefert. 

Das Programm Soziale Stadt bildet auf diese Wei-
se häufig einen wirkungsvollen Katalysator für die 
Schaffung und Stabilisierung sozialer Netzwerke 
sowie den Aufbau von Gemeinwesenarbeit und so-
zialen Begegnungsangeboten. Voraussetzung hier-
für ist, dass sich mittel- bis langfristig zivilgesell-
schaftliche, unternehmerische oder kommunale Fi-
nanzierungsmodelle finden, um die Netzwerke und 
Angebote aufrecht zu erhalten. Allerdings hat sich 
gezeigt, dass eine leistungsfähige Nachfolgefinan-
zierung im zivilgesellschaftlichen oder unterneh-
merischen Bereich in der Praxis äußerst selten ist. 
Gleichwohl lässt sich in einigen Städten beobach-
ten, dass über eine Serie von unterschiedlichen, 
überörtlichen, öffentlichen Förderkonstruktionen 
oder die Übernahme von Projekten in das Angebot 
der lokalen Sozialpolitik eine Verstetigung herbei-
geführt werden kann. 

Wenn sich hingegen schon während der Lauf-
zeit der Fördermaßnahme keine kritische Masse 
zur Veränderung des örtlichen sozialen Miteinan-
ders entfalten konnte, sind die sichtbaren Beiträge 
durch den zaghaften Ausbau von Treffpunkten oder 
kleineren Quartierszentren als fragil einzuschät-
zen. Insofern kommt größeren Netzwerk- oder 
Campuslösungen eine wichtige Rolle für die Sta-
bilisierung zu. Diese können sich auf eine institutio-
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nelle Verankerung in die örtliche Stadtentwicklung 
stützen und an einem Ort vielfältige Einrichtungen 
bündeln. Um sie auf den Weg zu bringen, sind allei-
ne investive Maßnahmen im Bereich der sozialen 
Infrastruktur nicht hinreichend. Hier gilt es, über die 
ressortübergreifende Zusammenarbeit eine ganz-
heitliche Quartiersentwicklung zu forcieren. Eben-
so erforderlich erscheinen eine sorgfältige konzep-
tionelle Auseinandersetzung mit den Bedürfnissen 
der Quartiersbevölkerung, der niedrigschwelligen 
und für ein breites Spektrum von Zielgruppen ge-
eigneten Ausgestaltung von Räumlichkeiten und 
Ausstattungen, eine gemeinsame Entwicklung mit 
den künftigen Nutzerinnen und Nutzern zur Sicher-
stellung von Akzeptanz und Aneignungsfähigkeit 
sowie eine frühzeitige Sicherung der zu erwarten-
den Folgekosten des Betriebs von sozialen Infra-
struktureinrichtungen. Das Programm zeigt, dass 
in diesem Zusammenhang Umnutzungen und An-
gebotsergänzungen an bestehenden Einrichtun-
gen besonders gut geeignet für sozial benachtei-
ligte Quartiere sind.

In Zukunft gilt es allerdings daran zu arbeiten, 
dass eine derartige Übernahme in mehr Quar-
tieren gelingt. Dazu ist es erforderlich, bereits in 
einem frühen Stadium der Programmumsetzung 
einen Schwerpunkt darauf zu legen, belastbare 
Akteursnetzwerke aufzubauen und gemeinsam 
mit anderen Fachressorts die Finanzierungsmög-
lichkeiten zu prüfen. An Grenzen stoßen die ge-
nannten Angebote dort, wo bestimmte Zielgrup-
pen, die von starker Deprivation betroffen sind, 
nicht erreicht werden. Hier kommt sozialer Arbeit, 
insbesondere Gemeinwesenarbeit, nach wie vor 
eine Schlüsselrolle zu (vgl. auch den nachfolgen-
den Abschnitt). 

5.3 Verbesserung der Sozialisations- 
bedingungen durch positive 
Rollenbilder und Möglichkeiten 
positiven sozialen Lernens

Die Stabilisierungserwartung in dieser Dimension 
bezieht sich auf soziale Interaktionen im Alltag, 
die kaum direkt durch die Programmförderung be-
einflusst werden können. Indirekt können hier Er-
gebnisse und Wirkungen erzielt werden, wenn die 
Förderung zu besseren Gelegenheitsstrukturen im 
Quartier führt (vgl. u. a. Kapitel 4.3, 4.4, 4.5, 4.7). In 
den Fallstudien finden sich dazu einige Hinweise, 
allerdings wird immer wieder auf die Grenzen der 
Städtebauförderung hingewiesen, v. a. nach Ab-
schaffung der Modellvorhaben. 

Detaillierte Bewertungen von Handlungsstrategien 
zu dieser Stabilisierungsdimension liegen nicht vor, 
und überdies wäre die Bewertung dieser Maßnah-

men und der avisierten Verhaltensweisen mit sub-
jektiven Normalitätsvorstellungen verbunden und 
somit kaum verallgemeinerbar. Einschlägiger als 
das Programm selbst sind hier sicherlich (inzwi-
schen) die Komplementärprogramme wie z. B. BI-
WAQ oder LOS/SVO/JUSTIQ. 

Projekte zur besseren Integration Jugendlicher 
in den Arbeitsmarkt oder zur Verbesserung ihrer 
Grundqualifikationen, die über die Soziale Stadt 
gefördert werden, stützen sich auf die oben be-
reits dargestellte Verknüpfung zwischen der bauli-
chen Herstellung (neuer) sozialer Infrastrukturein-
richtungen einerseits sowie der Schaffung ganzer 
Bündel niedrigschwelliger Angebotsformen ande-
rerseits. Dabei werden beispielsweise Handlungs-
felder wie Sport, Bildung und Qualifikation, Lokale 
Ökonomie und Integration in ortsangepasster Wei-
se miteinander kombiniert und für das Einüben ei-
nes neuen Miteinanders im Quartier in fruchtbarer 
Weise genutzt (vgl. 4.5.2).

Es gibt viele Beteiligungs- und Aktivierungsinst-
rumente, die mit Quartiersmanagement und Ver-
fügungsfonds zivilgesellschaftliche Initiativen zur 
interkulturellen, intergenerationalen oder anderen 
sozialen Begegnung in den Fördergebieten zur Ver-
fügung stehen. Sie bieten bei einer ausreichenden 
Mittelausstattung eine Reihe von Möglichkeiten zur 
kleinräumigen Erprobung von Formen des Mitein-
anders und des sozialen Lernens. In diesen Fällen 
können sie als eine wesentliche Errungenschaft 
der Sozialen Stadt auf dem Weg zu einem intensi-
vierten Stadtteilleben an Orten begriffen werden, 
die tendenziell nur über geringes soziales Kapital 
verfügen. Sie bieten überdies Ansatzpunkte für In-
tegrationsarbeit im Quartier, auch wenn ihr Erfolg 
angesichts hartnäckiger Stigmatisierungsphäno-
mene und der Fragilität der geknüpften Netzwerke 
in der medialen Wahrnehmung offenbar nur einge-
schränkt vermittelt werden kann (vgl. Kapitel 3.5).

Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass auch 
die Aktivitäten in den Handlungsfeldern Integrati-
on, Schule und Bildung sowie Stadtteilkultur und 
Sport wesentliche Voraussetzungen zur Verbes-
serung von Sozialisationsbedingungen schaffen. 
Allerdings können die überwiegend baulich-inves-
tiven Maßnahmen nur im Zusammenspiel mit so-
zio-integrativen Maßnahmen Wirkungen bei der 
Verbesserung von Lebenschancen entfalten. Hin-
weise darauf, ob und inwieweit dies im Einzelnen 
gelingt, finden sich kaum in den vorliegenden Un-
terlagen und insbesondere in den Fallstudien. An-
lässe und Orte für interkulturelle Begegnungen und 
positives soziales Lernen bieten die neu geschaffe-
nen oder aufgewerteten sozialen, kulturellen und 
sportlichen Einrichtungen mit den dort stattfinden-
den Angeboten. Einzelbeispiele weisen darauf hin, 
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dass mit integrierten Maßnahmen Zielgruppen er-
reicht werden können, die zuvor besonders von 
Ausgrenzung betroffen waren. Bemerkenswert 
sind in diesem Zusammenhang die vielfältigen Ak-
tivitäten zur Beratung und Information von Frau-
en aus Familien mit Migrationshintergrund (Stich-
wort Stadtteilmütter, vgl. Kapitel 4.3), die als ein Bei-
trag zur Integration von Familien in verschiedenen 
gesellschaftlichen Bereichen verstanden werden 
können. Darüber hinaus können besondere Ange-
bote in den Bereichen Sport, Jugend und Berufsbil-
dung als Schlüssel für das soziale Lernen von Ju-
gendlichen angesehen werden. Jedoch ist es sel-
ten gelungen, Ansätze und Aktivitäten dieser Art 
im Rahmen der Programmumsetzung in der Brei-
te zu verankern. 

Ob die Verstetigung solcher Angebote aus kommu-
nalen oder anderen Mitteln gelingt, ist an unter-
schiedliche Bedingungen geknüpft. Zivilgesell-
schaftlich getragene soziale Angebote sind zwar 
äußerst wertvoll, doch gerade der Umgang mit star-
ker Deprivation und abweichendem Verhalten ist 
auf professionelle sozialpolitische und sozialpä-
dagogische Angebote angewiesen. Dies gilt ins-
besondere angesichts der weiterhin bestehenden 
oder gar erneut aufgetretenen Stigmatisierungen 
und Integrationsherausforderungen sozial benach-
teiligter Quartiere. 

Vor dem Hintergrund zunehmender Armutsgefähr-
dung sollte die sozialräumliche Stabilisierung von 
Quartieren mit hohen Anteilen von Haushalten, die 
von Transferleistungen abhängig sind (Langzeit-
arbeitslosigkeit, alleinerziehende Mütter, ärmere 
Rentner), im Blickfeld der Anstrengungen des Pro-
gramms bleiben. Dabei sind auch die Erfahrungen 
zu berücksichtigen, die im Handlungsfeld Lokale 
Ökonomie gemacht wurden (vgl. Kapitel 4.7). Zur 
Lösung gesamtgesellschaftlicher Armutsprobleme 
und ihrer sozialräumlichen Ausprägungen wird das 
Programm Soziale Stadt v. a. Anstöße geben kön-
nen. Vor allem werden aber ressortübergreifende 
Anstrengungen in diesem Feld weiterhin von zen-
traler Bedeutung sein.

5.4 Aufwertung des Quartiersimages 
zur Vermeidung von Stigmatisierung 
und Diskriminierung

Die Bedeutung des Stadtteilimages für die sozia-
le und wirtschaftliche Entwicklung eines Quar-
tiers und seiner Bewohner ist weitgehend un-
strittig, wenngleich schwer messbar. Allerdings 
sind Images immer subjektive Wahrnehmungen; 
in einer pluralistischen und offenen Gesellschaft 
kann nicht von allgemeingültigen Images ausge-
gangen werden. 

Eine genauere Betrachtung verdient an dieser Stel-
le die Differenzierung von Identität (Selbstbild) und 
Image (Fremdbild) eines Quartiers. Das negative 
Image von Gebieten, so lassen sich die Erkennt-
nisse der Fallstudien interpretieren, kann in eini-
gen Fällen auf eine Häufung von Missständen etwa 
durch bauliche Vernachlässigung und funktiona-
len Wandel zurückgeführt werden. Dort ist offen-
bar die Verbesserung des Images durch die Anrei-
ze der Städtebauförderung möglich und kann sich 
dabei sogar in besonderem Maße auf die kommu-
nikativen und organisatorischen Ansätze stützen, 
für die die Soziale Stadt steht. In den Fällen, die da-
rüber hinaus von erheblichen Stigmatisierungen 
als soziale Problemgebiete oder Brennpunkte be-
troffen sind, ist die nachhaltige Beeinflussung des 
Images bzw. die Überwindung von Stigmatisierung 
schwierig. Dies haben einige Fallstudien deutlich 
gemacht. Bedeutsam ist hier, dass wenige nega-
tive Schlagzeilen, bisweilen hervorgerufen durch 
ein kleinräumige Konzentrationen von Kriminalität, 
Verwahrlosung oder abweichendem Sozialverhal-
ten, ausreichen, das Negativimage eines Quartiers 
zu festigen – eine Stabilisierung im negativen Sinn. 
Trotz der Förderung der Sozialen Stadt ist es in der-
artigen Quartieren bis heute kaum gelungen, ihren 
negativen Ruf zu durchbrechen. 

Die vielerorts ebenfalls beobachtbaren Zeichen 
stimmen allerdings positiv, dass es durch eine 
Verknüpfung von Aktivierung und Mobilisierung 
der örtlichen Bewohnerinnen und Bewohner, die 
Herausstellung von Besonderheiten insbesonde-
re durch Kulturfestivals o. ä., die Durchführung von 
Straßenfesten, die Verbesserung der Ausstattung 
und des Angebots im Bildungsbereich und die Auf-
wertung des öffentlichen Raums gelingen kann, das 
in der Regel bessere Selbstbild eines Quartiers zum 
Ausgangspunkt für dessen selbstbewusstere Dar-
stellung zu nutzen. Entsprechende Kampagnen sind 
zwar nur dann erfolgreich, wenn sie sich tatsäch-
lich auf einen tragfähigen, inhaltlichen Kern stüt-
zen. Doch allein die über die Programmlaufzeit er-
zielbare verstärkte öffentliche Wahrnehmung kann 
die kleinräumige Lebensqualität eines Quartiers 
so ins Blickfeld rücken, dass sich mindestens eine 
Anerkennung seiner Qualitäten jenseits negativer 
Schlagzeilen erzielen lässt. 

5.5 Stärkung der Position des Quartiers 
im lokalen politisch-administrativen 
System durch leistungsfähigere 
Governance-Strukturen 

Vor allem über die integrierten Entwicklungskon-
zepte konnte das Programm dazu beitragen, in Ver-
waltung und Politik die Aufmerksamkeit für die be-
nachteiligten Quartiere zu stärken (vgl. Kapitel 3.3). 
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Zudem hat das Programm in vielen Kommunen dazu 
geführt, dass sich ressortübergreifende Arbeits-
gruppen gebildet haben oder anderweitige neue 
Formen der gebietsbezogenen ressortübergrei-
fenden Zusammenarbeit entstanden sind. Ob die 
Unterstützung auch zu einem nachhaltigen En-
gagement und zur erhofften „Stadtpolitikerneue-
rung“ (Franke et al. 2000) führt, scheint jedoch zu 
einem großen Teil außerhalb der Einflussmöglich-
keiten der Bund-Länder-Förderung zu liegen. Viel-
mehr zeichnet sich ab, dass die Einbeziehung rele-
vanter Fachressorts auf der kleinräumigen Ebene 
(Kommune, Quartier) meist unabhängig davon ge-
lingt, ob es entsprechende übergeordnete Ansätze 
(Bund, Land) gibt (vgl. Kapitel 3.2). Die Befunde vor 
Ort sind allerdings äußerst heterogen.

Offenbar bietet der Rahmen der Sozialen Stadt 
dann günstige Voraussetzungen dafür, ressortüber-
greifende Kooperationen auf Stadtteilebene zu or-
ganisieren, wenn in der Stadt die planungskulturel-
len Voraussetzungen dazu im Grundsatz gegeben 
sind. Die gängigen Grenzen einer solchen Zusam-
menarbeit – miteinander nicht in Einklang zu brin-
gende Selbstverständnisse unterschiedlicher Res-
sorts, Aufgabenüberlastung usw. – können auch 
durch den sozialräumlichen Ansatz der Sozialen 
Stadt nicht grundsätzlich überwunden, aber ein 
Dialog angestoßen werden.

Neben Einbindung von Politik und Verwaltung ist 
auch eine engagierte Zivilgesellschaft eine wich-
tige Voraussetzung dafür, dass die Quartiere mehr 
Aufmerksamkeit und Ressourcen bekommen. 
Das Quartiersmanagement ist unbestreitbar ein 
Schlüssel zur Stärkung von Beteiligung und Netz-
werkarbeit. Die Aktivierungsarbeit, z. B. auch mit-
tels Verfügungsfonds, hat vielerorts eine andere 
Form der Quartierspolitik „von unten“ und eine in-
tensive Auseinandersetzung mit den Bedürfnissen 
vor Ort durch die lokale Politik befördert. Allerdings 
werden die am stärksten marginalisierten Bevölke-
rungsgruppen häufig nicht erreicht. Und es ist auch 
derzeit völlig offen, ob es gelingen kann, die im Rah-
men der Programmförderung eingeübten Formen 
der Beteiligung und Zusammenarbeit auch über das 
Ende der Förderung hinaus aufrecht zu erhalten. 

179 Das Konzept der „kollektiven Wirksamkeit“ wurde von Robert J. Sampson in die Diskussion um Kontexteffekte 
eingebracht und meint eine „soziale Kohäsion unter Nachbarn, kombiniert mit dem Willen, sich für das gemein-
same Wohl einzusetzen“ (Müller 2008: 8; siehe auch Sampson 2012: 149ff).

5.6 Zusammenfassende Einschätzungen 

Die fachlichen Strategien des Programms zur Sta-
bilisierung der Quartiere sind plausibel. Allerdings 
ist zu beachten, dass das Programm Soziale Stadt 
sich von anderen Städtebauförderprogrammen 
unterscheidet, weil es als Teil einer ressortüber-
greifenden Gemeinschaftsinitiative konzipiert wur-
de. Deren Grundidee bestand darin, durch konzer-
tierte Anstrengungen mehrerer Ressorts die wirt-
schaftliche, soziale und städtebauliche Stabilisie-
rung von Quartieren zu bewirken, die im Zuge der 
sozialen Polarisierung ins soziale Abseits zu gera-
ten drohten.

Das Programm wurde dann als Einzelprogramm im 
Rahmen der Städtebauförderung gestartet, ohne 
dass der ressortübergreifende Ansatz verbindliche 
Form erlangt hätte. So konnte es ohne diese Flan-
kierung die Ziele der Gemeinschaftsinitiative nicht 
immer vollständig erreichen. Angesichts seiner be-
grenzten Möglichkeiten kann festgestellt werden, 
dass die sozialen Ziele (der Gemeinschaftsinitia-
tive) regelmäßig sehr bzw. zu hoch gesteckt sind. 
Die Schilderungen in den Fallstudien deuten auf 
eine Unterausstattung der Kommunen mit finanziel-
len und personellen Ressourcen für die Umsetzung 
dieser sozialen Ziele hin, was nicht mit Städtebau-
fördermitteln kompensiert werden kann.

Das Programm leistet mit den baulichen Maßnah-
men und seinen flankierenden Instrumenten (inte-
grierte Entwicklungskonzepte, Quartiersmanage-
ment, Verfügungsfonds) einen sehr wichtigen Bei-
trag, in diesen Quartieren die baulichen Voraus-
setzungen für soziale Aktivitäten zu schaffen so-
wie Akteure zusammenzubringen und zu mobili-
sieren. Daraus kann im besten Fall eine kollekti-
ve Wirksamkeitserfahrung entstehen, die dann in 
soziale Kohäsion und Vertrauen übergeht.179 An-
dererseits kann von einer begrenzten staatlichen 
Sonderförderung keine zuverlässige Stabilisierung 
erwartet werden, vielmehr ist Integration eine ge-
meinschaftliche Daueraufgabe. Das gilt insbeson-
dere für die Quartiere, auf die neue soziale Heraus-
forderungen (etwa durch neu zu integrierende Be-
völkerungsgruppen) zukommen.
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6 Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Das Programm Soziale Stadt ist bereits einmal, näm-
lich rund fünf Jahre nach seinem Start, auf Bun-
desebene evaluiert worden. Die damaligen zent-
ralen Aussagen insbesondere zu seinen Möglich-
keiten und Grenzen, haben nach wie vor Gültigkeit 
(BMVBW 2004: 202). Im Vergleich zur damaligen 
Situation ist eine Konvergenz bei der Umsetzung 
durch die Länder und aktuell eine deutliche Stär-
kung des Programms auf Bundesebene zu verzeich-
nen. Dass viele Befunde zu seiner Umsetzung nach 
wie vor zutreffen, spiegelt einerseits die Kontinuität 
der Aufgabenstellung und eine konsolidierte Rolle 
des Programms wider, zeigt aber zugleich, dass ei-
nige eingeforderte Veränderungen in den vergange-
nen zehn Jahren noch nicht erreicht werden konn-
ten. Dazu gehört ganz wesentlich die konsequen-
te Umsetzung der Grundidee einer ressortübergrei-
fenden Initiative für sozial besonders benachteiligte 
Gebiete auf Bundes- und Länderebene.

6.1 Fortführung des Programms

Das Programm Soziale Stadt will den Tendenzen 
zur sozialräumlichen Polarisierung entgegenwir-
ken. Auch wenn sich im Zeitraum der Programm-
umsetzung die wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen verbessert haben, so gilt ein erheblicher An-
teil der Bevölkerung in diesen Stadtteilen als ar-
mutsgefährdet. Die Polarisierung von Vermögen 
und Einkommen hat in Deutschland wie in anderen 
Industrieländern zugenommen. Die soziale Entmi-
schung in den Städten wird sich vermutlich auch 
weiter verstärken, und es kommen nicht zuletzt im 
Kontext neuer Zuwanderung aus EU-Staaten so-
wie der aktuellen Flüchtlingsbewegung neue so-
ziale Herausforderungen auf die Städte und Ge-
meinden zu. Diese Kontextbedingungen lassen da-
rauf schließen, dass das Programm auch in Zu-
kunft relevant ist.

Das Programm Soziale Stadt soll als Teil der Städ-
tebauförderung fortgesetzt werden. Die Mittelaus-
stattung (Bundesfinanzhilfen) sollte mindestens auf 
dem aktuell erreichten Niveau beibehalten werden. 
Die Länder sollten die Bundesfinanzhilfen mög-
lichst vollständig abrufen. Die starken Schwankun-
gen in der Bereitstellung von Bundesmitteln haben 
sich in der Vergangenheit für die Umsetzung des 
Programms als sehr hinderlich erwiesen. Wichtig 
für alle Akteure ist eine mittel- bis langfristige Ver-
lässlichkeit der Mittelausstattung. 

Das breite Spektrum der Handlungsfelder, das in 
den sozial benachteiligten Quartieren bearbeitet 

werden soll, kann die Soziale Stadt als Programm 
der Städtebauförderung nicht allein abdecken. Es 
ist auf die Kooperation mit anderen Ressorts an-
gewiesen und war daher von der ARGEBAU als 
Gemeinschaftsinitiative mehrerer Ressorts konzi-
piert. Unabdingbar für seine erfolgreiche Umset-
zung ist daher die Ergänzung durch ein nationa-
les Aktionsprogramm oder eine ressortübergrei-
fende Strategie.

6.2 Neue Impulse für eine 
ressortübergreifende 
Zusammenarbeit schaffen 

Durch intensive bilaterale Kontakte auf Bundes- 
und in einigen Fällen auf Länderebene ist es wäh-
rend der Laufzeit des Programms gelungen, tem-
porär oder punktuell Unterstützung durch andere 
Ressorts zu erreichen. In mehreren Ländern wurde 
zudem eine Ausweitung des Handlungsspektrums 
der Sozialen Stadt durch die Bündelung mit Struk-
turfondsmitteln ermöglicht. Ein koordiniertes, so-
zialraumbezogenes Handeln der dafür relevanten 
Fachressorts konnte jedoch bisher weder auf Bun-
des- noch auf Länderebene erreicht werden. Für 
kommunale Bündelungsaktivitäten fehlten daher 
wichtige Voraussetzungen. Schon früh wurde die 
fehlende Mittelbündelung auf und zwischen die-
sen Ebenen als die Achillesferse des Programms 
(DIfU 2003: 229) bezeichnet. Dieser Befund trifft un-
verändert zu.

Es bedarf daher eines neuen deutlichen Impulses 
für eine ressortübergreifende Zusammenarbeit. Die 

Anlauf- und Beratungsstelle für Jugendliche Magdeburg-Neustädter Feld
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von der Bundesregierung bereits angestoßene res-
sortübergreifende Strategie und v. a. der „Investi-
tionspakt soziale Integration im Quartier“ sowie die 
„Modellvorhaben Miteinander im Quartier“ können 
hierzu neue Wege weisen. Alternativ oder ergän-
zend erscheint aktuell auch ein neues nationales 
Aktionsprogramm sinnvoll und machbar.

Initiierung eines neuen nationalen 
Aktionsprogramms zur sozialen Integration

In den kommenden Jahren werden auf die Kom-
munen neben den bereits bestehenden Aufgaben 
noch weitere, erhebliche Integrationsherausfor-
derungen zukommen. Durch die seit 2015 enorm 
angewachsene Zahl von Flüchtlingen und Asylbe-
werbern, deren Verbleib im Land derzeit noch nicht 
geregelt ist und deren räumliche Verteilung aktuell 
noch nicht prognostiziert werden kann, sind Fragen 
der Unterbringung, der sozialen Versorgung sowie 
der wirtschaftlichen und nachbarschaftlichen Inte-
gration von weiteren Zuwanderergruppen zu klä-
ren. Damit stellt sich die Stärkung des sozialen Zu-
sammenhalts zwischen der einheimischen und neu 
zugewanderten Bevölkerung nochmals stärker als 
Herausforderung. Es ist nicht auszuschließen, son-
dern eher wahrscheinlich, dass die Bewältigung 
dieser Aufgaben sich zu einem großen Teil in Ge-
bieten abspielen wird, die zur Förderkulisse der So-
zialen Stadt gehören oder in der Vergangenheit ge-
hört haben. 

Integration findet in konkreten Lebenszusammen-
hängen, durch Begegnung in der Nachbarschaft, 
am Arbeitsplatz, in Kita und Schule statt. Die Her-
ausforderungen für eine erfolgreiche Integration 
werden sich also weiterhin in denjenigen Hand-
lungsfeldern stellen, die auch schon in der Ver-
gangenheit für das Programm bzw. die Gemein-
schaftsinitiative Soziale Stadt zentral waren, näm-
lich Soziales, Wohnen, Bildung, Arbeit, Integra-
tion, Gesundheit und Umwelt. Ein integrierter ge-
bietsbezogener Förderansatz, der ressortüber-
greifend angelegt ist und städtebaulich-investi-
ve Maßnahmen mit sozio-integrativen Fördertat-
beständen verbindet, ist demnach für die Bewälti-
gung der neuen Herausforderungen sehr relevant 
und problemadäquat.

Es erfordert einen starken politischen Willen, eine 
gemeinschaftliche Anstrengung mehrerer Bun-
des- und Länderressorts ins Leben zu rufen. Die-
ser Wille entsteht in der Regel nur vor dem Hinter-
grund eines unabweisbaren und öffentlich wahr-
genommenen Problemdrucks. Diese Situation ist 
aktuell gegeben, was eine erneute gemeinschaftli-
che Initiative zur Bewältigung der enormen Integ-
rationsaufgaben nahe legt. Es könnte eine ressort-
übergreifende nationale Strategie zur sozialen In-

tegration ins Leben gerufen werden, die auf unter-
schiedlichen Programmen zur Förderung investi-
ver und nicht investiver Maßnahmen aufbaut. Das 
Aktionsprogramm sollte u. a. die Schnittstellen der 
zuständigen Rechtsgrundlagen, insbesondere im 
SGB und BauGB, beleuchten und systematisch An-
schlussmöglichkeiten schaffen. Das Städtebauför-
derprogramm Soziale Stadt sollte als quartiersbe-
zogenes Programm in diese Strategie sinnvoll in-
tegriert werden. In den sozial benachteiligten Ge-
bieten könnte die Soziale Stadt als Vernetzungs- 
und Aktivierungsinstanz, bei der Wohnraumver-
sorgung, in der Gestaltung des öffentlichen Raums 
und bei der Bereitstellung und Qualifizierung der 
erforderlichen sozialen Infrastruktur eine gebiets-
bezogene Leitfunktion übernehmen. 

Im Sinne einer gemeinsamen Initiative sollten be-
reits an der Formulierung der Zielsetzungen und 
der Konstruktion eines solchen Aktionsprogramms 
neben den Städtebauförderungsreferaten alle an-
deren relevanten Fachressorts auf Bundes- und 
Länderebene beteiligt werden. Die ressortüber-
greifende Strategie Soziale Stadt könnte zur Vor-
bereitung des Aktionsprogramms genutzt wer-
den. Darüber hinaus sollte jedoch das nationale 
Aktionsprogramm auch andere Akteure, wie z. B. 
Wohnungswirtschaft, Wohlfahrtsverbände oder 
Stiftungen, einbinden. Die Idee des BMUB für eine 
Bundesstiftung Soziale Stadt, die privates Engage-
ment anstoßen und unterstützen soll, könnten da-
her ebenfalls in das Aktionsprogramm einfließen 
und gemeinsam mit anderen Fachressorts weiter-
entwickelt werden.

Intensivierung der Bemühungen um eine 
ressortübergreifende Zusammenarbeit und 
Ressourcenbündelung auf Bundes- und 
Länderebene

Unabhängig davon, ob ein neues nationales Ak-
tionsprogramm zur sozialen Integration unter Ein-
beziehung des Städtebauförderprogramms Sozia-
le Stadt zustande kommt, müssen die bereits be-
gonnenen Bemühungen um eine ressortübergrei-
fende Zusammenarbeit intensiviert und zu einem 
erfolgreichen Abschluss gebracht werden. Der 
von der Bundesregierung eingeschlagene Pro-
zess zur Entwicklung einer ressortübergreifen-
den Strategie Soziale Stadt bietet die geeignete 
Grundlage für einen solchen neuen Impuls. Die 
bisherigen Bemühungen haben allerdings gezeigt, 
dass einem sozialräumlichen Ansatz jenseits der 
Städtebauförderung nur in wenigen fachlichen 
Zusammenhängen ein hoher Stellenwert einge-
räumt wird. Die Aufgabe, weitere Ressorts hin-
ter einem bereits bestehenden Programm zu ver-
sammeln, hat sich ebenfalls als schwer lösbar 
erwiesen. 
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Die bisher gesammelten Erfahrungen sollten für 
einen neuen Anlauf genutzt werden. Dabei sollte 
gegenüber den Partnern deutlicher herausgestellt 
werden, dass ein gemeinsames Produkt mehrerer 
Ressorts am besten geeignet ist, um auf die sozial-
räumliche Konzentration sozialer Herausforderun-
gen angemessen reagieren zu können. In einem 
intensiven Dialogprozess sollten von den ande-
ren Ressorts möglichst viele fachliche Anregun-
gen aufgegriffen werden. Statt die Federführung 
bei einem Resort anzusiedeln, dem sich andere 
anschließen, sollte eher eine Kooperation auf Au-
genhöhe in einer gemeinsamen, gleichberechtig-
ten Konstruktion angestrebt werden. 

Nach den Erfahrungen der bisherigen Umsetzung 
gelingen die Aktivitäten zur ressortübergreifen-
den Zusammenarbeit und Ressourcenbündelung 
nur unter der Voraussetzung, dass für die adres-
sierten Ressorts ein Mehrwert erkennbar wird. 
Damit ein solcher Mehrwert identifiziert werden 
kann, muss den anderen Fachressorts der sozial-
räumliche Ansatz des Programms Soziale Stadt 
vorgestellt und jeweils auf ihr Handlungsfeld be-
zogen erläutert werden. Es sollte dargelegt wer-
den, wo durch Synergien für ihr eigenes Handeln 
verstärkende Wirkungen erzielt werden können 
und wie die Soziale Stadt andere Programme 
oder Maßnahmen so unterstützen kann, dass de-
ren Wirkung erhöht wird. 

Der Dialog für das Handeln im Quartier sollte in ers-
ter Linie über den Abgleich fachlicher Strategien 
geführt werden, um dann in einem zweiten Schritt 
Möglichkeiten des gebietsbezogenen Handelns 
auszuloten. Der Gebietsbezug, der sich aus den 
Anforderungen an die Städtebauförderung ergibt, 
sollte bei ressortübergreifenden Aktivitäten durch 
einen breiteren Sozialraumbezug ergänzt werden. 
Dabei stellen vor allem Investitionen in die soziale 
Infrastruktur und die Aktivitäten der Quartiersma-
nager wichtige Beiträge dar.

Die bisherige Praxis hat gezeigt, dass offene Appel-
le in den politischen Raum hinein oder auf der Füh-
rungsebene der Ressorts kaum zum Erfolg führen. 
Auch von den ressortübergreifenden Arbeitsgrup-
pen auf Länderebene konnten nur wenige Impulse 
in die Verwaltung hineingetragen werden. Bewährt 
haben sich bilaterale, auf einzelne Programme und 
Initiativen anderer Ressorts fokussierte Kontakte 
und Abstimmungen auf der operativen Ebene. 

Da es sich hierbei um einen sehr zeitaufwendi-
gen und langfristigen Prozess handelt, sollten sich 
die Aktivitäten zur ressortübergreifenden Zusam-
menarbeit auf Bundes- und Länderebene auf jene 
einzelnen Fachabteilungen innerhalb der Minis-
terien konzentrieren, die einen Beitrag zur sozia-

len Integration in benachteiligten Quartieren leis-
ten können. 

Auch wenn die Bündelungsanstrengungen vor al-
lem auf der operativen Ebene Erfolg versprechen, 
ist eine Rückendeckung durch die Verwaltungsspit-
ze unerlässlich. Von Bund und Ländern sollten ent-
sprechende Kabinettsbeschlüsse angestrebt wer-
den. Im Bund ist dies durch den Prozess zur Ent-
wicklung einer ressortübergreifenden Strategie 
Soziale Stadt bereits eingeleitet worden. Die neue 
Initiative des Bauressorts, für bundeseigene Pro-
jekte und Programme zur Umsetzung der ressort-
übergreifenden Strategie 10 Mio. Euro zur Verfü-
gung zu stellen („Modellvorhaben Miteinander im 
Quartier“), ist zu begrüßen. Sie sollte genutzt wer-
den, um Kooperationsprozesse für ressortübergrei-
fende Interventionen auf den verschiedenen Ebe-
nen anzustoßen, die eine Verstetigung erwarten 
lassen. Diese Prozesse sollten unbedingt beglei-
tend evaluiert werden, um Anregungen für Optimie-
rung und Mainstreaming zu generieren.

Die Bundestransferstelle soll die Verantwortlichen 
des BMUB und des BBSR dabei unterstützen, res-
sortübergreifende Schnittstellen für eine gemein-
same quartiersbezogene Arbeit zu identifizieren, 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit zu projektie-
ren und die für eine Kooperation relevanten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in den anderen Fach-
ressorts zu gewinnen. Im Zuge des dadurch ange-
stoßenen Austauschs können rechtzeitig relevan-
te Aktivitäten identifiziert werden, die sich für eine 
Kooperation mit dem Programm Soziale Stadt an-
bieten. Gemeinsam mit den Verantwortlichen kann 
die Bundestransferstelle Initiativen für gebietsbe-
zogene Angebote und Maßnahmen entwickeln und 
deren Implementation unterstützen

Wohnumfeld Mueßer Holz, Schwerin

Foto: Sascha Hilgers

117Schlussfolgerungen und Empfehlungen



6.3 Fokussierung des Programms im 
Rahmen der Städtebauförderung 

Die Städtebauförderung wurde nach der Einfüh-
rung des Programms Soziale Stadt durch die Ein-
zelprogramme Aktive Stadt- und Ortsteilzentren, 
Stadtumbau Ost und West sowie Kleinere Städ-
te und Gemeinden in mehreren Stufen stark aus-
differenziert. Dies bildet eine gute Voraussetzung 
dafür, der spezifischen Rolle des Programms Sozia-
le Stadt im Kontext der Städtebauförderung deut-
licher Rechnung zu tragen. Diese besteht darin, 
gegen die sozialräumliche Spaltung in den Städ-
ten und Gemeinden zu wirken und deren negative 
Auswirkungen zu lindern.

Hierfür werden einerseits die investiven Mittel ein-
gesetzt, andererseits mit dem integrierten Planungs-
ansatz, dem Quartiersmanagement und dem Verfü-
gungsfonds ressortübergreifende, vernetzende und 
aktivierende Leistungen erbracht. Mehrere Bundes-
länder planen derzeit einen Neustart des Programms, 
indem sie ihre inhaltlichen und räumlichen Hand-
lungsschwerpunkte neu justieren. Das bietet die 
Chance, die Gebietskulisse unter aktuellem Blickwin-
kel noch besser an der Zielsetzung und den aktuellen 
Herausforderungen des Programms auszurichten.

Die Länder sollten dabei gemeinsam mit dem Bund 
geeignete Vorkehrungen treffen, dass keine Kom-
mune, die aus Gründen der Haushaltskonsolidie-
rung nicht die verfügbaren Förderangebote nut-
zen kann, den Förderzugang verliert. Hier sollte der 
kommunale Eigenanteil abgesenkt und die Mög-
lichkeit eröffnet werden, ihn durch Leistungen Drit-
ter zu ersetzen. 

Die Finanzhilfen sollen mit dem Programm Sozia-
le Stadt dafür eingesetzt werden, eine weitere ne-
gative Entwicklung von Gebieten mit erheblichen 
sozialen Problemlagen einzudämmen. Eine nega-
tive soziale Dynamik oder eine deutliche sozia-
le Benachteiligung der Gebietsbevölkerung sind 
dabei die entscheidenden Kriterien für die Aus-
wahl der Gebiete. Gleichzeitig sollten die Gebie-
te in der Regel städtebauliche Mängel oder insbe-
sondere Defizite der sozialen Infrastruktur aufwei-
sen. Für die Identifizierung dieser Gebiete sollten 
die Länder und die Kommunen geeignete Indika-
toren benennen, die eine Grundlage der Gebiets-
auswahl bilden.

Gefördert werden sollten Quartiere, die in eine so-
ziale Randlage geraten sind oder in denen sich An-
zeichen für eine negative Entwicklung nachweisen 
lassen (Präventionsgebiete). Dies kann auch ange-
nommen werden, wenn sich die Quartiere vor die 
Notwendigkeit gestellt sehen, neue soziale Heraus-
forderungen zu meistern. 

Ebenfalls gefördert werden sollten Quartiere, die 
als Zuzugs- oder transitorische Gebiete über län-
gere Zeiträume eine ausgeprägte Integrationsleis-
tung für die Stadt übernehmen. In letzteren müs-
sen Anstrengungen zur sozialen Integration und zur 
Verbesserung der Bildungserfolge intensiv unter-
stützt werden. Maßnahmen zur städtebaulichen 
Aufwertung sind in allen Gebieten kein Selbst-
zweck, sie müssen dem Ziel der sozialen Ausge-
wogenheit dienen.

Die Frage nach der Förderfähigkeit eines Gebiets 
sollte sich auch daran entscheiden, ob ein integ-
riertes Konzept die konkreten Ziele aus den Hand-
lungsnotwendigkeiten ableiten kann und die er-
forderlichen Potenziale und Ressourcen benennt, 
damit diese Ziele in einem bestimmten Zeitraum 
erreicht werden können. Zudem sollten mit den 
Kommunen und weiteren Begünstigten (sozia-
le Träger, Wohnungsbaugesellschaft) möglichst 
frühzeitig konkrete Verabredungen getroffen wor-
den sein, wie die durch das Programm angesto-
ßenen Prozesse und Strukturen nach Beendigung 
der Förderung weitergeführt werden sollen.

Für eine erfolgreiche Programmumsetzung ist eine 
plausible Abgrenzung der Fördermaßnahme not-
wendig. Dies betrifft nicht nur einen schlüssigen 
räumlichen Gebietsumgriff, sondern auch die Ein-
beziehung der (sozialen) Einrichtungen und Akteu-
re, die für die Aufgaben relevant sind. Im Interes-
se einer erfolgreichen Aktivierung der Bewohner-
schaft sollten die Einzugsbereiche der Stadtteilbü-
ros nicht zu groß sein. In sehr großen Gebieten sind 
daher mehrere Stadtteilbüros einzurichten. 

6.4 Ziele und Handlungsfelder des 
Programms überprüfen und justieren

Im ARGEBAU-Leitfaden und in den Verwaltungsver-
einbarungen zur Städtebauförderung werden viele 
Handlungsfelder benannt und mit Zielen untersetzt. 
Dabei bleibt häufig unklar, ob sich die Ziele auf das 
Programm der Städtebauförderung oder die Ge-
meinschaftsinitiative beziehen. Welche inhaltlich-
thematischen Handlungsfelder vor Ort im Vorder-
grund stehen, ergibt sich aus den Zielstellungen, 
die in den IEK formuliert werden. Das Kernproblem 
bei der Umsetzung besteht darin, dass die Möglich-
keiten, die formulierten Ziele allein mit Hilfe des Pro-
gramms Soziale Stadt zu erreichen, begrenzt sind. 
Das führt in der Praxis häufig dazu, dass hohe Er-
wartungen geweckt, aber nicht eingelöst werden. 

Eine gemeinsam zwischen Bund, Ländern und 
kommunalen Spitzenverbänden abgestimmte Pro-
grammstrategie sollte nach dem Vorbild anderer 
Städtebauförderprogramme genutzt werden, die 
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Ziele zu präzisieren, die mit der Sozialen Stadt er-
reicht werden können. Als Kernkompetenzen des 
Programms haben sich die baulich-investiven 
Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfelds 
und der sozialen Infrastruktur sowie die vielfältigen 
Aktivitäten des Quartiersmanagements zur Aktivie-
rung, Beteiligung und Vernetzung in den Gebieten 
erwiesen. Flankiert wird dies von Impulsen für so-
ziale Maßnahmen, beispielsweise über den Verfü-
gungsfonds. Investive Maßnahmen und die Arbeit 
des Quartiersmanagements sollten stärker als die 
zwei zentralen Säulen des Programms herausge-
stellt werden. Im Unterschied zu anderen Program-
men der Städtebauförderung kommt der Arbeit des 
Quartiersmanagements aufgrund der Aufgaben-
stellung, an den sozialen Problemlagen anzuset-
zen, ein deutlich höherer Stellenwert zu.

Um die Lebenschancen der Quartiersbewohner 
nachhaltig zu erhöhen, sind weiterhin Anstrengun-
gen zur Verbesserung frühkindlicher und schuli-
scher Bildung, zur Gestaltung der Bildungsüber-
gänge, erleichterten Zugängen zu Ausbildung und 
Weiterbildung und zu beruflicher Qualifizierung er-
forderlich. Das Programm Soziale Stadt kann in die-
sem Zusammenhang einen Beitrag zur Qualifizie-
rung der Bildungsinfrastruktur und Entwicklung 
oder Stärkung quartiersbezogener Bildungsnetz-
werke leisten. Diese Maßnahmen sollten mit Ini-
tiativen der für Bildung und Frühe Hilfen zuständi-
gen Fachressorts verknüpft werden. 

Die Anstrengungen zur Integration von Zuwande-
rern in den Quartieren müssen verstärkt werden. 
Hier können Synergien insbesondere in den Berei-
chen Bildung, Jugendarbeit und Gesundheit sowie 
durch die Netzwerkarbeit des Quartiersmanage-
ments erzielt werden. Zur Stärkung der Zivilgesell-
schaft bei der Integration sollten Migrantenorgani-
sationen stärker angesprochen und einbezogen so-
wie lokale Patenschaften initiiert werden. Bei der 
Aktivierung der Quartiersbewohnerschaft sollten 
Zuwanderer stärker berücksichtigt werden. Ergän-
zende soziale Maßnahmen zur verbesserten Inte-
gration ergeben sich aus den lokalen Erfordernis-
sen, wobei sich deren direkte Förderung durch das 
Programm Soziale Stadt im Wesentlichen auf ex-
perimentelle Projekte und innovative Impulse kon-
zentrieren wird.

6.5 Strategische Bedeutung der 
integrierten Entwicklungskonzepte 
stärken

Die integrierten Entwicklungskonzepte (IEK) führ-
ten erstmals in vielen Kommunen zur interdiszipli-
nären Erarbeitung von Entwicklungszielen für städ-
tische Teilräume und konnten in neue Formen der 

Bürgerbeteiligung eingebettet werden. Sie haben 
sich als Instrument bewährt, um die Potenziale in 
den Quartieren herauszuarbeiten, Ziele zu formu-
lieren, Handlungsfelder zu benennen und Indika-
toren für die Überprüfung der Zielerreichung fest-
zulegen. Allerdings erfüllen sie noch nicht überall 
überzeugend ihre Steuerungsfunktion.

In den IEK sollte eine quartiersbezogene Strate-
gie herausgearbeitet werden, aus der sich die Ein-
zelmaßnahmen schlüssig ableiten. Die gebietsbe-
zogenen Ziele sind aus den gesamtstädtischen 
Schwerpunktsetzungen zu entwickeln bzw. mit 
diesen abzustimmen.

Zudem sollte darauf geachtet werden, dass die IEK 
regelmäßig weiterentwickelt werden und als ver-
bindliche Grundlage für die Projektauswahl dienen. 
Darüber hinaus sollten die Ergebnisse der kommu-
nalen Selbstevaluation in die Fortschreibung der 
IEK einfließen (siehe Empfehlungen zum Wissens-
transfer und zur Begleitforschung).

6.6 Qualität der Quartiersmanagements 
sichern

Die Quartiersmanagements stellen immer wieder 
ihre Kompetenzen bei der Aktivierung der Gebiets-
bevölkerung und bei der Bildung und Stabilisierung 
von Netzwerken unter Beweis. Sie bilden eine zen-
trale Schnittstelle zwischen den Akteuren vor Ort 
und der kommunalen Politik und Verwaltung. 

Damit diese Aufgaben neben der Projektentwick-
lung, der Steuerung der Programmumsetzung und 
des Berichtswesens erfolgreich umgesetzt wer-
den können, bedarf es einer ausreichenden per-
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sonellen Ausstattung der Quartiersmanagement-
Teams und einer Vor-Ort-Präsenz in den Gebie-
ten. Die erforderliche personelle Ausstattung ist 
von der Größe des Gebiets und der Gesamtmaß-
nahme abhängig. Zudem sollte bei der Einrichtung 
der Quartiersmanagements bzw. bei der Beauftra-
gung von Dienstleistern von den Kommunen darauf 
geachtet werden, dass sich die Teams möglichst 
interdisziplinär (z. B. mit sozialpädagogischer und 
stadtplanerischer Kompetenz) und divers (in Be-
zug auf Geschlecht, Herkunft etc.) zusammenset-
zen und über die benötigten interkulturellen und 
fachlichen Kompetenzen verfügen. 

Die Beteiligungsaktivitäten der Quartiersmanage-
ments sollen über die Begleitung der investiven 
Maßnahmen hinausgehen. 

6.7 Verfügungsfonds als Instrument zur 
Aktivierung und Beteiligung stärken

Der Verfügungsfonds hat sich als flexibles Instru-
ment zur Finanzierung bewohnergetragener Klein-
projekte bewährt. Dieses Instrument findet inzwi-
schen ebenfalls in anderen Programmen der Städ-
tebauförderung Anwendung. Allerdings könnten 
die Potenziale, die es für die Aktivierung der Ge-
bietsbevölkerung bietet, noch konsequenter aus-
geschöpft werden.

Verfügungsfonds sollten in allen Bundesländern 
zum Einsatz kommen und angemessene Hand-
lungsspielräume für bewohnergetragene und kurz-
fristige Maßnahmen bieten. Die Einbeziehung von 
Bewohnerinnen und Bewohnern in die Vergabeent-
scheidung in Form von Beiräten sollte dabei ein fes-
ter Bestandteil sein. Auf kommunaler Ebene soll-
te versucht werden, private Akteure, wie z. B. Stif-

tungen oder Unternehmen, für eine Beteiligung am 
Verfügungsfonds zu gewinnen. 

6.8 Erfolgreiche Maßnahmen und 
Strukturen durch ausreichende 
Nachsorge absichern

Die Evaluierung hat gezeigt, dass in vielen be-
nachteiligten Quartieren eine Lösung der Proble-
me nicht innerhalb eines vergleichsweise kurzen 
Förderzeitraums zu erzielen ist. Vielmehr bedarf es 
einer Verstetigung der durch die Förderung ange-
stoßenen Strukturen. Diesem Erfordernis steht je-
doch die zeitliche Befristung der Gesamtmaßnah-
men im Rahmen der Städtebauförderung entgegen. 

Um die Nachhaltigkeit der Investitionen zu sichern, 
ist eine zeitlich hinreichend bemessene Phase der 
Nachsorge innerhalb der Laufzeit des Programms 
vorzusehen. In dieser Phase sollten die Gebietsver-
antwortlichen der Stadt zusammen mit dem Quar-
tiersmanagement und weiteren beteiligten Akteu-
ren, wie z. B. Stiftungen, sozialen Einrichtungen 
oder Unternehmen, gewährleisten, dass die Maß-
nahmen der sozialen Integration, die im Förder-
zeitraum erfolgreich erprobt worden sind, dauer-
haft weitergeführt werden. Aktivierungserfolge 
und soziale Netze sind zu stabilisieren und zu si-
chern. Dabei geht es neben der Verankerung ein-
zelner Projekte oder Maßnahmen in neuen, von 
der Programmförderung losgelösten Trägerstruk-
turen auch um die Weiterführung des gebietsbe-
zogenen integrierten Steuerungsansatzes. Hierfür 
sind in einer Fortschreibung des IEK die Erfolgskri-
terien zu formulieren und verbindliche Vereinba-
rungen mit der Kommune und involvierten Trägern 
zu treffen. Sie sollten in der Verstetigungsphase re-
gelmäßig überprüft werden. Sofern Gründe, die die 
Akteure nicht zu verantworten haben, die Zielerrei-
chung verzögern, sollte die Möglichkeit bestehen, 
die Förderung zu verlängern.

6.9 Wissenstransfer und 
Begleitforschung beleben 

Wie kein anderes Programm ist die Soziale Stadt 
experimentell und als lernendes Programm offen für 
neue Ansätze der quartiersbezogenen Arbeit ange-
legt. Dazu trägt auch eine intensive fachliche Pro-
grammbegleitung auf Bundesebene und in einigen 
Ländern bei. An der Schnittstelle von städtebauli-
chen, bildungs- und gesundheitspolitischen, sozia-
len und integrativen Aufgabenstellungen weckt es 
Interesse und teils hohe Erwartungen bei vielen Ak-
teuren. Es bildete über einen längeren Zeitraum hin-
weg den Dreh- und Angelpunkt einer breiten fachli-
chen Diskussion zur sozialräumlichen Intervention. 

Sanierte Wohnhäuser Konstanz-Berchen

Foto: empirica ag

120 Zwischenevaluierung des Städtebauförderungsprogramms Soziale Stadt



Diese berührte auch die Frage, wie der gebietsbe-
zogene Ansatz, ein Spezifikum der Städtebauförde-
rung, in anderen fachlichen Kontexten sinnvoll zur 
Anwendung gebracht werden kann.

Einrichtung einer programmbegleitenden 
Expertengruppe auf Bundesebene

Zur fachlichen Begleitung des Programms sollte 
auf Bundesebene vom BMUB eine Expertengrup-
pe einberufen werden. Die Expertengruppe soll-
te sich interdisziplinär zusammensetzen und Ver-
treterinnen und Vertreter der zuständigen Landes-
ministerien, der Kommunen, des Städte- und Ge-
meindetags, der Sozialverbände sowie ausgewähl-
te Vertreterinnen und Vertreter anderer Fachres-
sorts auf Bundes- und Länderebene und weitere 
Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und 
Praxis umfassen. Aufgabe der Expertengruppe soll-
te es zum einen sein, an der Weiterentwicklung 
des Programms mitzuwirken. Zum anderen sollte 
der Austausch in der Expertengruppe dazu dienen, 
den Wissenstransfer unter den Ländern zu erhö-
hen und den Erfahrungsaustausch zu bewährten 
oder innovativen Ansätzen und Instrumenten der 
Programmumsetzung voranzubringen sowie die 
Interdisziplinarität und ressortübergreifende An-
sätze zu stärken.

Nutzung der Bundestransferstelle zur Weiterent-
wicklung des Programms sowie Qualifizierung 
und Beratung der beteiligten Akteure

Die Bundestransferstelle hat insbesondere in den 
ersten Jahren eine wichtige Begleitfunktion für die 
Umsetzung der Sozialen Stadt als lernendes Pro-
gramm inne gehabt, indem sie durch vielfältige Pu-
blikationen und Veranstaltungen sowie einen breit 
gefächerten Internetauftritt den Austausch von In-
formationen, Erfahrungen und Wissen vorangetrie-
ben hat. Zudem hat die Bundestransferstelle die 
Umsetzung und Weiterentwicklung des Programms 
durch begleitende Forschung und vertiefende Stu-
dien unterstützt. In den letzten Jahren traten ver-
stärkt Aktivitäten der programmbegleitenden Öf-
fentlichkeitsarbeit in den Vordergrund.

In Zukunft sollte die Arbeit der Bundestransferstel-
le wieder stärker dafür genutzt werden, um den 
Informations- und Erfahrungsaustausch zwischen 
kommunalen Akteuren und Quartiersmanagements 
durch Transfer- und Lernwerkstätten voranzubrin-
gen und die Akteure durch externe Inputs zu bera-
ten. Die Werkstätten sollten sich jeweils auf kon-
krete Themenfelder, Instrumente oder Herausfor-
derungen beziehen und zur Qualifizierung der Quar-
tiersmanager und kommunalen Akteure beitragen. 
Zudem soll der Austausch zur Verbreitung bewähr-
ter Ansätze dienen. In den Informations- und Er-

fahrungsaustausch sollten auch andere relevan-
te Fachressorts von Bund und Ländern und weite-
re Akteure, wie z. B. Stiftungen oder Unternehmen, 
einbezogen werden.

Programmbegleitung auf Länderebene

Auch auf Länderebene sollten programmbegleiten-
de Strukturen gestärkt oder geschaffen werden, um 
den Informations- und Erfahrungsaustausch sowie 
die Qualifizierung der beteiligten Akteure voranzu-
bringen. Diese können sich am Transferstellenmo-
dell orientieren oder andere Formen annehmen, als 
Beispiel sei das Servicestellenmodell in Hessen ge-
nannt. Da es sich gezeigt hat, dass die Kommunen 
mit der eigenständigen Durchführung der Evalua-
tionen in der Regel überfordert sind, könnten sie 
durch diese Strukturen dabei unterstützt werden. 
Sie könnten eine programmbegleitende Evaluie-
rung vornehmen und mit den kommunalen Akteu-
ren die Schlussfolgerungen diskutieren.

Die programmbegleitenden Strukturen könnten 
auch die Verantwortlichen in den Landesministerien 
unterstützen, in anderen Häusern ressortübergrei-
fende Schnittstellen für eine gemeinsame quartiers-
bezogene Arbeit zu identifizieren, die für eine Koope-
ration relevanten Mitarbeiter in den Nachbarres-
sorts zu gewinnen und vorbereitende Abstimmung 
mit anderen Fachressorts zur Bündelung von För-
derprogrammen oder Instrumenten vorzunehmen.

(Selbst-)Evaluation auf kommunaler Ebene 
stärker qualitativ ausgestalten und als festen 
Bestandteil der Fortschreibung der integrierten 
Entwicklungskonzepte verankern

Auf kommunaler Ebene sollten die Aktivitäten zur 
Selbstevaluation stärker dazu genutzt werden, er-
probte Ansätze oder Instrumente kritisch zu hinter-
fragen und bei Bedarf weiterzuentwickeln. An die 
Länder gerichtete Evaluationsberichte werden in 
der Regel weniger dazu genutzt, um kritische Re-
flexionen zur eigenen Programmumsetzung vor-
zunehmen. Sie dienen aus kommunaler Perspekti-
ve vielmehr vor allem dazu, eigene Erfolge darzu-
stellen. Damit kommunale Selbstevaluationen die 
Funktion erfüllen können, Lernprozesse vor Ort zu 
initiieren, sollten diese einen stärker qualitativen 
Charakter erhalten. Zu empfehlen sind beispiels-
weise jährliche Reflexionsworkshops, bei denen 
die an der Programmumsetzung beteiligten Akteure 
gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern der 
Bewohnerschaft die eigenen Aktivitäten und aktu-
elle Herausforderungen regelmäßig kritisch reflek-
tieren und diskutieren. Die sich hieraus ergeben-
den Erfordernisse zur Weiterentwicklung der Ge-
samtmaßnahme sollten genutzt werden, um das 
integrierte Entwicklungskonzept fortzuschreiben. 
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7 Ausblick

Das Programm Soziale Stadt hat sich seit Pro-
grammstart deutschlandweit positiv entwickelt. 
Inzwischen hat es seine Spuren in mehr als 650 
Wohnquartieren und Stadtteilen hinterlassen.
• Wohnumfeld und öffentlicher Raum wurden 

aufgewertet, die Aufenthaltsqualität erhöht, 
neue Räume für Bewegung, Freizeit und Sport 
geschaffen,

• die soziokulturelle Infrastruktur wurde in bau-
licher Hinsicht verbessert oder vervollständigt, 
es wurden neue Einrichtungen geschaffen,

• die Bildungsinfrastruktur wurde gestärkt, und 
die Programmaktivitäten lieferten neue Impul-
se für die Verbesserung der Lebenschancen der 
nachwachsenden Generation,

• durch Beteiligung und Aktivierung wurden Teile 
der Gebietsbevölkerung in die Gestaltung ihres 
Quartiers einbezogen und lokale Potenziale ge-
stärkt sowie

• durch Vernetzungsaktivitäten konnten Akteure 
aus unterschiedlichen Einrichtungen und Be-
reichen zusammengebracht und Synergien er-
zielt werden.

Das Programm unterscheidet sich von anderen 
Programmen der Städtebauförderung, indem es 
sich der sozialen Entwicklung in den Quartieren 
und der sozialen Spaltung der Städte zuwendet. 
Ihm kommt das Verdienst zu, dass die besonders 
belasteten Quartiere nicht aus dem Blick von Ver-
waltung und Politik geraten sind. Es ist allerdings 
kein Programm zur Sicherstellung der sozialen 
Gleichheit. Insofern sollte man auch keine unrea-
listischen Erwartungen an seine Wirkungen knüp-
fen. In den Gebieten der Sozialen Stadt lebt der är-

mere Teil der Bevölkerung, der Teil mit den gerin-
geren Teilhabechancen. Dies kann das Programm 
nicht aus der Welt schaffen. Es kann aber die Kräf-
te im Quartier stärken, die bei der Bewältigung der 
schwierigen Lebensbedingungen aktiv und unent-
behrlich sind.

Weil es einen integrierten Ansatz verfolgt, hat 
sich das Programm vielen Handlungsfeldern zu-
gewandt, die für verbesserte Lebensbedingungen 
und Teilhabe relevant sind. Es hat von Anfang an auf 
ressortübergreifende Kooperation gesetzt und für 
die Mobilisierung von zusätzlichen Ressourcen aus 
anderen Tätigkeitsfeldern geworben. Hier konn-
ten bislang die Erwartungen längst nicht in dem 
Maße eingelöst werden wie anfangs erhofft. Als 
Programm der Städtebauförderung ist die Soziale 
Stadt jedoch personell und materiell überfordert, 
die komplexen sozialen Aufgaben in den Quartieren 
auch nur ansatzweise allein zu bewältigen.

Der ressortübergreifende Ansatz hat vor allem auf 
kommunaler Ebene zu vielfältigen Lernprozessen 
und zum Überschreiten von Ressortgrenzen beige-
tragen. Integrierte Ansätze sind inzwischen Main-
stream, auch wenn sie noch nicht alle so gelebt 
werden wie erdacht. Auf der Bundes- und Län-
derebene soll nun ein neuer Anlauf für eine res-
sortübergreifende Strategie gestartet werden. De-
ren Erfolg braucht Beharrlichkeit, aber auch politi-
schen Rückenwind. Für einen Erfolg des integrier-
ten Ansatzes ist beides unentbehrlich.

Seit einigen Jahren hat die Zuwanderung nach 
Deutschland wieder zugenommen. Die Herausfor-
derung, diese Menschen unterzubringen, zu ver-
sorgen und zu integrieren, wird sich verstetigen. 
Mit den Folgen dieser Entwicklung werden sich fast 
alle Städte und Gemeinden in Deutschland ausei-
nandersetzen müssen. Es ist absehbar, dass die 
Gebiete, in denen die sozial schwächeren Men-
schen leben, ebenfalls zum Ziel dieser Zuwande-
rung werden. Dort werden die „neuen“ Migranten 
aber mit den Alteingesessenen unweigerlich um 
Wohnraum und Arbeitsmöglichkeiten konkurrieren. 
Das könnte den sozialen Frieden in den Quartieren 
gefährden. Politische Kräfte, die gewillt sind, die-
se Lage für ihre Ziele auszunutzen, gewinnen der-
zeit an politischem Zuspruch. Wenn die Integration 
nicht gelingt, drohen in belasteten Quartieren ne-
gative Entwicklungen.

Was bedeuten diese Entwicklungstendenzen für 
das Programm Soziale Stadt? Das BMUB will die 
Soziale Stadt als Leitprogramm der Integration eta-
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blieren. Die Soziale Stadt ist jedoch keine Gemein-
schaftsinitiative verschiedener Ressorts, sondern 
ein Städtebauförderprogramm. Die Integrations-
aufgabe aller Bevölkerungsgruppen betrifft über 
baulich-investive Maßnahmen hinaus weit mehr 
Handlungsfelder aus den Bereichen Soziales, Bil-
dung, Ökonomie, Kultur. Die Soziale Stadt ist auch 
von der Mittelausstattung nicht einmal ansatzwei-
se dazu in der Lage, diese gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe zu übernehmen.

Aber auf die besonders betroffenen Quartiere bezo-
gen kann das Programm Soziale Stadt, auch künf-
tig als Städtebauförderprogramm, durchaus eine 
initiierende und koordinierende Rolle übernehmen. 
Es kann neben der baulich-investiven Fundierung 
die Mittel für integrierte Planung und vor allem für 
das Management von Integrationsprozessen zur 
Verfügung stellen. 

Die Quartiersmanagements sind eingespielt, qua-
lifiziert und engagiert, sie sind in der Lage, wichti-
ge Akteure zu vernetzen, lokale Potenziale zu ak-
tivieren und verschiedene Bevölkerungsgruppen 
einzubeziehen. Ihre Erfahrungen sollte man nut-
zen und weiterentwickeln. Dazu muss das Quar-
tiersmanagement gestärkt werden und dort, wo 
das noch nicht so ist, personell und organisato-
risch in die Lage versetzt werden, die komplexen 
Aufgaben zu übernehmen. Es muss seine Rolle brei-
ter verstehen als die, Projekte der Städtebauförde-
rung mit der Quartiersbevölkerung vorzubereiten 
und zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen. 
Aber selbst dann ist es nicht in der Lage, die viel-
fältigen Aufgaben der Integration im Quartier allein 
zu lösen. Vielmehr müssen für die Umsetzung der 
erforderlichen Maßnahmen zusätzliche Ressour-
cen bereitgestellt werden.

Die Soziale Stadt wird nur funktionieren, wenn es 
gelingt, die ursprüngliche Idee der Gemeinschafts-
initiative umzusetzen. Sie besteht darin, dass über 
die Städtebauförderung hinaus möglichst alle re-
levanten Ressorts und die Zivilgesellschaft ihre 
Kräfte bündeln und in den besonders benachtei-
ligten oder besonders bedürftigen Quartieren zur 
Geltung bringen. Dafür ist ein politischer Wille auf 
allen Ebenen der Politik erforderlich. Bund, Länder 
und Kommunen sind also aufgefordert, die Rah-
menbedingungen für eine ressortübergreifende 
Zusammenarbeit und Mittelbündelung auf allen 
Ebenen zu optimieren. Nur wenn das gelingt, kön-
nen die Ziele, die vor mehr als 15 Jahren formuliert 
wurden und die heute wieder an Aktualität gewin-
nen, erreicht werden.

Freiflächengestaltung Berlin-Marzahn

Foto: Wolf-Christian Strauss
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